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      Vorwort von Robin Alexander

      Warum soll man sich mit dem politischen Leben des Björn Höcke beschäftigen? Die Frage beantwortet sich im Herbst 2025 von selbst. Seine Alternative für Deutschland hat die politische Sperrzone durchbrochen, die das bürgerliche Deutschland nach der Shoa und dem Zweiten Weltkrieg um den Rechtsradikalismus gelegt hatte. „Rechts von der Union darf es keine demokratisch legitimierte Partei geben“, hatte der CSU-Übervater Franz Josef Strauß im Jahr 1987 apodiktisch festgestellt. In der Amtszeit der Bundeskanzlerin Angela Merkel gelang der AfD der Sprung in den Bundestag und alle 16 Landesparlamente. Und auch ihr Nachfolger Friedrich Merz muss sich mit ihr als größter und aggressivster Oppositionspartei herumschlagen.

      In ostdeutschen Bundesländern ist die Regierungsbildung gegen die Rechtsaußen-Partei schon schwierig und könnte bald unmöglich werden. Ein Ministerpräsident der AfD ist eine realistische Option. Schon heute prägt die Partei auch bundesweit die Debatten mit: etwa über die Bewaffnung der Ukraine gegen den russischen Angriffskrieg, über Zurückweisungen von Asylbewerbern an den deutschen Grenzen und – immer stärker – über Maßnahmen zum Klimaschutz. Die politische Mitte ist unter Druck. Nur eine kontrovers diskutierte Brandmauer der anderen Parteien trennt die AfD von einflussreichsten Ämtern. 

      Björn Höcke ist nicht ihr führender, aber doch ihr einflussreichster Politiker. Das weist Frederik Schindler so kleinteilig wie eindrucksvoll nach: Formal nur Vorsitzender eines kleinen ostdeutschen Landesverbands, geht in der AfD schon lange nichts mehr ohne ihn. Die Luckes, Petrys und Meuthens, die versuchten, die junge Partei zu führen, sind längst ausgeschieden. Rechts wurde von ganz rechts gefressen, ganz rechts von noch rechter und noch rechter von rechts außen. Und am rechtesten ist Höcke. Er blieb. 

      Das hat damit zu tun, dass Höcke kein Opportunist ist, wie Frederik Schindler plausibel analysiert, sondern ein „Überzeugungstäter“. Mit Gleichgesinnten bildet er Bünde in der AfD, die zur gegenseitigen Hilfe und Unterstützung über längere Zeiträume fähig sind. Das ist in der AfD die Ausnahme und deshalb spektakulär erfolgreich: In der von Glücksrittern und Zockern geprägten jungen Partei obsiegt langfristig derjenige, der zu mehr fähig ist als taktischen Bündnissen. 

      Die Binnensolidarität, die das Erfolgsrezept von Höckes völkischem „Flügel“ und damit auch von ihm selbst ist, stützt sich auf eine Weltanschauung, die vor allem eins ist: stabil. Höckes intellektueller Werdegang ist nur in einem bemerkenswert: weil er keiner ist. Schon sein Vater ist mit Rechtsextremismus am Rande des Vertriebenenmilieus aufgefallen – und Höcke selbst entwickelte sich vom Lehrer in der hessischen Provinz, kruden Geschichtsrevisionismus von sich gebend, bis zum AfD-Vordenker eben nicht fort: Germanentümelei, missverstandenes Preußentum, Versatzstücke der „Konservativen Revolutionäre“ in Weimar und immer wieder verschwiemelter Nationalsozialismus. Ein Weltbild, das Züge einer Karikatur trägt: Im Kindergarten von der Erzieherin in die Ecke gesetzt worden zu sein, erzählt Höcke als frühen Beleg seiner rebellischen Männlichkeit. 

      Die AfD hat sich radikalisiert, Höcke nicht: Er war immer schon ein Rechtsradikaler. Das weist Schindlers starke Recherche schlüssig nach. Die Partei entwickelte sich unaufhaltsam auf ihren wichtigsten Vertreter zu. Die Meilensteine, die gemeinhin als Bedingung für den Erfolg der AfD beschrieben werden, spielten für Höcke keine Rolle. Weder radikalisierten ihn die Euro-Rettungspakete noch die „Grenzöffnung“ von 2015. Auch die Corona-Maßnahmen oder die Waffenlieferungen für die von Russland angegriffene Ukraine hatten nicht wirklich einen Einfluss auf ihn. 

      Auch die vom Autor dieses Vorworts jahrelang bemühte These, Angela Merkel sei die unfreiwillige Geburtshelferin der AfD, muss – zumindest was Höcke angeht – neu bedacht werden. Ihn hat keine „Willkommenskultur“ radikalisiert und kein vermeintlicher Linksrutsch der Unionsparteien. Höcke leidet an amerikanischer Populärkultur, „Reeducation“, Westbindung und Vergangenheitsbewältigung. Sein eigentliches Feindbild ist nicht Merkel, sondern Adenauer. Er leidet daran, dass Deutschlands „langer Weg nach Westen“ nach so schmerzhaften Umwegen unter dem großen CDU-Kanzler schließlich doch noch gelang. Höcke lehnt nicht nur „Merkel-Deutschland“ ab. Die gute alte Bundesrepublik ist ihm ein Graus!

      Noch einmal gefragt, also, warum muss man sich mit dem politischen Leben Björn Höckes beschäftigen? Weil es zeigt, wie aussichtslos alle Versuche sein werden, einer von ihm geprägten AfD politisch entgegenzukommen, um seinesgleichen zu befrieden. Das wird nicht gelingen. Denn Höcke steht gegen alles, was die politische Mitte der Bundesrepublik – gerade die Unionsparteien – in acht Jahrzehnten aufgebaut haben.

      Weil Höckes Einfluss in der AfD weiter wächst, ja sich diese Partei zumindest im Osten ihm weithin anverwandelt, gibt es eine weitere Lehre, die man unbedingt aus Frederik Schindlers Buch ziehen sollte: Die AfD ist nicht nur keine normale Partei. Sie ist auch keine normale Rechtspartei. Keine bundesrepublikanische Variante des europäischen Aufschwungs des Rechtspopulismus. Keine deutsche Schwester des französischen Rassemblement National um Marine Le Pen oder der italienischen Fratelli d’Italia um Giorgia Meloni. Denn diese haben rechtsextreme Wurzeln, sich aber während ihres Aufschwungs zumindest teilweise von ihnen emanzipiert: Sie brachen mit dem offenen Antisemitismus, der Feindschaft zur Europäischen Union und der zur NATO. Wie weit dieser Bruch bei den französischen und italienischen Rechtspopulisten geht und wie authentisch oder ob er nur taktisch ist, mag anderswo erörtert werden. Im deutschen Zusammenhang ist entscheidend: Die AfD vollzieht die Selbstaufklärung und Normalisierung ihrer europäischen Schwestern nicht nach. Sie hat eben nicht klein und rechtsextremistisch begonnen und sich im Wachstum in die Mitte bewegt. Im Gegenteil: Als klein, eurokritisch und zumindest in Rufweite der Mitte gestartet, transformierte sich die AfD in ihrem Aufschwung immer weiter nach rechts. Die AfD entwickelte sich dorthin, wo Höcke immer schon war.







      Einleitung

      Wenige Tage bevor Björn Höcke den bislang größten Triumph seiner politischen Karriere einfährt, stehe ich zwischen seinen Fans auf dem Marktplatz im thüringischen Sömmerda. Es ist ein brütend heißer Nachmittag im August 2024, die Landtagswahl steht kurz bevor, hinter der Bühne hält eine schwarze Limousine. Ein Personenschützer des Landeskriminalamts steigt aus der Beifahrertür und öffnet eine der hinteren Türen. Höcke steigt aus, Jubel bricht aus. Sicherheitspersonal macht ihm den Weg auf die Bühne frei. Höcke reißt seine Arme nach oben, winkt in die Menge und lässt sich feiern. „Was für ein großartiger Anblick“, ruft er. Und ich frage mich, wie es einem offenkundigen Rechtsextremisten gelingen konnte, für einen relevanten Teil dieses Landes zu einem Hoffnungsträger zu werden. 

      Die Antwort darauf finde ich nicht auf dem Marktplatz in Sömmerda, aber hier wird sie sichtbar. Während die anderen Parteien an den Wahlkampfständen von den meisten Bürgern ignoriert werden, haben sich beim Sommerfest der AfD Hunderte Anhänger versammelt. Sie sind gekommen, um ihr Idol live erleben zu können und applaudieren wie bei einem Rockkonzert. Auf der Bühne kommt Höcke sofort zur Sache. „Das Multikulti-Experiment ist ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit“, ruft er. „Wir ziehen hier den Schlussstrich!“ Die dramatische Begriffswahl ist eine Kampfansage. Die allermeisten Besucher halten das allerdings für völlig normal. Nur eine ältere Frau in der ersten Reihe sieht das anders. Sie ist auf den Marktplatz gekommen, um ihren Widerspruch zu äußern. Sie ist allein, steht zwischen mehreren Höcke-Fans. Erst hört sie kurz zu. Dann versucht sie mehrmals, die Rede zu unterbrechen. „Das ist eine Lüge“, ruft sie etwa. Die von der AfD beauftragten Securitys wissen sofort, wie sie zu handeln haben. Einer der Männer baut sich vor ihr auf. „Verlassen Sie diesen Bereich“, sagt er. „Wir machen von unserem Hausrecht Gebrauch. Ich wünsche Ihnen trotzdem noch einen schönen Tag.“ Ob Björn Höcke, der sich als aufrechter Kämpfer für die Meinungsfreiheit inszeniert, von dem Vorfall während seiner Rede etwas mitbekommt, wird an diesem Nachmittag nicht klar. Es kann jedoch davon ausgegangen werden, dass mit den Securitys entsprechende Absprachen getroffen wurden. Höcke will andere Meinungen auf seiner Versammlung offenbar nicht akzeptieren. Gegendemonstranten, die von der Polizei an der anderen Seite des Platzes abgeschirmt werden und von denen es an diesem Tag nur sehr wenige gibt, bezeichnet Höcke auf der Bühne als „verhetzte und verirrte Menschen, die offenkundig auch durch das malade Bildungssystem ruiniert worden sind in ihrer geistigen Entwicklung“. 

      Ganze Familien sind an diesem Nachmittag in Sömmerda zusammengekommen. Seit Wochen hängen die Plakate mit Höckes Konterfei in ihrer Kleinstadt, seitdem freuen sie sich auf den Besuch des AfD-Spitzenpolitikers. „Ach, du auch hier?“, fragt eine Frau eine Bekannte. Zur Wahl der Rechtsaußen-Partei zu stehen, braucht hier längst keinen Mut mehr, es ist Normalität. Hier sind nicht die Wähler vor Ort, die die AfD trotz Höcke wählen, weil sie unzufrieden mit der Politik der anderen Parteien sind. Hier stehen diejenigen, die die AfD wegen Höcke wählen. Die ihn verehren und von seinen Vorstellungen überzeugt sind. Sie halten den Landes- und Fraktionschef der Thüringer AfD für einen „Deutschlandretter“. Davon ist auch Höcke selbst überzeugt. Den meisten Besuchern sieht man nicht an, dass sie sich für einen rechtsextremen Politiker begeistern. Nur bei einem kleinen Teil ist das anders, sie tragen T-Shirts von Marken aus der Neonazi-Szene oder mit rechtsradikaler Symbolik. Den Securitys kann das kaum entgehen. Hier schreiten sie allerdings nicht ein.

      Acht Tage später führt Höcke seine Partei zum dritten Mal in den Thüringer Landtag. Jeder dritte Wähler wählt an diesem Tag die AfD. Mit 32,8 Prozent der Zweitstimmen landet sie mit einem großen Abstand von über neun Prozentpunkten vor der CDU auf Platz eins. Es ist das erste Mal in der Geschichte der Bundesrepublik, dass eine von einem Rechtsextremisten geführte Partei stärkste Kraft auf Landesebene wird. An der Regierung wird sie zwar nicht beteiligt, weil alle anderen Parteien eine Zusammenarbeit ausgeschlossen haben. Weil sie aber über ein Drittel der Mandate erringt, kann sie künftig mittels der sogenannten Sperrminorität bestimmte Entscheidungen blockieren. Die AfD erhält also deutlich mehr Beteiligungsrechte und kommt erstmals in eine Machtposition.

      Sein Ziel hat Björn Höcke damit längst noch nicht erreicht. Es geht weit darüber hinaus. Er will eine ethnisch möglichst homogene völkische Gemeinschaft errichten. Auf dem Weg dahin will er Ministerpräsident werden und die AfD-Spitze auch auf Bundesebene erobern. Wenn das nicht klappen sollte, will er zumindest „Wirkmacht entfalten“, wie mir sein früherer langjähriger Vertrauter Andreas Kalbitz sagt. Da ist er längst dabei und erzielt Teilerfolg um Teilerfolg. Innerhalb der AfD, die 2013 als rechtskonservative und wirtschaftsliberale Anti-Euro-Partei gestartet war, hat er sich inhaltlich bereits weitgehend durchgesetzt. Im Gegensatz zu früheren Jahren ist parteiinterner Widerspruch zu Höcke verstummt. Seine stärksten Gegner sind weg – oder sagen nichts mehr, weil sie die Gegenwehr fürchten.

      In diesem Buch zeige ich, wie Björn Höcke das erreicht hat. Dafür habe ich monatelang innerhalb und außerhalb der AfD recherchiert und bringe zahlreiche bislang unbekannte Informationen über den Rechtsextremisten ans Licht. Ich zeige etwa, in welcher Familie Höcke aufgewachsen ist und wie rechtsextreme Ideologien in dieser Familie über mehrere Generationen weitergegeben wurden und werden, wie Höcke schon Anfang der 2000er-Jahre als Lehrer in Groß-Gerau mit weit rechten Ansichten aufgefallen ist, welche Verbindungen er bereits vor seinem Gang in die Politik in die extreme Rechte hatte, mit welchem Ziel er in die neu gegründete Partei eingetreten ist und wie er es geschafft hat, seine Kritiker loszuwerden, einen nach dem anderen. Dabei geht es immer um mehr als nur um eine Einzelperson – es geht um ein System und ein Netzwerk, das arbeitsteilig agiert und ein klares Ziel vor Augen hat. Ich zeige, wer seine engsten Vertrauten sind und was diese auszeichnet. Und ich analysiere das Verhältnis zwischen Höcke und dem mächtigsten AfD-Mitglied, der Bundesvorsitzenden Alice Weidel. Sie werden in diesem Buch viele Dinge erfahren, die Sie bislang noch nicht über Höcke und die AfD wussten.

      Die AfD beobachte ich journalistisch bereits seit 2018. Seit Ende 2021 bin ich als Politikredakteur bei der Welt und Welt am Sonntag für die Berichterstattung über die Rechtsaußen-Partei verantwortlich. Dabei ist es unter anderem meine Aufgabe, parteiinterne Kämpfe um Macht und Inhalte an die Öffentlichkeit zu bringen und diese zu analysieren sowie Verstrickungen innerhalb der extremen Rechten aufzudecken. Für dieses Buch habe ich Björn Höcke bei zahlreichen öffentlichen Auftritten beobachtet und mit Dutzenden aktuellen und ehemaligen Parteimitgliedern gesprochen. Darunter waren sowohl Kritiker und entschiedene Gegner als auch Unterstützer und enge Vertraute. Darüber hinaus konnte ich zahlreiche AfD-interne Dokumente, E-Mails und Nachrichten sichten, auch von Björn Höcke.

      Selbstverständlich habe ich Björn Höcke darüber informiert, dass ich dieses Buch schreibe und ihn zwischen April und Juli 2025 über verschiedene Kanäle mehrmals für ein Gespräch angefragt. Auf die Anfragen haben Höcke und seine Mitarbeiter nicht reagiert. Im Juli und August 2025 habe ich Höcke mit meinen Rechercheergebnissen konfrontiert und ihm einen umfangreichen Fragenkatalog geschickt, um ihm die Möglichkeit zu geben, zu neuen Vorwürfen Stellung zu beziehen. Die Anfragen hierzu hat er ebenfalls unbeantwortet gelassen. Wenige Tage vor Drucklegung teilte sein Büroleiter mit, dass Höcke davon absehe, meine Fragen zu beantworten. In einer „sorgfältigen Prüfung“ meiner bisherigen Berichterstattung habe Höcke den Eindruck erlangt, dass eine „bewusste Verzerrung“ seiner Position beabsichtigt werde. Das ist selbstverständlich nicht zutreffend. Zuvor hatte ich mehrmals mit Höcke gesprochen. Autorisierte Zitate aus diesen Gesprächen sind ebenfalls in dieses Buch eingeflossen. Ich habe Höcke zudem bei zahlreichen weiteren öffentlichen Auftritten erlebt.

      Björn Höcke ist weit mehr als ein Landespolitiker. Zwar gibt es innerhalb der AfD mittlerweile zahlreiche Strippenzieher, von denen übrigens die meisten Höckes Ideologie teilen. Betrachtet man allerdings die gesamte Geschichte der Partei, ist Höcke zweifellos der zentrale Treiber der Radikalisierung. Seine Ideologie ist es, die das Profil der Partei nachhaltig verändert hat und heute inhaltlich tonangebend ist. Andere Schlüsselfiguren sind historisch zwar wichtig, aber heute ohne Einfluss – oder erst deutlich kürzer in der Rolle der Vordenker und Taktgeber. Langfristig gesehen ist Björn Höcke die prägendste Figur der AfD-Ideologie. Höckes Einfluss sowohl auf parteiinterne als auch auf gesellschaftliche Debatten sollte daher nicht unterschätzt werden. Die AfD, die mit Höcke längst kein Problem mehr hat, ist auf Bundesebene zweitstärkste Kraft. Dieser Aufstieg ist mehr als eine bloße Verschiebung parteipolitischer Kräfteverhältnisse. Er ist ein Symptom einer tieferliegenden demokratischen Krise – und zugleich deren potenzieller Beschleuniger. 






      Höcke als Sohn, Vater und Lehrer

      Nicht zu Unrecht hält Björn Höcke die Familie für die „wichtigste Sozialisationsinstanz“, wie er im Juli 2014 in einem Interview mit der Thüringischen Landeszeitung sagt. „Es werden dort Werte vermittelt, Gemeinschaftsorientierung, eine positive Unterordnungsfähigkeit.“ Seine Familie, sowohl die Herkunftsfamilie als auch die eigene Familie, hat für Höcke eine zentrale Bedeutung. Dies gilt auch für die von ihm selbst angesprochene Vermittlung von Werten. Selbstverständlich sind politische Einstellungen erlernt und veränderbar. Dennoch werden Normen und Weltbilder häufig von Generation zu Generation weitergegeben. Soziologische und sozialpsychologische Studien zeigen, dass die Eltern die politischen Orientierung ihrer Kinder entscheidend prägen. Ein wichtiger Befund der Einstellungsforschung ist etwa, dass die Wahrscheinlichkeit, dass ein Kind politische Positionen von seinen Eltern übernimmt, desto höher ist, je stärker sich beide Eltern politisch einig sind. Dann fehlen schließlich alternative Sichtweisen. Was die Identifikation mit Parteien angeht, ist die intergenerationale Weitergabe vor allem an den politischen Rändern besonders stark. „In diesem Zusammenhang zeigen unterschiedliche Studien, dass Eltern und ihre Kinder bei rassistischen Einstellungen signifikant übereinstimmen“, schreiben die Sozialwissenschaftler Martin Kroh, Karolina Fetz und Jannes Jacobson. Der Einfluss elterlicher Bindungen ist demnach bis ins hohe Erwachsenenalter nachweisbar.

      Es kann davon ausgegangen werden, dass dies in Höckes Familie der Fall ist. Jedenfalls fiel bereits Björn Höckes Vater im Kollegenkreis mehrfach mit rechtsextremen Äußerungen auf – und mehrere seiner Kinder bewegen sich in einem rechtsextremen Umfeld. Die Geburten seiner Kinder waren es zudem, die Höcke in die Politik trieben. „Ich hatte die politische Entwicklung ja stets verfolgt und mein Unmut über die Verhältnisse wuchs von Jahr zu Jahr“, sagt er in seinem 2018 erschienenen Gesprächsband Nie zweimal in denselben Fluss. „Die Familiengründung und die Sorge um die Zukunft meiner Kinder erhöhten den inneren Druck.“

      Eine hochpolitische Familie 

      Im Mai 2025 postet Höcke auf Telegram einen „deutschen Standpunkt zu 80 Jahren Kriegsende“. Dazu teilt er ein Bild, auf dem „das kriegszerstörte Königsberg in den 1950er-Jahren“ zu sehen ist. Königsberg hieß damals natürlich schon Kaliningrad, doch das interessiert Höcke nicht. „Ostdeutschland starb 1945“, schreibt er. „Ausgeräumte Fläche, wenige Ruinen – die Altstadt, das prachtvolle Zeugnis der Formliebe und des Fleißes vieler ostpreußischer Generationen, ist ausradiert, ihre deutschen Bewohner sind vertrieben oder tot“, schreibt Höcke. Die deutschen Verbrechen sowie die Opfer der Nationalsozialisten bleiben in dem Beitrag gänzlich unerwähnt. Deutschland wird als das eigentliche Opfer der Geschichte inszeniert. Höcke beklagt die Gebietsverluste, ohne deren Ursache zu benennen – den von Deutschland begonnenen Raub- und Vernichtungskrieg und die Gewaltherrschaft der Deutschen in Ostmittel- und Osteuropa. Die Legitimität der Nachkriegsordnung, die eine Antwort auf das nationalsozialistische Unrecht war und der zukünftigen Friedenssicherung in Europa diente, stellt er damit implizit infrage.

      Die Flucht und Vertreibung der Deutschen aus den ehemaligen Ostgebieten des Deutschen Reichs spielt im Leben von Björn Höcke von Kindheit an eine zentrale Rolle. Wie Millionen Deutsche mussten auch Höckes Vorfahren als Konsequenz aus der nationalsozialistischen Vernichtungspolitik zum Ende des Zweiten Weltkriegs fliehen. „Dieser Heimatverlust war immer Thema in meiner Familie“, sagt Höcke im Bundestagswahlkampf 2017 in einem Interview mit Hagen Grell, einem rechten Youtuber. In dem Gespräch erinnert sich der damals 45-Jährige an seine Schulferien und das Ehebett seiner Großeltern. „Da lag dann der kleine Björn gerne vorm Einschlafen noch und hat sich die Geschichten erzählen lassen aus der Kindheit und Jugend dieser älteren Herrschaften.“ Das seien Lehrstunden gewesen, die ihm klargemacht hätten, dass etwas verloren gegangen sei, was man nicht ersetzen könne. „Vielleicht habe ich den Heimatverlust als Kind sehr stark reflektiert und mir auch unbewusst immer selbst sehr nahe gebracht.“ 

      Die Flucht aus Ostpreußen prägt das Leben von Höckes Großeltern bis zum Tod. Als Kind betrachtet ihr Enkel Björn häufig eine große Karte von Ostpreußen, die damals in deren Haus hängt. „Ich ‚träumte‘ mich oft nach Ostpreußen, versuchte aus den Erzählungen meiner Großeltern abgeleitete Bilder von diesem verlorenen Land vor mein geistiges Auge zu ziehen“, erzählt Höcke im Mai 2025 seinem Mentor Götz Kubitschek in einem Gespräch, das im neurechten Theorieblatt Sezession veröffentlicht wird. Mehrmals begleitet Höcke seine Großeltern in seiner Jugend zu den alle drei Jahre stattfindenden Deutschlandtreffen der Landsmannschaft Ostpreußen. Immer wieder werden dort revisionistische Forderungen vertreten. Im April 1980 verabschiedet das höchste Organ des Vertriebenenverbands eine Erklärung, in der es heißt: „Ostpreußen ist ein Teil Deutschlands. Weder die Sowjetunion noch die Volksrepublik Polen haben einen rechtlichen, historischen, moralischen oder wie auch immer gearteten Anspruch auf dieses seit Jahrhunderten rechtmäßig von Deutschen bewohnte und gestaltete Land.“ Noch im Jahr 1997 weigert sich die Landsmannschaft, das Eintreten für die „nationale und staatliche Einheit Deutschlands unter Einschluss Ostpreußens“ aus der Satzung zu streichen und verliert daraufhin die finanzielle Förderung aus Bundesmitteln. 

      Bereits im Februar 2015, wenige Monate nachdem die Thüringer AfD mit fast zehn Prozent in den Landtag eingezogen war, berichtet Höcke dem Erfurter Lokalfernsehsender salve.tv, dass durch die Erzählungen seiner Großeltern eine „Geschichtsimagination“ angeregt worden sei. Diese habe ihn motiviert, „über Politik und später auch über die Brüche des 20. Jahrhunderts“ nachzudenken. Vom Kleinkindalter an sei für ihn deshalb die politische Diskussion Alltag gewesen. „Ich bin in einer hochpolitischen Familie groß geworden.“

      Kopf dieser hochpolitischen Familie ist der Großvater Kurt Höcke[1], ein Kind des Kaiserreichs, 1909 im ostpreußischen Rositten im Kreis Preußisch-Eylau geboren. Heute gehört das Dorf zur russischen Oblast Kaliningrad, es heißt Bogatowo und ist fast ausgestorben. Es liegt direkt an der polnischen Grenze, der Sperrgürtel beginnt gleich hinter der alten Schule. Doch auch auf alten Fotografien macht der Ort schon einen tristen Eindruck. Immerhin gab es damals eine Bahnstation, ein Armenhaus und eine Kapelle. Mehrere Bauernhöfe, eine Molkerei und eine Mühle sind die Hauptarbeitgeber. Als Kurt Höcke 18 Jahre alt ist, wird ein neuer Reichstag gewählt. Beim Urnengang im Mai 1928 kommt die NSDAP in Ostpreußen auf gerade einmal 0,8 Prozent. In keinem anderen Wahlkreis der Weimarer Republik schneidet Hitlers Partei schlechter ab. Doch das ändert sich rasch. Im März 1933 triumphieren die Nationalsozialisten in Ostpreußen mit einem Stimmenanteil von 56,5 Prozent. Es ist das beste Ergebnis von allen 35 Wahlkreisen des Reichs. Ostpreußen war nach dem Ersten Weltkrieg vom Rest des Reichs abgetrennt. Viele Bewohner waren der Ansicht, die Reichsregierung verhalte sich gleichgültig gegenüber ihrer Lage. Die NSDAP inszenierte sich dann als die Partei, die Ostpreußens Interessen ernst nahm. Sie traf dort auf eine völkisch und antidemokratisch geprägte Kultur, die für ihre Ideen anschlussfähig war. Starke Gegengewichte fehlten. 

      Den Großteil seines Lebens als Erwachsener in Ostpreußen verbringt Kurt Höcke allerdings nicht in Rositten, sondern in einem Vorort von Königsberg, dem Stadtteil Lauth an der östlichen Peripherie der Stadt. Zunächst absolviert er eine Gärtnergehilfenprüfung, dann besucht er ab April 1931 eine Gärtnerlehranstalt im ostpreußischen Tapiau. Sein Vater Karl Höcke kauft in einer neu gegründeten Gärtnersiedlung ein größeres Grundstück. Kurt Höcke besteht im Jahr 1935 auch noch die Gärtnermeisterprüfung mit Hauptfach Gemüseanbau und errichtet auf dem Grund und Boden des Vaters einen Gärtnereibetrieb. 1939 beschäftigt der Betrieb acht Personen, darunter fünf „ständige fremde Arbeitskräfte“. Das Grundstück in Königsberg-Lauth ist etwa fünf Fußballfelder groß. Kurt Höckes Eltern übertragen es später auf ihn, als Erbschaft per Testament. 1943 wird er zur Wehrmacht eingezogen. Seine Ehefrau Hildegard Höcke[2] ist im Herbst 1944 schwanger. Ihr Bruder fällt damals im Krieg, im Alter von 18 Jahren. Hildegard Höcke wird später zum Familienoberhaupt, so schreiben es ihre Kinder in einer von zwei Todesanzeigen. „Von uns bist du gegangen. Mit uns sind die Geschichten aus deiner Heimat“, heißt es in einer der beiden Anzeigen. Auf der zweiten Todesanzeige ist nicht etwa ein christliches Kreuz abgebildet, sondern die sogenannte Elchschaufel – das Wahrzeichen der 1948 gegründeten Landsmannschaft Ostpreußen. 

      Mitte Januar 1945 beginnt vom Osten und Süden der sowjetische Großangriff auf Ostpreußen. Spätestens ab dem 22. Januar ist der Zugverkehr ins Reich auf allen Strecken eingestellt. Am 25. Januar verlassen die ersten mit Flüchtlingen beladenen Schiffe den vor Königsberg liegenden Hafen Pillau, der heute Baltijsk heißt und Hauptstützpunkt von Wladimir Putins Baltischer Flotte ist. Kurt Höcke flieht genau auch an diesem Tag mit seiner Frau Hildegard und deren Eltern Hermann und Minna Bartsch aus Königsberg. Die Stadt ist damals, abgesehen von der Landverbindung zum Hafen Pillau und wenigen Korridoren, schon größtenteils von der Roten Armee umschlossen. Die eigentliche Schlacht um Königsberg beginnt erst am 6. April 1945. Truppen der 3. Weißrussischen Front erobern die Stadt. Die deutschen Truppen ergeben sich drei Tage später. Die Eltern von Kurt Höcke, also Björn Höckes Urgroßeltern, verbleiben in Königsberg. Karl Höcke stirbt im Juni oder Juli 1945 im Alter von 70 Jahren in einem Sammellager in Preußisch-Eylau. Seine Frau Ida Höcke ist 68 Jahre alt, als sie am 10. August 1946 in einem Altersheim im noch nicht umbenannten Kaliningrader Stadtteil Kummerau stirbt. „Meine Urgroßeltern waren in Königsberg geblieben“, schreibt Björn Höcke im Mai 2025. „Sie wollten die Heimat nicht verlassen und verhungerten dort.“ 

      Einen Monat nach Kriegsende, am 15. Juni 1945, wird das erste Kind von Hildegard und Kurt Höcke geboren. Es ist Björn Höckes Onkel Uwe. Der AfD-Politiker trägt diesen Namen als zweiten Vornamen. Mutter und Kind kommen im niedersächsischen Westerstede in der britischen Besatzungszone unter. Bereits im März 1945 waren dort die ersten Vertriebenen aus den Ostgebieten angekommen, die Gemeinde im Ammerland nimmt viele Flüchtlinge auf. Am 3. Mai 1945 besetzen polnische und kanadische Truppen den Lazarettort kampflos. Kurt Höcke gibt später an, sich noch bis zum Frühjahr 1946 in einem Militärlazarett aufgehalten zu haben. Im Westersteder Flüchtlingslager wird Hildegard Höcke erneut schwanger. Am 21. März 1948 gebärt sie ihren zweiten Sohn Wolfgang – den Vater von Björn Höcke.

      Im Kontext von Flucht und Vertreibung der Deutschen nennt Björn Höcke immer wieder Opferzahlen, die stark überhöht und damit falsch sind. Bei einer Gedenkveranstaltung am Volkstrauertag der AfD Eichsfeld in Heilbad Heiligenstadt behauptet Höcke etwa im November 2024, in diesem Zusammenhang seien „etwa zweieinhalb Millionen Deutsche“ gestorben. Nach dem Stand der Forschung waren es 400.000 bis 600.000 Tote. In den „zahllosen Lagern der Sieger“ seien „Hunderttausende Sudetendeutsche“ gestorben, behauptet Höcke weiter – obwohl die Gesamtzahl der Toten in dieser Gruppe (nicht nur in Lagern) nach den Recherchen der Deutsch-Tschechischen Historikerkommission bei 15.000 bis 30.000 Personen liegt. Solche Behauptungen sind ein beliebtes Stilmittel geschichtsrevisionistischer Argumentationen. Überhöhungen deutscher Opferzahlen werden häufig mit dem Ziel genannt, ein Gegennarrativ zu den NS-Verbrechen aufzubauen und die historische Schuld des NS-Regimes zu relativieren. Insbesondere in früheren Jahrzehnten erfolgte dies auch durch die Vertriebenenverbände, denen sich auch Höckes Familie zugehörig fühlt.

      Im August 1952 beschließt der Deutsche Bundestag das Lastenausgleichsgesetz, mit dem Deutschen, die infolge des Zweiten Weltkriegs Vermögensschäden erlitten hatten, eine finanzielle Entschädigung gewährt werden soll. Die größte anspruchsberechtigte Gruppe bilden die Flüchtlinge und Vertriebenen. Millionen hatten Haus, Hof und Vieh verloren. Am 25. November 1952 stellt der Vater von Hildegard Höcke, also Björn Höckes Urgroßvater mütterlicherseits, nach dem neuen Gesetz einen Antrag auf „Feststellung von Vertreibungsschäden“. Es ist Hermann Bartsch, Jahrgang 1897. Als seinen Beruf gibt er auf dem Antragsformular an: „Eisenbahner, Invalide, Rentner“. Er schreibt, Grund für seinen Anspruch sei die „Flucht vor den Russen“ drei Monate vor Kriegsende. Zurücklassen müssen habe er ein selbst erbautes Haus, ein „Totalverlust“. Der Antrag zieht sich über Jahre hin. Zwischenzeitlich beantragt Hermann Bartsch auch erfolgreich eine Kriegsschadenrente. Am 24. November 1963, und damit achteinhalb Jahre vor Björn Höckes Geburt, stirbt Hermann Bartsch im Alter von 66 Jahren. Im Ostpreußenblatt wird eine Todesanzeige veröffentlicht. „Fern der Heimat mußt’ ich sterben, die ich, ach, so sehr geliebt; doch bin ich dorthin gegangen, wo es keinen Schmerz mehr gibt“, heißt es darin.

      Björn Höckes Großvater Kurt Höcke beantragt in den Jahren 1952 und 1953 ebenfalls Entschädigungen. Die Kommunikation mit den zuständigen Behörden umfasst mehrere Jahrzehnte. Nach dem „Gesetz zur Förderung der Eingliederung von Heimatvertriebenen in die Landwirtschaft“ werden ihm mehrere Aufbaudarlehen gewährt. Er errichtet in Lünen eine Gärtnerei. Auf dem Rosenfeld verbringt später Björn Höcke als Kind mehrere Sommer. Weil Kurt Höcke bedürftig ist, wird ihm im Januar 1976 nach Rückzahlung der Hauptentschädigung „zur Minderung von Härten“ eine Unterhaltshilfe auf Lebenszeit gewährt. 

      In Lünen lebt auch Kurt Höckes Sohn Wolfgang. Er ist inzwischen mit Monika verheiratet, das Paar bekommt zunächst eine Tochter. Am 1. April 1972 wird dann Björn Uwe Höcke geboren, später eine weitere Tochter. Wolfgang Höcke ist in einem 1972 veröffentlichten Adressbuch der Stadt Lünen als Gartenbau-Ingenieur verzeichnet. Er schult allerdings in Dortmund vom Gärtner zum Sonderschullehrer um, studiert dort Blinden- und Sehbehindertenpädagogik. Weil er Lehrer an der Landesblindenschule in Neuwied wird, 170 Kilometer von Lünen entfernt, zieht die Familie 1975 um. Neun Jahre später ziehen auch Hildegard und Kurt Höcke in den Westerwald, ganz in die Nähe ihrer Enkelkinder. 

      Björn Höckes Urgroßmutter Minna Bartsch stirbt am 16. September 1990 im Alter von 90 Jahren, 45 Jahre nach ihrem gefallenen Sohn und 27 Jahre nach ihrem Mann. Sein Großvater Kurt Höcke stirbt am 23. Juli 1995 im Alter von 85 Jahren. In beiden Fällen setzt die Familie erneut die Elchschaufel auf die im Ostpreußenblatt veröffentlichten Todesanzeigen. „Meinen Großvater schmerzte bis zu seinem Lebensende sein linkes Knie“, schreibt Björn Höcke im Jahr 2016. „Die Splitter einer Stalin-Orgel-Rakete nahm er mit in sein Grab.“ Die Großmutter Hildegard Höcke, das Familienoberhaupt, stirbt am 29. Dezember 2014 im Alter von 93 Jahren. Da ist Höcke bereits Fraktionschef der AfD im Thüringer Landtag. „Besonders meine Großmutter litt an dem Verlust“, schreibt er in seinem Buch. Ihre Erzählungen hätten ihn die „elementare Bedeutung von Heimat“ bewusst werden lassen.

      Wie der Vater, so der Sohn

      „Von der Maas bis an die Memel, von der Etsch bis an den Belt – Deutschland, Deutschland über alles, über alles in der Welt!“ Als es in der Landesschule für Blinde und Sehbehinderte in Neuwied in den 1980er-Jahren um das Lied der Deutschen geht, ist die zitierte erste Strophe längst verpönt. Zwar hatte der Dichter August Heinrich Hoffmann von Fallersleben damit zum Entstehungszeitpunkt im Jahr 1841 lediglich eine Kritik der deutschen Vielstaaterei und eine Sehnsucht nach einem vereinigten Nationalstaat zum Ausdruck bringen wollen. Im Ersten Weltkrieg entstand jedoch daraus ein nationalistischer Mythos. Dann schlachteten Rechte in der Weimarer Republik die Strophe für Chauvinismus und Revisionismus aus. Die Nationalsozialisten sangen nur noch die erste Strophe, schließlich wurde es die Parteihymne der NSDAP. In der Bundesrepublik wird später bestimmt, dass bei offiziellen Anlässen lediglich die dritte Strophe gesungen werden soll. Die Entscheidung ist auch eine Konsequenz aus dem Großmachtstreben und den daraus folgenden Verbrechen der Nationalsozialisten.

      Björn Höckes Vater Wolfgang Höcke hingegen ist überzeugt: Auch die erste Strophe sollte weiterhin gesungen werden. Das lässt er seine Kollegen im Lehrerzimmer wissen, eine Diskussion entbrennt. Wolfgang Höcke unterrichtet an der Schule seit dem Jahr 1975 Biologie und Religion. Man darf die erste Strophe nicht unterdrücken, fordert er sinngemäß. Das anschließende Wortgefecht ist so hitzig, dass sich die Lehrer, längst im Rentenalter, auch noch Jahrzehnte später daran erinnern. 

      Zum 175. Jahrestag des Deutschlandlieds im Jahr 2016 spielt die Hymne wieder eine Rolle in der Familie Höcke. Wolfgang Höcke ist zu diesem Zeitpunkt längst tot. Doch seinem Sohn Björn haben es ebenfalls alle drei Strophen des Liedes angetan. Auf Facebook postet er zum Jubiläum den gesamten Text, die Handschrift aus dem Nachlass Hoffmanns. Der Geschichtslehrer ihrer Tochter habe fälschlicherweise im Unterricht behauptet, dass das Singen der ersten beiden Strophen verboten sei, beklagt sich Höcke. „Sehnsuchtslied der Vergangenheit – Freiheitslied der Gegenwart“, schreibt er dazu. „Zeitgeistverzwergte Besserwisser, die in der ersten Strophe deutschen Expansionismus erkennen wollen, sei der Blick auf eine politische Karte aus dem Jahr 1841, dem Entstehungsjahr des Textes, empfohlen. Ja, es ist schon beachtlich, welche Ausdehnung der Deutsche Bund als lockere Organisationsform deutschsprachiger Länder damals hatte.“

      Im Mai 2019 kommt dann Höckes AfD-Gruppierung „Der Flügel“ in Greding zum „Süddeutschen Treffen“ zusammen. Höcke mobilisiert seine Anhänger nach Bayern, tritt als Redner auf. Wie üblich singt die AfD zum Abschluss der Veranstaltung die Nationalhymne. Höcke steht zwischen der bayerischen Landtags-Fraktionschefin Katrin Ebner-Steiner und dem Bundestagsabgeordneten Hansjörg Müller auf der Bühne. Das Abspielen der Hymne verläuft in Greding anders als bei sonstigen AfD-Treffen. Über einen Lautsprecher ertönt erst die Musik, dann der Ton: Es ist die erste Strophe des Deutschlandlieds. Einige Funktionäre stimmen ein, Höcke grinst, zögert – und singt dann stellenweise mit. Die Öffentlichkeit reagiert empört. Die CSU-Politikerin und Landtagspräsidentin Ilse Aigner beklagt in einem Brief an Ebner-Steiner „Geschichtsvergessenheit“. Konsequenzen gibt es für die Flügel-Funktionäre nicht. Höcke nennt die Sache einen „Fauxpas“; betont aber, dass das Singen der ersten beiden Strophen nicht verboten ist. Die zweite Strophe hatte er inbrünstig mitgesungen. Eine bekannte Strategie: erst die Grenzüberschreitung, dann das halbherzige Zurückrudern. 

      Zurück zu Wolfgang Höcke, der sich in den 1980er-Jahren positiv auf „Deutschland über alles“ bezieht. Sogar innerhalb der Vertriebenenverbände sind die ersten beiden Strophen damals umstritten. Beim „Hannover-Treffen der Memelländer“ im Jahr 1983 steht zum Abschluss explizit das Singen der „3. Strophe – gemeinsam“ auf dem Programm, so berichtet es damals das Memeler Dampfboot. In der rechtsextremen Deutschen Wochen-Zeitung wird der Programmpunkt damals kritisiert. Wenn die „Heimatgruppe der Memelländer“ auf das Singen der ersten beiden Strophen verzichte, stimme dies betroffen und traurig. 

      Auch Wolfgang Höcke liest solche Publikationen. Vor dem Umzug der Schule im Jahr 1980 findet sich in unmittelbarer Nähe des Gebäudes ein Zeitungskiosk. „Da hat er sich NPD-Zeitungen gekauft“, erinnert sich der Kollege Karl-Ludwig Küster. „Dann saß er allein im Lehrerzimmer am Tisch und hat seine rechtsradikale Postille gelesen.“ Ein anderer Lehrer erinnert sich an die rechtsextreme National-Zeitung, die damals eine wöchentliche Auflage von über 100 000 Exemplaren hatte. Das Blatt wird zum Gesprächsthema im Lehrerzimmer. Andere Lehrer haben ihn anders in Erinnerung – als normalen, unauffälligen, interessierten und kompetenten Kollegen. „Weil er bei Diskussionen manchmal ins Nationale hineinging, erzählte ich ihm bewusst, dass ich in meiner Freizeit zur NS-Geschichte in unserem Ort forsche und publiziere“, sagt einer. „Er sagte, dass das interessant sei. Das zu kritisieren, hätte er nicht gewagt.“ Der frühere Lehrer Friedel-Wulf Kupfer erinnert sich an Höcke als „den Schülern gegenüber sehr wohlwollend und zugeneigt“. 

      Im Gedächtnis haben viele Kollegen vor allem die starke Sehbehinderung von Wolfgang Höcke. Höcke trägt eine dicke Brille für eine hochgradige Kurzsichtigkeit. Nur im Nahbereich erkennt er seine Umgebung. Die Sehbehinderung ist wohl der Grund, warum Wolfgang Höcke überhaupt Lehrer wird. Zunächst will er den Beruf seines Vaters ergreifen, schließt ein Studium zum Gartenbau-Ingenieur ab. Doch Höcke kann den Beruf aufgrund seiner Behinderung nicht ausüben. Ab dem Jahr 1972, in dem sein Sohn Björn geboren wird, schult er um, studiert Blinden- und Sehbehindertenpädagogik, um Sonderschullehrer zu werden. 

      Ein anderer Lehrer bringt seinen Sohn mit in die Schule, kurz nach dessen Geburt. „Da war er eineinhalb Monate alt, gerade aus dem Krankenhaus zurück“, erinnert sich Robert K., der seinen Nachnamen nicht ausgeschrieben veröffentlicht haben will. „Wolfgang Höcke streichelte meinem Sohn über den Kopf. ‚Oh, eine richtig arische Kopfform‘, sagte er. Ich war schockiert und sagte ihm, dass er das lassen soll. Das hat mich sehr aufgebracht.“ K. fühlt sich damals an die Schädelvermessungen und Rassenlehre der Nationalsozialisten erinnert. Zur Bestimmung angeblich „arischer“ Abstimmung nutzten die Nazis etwa einen „Plastometer“. Schulbücher enthielten bildliche Gegenüberstellungen von „Ariern“ und Juden. Auch anhand von Schädelproportionen wurde die Bevölkerung in Rassen eingeteilt. „Das war ein Aha-Erlebnis, an das man sich ein Leben lang erinnert“, sagt Robert K.

      Auch gegenüber den Schülern werden Wolfgang Höckes politische Ansichten deutlich. In einer Klasse präsentiert Höcke den Kindern eine Deutschlandkarte in den Grenzen von 1937 – und behauptet sinngemäß, die Territorien östlich der Oder-Neiße-Linie, also die ehemaligen Ostgebiete, seien „eigentlich deutsch“. Der Klassenlehrer bekommt das mit, stellt Höcke zur Rede. „Im Gespräch wurde deutlich, dass Höcke die Grenzen der Bundesrepublik nicht anerkennt. Ich habe das dem Direktor gemeldet“, sagt der Lehrer Robert K. Die Sache wird Gesprächsthema im Lehrerzimmer, erinnern sich mehrere frühere Kollegen.

      Wolfgang Höckes Lehrerlaufbahn endet bereits im Jahr 1990 abrupt. In der Schule werden schwärmerische Briefe sichergestellt, die Höcke an eine jugendliche Schülerin geschrieben haben soll. Im Kollegium wird getuschelt. Die zuständigen Behörden entscheiden nach Abschluss eines Disziplinarverfahrens, Wolfgang Höcke aus dem Schuldienst zu entfernen. Dies kommt nur bei einem schweren Dienstvergehen in Betracht. Im Juli 1990 bekommt Höcke die Entlassungsurkunde ausgehändigt. Er ist zu diesem Zeitpunkt 42 Jahre alt, sein Sohn Björn 18. „Er wurde wütend“, sagt ein anderer Kollege. „Später traf ich ihn in der Stadt. ‚Bist du immer noch bei dem Laden?‘, fragte er verächtlich.“

      Über zehn Jahre nach seiner Entlassung wendet sich Wolfgang Höcke in einem zweiseitigen Brief an einen der Entscheidungsträger, die am Disziplinarverfahren beteiligt waren. Als Datum gibt Höcke nicht etwa den 19. Dezember 2000 an, sondern den 19. Julmond 2000. Beim „Julmond“ handelt es sich um eine Bezeichnung aus germanischen Traditionen. Es ist der Monat des germanischen Julfests zur Wintersonnenwende. Die Verwendung könnte auf eine neopagane, heidnische oder naturreligiöse Weltanschauung hinweisen – oder auf eine völkische. Nationalistische Bewegungen im 19. und frühen 20. Jahrhundert belebten den Begriff und weitere alte Monatsnamen wieder, um eine vermeintlich „ursprüngliche“ deutsche Kultur zu betonen. Die Nationalsozialisten inszenierten die Wintersonnenwende als zentrales Fest im NS-Kalender. Der Julleuchter wurde zum Kultobjekt der SS. Bestimmte Neonazi-Kreise verwenden bis heute für jeden Monat germanische Namen. „In der rechtsextremistischen Szene werden die üblichen Monatsnamen häufig durch angeblich ‚germanische‘ Monatsbezeichnungen ersetzt bzw. ergänzt, so z. B. im alljährlichen ‚Taschenkalender des nationalen Widerstandes‘, der vom NPD-eigenen Deutsche Stimme Verlag herausgegeben wird“, heißt es in einer Publikation des Verfassungsschutzes Mecklenburg-Vorpommern aus dem Jahr 2015.

      Wolfgang Höcke spricht in dem Brief von „schwerem Unrecht“, das ihm angetan worden sei. Man habe sich ihm gegenüber „menschenverachtend und beleidigend“ verhalten; er sei „gedemütigt“ worden und nun „ein armer Mann“. „Auch wenn das alles schon mehr als zehn Jahre zurückliegt, es nagt und verlangt nach Richtigstellung“, schreibt er. „Mein Gerechtigkeitssinn lehnt sich einfach dagegen auf.“ Weiter schreibt Björn Höckes Vater: „Philosophisch betrachtet ist das Unrechtsbewusstsein der einzelnen Menschen außerordentlich unterschiedlich ausgeprägt. Durch Lernen und Erziehung lässt sich da nur wenig verändern. Es ist also ein Geschenk (oder eine Belastung).“ Björn Höcke ließ eine Anfrage hierzu sowie zu den von den Kollegen seines Vaters geschilderten rechtsextremen Aussagen unbeantwortet.

      Im Jahr 1995 taucht Wolfgang Höcke in der Abo-Datei der Zeitschrift Die Bauernschaft auf, die von den Holocaust-Leugnern Thies Christophersen (bis 1994) und Ernst Zündel (seit 1995) verantwortet wird. Dies finden der Soziologe Andreas Kemper und der Zeit-Journalist Karsten Polke-Majewski 2016 heraus. Das Blatt ist voller antisemitischer Hetze. Immer wieder werden die Judenvernichtung und die Terrorherrschaft der Nationalsozialisten bagatellisiert. In der ersten Ausgabe des Jahres 1995 schreibt Christophersen in einem Brief an die Leser: „Meine Ehre heißt Treue!“ Dabei handelt es sich um den Wahlspruch der SS, der in Deutschland als Verwendung von Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen strafbar ist. In einem Bericht über einen Strafprozess gegen den Holocaust-Leugner Germar Rudolf heißt es, Rudolf habe bestätigt, „daß die in Auschwitz gezeigten ‚Gaskammern‘ unmöglich zur Tötung von Menschen vorgesehen gewesen sein konnten“. Auschwitz wird in dem Heft als „angebliches ‚Vernichtungslager‘“ bezeichnet. In einem Leserbrief wird der von der SS getragene Verein Lebensborn, der das Ziel hatte, dass auf Grundlage der nationalsozialistischen „Rassenhygiene“ mehr „arische“ Kinder geboren werden, als „soziale Einrichtung“ bezeichnet. „Die sozialen Einrichtungen in der nationalsozialistischen Zeit waren gut“, heißt es in der Antwort des Herausgebers. In der zweiten Ausgabe des Jahres 1995 schreibt Ernst Zündel, „Polen, England, Frankreich, die USA, Rußland und die ‚Weltmacht Zion‘“ würden die „Hauptschuld an der Tragödie des Zweiten Weltkriegs und an all dem, was während dieses Kriegs passiert war“, tragen. „Feiern Sie am 8. Mai die Befreiung von allen Werten, die Deutschland einmal lebenswert gemacht haben“, heißt es in der dritten Ausgabe des Jahres 1995. Thies Christophersen hatte nach der Rede des Bundespräsidenten Richard von Weizsäcker am 8. Mai 1985 geschrieben: „Noch nie in der Weltgeschichte hat ein Staatsoberhaupt sein eigenes Volk so belastet und beschuldigt.“ 

      Nachdem der CDU-Abgeordnete Martin Hohmann nach einer als antisemitisch kritisierten Rede aus der Unions-Bundestagsfraktion ausgeschlossen wird, unterzeichnet Wolfgang Höcke im November 2003 einen Appell an die Vorsitzenden von CDU und CSU, Angela Merkel und Edmund Stoiber, in dem eine „kritische Solidarität“ mit Hohmann bekundet wird. Die Rede sei „keineswegs antisemitisch“. Im Jahr 2005 unterzeichnet Wolfgang Höcke eine von der Jungen Freiheit (JF) initiierte Kondolenzliste für den deutschnationalen Journalisten Wolfgang Venohr. Venohr hatte 1974 eine Dokumentation über die Waffen-SS produziert, der er selbst im Alter von 16 Jahren freiwillig beigetreten war. Aus einem Buch des Journalisten Felix Bohr geht hervor, dass Venohr vor Produktionsbeginn einem Historiker einer Vereinigung ehemaliger SS-Angehöriger versichert hatte, die „legendäre Tapferkeit und die militärische Unvergleichlichkeit der Soldaten der Waffen-SS“ voll zu würdigen. In der JF hoffte Venohr im Jahr 1992 darauf, dass „das deutsche Volk endlich nach einem halben Jahrhundert das Kollektivschuld-Ghetto verlassen“ könne. Im Kreis Neuwied leitet Wolfgang Höcke zu dieser Zeit einen „Gesprächskreis für seelisch Kranke“. Er ist selbst hochgradig depressiv. Noch im Jahr 2009 wird er in einer Broschüre der damaligen rheinland-pfälzischen Sozialministerin und späteren Ministerpräsidentin Malu Dreyer (SPD) zu Unterstützungsangeboten für psychisch kranke Menschen als Ansprechpartner genannt. Auch Nachbarn erzählt Höcke von dem Gesprächskreis. „Er musste viele verzweifelte Lebensjahre verbringen“, berichtet Björn Höcke 2023 in einem Gespräch mit den neurechten Publizisten Götz Kubitschek und Ellen Kositza.

      Im März 2010 verstirbt Wolfgang Höcke. Auf der Todesanzeige ist die Elchschaufel der Landsmannschaft Ostpreußen abgebildet. In der Kapelle auf dem Friedhof in Anhausen nehmen etwa 50 Menschen Abschied, darunter auch mehrere Nachbarn. Zunächst fordert Björn Höcke seine Frau auf, ein Gedicht zu rezitieren. Dann schreitet Höcke zum Sarg, breitet seine Arme aus. Plötzlich schreit er: „Vaaaaaaateeeer!“ Der Pfarrer, der Wolfgang Höcke damals beerdigt, kann sich noch 15 Jahre später an diesen Schrei erinnern. Mehrere Beerdigungsgäste ebenfalls. „Es war wie im Theater“, sagt einer. Im Jahr 2023 haben meine Focus-Kollegen Antje Hildebrandt und Jan-Philipp Hein die Geschichte bereits aufgeschrieben. „Es war schockierend“, sagte Andreas Laengner den Reportern damals. Im März 2025 steht Laengner erneut auf dem Friedhof. Er trägt eine runde Brille und einen dicken Wintermantel, es ist kalt. Laengner ist mittlerweile im Ruhestand. „Auf den Schrei folgte eine krude Rede, für mich wirklich wirr“, sagt er. „In meiner Erinnerung war es eine Hassrede auf den Vater. Er wollte ihm am Ende noch mal richtig einen einschütten. So etwas habe ich noch nie erlebt.“ Um was es in der Rede konkret geht, weiß niemand mehr genau. Laengner erinnert sich, dass die Vater-Sohn-Beziehung Thema war. „Mein Gefühl war, dass es gegen den Vater als Person ging. Ich habe es auch schwer mit meinem Vater gehabt. Aber ich hätte so etwas nie bei der Beerdigung gemacht.“ Björn Höckes Rede bleibt auf der Beerdigung nicht unwidersprochen. Wolfgang Höckes Bruder will ihn stoppen. „Hör auf! Hör auf!“, ruft er. „Höcke hat dann einfach weitergeredet“, sagt Laengner.

      Damit vom Focus konfrontiert, reagiert Höcke im September 2023 ungehalten. „Schämen Sie sich nicht?“, fragt er in einem Video, das er statt einer Antwort an die Journalisten in den sozialen Medien veröffentlicht. „Ich denke jeden Tag mit Liebe an meinen Vater, jeden Tag in Liebe an diesen Mann.“ Auf Höckes Grabstein steht in Großbuchstaben: „Tapfer. Mutig. Kraftvoll. Warmherzig“. In seinem 2018 erschienenen Buch schreibt Björn Höcke, wie immer in alter Rechtschreibung: „Mein Vater hat nicht nur meine Phantasie angeregt, sondern auch mein kritisches Denken.“ Wenn er seit seiner Jugend über Parteipolitik gesprochen habe, habe sich sein Vater „stets mit angewidertem, fast schmerzverzerrtem Gesicht“ abgewandt. „Ich bekam also schon früh vermittelt, daß Parteien eher die Niederungen als die Gipfel der Politik darstellen.“ Im September 2023 spricht Höcke auch in einem Gespräch mit Kubitschek und Kositza über seinen Vater. Dieser sei in seiner Grundschulzeit, in der es keine Förderschule gegeben habe, aufgrund seiner schweren Sehbehinderung „Opfer von systematischem Mobbing“ gewesen. Dies sei ein Beispiel dafür, „wenn Inklusion zu Exklusion führt“. Das Aufwachsen mit einem schwer sinnesbehinderten Menschen habe seine Empathie und sein „Bewusstsein für die Wichtigkeit eines eigenen Sonderschulsystems“ wachsen lassen. 

      Zurück zur Beerdigung von Wolfgang Höcke. Im Nebenraum der Kapelle steht ein Harmonium. Die Beerdigungsgesellschaft hat der Organistin bereits vorab einen Wunsch mitgeteilt: das Ostpreußenlied, die im Jahr 1933 entstandene Landeshymne Ostpreußens. „Ich habe es heruntergeladen und gespielt“, erinnert sich die Organistin. „Alle haben kräftig mitgesungen, die kannten das, ich war ganz erstaunt.“ Nicht allen gefällt die Auswahl des Stücks. Eine Teilnehmerin verlässt die Beerdigung. Das Lied „Land der dunklen Wälder“ beruht auf dem Oratorium „Ostpreußenland“ des Komponisten Herbert Brust, der 1900 im damaligen Königsberg geboren wurde. Für den Text seiner Kantate fand er den Königsberger Dichter Erich Hannighofer. Das Stück wurde 1933 im Ostmarken-Rundfunk uraufgeführt, in der Bevölkerung begeistert aufgenommen und nach der Vertreibung zum Ostpreußenlied erkoren. Der Text des Liedes ist nicht explizit politisch, aber sehr emotional und identitätsstiftend. Obwohl es keine direkten politischen Forderungen enthält, sondern sich auf ein sentimentales und verklärtes Heimatbild beschränkt, kann der emotionale Gehalt leicht politisch instrumentalisiert werden. So hat das Ostpreußenlied für die Vertriebenenbewegung nach 1945 eine wichtige Bedeutung. Bei Treffen der Landsmannschaft Ostpreußen sowie des Bunds der Vertriebenen wurde es regelmäßig gesungen – oft in einem Kontext, in dem eine „Rückgabe der Heimatgebiete“ gefordert, die Oder-Neiße-Linie nicht anerkannt oder als Unrecht bezeichnet wurde. Die Verbände äußerten sich früher über lange Zeit revanchistisch und artikulierten Gebietsansprüche. In solchen Kontexten war das Lied nicht nur eines der Trauer, sondern auch eines des Anspruchs. Bemerkenswert ist auch, dass mit dem Ostpreußenlied auf der Beerdigung von Björn Höckes Vater ein Lied eines nationalsozialistischen Komponisten gesungen wurde. In einem undatierten „Bekenntnis“ huldigte der Komponist Herbert Brust Hitler: „Ich glaube, daß der Weg frei sein wird zu einer reindeutschen Religion“, heißt es darin. „Ich glaube an Adolf Hitler.“ Brust komponierte im Sinne der Nationalsozialisten. Für die Nationalsozialistische Kulturgemeinde – dem vorherigen Kampfbund für deutsche Kultur des NS-Chefideologen Alfred Rosenberg – komponierte Brust 1936 den Memelruf. 1937 trat er in die NSDAP ein. 

      Von Arminius bis zur Bundeswehr

      Das Hochhaus, in dem Björn Höcke mit seiner Familie in den ersten drei Jahren im Rheinland lebte, zwischen 1975 und 1977, prägt das Stadtbild der Torney bis heute. Es ist bei der Anfahrt aus allen Richtungen sichtbar, als eines von drei Hochhäusern in einer Reihe. Die Hochhäuser wurden Anfang der 1970er-Jahre erbaut und erste Station sowohl für mennonitische Spätaussiedler aus Russland als auch für Vertriebene aus den ehemaligen deutschen Ostgebieten. In einer Festschrift zum 50. Jubiläum der zu Neuwied gehörenden Siedlung aus dem Jahr 1988 ist von einem „bevölkerungspolitischen Schmelztiegel“ die Rede, in dem sich „in überschaubaren Bereich Menschen verschiedenster Herkunft und meist beladen mit persönlich schweren Schicksalen“ zusammengefunden hätten.

      Wenn Höcke über seine Kindheit spricht, spielt das Hochhaus eine wichtige Rolle. Er erzählt dann, wie er als kleines Kind aus dem Fenster geblickt und in der Ferne den Westerwald gesehen habe. „Ich kann mich noch sehr gut erinnern, wie ich immer Sehnsucht nach diesem Wald hatte“, sagt er Anfang 2015 bei einem Interview mit salve.tv. Auch in seinem 2018 erschienenen Gesprächsband spricht er darüber: „Ich spüre noch heute, wie ich mich als Kind in diesen Wald und seine Geheimnisse hineinträumte.“ In dem Buch erzählt Höcke auch von „Bandenkriegen“ – im Kindergarten in der Torney. Dort hätten „die Jungs der unterschiedlichen Gruppen“ auf dem weitläufigen Außengelände mit Plastikschippen gegeneinander gekämpft. „Die Schippen waren länglich und spitz zulaufend geformt, mit etwas Phantasie konnte man in so einer eine Kurzwaffe erkennen. Und diese Phantasie hatten wir Jungs natürlich.“ Stolz erzählt Höcke, dass er meistens „Bandenführer“ gewesen sei, „bei den Keilereien oft ganz vorne mit dabei“. „Und so verbrachte ich viele Stunden meiner Kindergartenzeit nicht nur im Kampf, sondern auch auf einem Stuhl in der Ecke des Gruppenraumes, der männlichen ‚Draufgängern‘ vorbehalten war.“

      Höcke scheint dieses Image wichtig zu sein. Im Thüringer Landtagswahlkampf 2024 geht eine Website online, auf der sich Höcke als naturnaher Familienmensch inszeniert. „Volksfreund, Preuße, Dissident“, heißt es auf der Seite, auf der auch ein Text veröffentlicht wird, den Höckes Mutter geschrieben haben soll. „In meiner Erinnerung und der seiner großen Schwester war Björn ein ziemlich unbändiges Kind, das gerne die Führung übernahm und seine Erzieher täglich herausforderte“, heißt es darin. Die „Führungsübernahme“ wird sogar ein zweites Mal erwähnt. „Björn war ein bewegungsfreudiges, übermütiges, seine Grenzen austestendes Kind, das gerne die Führung übernommen und wenn nötig sich mit den Fäusten verteidigt hat. Aber obwohl er oft im Strafeckchen saß, mochten sie ihn ganz besonders.“

      1977 zieht die Familie dann in die Neuwieder Ortsgemeinde Anhausen und kauft in dem Dorf, das in Rheinland-Pfalz am Rande des Westerwalds liegt, ein Haus. „Im Wald haben wir Hütten gebaut, wie man das so macht als Junge“, erzählt er im Lokalfernsehen. „Wir machten das Dorf unsicher“, heißt es in seinem Buch. „Meinen Einsatz für die Schule betrieb ich daher streng ökonomisch nach dem Minimalprinzip.“ Als Jugendlicher entdeckt Höcke dann den Ausdauersport für sich. Regelmäßig legt er den Schulweg joggend zurück. Von Anhausen nach Neuwied sind es elf Kilometer. Zu sehen sind noch die Spuren der Römer. Der befestigte Obergermanisch-Raetische Limes trennte vom Ende des 1. bis zur Mitte des 3. Jahrhunderts das Römische Reich vom freien Germanien, das nicht unter der Kontrolle der Römer stand. Björn Höckes Elternhaus liegt im Gebiet des früheren freien Germanien, die Schule im früheren Römischen Reich. In seinem Buch berichtet Höcke, dass der Umzug an den Rhein seinem „Heimatbegriff eine größere Dimension verliehen“ habe. Die Römerzeit habe seine kindliche Fantasie beflügelt und „wahrscheinlich auch die Grundlage für mein späteres Interesse an der Geschichte“ gebildet. „Am Rhein trafen die Römer auf die Germanen, mit diesem Konflikt wurde die Grundlage für das Entstehen unseres Volkes gelegt.“ Es ist eine Aussage, die nicht nur komplexe historische Prozesse zu einem mythischen Ursprung vereinfacht und ideologisch aufgeladen ist, sondern die auch historisch falsch ist. Es entspricht schlicht nicht dem heutigen wissenschaftlichen Verständnis von Geschichte als kontingentem und offenem Prozess, dass es eine natürliche Entwicklung von den Germanen hin zu den Deutschen gegeben hätte. Höcke greift mit seiner Aussage auf ein nationalistisches Deutungsmuster zurück, das insbesondere im 19. und 20. Jahrhundert – und verstärkt im Nationalsozialismus – verbreitet war. Die Nationalsozialisten nutzen das bereits zuvor verbreitete Narrativ vom „Urkonflikt zwischen Rom und Germanien“ gezielt zur Legitimation einer völkischen, rassisch definierten Identität. Sie inszenierten den Konflikt als „Geburtskampf“ der als heldenhaft und kämpferisch projizierten „Urgemeinschaft“ der Germanen gegen die Fremdherrschaft der Römer. Arminius, der Stammvater des Germanenmythos, wurde als „erster Führer der Deutschen“ dargestellt. Schon im 19. Jahrhundert war er zu einer Projektionsfigur des aufkommenden deutschen Nationalismus und als „Hermann der Cherusker“ zum deutschen Nationalhelden verklärt worden. Im Nationalsozialismus wurde der Hermann-Mythos zum ideologischen Werkzeug, vor dem Hermannsdenkmal marschierten Hitlerjugend und SA auf.

      Auch Höcke spricht in seinem Buch über Arminius. In „unserer Volksseele“ stecke „das Rebellische und Widerborstige“, sagt er. Sein Gesprächspartner Sebastian Hennig wendet ein, dass Revolten „doch eher Ausnahmen in der deutschen Geschichte gewesen“ seien – und Höcke erinnert ihn an den „Freiheitskampf Arminius’ gegen das römische Imperium“, die „Befreiungskriege gegen Napoleon“, den „patriotischen Widerstand gegen Hitler“ und die heutigen „Bürgerproteste gegen die Einwanderungspolitik“. Das alles spreche „für einen Grundzug in unserem Nationalcharakter“. Eine skurrile Aussage. Arminius (17 v. Chr. – 21 n. Chr.) war ein germanischer Stammesführer und selbst im mittelalterlichen Sinn kein Deutscher. Die deutsche Sprache entwickelte sich erst viele Jahrhunderte später, die Vorstellung einer „deutschen Nation“ erst über 1000 Jahre später. Nicht einmal der Begriff „deutsch“ existierte zur Zeit von Arminius. Im 18. und 19. Jahrhundert wurde dann im Zuge der Nationalstaatsbildung begonnen, die Vorstellung zu verbreiten, die Germanen seien die „Vorfahren der Deutschen“. Die Nationalsozialisten radikalisierten diese „Verdeutschung“. Es entstand ein rassisch aufgeladener Germanenkult, in dem Arminius zum „Urahnen des deutschen Volkes“ stilisiert wurde. Auch die Neue Rechte nutzt ihn längst als Mythos eines „ethnokulturellen Verteidigers“. Der Thüringer AfD-Bundestagsabgeordnete Stephan Brandner vergleicht sogar Höcke mit ihm. „Ich sehe ihn als Hermann den Cherusker, der mit guten Argumenten gegen unfähige Altparteienpolitiker kämpft“, sagt Brandner im Januar 2016 auf dem Erfurter Domplatz über Höcke. Höcke sagt beim „Hermannstreffen“ des AfD-Flügels im November 2018 in Ostwestfalen, man könne als lokalen Referenzpunkt keinen „besseren, großartigeren, stärkeren, visionäreren und kraftspendenderen“ Bezug wählen als Hermann den Cherusker. Höckes Aussage aus seinem Buch ist auch deshalb absurd, weil es lediglich einzelne Widerstandskämpfer gegen den Nationalsozialismus gab und das NS-Regime von einer überwältigenden Mehrheit der Deutschen getragen oder zumindest geduldet wurde. In der NS-Zeit waren die Deutschen also gerade nicht rebellisch, sondern autoritätsgläubig und obrigkeitstreu. Und es ist eine ideologische Vereinnahmung, die suggeriert: Wer heute gegen die Migrationspolitik der Bundesregierung protestiert, in einer liberalen Demokratie mit der Versammlungsfreiheit als hochrangigem Grundrecht, stehe in einer Linie mit historischen „Freiheitskämpfern“.

      Zurück zu Björn Höckes Jugend, in der er stundenlang durch die umliegenden Wälder läuft. Zeitweise wird er dadurch zum Außenseiter. Während seine Mitschüler mit Gleichaltrigen unterwegs sind, geht er joggen. 20 Kilometer, 30 Kilometer. „Die eigenen Grenzen austesten, den Körper spüren, mit dem Körper Naturerfahrung realisieren“, erinnert er sich später in einem Interview. Das prägt ihn noch immer. Gegenüber Parteifreunden bezeichnet sich Höcke selbst als „sportsüchtig“. Und er prahlt damit, einen Ruhepuls von weit unter 50 zu haben. „Ich bin wahrscheinlich der sportlich fitteste Spitzenpolitiker Deutschlands“, sagt er einmal bei einer Wahlkampfveranstaltung in Nordhausen. 

      Als Jugendlicher tritt Höcke der Jungen Union bei. Die von Bundeskanzler Helmut Kohl (CDU) ausgegebene „geistig-moralische Wende“, mit der vor allem eine Stärkung konservativer Werte verbunden wird, begeistert ihn. Im Geschichte-Leistungskurs erzählt er kurz nach dem 3. Oktober 1990, wie er am Deutschen Eck in Koblenz mit seinen JU-Freunden die Einheitsfeier erlebte, berichtet der Mitschüler und Zeit-Journalist Karsten Polke-Majewski im Februar 2016. „Da hat er sich sehr gefreut. Den anderen im Kurs war das ja eher fremd“, zitiert Polke-Majewski die Lehrerin. In der zehnten Klasse trägt Höcke Springerstiefel, wie auch ein weiterer Schüler aus seiner Klasse. Getragen wurden solche Schuhe in den 1980er-Jahren beispielsweise von Punks oder rechten, linken und unpolitischen Skinheads – manchmal aber auch einfach als Provokation, als Symbol für Rebellion und Nonkonformität oder als Ausdruck von Abgrenzung zum Establishment. Der zweite Schüler, der die Springerstiefel trägt, ist nie mit rechten Ansichten aufgefallen. 

      Als Jugendlicher kommt Höcke einmal in einer Bundeswehr-Uniform in die Schule. „Ein Lehrer hat ihn nach Hause geschickt“, erinnert sich ein Mitschüler. In seiner Klasse sind damals die meisten unpolitisch, manche links. „Bei Björn war das ein bisschen anders“, sagt ein damaliger Bekannter von ihm. „Er hat sich mit der deutschen Geschichte und den Weltkriegen beschäftigt und sich mir gegenüber schon mit 12 oder 13 als Patriot bezeichnet. Ein konservatives bis rechtes Heimatgefühl war bei ihm definitiv vorhanden.“ Höckes Geschichts- und Sportlehrer Walter Sefrin erinnert sich hingegen an einen „ehrgeizigen und politisch völlig unauffälligen Schüler“. Er sagt: „In meinem Unterricht wurde auch der Nationalsozialismus behandelt, da ist mir auch nichts aufgefallen.“ Höcke sei kein Schüler, der „mit allen auf Jück gegangen ist“, aber auch kein Einzelgänger gewesen. „Er wusste, was er wollte. Das sah man beim Sport. Er wollte den Ball haben. Und wenn er den Ball hatte, wollte er ihn in den Korb oder ins Tor bringen.“ Ein Mitschüler bezeichnet ihn als „stabilen Typ“. „Der Björn war ein ruhiger Mensch, höflich, nett“, sagt er. „Er war keiner von den Tonangebern und Draufgängern, aber auch kein Mitläufer oder Duckmäuser.“ Mehrere seiner Klassenkameraden berichten allerdings unabhängig voneinander, dass sich Björn Höcke in der Schulzeit an Mobbing beteiligt habe. „Höcke war nicht Anführer, aber Beteiligter. Er machte Sprüche und machte sich über andere lustig“, sagt einer der damaligen Schüler. „Es ging gegen Leute, die anders waren, sich anders verhielten – nicht stromlinienförmig waren. Das ist immer mal wieder vorgekommen.“ Ab der 10. Klasse seien „merkwürdige Sprüche“ aufgekommen, sagt der Mitschüler. „‚Du Jude‘, hieß es da etwa, verwendet als Beleidigung. Das kam auch von Björn Höcke selbst.“ Höcke habe versucht, sich an die Wortführer dranzuhängen. „In die erste Reihe traute er sich nicht. Er war aber bei denen, die stark waren.“ Meine Kollegin Antje Hildebrandt vom Focus hat mit einem anderen Mitschüler gesprochen und mir für dieses Buch von ihrem Gespräch berichtet. Der Mann erinnert sich demnach an eine Dreier-Clique mit Björn Höcke, einem „Mitläufer“ und einem „Schläger-Typ“. Von der Clique sei er gehänselt worden, sagt er, auch von Höcke. „Wegen meiner Haare, die waren so angeschmalzt, ich war Depeche-Mode-Fan.“ Höcke sei „schon damals sehr selbstverliebt“ gewesen. Eine Anfrage hierzu ignorierte Höcke.

      Nach dem Abitur leistet Björn Höcke seinen einjährigen Grundwehrdienst bei der Bundeswehr. Der 19-Jährige wird ab dem 1. Juli 1991 in der Wäller-Kaserne in Westerburg eingesetzt, 40 Kilometer östlich von zu Hause nahe der hessischen Grenze. Der Kalte Krieg ist gerade vorbei, die deutsche Einheit frisch. Die Bundeswehr ist noch stark auf Landesverteidigung ausgerichtet, erste Auslandseinsätze werden diskutiert. Große Reformen stehen noch an. Die Zeit ist durch die Frage geprägt, wohin die Bundeswehr eigentlich steuert. „Wofür machen wir das hier eigentlich?“, fragen sich viele Rekruten. In der Grundausbildung lernt der junge Höcke die Ausbildung an der Waffe und im Gelände, auch mit scharfer Munition. Und er wird mit anderen Wehrpflichtigen in politischer Bildung und Rechtskunde geschult. Die Ausbilder verteilen Grundgesetze als kleine Handbücher. Im Unterricht geht es um die Menschenwürde, um Demokratie und Rechtsstaatlichkeit, um Rechte und Pflichten der Soldaten. Zentrale Figur ist der „Staatsbürger in Uniform“, der Soldat als Teil der Gesellschaft. Viele sind unfreiwillig beim Bund, einige sind Idealisten. Dem Militärischen Abschirmdienst fällt Höcke nicht auf. 

      Nach der dreimonatigen Grundausbildung kommt Höcke in die zweite Kompanie des Panzerbataillons 154, eine Kampfkompanie. Sie besteht aus vier Zügen mit jeweils drei Kampfpanzern und einer Versorgungsgruppe. An die Hierarchien in der Truppe gewöhnt sich der junge Mann damals nur langsam. „Ich habe mich damit so gut es ging arrangiert, aber geliebt habe ich es nicht“, sagt er später in seinem Buch. Die Zeit als Wehrpflichtiger bezeichnet er darin als „im Grunde vergeudet“. Zwar sei der Wehrdienst als „männliche Initiation“ eine Chance für die persönliche Entwicklung junger Männer, schreibt Höcke. Die Armee sei allerdings „abhängig von fremden Mächten“ gewesen. Dies habe sich schon daran gezeigt, „daß wir noch Anfang der 1990er-Jahre den ausrangierten Stahlhelm der US-Army tragen mußten“. Tatsächlich ist die Bundeswehr in den frühen 1990er-Jahren noch im Übergang von alter zu moderner Ausrüstung. Aus US-Beständen übernahm sie nach der Gründung im Jahr 1955 Fahrzeuge, Waffen und auch Helme. 1991 sind die Helme in Sachen Ballistik und Komfort nicht mehr auf dem aktuellen Stand, werden aber noch für die Ausbildung genutzt. Die modernen Gefechtshelme aus Aramid kommen erst kurz danach in die Truppe. Bereits in den 1960er- und 1970er-Jahren hat die Bundeswehr aber auch eigene Waffen, Systeme und Ausrüstung entwickelt. Ein US-Helm im Jahr 1991 ist also kein Zeichen militärischer Unterwerfung, sondern eher ein Relikt langer Lebensdauer in einem riesigen Ausrüstungssystem. 

      Höcke ist anderer Auffassung. „Bei einem objektiven Blick auf die Bundeswehr kommt man zu dem ernüchternden Ergebnis: sie war nie eine genuin deutsche Armee, die an die großen nationalen Militärtraditionen anknüpfen wollte, sondern bewußt diesen Bruch forcierte“, schreibt er in seinem Buch. „Der jüngste Bildersturm gegen Wehrmachtsüberbleibsel in den Kasernen soll nun den letzten Rest Erinnerung an unbotmäßige soldatische Tugenden tilgen und macht – in hanebüchener historischer Unwissenheit oder bewußter Ignoranz – selbst vor anerkannten NS-Widerständlern nicht halt. Die Demoralisierung der Truppe schreitet so weiter voran.“ Gemeint mit dem „jüngsten Bildersturm“ ist die vorherige Debatte um sowie die Erneuerung des sogenannten Traditionserlasses der Bundeswehr. In der damals weiterentwickelten Version wurden klare Grenzen zur Wehrmacht gezogen, mit zugelassenen Ausnahmen. Die Kernidee: Die Bundeswehr will sich nicht in die direkte Tradition der Wehrmacht stellen, sondern demokratische Traditionen der Bundesrepublik fortsetzen. Im Zuge der Überarbeitung wurden auch konkrete Objekte aus Kasernen entfernt oder kritisch kontextualisiert. Darunter waren etwa Stahlhelme der Wehrmacht als Dekoration in Fluren oder Traditionsräumen, Porträts von Wehrmachtsoffizieren mit unklarer oder problematischer Rolle im NS-Regime oder Fotos von Wehrmachtseinheiten im Einsatz, insbesondere solche mit verherrlichender Ästhetik. In einigen Fällen wurden auch Kasernen umbenannt, die nach Persönlichkeiten der Wehrmacht benannt waren, die nicht als traditionswürdig galten. Widerstandstraditionen waren nicht Ziel des Traditionserlasses, im Gegenteil. Ihre Bedeutung wurde gefestigt, als Leitbilder für Gewissen, Mut und Verantwortung. In Einzelfällen wurde über Offiziere diskutiert, bei denen das Verhältnis zwischen der Karriere in der Wehrmacht, der Rolle im Widerstand sowie der Haltung zur Demokratie nicht eindeutig oder widersprüchlich war. Hier wurde nicht getilgt, sondern historisch aufgearbeitet, etwa durch erklärende Tafeln. Heldenverehrung ohne historische Tiefenschärfe soll es nicht mehr geben.

      Höcke verlässt die Bundeswehr am 30. Juni 1992 als Obergefreiter – dem höchsten erreichbaren Dienstgrad für Grundwehrdienstleistende, die keine besondere Verwendung wie eine Unteroffizierslaufbahn anstreben. Sein Blick auf die Rolle der Bundeswehr ist noch immer äußerst negativ. „Wer seinem Land wirklich mit der Waffe dienen will, sollte sich überlegen, ob er nicht auf andere, bessere Zeiten warten möchte“, schreibt er in seinem Buch. Als der Bundeskanzler und SPD-Politiker Olaf Scholz im März 2022 nach dem erweiterten russischen Überfall auf die Ukraine in seiner einzigen historischen Rede eine „Zeitenwende“ verkündet, äußert sich Höcke auf seinem Telegram-Kanal zur deutschen Armee – und beleidigt diese als „entmännlichte ‚Trümmertruppe‘“. Die „Gesundung unserer Streitkräfte“ werde „nur gelingen, wenn wir als Volk innerlich gesunden“. In der Debatte um die Wiedereinsetzung der Wehrpflicht stellt sich Höcke sogar gegen eine Grundposition der AfD. Bereits 2016 hatte sich die Partei die Forderung ins Grundsatzprogramm geschrieben, auch in den Bundestagswahlprogrammen von 2017, 2021 und 2025 tauchte sie auf. Die AfD hatte damit ein Alleinstellungsmerkmal. Für rechte Parteien gehört die Forderung nach starken Streitkräften als Ausdruck des Nationalen gewissermaßen zur DNA. Als die Debatte im März 2025 nach der Bundestagswahl erneut hochkocht, veröffentlicht Höcke eine Stellungnahme, die Anleihen aus der Ideologie sogenannter Reichsbürger enthält. Bevor man über eine Wehrpflicht reden könne, müsse Deutschland „souverän werden“ und über Spitzenpolitiker verfügen, „die Diener unseres Landes sind und nicht fremden Interessen folgen“, schreibt er. „Wofür genau sollen junge Deutsche im Ernstfall ihr Leben geben? Für die Geld- und Rohstoffinteressen eines kleinen Machtzirkels? Wollen wir dafür unsere wenigen Kinder hergeben? Ich sage als Vater und deutscher Patriot: NEIN!“

      Im Jahr 2016 verabredet sich Björn Höckes ehemalige Schulklasse zur 25-Jahr-Feier. Eine E-Mail mit einer Einladung geht an den gesamten Jahrgang, auch an den AfD-Politiker. Eine Frau bedankt sich, lehnt aber ab. Sie wolle mit niemandem feiern, der „rassistisches Gedankengut verbreitet“, schreibt sie an den Verteiler. Die Klasse diskutiert, wie man damit umgeht, auch mit ehemaligen Lehrern. „Ich argumentierte für die freie Meinungsäußerung in einem freien Land und für eine Chance, sich mit Andersdenkenden auseinanderzusetzen“, erinnert sich der Geschichtslehrer Walter Sefrin. „Die ehemaligen Schüler entschieden sich, ihn nicht dabeihaben zu wollen.“ 

      „Erste politische Gegner“

      Björn Höckes Lehrerlaufbahn beginnt am Goethe-Gymnasium im südhessischen Bensheim. Dort absolviert er zwischen 1999 und 2001 sein Referendariat. Gleich zu Beginn seines Berufslebens übernimmt Höcke Verantwortung im Hessischen Philologenverband. Im Dezember 1999 lässt sich der Studienreferendar als zweiter stellvertretender Vorsitzender des konservativen Lehrerverbands im Kreis Bergstraße wählen. Der Verband setzt sich für das dreigliedrige Schulsystem ein, die linker orientierte Gewerkschaft Erziehung und Wissen für die integrierten Gesamtschulen. Nach dem Referendariat werden im Jahr 2001 an der Martin-Buber-Schule in Groß-Gerau über ein Dutzend Stellen frei, da sich zahlreiche Lehrer versetzen lassen. Höcke bewirbt sich – obwohl es eine integrierte Gesamtschule ist, an der alle Schüler im selben Klassenverband verbleiben, unabhängig von einer Empfehlung für die Schulart. Innerhalb der Klasse erhalten die Schüler je nach Stärke unterschiedlich schwierige Aufgaben. Das heterogene Sozialgefüge bleibt erhalten. Die AfD fordert heute das Gegenteil, nämlich ein „nach Begabungen differenziertes Schulsystem“.

      Bis auf wenige Ausnahmen sind die neuen Lehrer Berufsanfänger. Die Verjüngung des Kollegiums begeistert die Schüler. Auch Höcke ist beliebt, er tritt immer wieder mit besonderem Engagement hervor. „Björn Höcke war ein sehr guter Lehrer“, sagt der damalige Schulleiter Hans-Peter Kirsten-Schmidt. Höcke unterrichtet zunächst Sport, einen Ersatz für den Religionsunterricht sowie Förderunterricht für Schüler mit Lese-Rechtschreib-Schwäche. Später kommt Geschichte dazu. Zu Beginn seiner Tätigkeit interviewt ihn ein Kollege für die Schulzeitung Kompass. Auf die Frage, wie er darauf gekommen sei, Lehrer zu werden, gibt er eine seltsame Antwort. „Ich wurde gezwungen“, sagt er. „Wo möchten Sie leben?“, fragt der Kollege. „Ich projiziere meine Träume nicht auf fremde Gebilde, also hier!“, antwortet Höcke. Das größte Unglück? „Die große Vergeblichkeit.“ Und das vollkommene irdische Glück? „Das finde ich in meinen Abgründen.“ 

      Vor allem im Sportbereich bringt sich der junge Lehrer mit eigenen Ideen ein. Er richtet einen Bewegungsraum mit Geräten zum Krafttraining ein und erfindet den Martin-Buber-Lauf, benannt nach dem Namensgeber der Schule, einem jüdischen Religionsphilosophen. Zweieinhalb Kilometer müssen die Schüler durch ein sumpfiges Gelände, ohne Chance zum Abkürzen. Manche Mädchen schwärmen von dem jungen Lehrer. „Die Schülerinnen waren hin und weg“, sagt eine damalige Lehrerin. „Keiner dachte, dass er ein Wolf im Schafspelz ist.“ Dass seine Kollegen begeistert von seinem Engagement sind, spornt Höcke an. Schon im jungen Alter will er mehr. An der Technischen Universität Kaiserslautern wird ein Master-Studiengang Schulmanagement ausgeschrieben – für Lehrer, die Karriere machen wollen und sich zutrauen, in der Schulleitung zu arbeiten. Höcke studiert den Fernstudiengang ab dem Wintersemester 2002/2003. Im Sommersemester 2005 schließt er das Studium mit großem Erfolg ab.

      In Erinnerung geblieben ist Höcke in Groß-Gerau auch mit seinem Engagement für das Leitbild der Schule. In der Schule erhält er einen eigenen Raum, in dem er an einem Entwurf arbeitet. Höcke fokussiert sich derart auf das Leitbild, dass die Schulleitung befürchtet, man könnte ihn nach Schulschluss vergessen und einschließen. Höcke erhält einen Schlüssel, damit er die „Studierstube“, wie die Kollegen das Zimmer nennen, zur Not verlassen kann. Als er den Entwurf in die Lehrerkonferenz einbringt, stimmen nur 62 Prozent zu. Höcke ist enttäuscht. Vielen ist das Leitbild nicht konkret genug. Und es gibt auch inhaltliche Kritik an Höckes Vorschlägen. Im April 2002 richtet sich ein Lehrer mit einem zweiseitigen Brief an die Arbeitsgruppe, der sich mittlerweile weitere Kollegen angeschlossen haben. Darin kritisiert der Lehrer den Vorschlag von Björn Höcke, sich im Leitbild auf die „europäische Wertegemeinschaft“ zu beziehen. Er befürchtet eine Diskriminierung von Schülern aus dem außereuropäischen Ausland. Die Bezeichnung habe seit dem 11. September 2001 „als Kampfbegriff gedient, wobei es vor allem um Ausgrenzung ging“. Höckes Kollege schlägt vor, auch „das Toleranzgebot, den Schutz der Minderheiten, das Asylrecht sowie die übrigen Menschenrechte“ im Selbstverständnis zu erwähnen. „Zu Integrationsforderungen gehören auch ernsthafte Integrationsangebote“, schreibt er. Der Begriff bleibt allerdings zunächst im Entwurf. Im November 2002 wendet sich der Lehrer daher direkt an Höcke, mit einem handschriftlichen Brief. Im Falle der „europäischen Wertegemeinschaft“ habe er Hinweise auf das Europaprogramm der österreichischen Rechtsaußen-Partei FPÖ bekommen, schreibt er. „Sowohl die Rechtspopulisten wie deren Kritiker haben sich auf den Begriff bezogen, Verwechslungen sind da nicht ausgeschlossen.“ Der Lehrer fordert die „Einsicht, dass zur Republik eine pluralistische Kultur gehört, d. h. eine Integration auch des Fremden, das als solches bestehen bleiben darf“. 

      Um die Diskussion über das Leitbild voranzubringen, schickt der Schulleiter einen Teil des Kollegiums auf Klausur. Jeden Satz wenden die Lehrer hin und her. Am Ende fehlen viele Sätze aus Höckes ursprünglichem Entwurf. Sogar Gender-Sprache findet sich in dem später beschlossenen Leitbild – zu einem Zeitpunkt, in dem außerhalb feministischer Gruppen und der taz kaum jemand gendert. „Wir fördern und fordern alle SchülerInnen entsprechend ihren Fähigkeiten“, heißt es etwa in dem Dokument. Am Ende des Seminars ist Höcke niedergeschlagen. „Er war sehr traurig, dass das mit seinem Papier passiert“, sagt ein Mitglied der damaligen Schulleitung. Dem neuen Entwurf stimmen dann in der Gesamtkonferenz im Februar 2003 schließlich 82 Prozent zu. Bei der Schulleitung hat sich Höcke dadurch Respekt erarbeitet. Explizit heißt es im neuen Leitbild: „In der Schulgemeinde lernen und arbeiten wir im Rahmen unserer freiheitlich-demokratischen Werte. Wir achten und tolerieren uns gegenseitig in unserer kulturellen Vielfalt.“ Die „europäische Wertegemeinschaft“ hat es nicht in den Text geschafft. Zahlreiche Schüler in Groß-Gerau haben einen Migrationshintergrund, viele einen familiären Bezug in die Türkei. Die Schule beteiligt sich aktiv an der Integration. Es gibt Projekte für interreligiösen Dialog, Deutschunterricht für Migrantenkinder, Naturwissenschaften auf Englisch. 

      Im Jahr 2002 kommt es im Bürgerkrieg in Sri Lanka zu einem Waffenstillstand und Friedensverhandlungen. Der Konflikt entspannt sich deutlich, zumindest für zwei Jahre. Auch an der Martin-Buber-Schule in Groß-Gerau gibt es einen Schüler, der in Sri Lanka geboren wurde und als Achtjähriger mit seiner Familie nach Deutschland geflohen war. Der Asylantrag der Familie war wegen fehlender Beweise für eine persönliche Verfolgung abgelehnt worden. Der Bürgerkrieg galt allerdings als Abschiebehindernis, sodass die Ausländerbehörde der Familie immer wieder eine Aufenthaltsduldung ausgesprochen hatte. Aufgrund des Waffenstillstands beabsichtigen die Behörden im Frühsommer 2004, die Familie nach langjährigem Aufenthalt in Groß-Gerau nach Sri Lanka abzuschieben, auch den Schüler. Die drohende Abschiebung bewegt die Schulgemeinde stark. Viele Lehrer halten es für eine Katastrophe, wenn ein Jugendlicher mitten in der Schullaufbahn aus seinem sozialen Umfeld gerissen würde. Der Klassenlehrer Karsten Blume regt an, in der Lehrerkonferenz eine Resolution zu verabschieden und sich damit an die Behörden zu wenden. Das Abschiebeverfahren „durchkreuzt unsere Bemühungen um Integration ausländischer Kinder“, heißt es in einem Entwurf eines Briefs an den Innenminister Volker Bouffier von der CDU. „Dem Jungen gelang in der Klasse die Integration. Dass der Aufenthalt befristet sein könnte, war weitgehend verdrängt, die Familie sah ihre Zukunft in Deutschland“, sagt Blume. „Ich habe es als meine staatsbürgerliche und pädagogische Pflicht gesehen, mich für den Jungen einzusetzen.“ 

      Björn Höcke lehnt den Einsatz für den sri-lankischen Jugendlichen ab. Er verweist im Kollegium darauf, dass die sogenannte Gesamtkonferenz gar nicht berechtigt sei, eine politische Resolution zu verfassen. Tatsächlich könnte das Ansinnen gegen die im Schulgesetz verankerte Neutralitätspflicht verstoßen. Die Schule hat zwar einen Erziehungsauftrag zur Demokratie, darf sich aber nicht partei- oder allgemeinpolitisch positionieren. Höcke droht mit einem Gang zum Verwaltungsgericht, sollte die Konferenz dennoch beschließen, eine Petition zu verabschieden. Um nach den Untaten des NS-Regimes Wiedergutmachung zu leisten, sei Deutschland sehr weltoffen geworden. Bezüglich der Aufnahme von Asylbewerbern sieht er aber die Grenze des Leistbaren überschritten. Wie später in der AfD verknüpft er bereits damals die Migrationsdebatte mit dem Geburtenrückgang. Es drohe, dass die europäischen Völker in ihren Ländern zu Minderheiten werden, sagt er sinngemäß. Die persönliche Betroffenheit seiner Kollegen könne er in diesem Fall zwar verstehen. Er rät ihnen aber, den aus seiner Sicht größeren Zusammenhang nicht aus den Augen zu verlieren. 

      Im September 2004 schreibt Karsten Blume einen Brief an seinen Kollegen Björn Höcke. Betreff: „Pädagogische Verantwortung angesichts eines Abschiebungsverfahrens“. „Sehr geehrter, aufrichtig und aufrecht vergegneter Kollege, es ist Dir nicht gelungen, einen geraden Weg zur Klärung offener Fragen zu finden“, schreibt Blume. „Vielleicht ergibt sich einmal die Gelegenheit, die gegensätzlichen Auffassungen zum Asyl- und zum Zuwanderungsrecht auszutauschen.“ Der Fall beschäftige die Mitschüler. „Uns als Lehrerinnen und Lehrer sollte das Schicksal eines Schülers näher liegen als die vermeintliche Überforderung der Staatsorgane, wir werden uns jetzt oder später fragen lassen müssen, wie wir unsere Verantwortung wahrgenommen haben.“ Später bricht der Bürgerkrieg in Sri Lanka erneut aus. Der Junge darf in Deutschland bleiben. Er lebt noch immer in Groß-Gerau – und ist mittlerweile Mitarbeiter großer Unternehmen. 

      Im August 2003 wird der erste Text von Björn Höcke veröffentlicht, als Leserbrief in der Lausitzer Rundschau. Die Regionalzeitung hatte gerade darüber berichtet, dass das ZDF 300 Personen für die „100 bedeutendsten Deutschen“ vorgeschlagen hat. Der ZDF-Chefhistoriker Guido Knopp habe „erstmal kühn die gebürtigen Österreicher Mozart und Haydn aufgestellt“, heißt es im Text von Thomas Klatt. Höcke ist mit der Einordnung des Journalisten nicht einverstanden. „Allerdings können Haydn und Mozart problemlos in eine Auflistung der bedeutendsten Deutschen aufgenommen werden!“, schreibt der 31-Jährige. Er verweist darauf, dass die habsburgischen Gebiete zu Lebzeiten der Komponisten zum Heiligen Reich deutscher Nation gehörten. „Noch nach dem Ende des Ersten Weltkrieges forderten die Vertreter Österreichs den Anschluss an den nördlichen Nachbarn, der ihm aber von den Siegermächten verwehrt wurde“, heißt es in dem Leserbrief weiter. Es ist ein bemerkenswerter Text. Was Höcke schreibt, ist nicht explizit rechts, aber durchaus anschlussfähig an ein deutschnationales Weltbild. Tatsächlich sprachen beide Komponisten Deutsch und komponierten im deutschsprachigen Kulturkreis. Österreich entwickelte sich aber nach dem Untergang des Reichs 1806 unter den Habsburgern weiter als eigenständiges Kaiserreich, das nicht Teil des späteren Deutschen Reichs von 1871 war. „Problemlos“ können sie jedenfalls nicht in eine solche Liste aufgenommen werden. Große kulturelle Persönlichkeiten aus Österreich als „deutsch“ zu vereinnahmen, war vor allem im völkischen Nationalismus gängig, etwa im 19. und frühen 20. Jahrhundert und auch im Nationalsozialismus. In Österreich sorgt die ZDF-Aktion für Unmut. „Deutsche wollen unseren Mozart klauen!“, heißt es 2003 auf der Titelseite der Kronen-Zeitung. Der österreichische Botschafter in Deutschland, Christian Prosl, spricht von „verquerem Nationalismus“. 

      In seinem Leserbrief schreibt Höcke weiter: „Erst nach dem Zweiten Weltkrieg verordnete sich Österreich ein eigenes Nationalbewusstsein, vielleicht aus Überzeugung, vielleicht aber auch nur um nicht in gleicher Weise wie Deutschland an der moralischen und finanziellen Hypothek tragen zu müssen, die die Verbrechen des NS-Regimes darstell(t)en.“ Dieser Satz könnte einerseits so verstanden werden, dass sich Österreich durch ein eigenes Nationalbewusstsein einer berechtigten Verantwortung entziehen wollte, die es eigentlich mit Deutschland hätte teilen müssen, weil es am NS-System beteiligt war. Dann wäre die Aussage eine kritische Reflexion über den österreichischen Opfermythos und die mangelhafte Aufarbeitung der Vergangenheit. Er könnte aber auch so verstanden werden, dass Deutschland eine moralische und finanzielle Last „aufgezwungen“ worden sei, und Österreich sich daraus geschickt herausgewunden habe. Das ist in diesem Fall wahrscheinlicher – und klingt danach, als wäre die von Höcke thematisierte „Hypothek“ eine ungerechte Bürde.

      Höcke versteht sich zu der Zeit bereits explizit als politisch. In seinem Gesprächsband sagt er über seine Zeit in Groß-Gerau: „Unter den Kollegen fanden sich auch erste politische Gegner.“ Und: „Ich spürte bald, daß die Schüler – viele mit Migrationshintergrund – für meine Bildungsanliegen, also auch eine Weitergabe deutscher und europäischer Kulturtraditionen, nicht aufzuschließen waren.“ In Groß-Gerau habe er „das Desaster der Multikulturalisierung“ erlebt. „Das ist völlig unverständlich für mich“, sagt sein damaliger Vorgesetzter. „Wir haben offensichtlich unterschiedliche Erinnerungen an die gemeinsame Zeit.“ Kirsten-Schmidts Kollegin aus der Schulleitung sieht das ähnlich. „Für die ausländischen Schüler wurde viel getan, und zwar außerordentlich erfolgreich“, sagt sie. „Manche waren sehr ehrgeizig und sind heute Lehrer an der Schule.“ 

      Der Lehrer Hans-Georg Vorndran erinnert sich an zahlreiche Wortmeldungen von Höcke in den Lehrerkonferenzen. „Seine Diktion war pseudophilosophisch und pseudowissenschaftlich“, sagt er. „Es hat sich sehr tiefgründig und tiefschürfend angehört, aber es war inhaltlich tatsächlich nichts dahinter.“ Höcke habe von oben herab dahergeredet. „Als hätte er die Weisheit gepachtet, oft begleitet mit einem hintergründigen Lächeln.“ Eine rechte oder gar rechtsextreme Ideologie konnte Vorndran dahinter aber nicht erkennen. Der Schüler André Alexander Kiefer bestätigt das. „Er hat gesprochen wie ein Buch, das wirkte immer ein bisschen drüber“, sagt er. „Im Geschichtsunterricht war seine Begeisterung für das Preußentum und deutsche Kaiserreich für jeden zu spüren. Da hatte er ein Feuer in den Augen. Wir haben uns größtenteils mit dieser Epoche beschäftigt.“ Der Nationalsozialismus sei in Höckes Geschichtsunterricht nicht vorgekommen. Und im Sportunterricht? „Immer wenn es warm wurde, zog er sein Shirt aus und präsentierte seinen Sixpack“, erinnert sich Kiefer. „Viele Teenager-Mädchen hielten ihn für total sexy.“ Kiefer erinnert sich, dass sich Höcke mehrfach über die „amerikanische Kultur“ im Klassenzimmer beschwert habe. „Viele trugen Baggypants, Hip-Hop-Caps und Skateschuhe, andere Shirts von Punkbands. Er war schockiert und legte uns ans Herz, dass wir uns mit deutscher Kultur und Musik beschäftigen sollten“, sagt er. „Er behauptete, dass wir die falschen Idole hätten. Offensichtlich hat es ihn sehr gestört, dass die deutsche Jugend von amerikanischer Kultur ‚infiziert‘ ist.“ 

      Gegen Ende seiner Laufbahn in Groß-Gerau wird es für den jungen Lehrer unangenehm. Ein Kollege findet in seiner Sportumkleide einen Zeitungsartikel, zu dem sich Höcke Notizen gemacht hat. Es geht um die Kapitulation der Wehrmacht am 8. Mai 1945, das Ende des Zweiten Weltkriegs sowie des Nationalsozialismus. Höckes Notizen verstören seinen Kollegen. Er zieht eine Kollegin zurate. Die Lehrerin gewinnt den Eindruck, dass es sich um „rechtsextreme Bemerkungen“ handelt. „Du musst damit sofort zum Schulleiter“, sagt sie ihrem Kollegen. Es kommt zu einem Gespräch zwischen Höcke und dem Rektor. Auch der Personalrat ist involviert. Höcke behauptet, er habe lediglich mit einer Kollegin über das Thema sprechen wollen. Außerdem sei das seine Privatsache. 

      Am 5. Mai 2005 wehrt Höcke sich in einem einseitigen Brief an seine Kollegen gegen die Vorwürfe. Darin spricht er von einer „tiefen und ehrlichen Betroffenheit“ darüber, wie der Vorfall abgelaufen ist. Dass er als „unbescholtener und engagierter Lehrer“ vom Schulleiter zum dienstlichen Gespräch geladen wurde, sei eine „unverhoffte und unerfreuliche Erfahrung“ gewesen. Dort habe sich die Sache aber „schnell aufgeklärt“. An die Person, die Höckes Notizen an die Schulleitung weitergab, schreibt Höcke: „Pädagogische Arbeit gelingt nur in belastbarer Vertrauensatmosphäre.“ Und: „Von der betroffenen Lehrkraft würde ich mir eine aufrichtige Entschuldigung wünschen. Falls ich damit zu viel verlangt habe, möge sie mir vom Leibe rücken und ihre Kontaktaufnahme auf das dienstlich Notwendige beschränken.“ Die Lehrkraft müsse durch seine Notizen „sehr irritiert worden sein“, schreibt Höcke weiter. „Da der Artikel eine handschriftliche Randbemerkung trug, war ich als Absender unschwer auszumachen. Ich gebe gerne zu, dass man ohne Besitz von Zusatzinformationen vielleicht einen falschen Schluss aus der räumlichen Verbindung von Text und handschriftlicher Kommentierung hat ziehen können. Den Eingeweihten waren die Zusammenhänge aber bekannt, schließlich handelt es sich um den Teil einer privaten Korrespondenz.“ Bei näherer Betrachtung sei ersichtlich, dass es „keine Grundlage für einen Angriff auf meine Person“ gebe. 

      Der 8. Mai 1945 beschäftigt Höcke noch Jahrzehnte später. Im Januar 2017 spricht Höcke bei einer Veranstaltung des AfD-Jugendverbands Junge Alternative in Dresden – und hält die berühmt gewordene Rede, in der er vom „Denkmal der Schande“ spricht. Weniger bekannt ist, was Höcke an dem Tag über die Ansprache des Bundespräsidenten Richard von Weizsäcker sagt, der am 8. Mai 1985 vom „Tag der Befreiung vom menschenverachtenden System der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft“ sprach. „Es war eine Rede gegen das eigene Volk“, sagt Höcke in Dresden. In seinem Buch spricht Höcke schließlich von der „katastrophalen Niederlage von 1945“. Damit suggeriert er, dass die Niederlage an sich eine Tragödie war – und nicht das NS-Regime, das sie verursacht hat. 

      Etwa 20 Jahre nach dem Fund seiner Notizen in der Sportumkleide jährt sich der Sieg über NS-Deutschland und das Ende des Zweiten Weltkriegs im Mai 2025 zum 80. Mal. Höcke äußert sich am Vorabend auf Telegram mit einem Text zum Jahrestag. In acht Absätzen verliert er kein einziges Wort über den Terror und Massenmord der Nationalsozialisten. Er schreibt: „Sind wir Deutsche 1945 besiegt oder befreit worden? Die Antwort auf diese Frage ist angesichts unserer Lage nicht mehr wichtig. Sie ändert nichts mehr.“ Und: „Ist unser Beitrag zur Weltgeschichte abgeschlossen oder gibt es noch einen deutschen Standpunkt? Jahre der Entscheidung liegen vor uns.“ 

      Am nächsten Tag lädt der Brandenburger AfD-Landtagsabgeordnete Fabian Jank in sein Wahlkreisbüro namens „Heimatrevier“ in Großräschen. An der Wand hängt ein Regal, in dem Dutzende Bücher stehen, die in den vergangenen Jahren bei Antaios erschienen sind, dem vom Verfassungsschutz als „gesichert rechtsextremistisch“ eingestuften Verlag des Höcke-Vertrauten Götz Kubitschek. In der Küche schenkt ein Mitarbeiter Bier aus. Am Kühlschrank kleben Sticker des Online-Shops „Patria Laden“ von Torsten Görke, einem Aktivisten der Identitären Bewegung und früheren Stützpunktleiter der NPD-Jugendorganisation. „Döp dödö döp“, heißt es darauf etwa – eine Anspielung auf den Song „L’amour toujours“ von Gigi D’Agostino und der zum Songtext umgedichteten Neonazi-Parole „Deutschland den Deutschen, Ausländer raus“. Auf einem anderen Aufkleber in Fabian Janks Wahlkreisbüro steht „Nix Yallah Yallah – Amtssprache ist hier Deutsch!“. Daneben steht: „Wir werden siegen“. 

      Jank hat seinen Fraktionskollegen Dominik Kaufner für einen Vortrag zum Thema „8. Mai – Tag der Befreiung?“ eingeladen. „So schlimm Krieg und NS-Zeit auch gewesen sein mögen, kann man das, was danach folgte, sicherlich nicht als Befreiung sehen“, sagt Jank während seines Einleitungsvortrags. Als Patriot sehe er eine Geschichte, auf die er auch stolz zurückblicken könne. „Da gibt es auch Seiten, die uns nicht so gut gefallen, wo wir uns nicht mit Ruhm bekleckert haben“, sagt er. „Nicht so gut gefallen“ also. Da ist dann auch alles klar. Kaufners anschließender Vortrag ist noch deutlicher. Der Abgeordnete und Geschichtslehrer spricht bezüglich der Beschlüsse der Landtage in Sachsen und Brandenburg zum 8. Mai als Feiertag von „Kriegspropaganda“, „Schuldtheologie“ und einem „verordneten Geschichtsbild“. Weil ich ihm kurz zuvor in einem Welt-Kommentar vorgehalten hatte, die Verbrechen der Deutschen auszublenden, spricht er mich in seiner Rede mehrfach an, wirft mir einen „Kult der Selbsterniedrigung“ vor. „In Artikeln über die Vertreibung der Deutschen und den Bombenterror der Alliierten fehlt nie der politisch korrekte Verweis auf die deutsche Schuld“, sagt er. Ein Gast meldet sich zu Wort. Er empfiehlt den Anwesenden einen Vortrag des Geschichtsrevisionisten Gerd Schultze-Rhonhof, in dem der Publizist dargelegt habe, „wie die Deutschen in den Zweiten Weltkrieg getrieben wurden“. Kaufner widerspricht ihm nicht. „Es ist immer wichtig, sich bei historischen Themen verschiedene Perspektiven anzusehen“, sagt er. 

      Zurück nach Groß-Gerau. Als Höcke in die Politik geht und in die Öffentlichkeit tritt, sind viele Lehrer erschrocken. Eine Kollegin ruft den früheren Schulleiter Kirsten-Schmidt an. „Du musst heute Abend das Fernsehen anmachen, du wirst aus allen Wolken fallen“, sagt sie. Höcke ist für die ARD-Talkshow „Günther Jauch“ angekündigt, wird mit dem Auftritt direkt nach dem „Tatort“ bundesweit bekannt. „Wir waren alle entsetzt“, sagt Kirsten-Schmidt. Im Jahr 2024 feiert die Martin-Buber-Schule ihr 50-jähriges Jubiläum. Lehrer, Eltern, Schüler und Ehemalige sind versammelt. Der neue Schulleiter nimmt kurz auf den prominenten früheren Kollegen Bezug. In seiner Rede stellt er klar, dass Höckes Positionen mit dem Anspruch der Schule nicht vereinbar sind. Als er Höckes Name erwähnt, gehen Buh-Rufe durch den Saal. Ich habe Höcke damit konfrontiert, dass ihm bereits bei der Erarbeitung des Leitbilds der Schule im Jahr 2003 von Kollegen Rechtspopulismus vorgeworfen wurde. Die Anfrage hierzu blieb ebenso unbeantwortet wie Fragen nach seinem Engagement gegen den Einsatz seiner früheren Kollegen bezüglich der drohenden Abschiebung eines Schülers sowie dem Fund in seiner Sportumkleide. 

      Vom Lieblingslehrer „Björni“ zum „gefährlichen Missionar“

      Mit dem Fund seiner Notizen in der Sportumkleide ist Höcke bei der Schulleitung plötzlich in Ungnade gefallen. Doch Höcke will ohnehin weg. Über 200 Kilometer nordöstlich von Groß-Gerau wird an der Rhenanus-Schule in Bad Sooden-Allendorf eine Beförderungsstelle ausgeschrieben, für die sich intern niemand gefunden hatte – trotz Hochstufung auf Besoldungsstufe A15. Das Ganztagsprojekt wollte dort niemand neben einer vollen Stelle betreuen. Höcke bewirbt sich erfolgreich, nimmt die Herausforderung ernst und zeigt sich als Organisationstalent. Schnell steht er unter Strom, teilweise übernimmt er sich. Bereits mit 33 Jahren ist er Oberstudienrat. Und er verdient gut, vergleichbar mit dem Rektor einer Realschule. 

      Auf seine Kollegen wirkt Höcke jung und dynamisch, zugewandt, engagiert und mit viel pädagogischem Feingefühl. Im Kollegium macht er sich schnell beliebt. Im Gegensatz zu anderen Lehrern trägt Höcke persönliche Probleme nicht in die Schule, ist weder launisch noch oberflächlich. „Es geht bei ihm nicht ohne Tiefgang“, sagt ein Kollege. „Im Vieraugengespräch zieht er einen in seine Atmosphäre hinein.“ Immer wieder übt Höcke im Lehrerzimmer Kritik am Schulsystem: Die deutsche Kultur spiele in der Erziehung der Kinder eine viel zu geringe Rolle, der Unterricht sei viel zu wenig wertebasiert. Er beklagt ein Auseinandergehen der Familien, die Notwendigkeit von Doppelverdienern – und die Folgen, dass Erziehung kaum noch von den Eltern geleistet werden könne; dass es nicht mehr selbstverständlich sei, dass Tugenden und Pflichten aus den Familien mitgebracht und die Erziehung an die Schulen delegiert werde. Höcke, so schätzen es Kollegen ein, leidet an den allgemeinen Zuständen.

      Auch die Schüler der Rhenanus-Schule schätzen Höcke sehr. Mehrmals lässt Höcke sich von der Schülerkonferenz zum Vertrauenslehrer wählen, auch gegen Mitbewerber. Er bietet den Schülern an, sich bei Problemen an ihn zu wenden. Viele nutzen das Angebot, sogar wenn es um private Angelegenheiten geht. Als sich einmal auf einer Klassenfahrt ein junges Pärchen trennt, führt Höcke mit beiden Jugendlichen längere Gespräche. „Bis sich beide wieder in die Augen schauen konnten“, erinnert sich einer, der dabei war. Bei Schülern mit psychischen Problemen ist Höcke ebenfalls aufmerksam. „Er fragte, wie es in der Schule läuft, ob man Probleme hat oder Hilfe braucht“, sagt sein früherer Schüler Tom Bange. Vielen Eltern fällt das ebenfalls positiv auf. Einer der Schüler gerät im Laufe eines langen Gesprächs immer wieder geradezu ins Schwärmen. „Ich habe ihn als freundlichen, offenen, lieben Menschen kennengelernt, mit dem man um die Sache auch diskutieren konnte“, sagt er. Auch Höcke gibt Privates preis, erzählt etwa immer wieder von seinen Kindern. Über die Namen aus der nordischen und germanischen Mythologie machen sich manche Schüler insgeheim lustig. Höcke ist stolz darauf – und erzählt seiner Klasse, welche Bedeutung die Namen haben. Der Name des einen Sohnes steht für den „Kämpfer für die Heimat“, der des anderen Sohnes für Widerstand und Wehrhaftigkeit. In der Bedeutung des Namens einer Tochter spielt ein Schwert eine Rolle, im Namen der anderen Tochter der Kampf. 

      Höcke bezeichnet sich damals als „stark konservativ“. Schon am ersten Schultag einer Unterstufenklasse stellt er sich entsprechend vor. „Daraus mache ich keinen Hehl“, sagt er, erinnern sich mehrere damalige Schüler. In der Klasse können viele in dem jungen Alter gar nichts damit anfangen. Im Zimmer der Klasse, die er von der fünften bis zur 13. Klasse betreut, lässt er über einen langen Zeitraum eine Deutschlandkarte in den Grenzen von 1914 hängen, ähnlich wie bereits sein Vater. Gegenüber Lehrern, die verwundert nachfragen, berichten die Schüler, dass Höcke das so wolle, unabhängig vom aktuellen Unterrichtsthema in Geschichte.

      Alte deutsche Grenzen thematisiert Höcke im Unterricht immer wieder. Einmal müssen die Schüler in einer Klassenarbeit einzeichnen, wie sich die Grenzen nach dem begonnenen und verlorenen Ersten Weltkrieg verändert haben und welche Gebiete Deutschland abtreten musste. In der Klasse, der er als langjähriger Klassenlehrer vorsteht, behandelt er den Nationalsozialismus nur sehr knapp. Sehr ausführlich unterrichtet er hingegen über den Versailler Vertrag, mit dem die Abtretungen der Gebiete 1919 besiegelt wurden. „Höcke sprach vom ‚Versailler Diktat‘“, erinnern sich mehrere Schüler. Das Schlagwort des „Versailler Diktats“ wurde in der Weimarer Republik vor allem von rechtskonservativen, deutschnationalen und völkischen Politikern verwendet. Er bedient eine einseitige Opfererzählung. Viele Deutsche empörten sich neben den Gebietsverlusten vor allem über die alleinige Kriegsschuldzuweisung und daraus folgende hohe Reparationsforderungen. Später wurde der Begriff zentraler Bestandteil nationalsozialistischer Propaganda. Die Nationalsozialisten versuchten, ihren Revanchekurs mit dem Mythos des unschuldig unterdrückten Deutschlands zu legitimieren. Heute taucht der Begriff ausschließlich in revisionistischen Diskursen auf.

      Besonders streng ist Höcke zu vielen Schülern nicht. Einer der Schüler bescheinigt ihm gar ein „sehr weiches Herz“. Wenn bei der Notenbesprechung jemand geweint habe, habe es oft doch die bessere Note gegeben. In der Abiturzeitung des Abschlussjahrgangs 2010 wählen die Schüler Höcke in der Kategorie „faire Noten“ auf Platz eins, in der Kategorie „Topmodel“ auf Platz zwei. Das passt zu dem, was Höcke später dem Lokalfernsehsender salve.tv erzählt. „Ich war immer ein bisschen zu kompromissbereit und zu wenig streng“, sagt er im Februar 2015. Interessanter ist, was Höcke direkt danach sagt: „Ich habe immer versucht, den Schülern nahezulegen, sich nicht zu schnell eine Meinung vorzufertigen und dieser Meinung dann sklavisch zu folgen, sondern offen zu bleiben, verschiedene Standpunkte wahrzunehmen. Das ist gerade im Bereich der Geschichtswissenschaft und des Geschichtsunterrichts ganz zentral.“ Als ich Höcke im September 2024 bei einer Wahlkampfveranstaltung in Cottbus erlebe, wird Höcke noch viel deutlicher. Der AfD-Politiker ist drei Tage vor der Landtagswahl nach Brandenburg gekommen, um seine Parteifreunde zu unterstützen. Sein Thüringer Landesverband war kurz zuvor bei der dortigen Wahl stärkste Kraft geworden. Es geht um Russlands Krieg in der Ukraine, als Höcke den SPD-Ostpolitiker Egon Bahr zitiert, der 2013 vor einer Schulklasse sagte, dass es in der internationalen Politik nie um Demokratie oder Menschenrechte, sondern um die Interessen von Staaten gehe. „Merken Sie sich das, egal, was man Ihnen im Geschichtsunterricht erzählt“, sagte Bahr damals. Der Geschichtslehrer Höcke dichtet Bahr noch einen weiteren Satz an: „Glaubt nichts, was in den Geschichtsbüchern steht.“

      Zurück an der Schule in Bad Sooden-Allendorf. Weil Höcke dort meist nicht als strenge Autoritätsperson auftritt, schafft er es im Gegensatz zu manchen Kollegen, seine Klasse nicht gegen sich aufzubringen. Einer erinnert sich an eine „Jugendnähe“ des früheren Lehrers. In der Abiturzeitung des Abschlussjahrgangs 2012 wird ihm zugeschrieben, „junggeblieben“ zu sein. Im Sportunterricht macht Höcke jede Übung mit. Immer wieder lässt er seine Schüler zu Orientierungsläufen antreten, die er von seiner Zeit bei der Bundeswehr kennt. Es ist seine Lieblingsdisziplin im Unterricht. „Wie ein Militärdrill“, erinnert sich der damalige Schüler Tom Bange. Mädchen fordert er auf, gemeinsam mit Jungen Laufgruppen zu bilden. Dies begründet er damit, dass Frauen eine schlechtere Orientierung hätten. Insgeheim witzeln manche Schüler darüber. Höcke schwärmt der Klasse zudem immer wieder von Turnvater Jahn vor, dem 1778 geborenen Pädagogen und Politiker mit nationalistischen, antisemitischen und antidemokratischen Ansichten. Mit seiner Turnbewegung wollte Jahn junge Leute für den Kampf gegen Napoleons Armee rüsten, die weite Teile Europas besetzt hatte.

      Dass die Jugend Sport treiben solle, impft er immer wieder auch Kollegen ein. Seine Sportklasse fällt als besonders diszipliniert auf. „Er hat seine Leute im Griff“, denkt sich einer der Kollegen eines anderen Fachs. Als „nah an den Schülern“ beschreibt ihn ein anderer Kollege. Höcke trainiert sogar abseits des Unterrichts mit den Schülern in einem Trainingsraum des an die Schule angegliederten Sportinternats, macht dort Krafttraining – und zeigt den Schülern, wie sie die Hanteln und Geräte richtig benutzen, ohne sich zu verletzen. Über die Musikauswahl der Jugendlichen stört er sich manchmal, erinnern sich diese. „Warum müsst ihr immer diese angloamerikanische Rapmusik hören und könnt keine deutsche Musik hören?“, will er demnach mehrmals von einer Trainingsgruppe wissen. Als naturnaher Mensch schöpft Höcke die Wandertage voll aus, unternimmt auch Fahrradtouren mit seinen Schülern. „Die Natur gibt mir Kraft“, erklärt er seinen Kollegen. „Ein gesunder Geist in einem gesunden Körper“, äußert er seinen Schülern gegenüber. Er lebt die lateinische Redewendung – und schätzt diejenigen besonders, die es ihm gleichtun. Manchmal begründet er die Nähe zur Natur auch mit germanischen Mythen oder spricht von Verwurzelung und Heimat. Seine Nähe zur germanischen Mythologie zeigt Höcke auch mit einem Thorshammer, den er mehrmals als Halskette trägt. Der sogenannte Mjölnir wurde in der völkischen Szene des 19. Jahrhunderts getragen und gilt seit Jahrzehnten in der rechtsextremen Szene als Symbol der völkischen Verbundenheit. Der Thorshammer wird aber auch auf unpolitischen Mittelaltermärkten angeboten und ist ebenso in der Heavy-Metal-Szene sowie bei Interessierten an der Wikingerzeit beliebt. In die Natur geht es für Höckes Schüler auch auf zahlreichen Klassenfahrten. Nur auf die Berlin-Fahrt will er nicht mit, zum Bedauern vieler Schüler. Höcke bezeichnet die Großstadt gegenüber seiner Klasse als Gefahrenquelle, spricht von möglichen Anschlägen. „Dass ich mich einer solchen Gefahr aussetze, kann ich meiner Familie nicht zumuten“, sagt er, erinnern sich Anwesende. 

      Viele Schüler merken, wie wichtig ihrem Geschichts- und Sportlehrer Bräuche und Normen sind. Immer wieder verweist Höcke auf „preußische Tugenden“, etwa auf Fleiß, Pflichtbewusstsein und Pünktlichkeit. Auch Höckes Sprachgebrauch fällt im Kollegium auf. Höcke weigert sich etwa, vom Internet zu sprechen – und verwundert seine Kollegen mit der Rede vom „weltweiten Netz“. Dies passt zu E-Mails, die er später an Parteifreunde schickt. Im Februar 2014 etwa schreibt Höcke an seine Kreisvorstandskollegen, dass „die neuen Gesichter bei unserem Bürgertisch nur ihre Telephonnummer hinterlassen“ hätten. „Wer kann diese Interessenten anrufen, um die E-Post-Adresse zu erfahren?“, fragt er. Der Begriff „E-Post“ wurde von der NPD geprägt. „Das World Wide Web deutschte sie zum ‚Weltnetz‘ ein, E-Mails zur ‚E-Post‘“, heißt es etwa in einem Spiegel-Text aus dem Jahr 2006 über die Neonazi-Partei. Mit seiner Sprache fällt Höcke auch im Unterricht auf. „Höcke war ein großer Redner“, erinnert sich ein Schüler. „Er war sehr eloquent, benutzte viele Fremdwörter.“ 

      Im März 2006 startet die Soziallotterie Aktion Mensch das Online-Forum dieGesellschafter.de, in dem die Bevölkerung aufgefordert wird, die Frage „In was für einer Gesellschaft wollen wir leben?“ zu beantworten. In drei Jahren gehen über 200 000 Beiträge ein. Björn Höcke meldet sich in der ersten Woche des Projekts an und verfasst mehrere Kommentare, die schon zur Gründung der AfD online nicht mehr abrufbar sind. Die Journalistin Lena Kampf von der Süddeutschen Zeitung findet sie im Jahr 2024. „Ich möchte in einer Gesellschaft leben, in der rechtsextreme Gruppierungen von der Bildfläche verschwinden“, schreibt ein Nutzer. Er habe mit Erschrecken einen Artikel über ein Dorf gelesen, das „von rechtsextremen Gruppen terrorisiert“ werde. 28 Minuten später antwortet Björn Höcke. „Was sind in Ihren Augen denn rechtsextreme Gruppen?“, fragte er. „Sind dies all jene, die es noch wagen von Volk, statt von Gesellschaft zu reden? Sind es die, die sich gegen die Schaffung individualisierter und multikulturalisierter Gesellschaften aussprechen, weil sie ahnen, dass diese ein leicht zu manipulierendes und dominierendes Arbeitsnomadentum für global agierende Konzerne darstellen?“ Mittlerweile werde alles „von den definitionsbeherrschenden Eliten“ als rechtsextrem gebrandmarkt, „was der Auflösung in Beliebigkeit zuwiderläuft“. „Die Dialektik der Aufklärung überwindet sich selbst“, schreibt Höcke mit Bezug auf das Hauptwerk der von ihm verhassten Kritischen Theorie von Max Horkheimer und Theodor W. Adorno. Seinen Beitrag beendet Höcke mit den Worten: „Ein nachdenklicher ‚Rechtsextremer‘!“ In der Rubrik „Gesellschaftskonzepte“ schreibt am nächsten Tag ein Nutzer: „Ich möchte eine Gesellschaft, in der man seine Meinung sagen darf, auch wenn sie nicht der öffentlichen entspricht. Medien, die nicht Sklaven der etablierten Parteien sind. Eine Gesellschaft, in der ich meine Sprache, Kultur und Mentalität leben kann, ohne zwangsamerikanisiert zu werden. Multikulti ist gescheitert!“ Höcke antwortet, dass er die „Kritik an unserer Gesellschaft als berechtigt“ ansehe. „Ich gehe mit Sicherheit davon aus, dass der Weg in die Meinungsdiktatur, den Schuldenstaat, den kulturellen Niedergang und die Atomisierung des Ganzen in hedonistische, bindungsunfähige Individuen in einer Implosion enden wird.“ Möglich sei auch, dass „vitalere Völker, die ihrer selbst noch nicht überdrüssig geworden sind, den Westen beerben werden“, zum Beispiel China. „Die Mischung aus wirtschaftlicher Prosperität und Nationalismus ist unwiderstehlich“, schreibt Höcke. Deutschland hingegen habe „den Willen zur Geschichte verloren“ und werde „als Erstes vom handelnden Subjekt der Politik zum betrachteten Objekt der Geschichte degradiert“. 

      Lena Kampf von der Süddeutschen findet auch noch einen dritten Beitrag von Björn Höcke, der bislang nicht öffentlich gemacht wurde. Es ist eine Antwort auf einen Nutzer, der schreibt: „Wenn 80 Prozent der Bevölkerung so verblödet sind und alles glauben, was in der Zeitung steht, brauchen sie wohl diesen Niedergang Deutschlands.“ Am 17. März antwortet Höcke zustimmend, dass sich „in der Politik der herrschenden Eliten und der meisten hier wiedergegebenen Meinungen der Wille zur Überwindung Deutschlands“ objektiviere. Er beklagt eine „Überwindung der Nation als Geburtsgemeinschaft“. Die Meinung, in keiner Gesellschaft, „sondern in einem Volk“ leben zu wollen, sei „selbstverständlich nicht gestattet, aber der Widerstand gegen diese Deutung wächst zusehends“, schreibt Höcke. „Die einen mag es anwidern, die anderen befreien …“ Tatsächlich stammt der lateinische Begriff natio ursprünglich von nasci, geboren werden, ab. Wenn man aber heute von der Nation als „Geburtsgemeinschaft“ spricht, weist dies auf ein ethnonationales oder völkisches Verständnis von Nation hin: Die Zugehörigkeit zur Nation wird als etwas angesehen, das durch Geburt oder Herkunft – und nicht durch Staatsbürgerschaft – bestimmt ist. Wer also nicht in eine bestimmte ethnische Gruppe hineingeboren wird, kann nicht dazugehören. Der Begriff stützt ein biologistisches oder essenzialistisches Verständnis von Identität und behauptet, nationale Zugehörigkeit sei nicht veränderbar, sondern vererbt. Migranten und Eingebürgerte, also auch einige von Höckes Schülern, können in diesem Konzept bestenfalls „Gäste“ sein, aber niemals wirklich dazugehören. Mit der Idee einer liberalen Demokratie, in der für alle Staatsbürger die gleichen Rechte gelten, unabhängig von der Herkunft, ist das nicht vereinbar. Meine Frage, wie Höcke seine Online-Kommentare aus dem Jahr 2006 heute bewertet, beantwortete er mir nicht.

      Höckes Lehrerkollegen bekommen von den Beiträgen im Aktion-Mensch-Forum nichts mit. Am selben Tag des dritten Online-Beitrags erscheint allerdings auch in der Hessisch-Niedersächsischen Allgemeinen (HNA) ein Text von Höcke, den er als Leserbrief eingereicht hat. Im Kollegium sorgt er damit für Aufruhr. Über den alliierten Bombenangriff auf Dresden im Februar 1945 schreibt er kurz vor seinem 34. Geburtstag: „In der Weltgeschichte sind niemals zuvor und niemals danach in so kurzer Zeit so viele Menschen vom Leben zum Tode befördert worden wie im ehemaligen Elbflorenz.“ Und: „Es ging darum, bis zum Kriegsende eine möglichst große Zahl deutscher Menschen zu töten.“ Der Welt-Redakteur Wolfgang Büscher entdeckt den Brief neun Jahre später im Archiv. „Zwei steile Thesen, viele Historiker würden sie bestreiten“, schreibt Büscher. Tatsächlich formuliert Höcke den Brief so, als hätte es den millionenfachen Judenmord der Deutschen nie gegeben. 

      Die Instrumentalisierung der Bombardierung von Dresden spielt in der extremen Rechten eine wichtige Rolle. Im Februar 2010, zum 65. Jahrestag der Bombardierung, nimmt Höcke an einer Neonazi-Demonstration in Dresden teil, die von der rechtsextremen Jungen Landsmannschaft Ostdeutschland angemeldet wird. Die Organisation hieß zuvor Junge Landsmannschaft Ostpreußen und war Jugendorganisation der Landsmannschaft Ostpreußen, bis sich diese im Jahr 2000 aufgrund offen rechtsextremer Aktivitäten von der Jugend trennte. Die jährliche Demonstration, an der der Lehrer Höcke teilnimmt, ist in den 2000er-Jahren und bis 2012 das wichtigste Event der deutschen Neonaziszene. Aus ganz Deutschland reisen NPD-Mitglieder, Kameradschaftsaktivisten, rechtsextreme Burschenschafter, Autonome Nationalisten und Völkische an. 2010 wird der Aufmarsch erstmals erfolgreich von Gegendemonstranten blockiert. „Wir wollen marschieren“, ruft Höcke gemeinsam mit Umstehenden. Der Wunsch bleibt unerfüllt. Als die Teilnahme im Jahr 2017 bekannt wird, lässt Höcke über den Parteisprecher Torben Braga mitteilen, dass er „mit zwei Freunden an einer friedlichen Gedenkveranstaltung teilgenommen“ habe. „Sie sind dort hingefahren, um sich einen Eindruck von der Veranstaltung zu verschaffen.“

      Auf bislang unbekannten Fotos steht direkt hinter Höcke der rechtsextreme Vertriebenenaktivist Frank Nowak, ein Redner und Teilnehmer anderer neonazistischer Demonstrationen. Im Jahr 2009 hatte Nowak zu Neonazi-Demos in Dessau und Leipzig aufgerufen und daran teilgenommen sowie vor der Bundestagswahl für die Wahl der NPD geworben. Die Kundgebung in Dessau war von einer NPD-Funktionärin und freien Kameradschaften organisiert worden, die in Leipzig von den „Nationalen Sozialisten Leipzig“. Kurz nach der Dresdner Demonstration, auf der Nowak direkt hinter Höcke steht, nimmt Nowak im März 2010 erneut an einer Neonazi-Demonstration der „Freien Nationalisten Dessau / Anhalt-Bitterfeld“ in Dessau teil und tritt dort sogar als Redner auf. „Die Geschichte muss frei von der Geschichtsschreibung der Sieger sein“, ruft er. Anlässlich des 8. Mai 2010 erklärt er: „Unsere Großväter und Väter waren keine Mörder, es waren aufrichtige, ehrliche und tapfere Soldaten, die ihren Eid und ihre Pflicht erfüllten, das Deutsche Reich und das deutsche Volk zu schützen und zu verteidigen.“ Ob Höcke Nowak kennt und damals gemeinsam mit ihm an dem Aufmarsch teilgenommen hat, wollte er mir nicht beantworten.

      Unter den Demonstranten ist im Februar 2010 auch ein weiterer heutiger AfD-Politiker: Steffen Kotré, seit 2017 Mitglied des Deutschen Bundestags. Fotos zeigen ihn in einem Block völkischer Nationalisten. Im Umkreis von wenigen Metern stehen mehrere frühere Mitglieder der 2009 verbotenen Heimattreuen Deutschen Jugend (HDJ), darunter die führenden Kader Christian von Velsen und Martin Götze. Die HDJ war mit der Begründung verboten worden, sie habe sich zum historischen Nationalsozialismus, dem Ideal der Volksgemeinschaft sowie dem Führerprinzip bekannt, NS-Rassenlehre propagiert und Jugendliche indoktriniert. Kotré ließ meine Anfrage hierzu unbeantwortet. Bislang war lediglich bekannt, dass Kotré im Jahr 2009 an der Neonazi-Demonstration teilgenommen hatte. Recherchen von Andrea Röpke und anderen deckten dies im Jahr 2024 auf. Dem Rundfunk Berlin-Brandenburg sagte Kotré damals über seine Teilnahme im Jahr 2009: „Ich habe mir vor Ort ein Bild gemacht.“ Auf die Frage, ob er noch einmal zu einer solchen Demonstration gehen würde, antwortete er damals nicht. 

      Bei vielen von Höckes Kollegen der Rhenanus-Schule in Bad Sooden-Allendorf liegt die HNA im März 2006 auf dem Frühstückstisch. Einer beklagt sich im Kollegenkreis über einen „rechtsradikalen Hintergrund“. Fachkollegen stellen Höcke zur Rede. Der spricht vom Recht auf freie Meinungsäußerung, kündigt an, auch weiterhin Leserbriefe schreiben zu wollen. Kritiker lässt er wissen, dass er davon überzeugt ist, nichts falsch gemacht zu haben. Dann muss der Lehrer bei der Schulleiterin vorsprechen. Sie will Unruhe im Kollegium vermeiden und fordert Höcke auf, keine Leserbriefe mehr zu politischen Inhalten zu schreiben. Höcke will die Zurechtweisung nicht auf sich sitzen lassen. Mit Stellungnahmen in der HNA hält er sich zwar fortan zurück und er wird vorsichtiger. Aber es erscheinen in den kommenden Jahren weitere Texte von ihm. Im September 2007 veröffentlicht sein Freund Heiner Hofsommer das Buch „Meilensteine der deutschen Geschichte“. „Die ewige Vergangenheitsbewältigung als gesellschaftspolitische Daueraufgabe lähmt ein Volk“, heißt es darin. „Es ist unmoralisch, dass eine Vergangenheit, unter der gerade auch die Deutschen gelitten haben, für politische und auch finanzielle Erpressung missbraucht wird.“ Über die Politik der Nationalsozialisten heißt es, dass diese „als verbrecherisch angelegt zu bewerten ist, insbesondere der systematischen Verfolgung der Juden wegen“. Dennoch könne „dem gesamten deutschen Volk nicht ewig das Büßerhemd zwangsweise übergestülpt werden“. Der Geschichtslehrer Hofsommer ist zum Veröffentlichungszeitpunkt seit Jahren auf eigenen Antrag frühpensioniert. Zuvor hatte es Ärger um angeblich rassistische Äußerungen gegeben. Schüler berichteten im Jahr 2002, Hofsommer habe als Rektor und Lehrer an einer Realschule in Hessen etwa die Sätze „Neger gehören nicht nach Amerika“ und „Alle Moslems sollen ihren Teppich nehmen und heimgehen“ im Unterricht gesagt. Zudem soll er mit seinen Schülern die erste Strophe des Deutschlandlieds gesungen haben. Schüler und Eltern boykottierten daraufhin Hofsommers Unterricht. Der Schulamtsleiter erklärte, der Betriebsfrieden sei „empfindlich gestört“. Höcke rezensiert Hofsommers Werk im Jahr 2007 für die Buchrückseite und unterschreibt mit einem leicht abgeänderten Nachnamen: „Björn Hocke, Historiker, Oberstudienrat“. In seinem Text schreibt der 35-Jährige über Hofsommer: „Hier äußert sich keiner jener nachgeborenen, moralisierenden Besserwisser, die in Schulen und Universitäten mit erhobenen Zeigefingern dozierend, willentlich oder aus Unwissenheit, der dauerhaften Neurotisierung des deutschen Volkes Vorschub leisten.“ Bei einer Rede im Jahr 2014 verwendet Höcke später eine ähnliche Formulierung. „Wenn wir wieder wir selbst werden, wenn wir unsere neurotische Phase überwinden, in der wir seit 70 Jahren durch die Weltgeschichte dämmern, dann ist mir um die Zukunft meines Landes nicht bange, wir sind ein großartiges Volk“, sagt er bei der Weihnachtsfeier der Jungen Alternative in Stuttgart. Der Soziologe Andreas Kemper hat nachgewiesen, dass die Formulierung der „Neurotisierung des deutschen Volkes“ zuvor von der NPD gebraucht wurde. Der sächsische Landtagsabgeordnete Jürgen Gansel, einer der Vordenker innerhalb der Neonazi-Partei, schrieb 2005 in einem bildungspolitischen Manifest: „Ein Hauptanliegen der Frankfurter Schule war es, die Deutschen durch eine irrwitzige Vergangenheitsbewältigung zu neurotisieren und ihres geschichtlichen Erbes zu entfremden.“ Gansel verwendet in dem Manifest mehrere weitere ungewöhnliche Begriffe, die später von Höcke aufgegriffen wurden. So im November 2018, als Höcke bei einer Rede in Bottrop sagt, dass „in dieser bunten Republik jeder mit jedem ins Koalitionsbett“ steige. „Ja, es ist so, diese Bundesrepublik Deutschland ist unter der Ägide der Kartellparteien zu einem politischen Swingerclub verkommen.“ In einem Grundsatzbeitrag von Gansel aus dem Jahr 2009 heißt es: „Jede Systempartei koaliert mit jeder – die BRD ist ein politischer Swingerclub.“ Im bereits erwähnten Manifest aus dem Jahr 2005 von Gansel ist zudem von der „One-World-Ideologie“ sowie dem „Sein und Nichtsein der Deutschen“ die Rede. Ersteren Begriff verwendet Höcke in seiner Dresdner Rede im Januar 2017. Vom „Sein oder Nichtsein unserer Vaterländer“ spricht Höcke im Dezember 2015 in einer Grußbotschaft an die französische Rechtsaußen-Politikerin Marine Le Pen. Jürgen Gansel studierte in den 1990er-Jahren zeitgleich mit Höcke in Gießen und Marburg Geschichte. „Eine persönliche Bekanntschaft aus der damaligen Zeit erscheint nicht abwegig“, heißt es in einem Gutachten des Bundesamts für Verfassungsschutz zur AfD aus dem Jahr 2019. Gansel war damals Funktionär der rechtsextremen Jugendorganisation der Landsmannschaft Ostpreußen – dem Vertriebenenverband, in dem Höckes Vater und Großeltern Mitglied waren. Als ich Höcke im Juli 2024 nach einer möglichen Bekanntschaft frage, dementiert er diese nicht. „Wenn Sie mal wieder Fragen haben, die sich mit den wirklichen Problemen dieses Landes beschäftigen, können Sie sich wieder melden“, antwortet sein Büroleiter Robert Teske per E-Mail.

      Von Heiner Hofsommers Buch bekommen Höckes Kollegen in Bad Sooden-Allendorf nichts mit. Auch bezüglich der Jungen Freiheit (JF), die zwischen Rechtskonservatismus und der Neuen Rechten changiert, kann Höcke nahezu sicher sein, dass er der Einzige im Kollegium ist, der das Blatt regelmäßig liest. Im Oktober 2008 erscheint dort ein Kommentar von Hans-Olaf Henkel, dem ehemaligen Präsidenten des Bundesverbandes der Deutschen Industrie und späteren AfD-Vizechef. Zur Finanzkrise schreibt Henkel, dass diese kein Versagen der Marktwirtschaft, sondern von Institutionen und Personen sei – auch wenn „ganz linke als auch ganz rechte Politiker“ anderes „weismachen“ wollten. „Daß trotzdem wieder neue Formen des Sozialismus propagiert werden, ist absurd. Es gibt kein besseres System als die Marktwirtschaft, wenn wir das Ziel verfolgen, das Streben nach Glück und Wohlstand in produktive Bahnen zu lenken. Der Dritte Weg ist der schnellste Weg in die Dritte Welt.“ Mit dem Begriff des Dritten Wegs ist eine Alternative zu Kommunismus und Kapitalismus gemeint. 

      Zwei Wochen nach Henkels Text erscheint in der JF ein Leserbrief von Höcke. „Die gegenwärtige Krise ist definitiv keine des herrschenden Wirtschaftssystems, also der Marktwirtschaft, sondern eine des korrespondierenden Geldsystems, des zinsbasierten Kapitalismus“, schreibt der Lehrer darin. „Wenn es der Menschheit nicht bald gelingt, ein Geldsystem zu erschaffen, das nicht darauf angewiesen ist, ein ewiges Wachstum in einer endlichen Welt zu generieren, wird die letzte Hoffnung auf eine Selbstregulation von Mensch und Natur aufgegeben werden müssen. Die JF sollte schleunigst in eine Diskussion über ‚Dritte Wege‘ einsteigen.“ Der Text wird später teilweise wortgleich in einer NPD-Zeitung in einem Text von – Überraschung – „Landolf Ladig“ auftauchen, wie der Soziologe Andreas Kemper herausfindet. Doch dazu später mehr.

      Das enge Verhältnis zwischen Höcke und seinen Schülern zeigt sich auch darin, dass er diese mehrmals zu sich nach Hause einlädt. Einmal kommt der Sport-Leistungskurs zum Grillen in Höckes Wohnort, dem 250-Seelen-Dorf Bornhagen. „Er hat sehr viel Wert auf Zusammenhalt gelegt“, sagt Tom Bange. Als in der von ihm betreuten Klasse nach der 10. einige Schüler abgehen, kommt die ganze Klasse zum Überraschungsbesuch. Nur Höckes Frau Nora ist eingeweiht. Die Stimmung ist gelassen. Die Klasse pflanzt Höcke einen Apfelbaum in den Garten. „Weil er so ein guter Lehrer war“, sagt einer, der dabei war. Im September 2020 postet Höcke einen Korb mit Äpfeln auf Instagram. „Der Baum hat sich prima entwickelt, wie meine ehemaligen Schüler hoffentlich auch“, schreibt er dazu. Die ehemalige Klasse versteht das als Instrumentalisierung. Viele ärgern sich sehr über das Posting.

      Bei einem Schüleraustausch in Schweden im Jahr 2013 schaut sich die Klasse in einem Museum abstrakte Kunst an. „Aus dem Stegreif hielt er einen Vortrag, dass er diese Art von Kunst nicht unterstützt“, erinnert sich Bange. „Kunst muss etwas schaffen“, habe Höcke gesagt. Das Abstrakte wäre nichts, nur das Gegenständliche zähle. „Alle waren überwältigt“, sagt der ehemalige Schüler. „Da kam schon ein bisschen der Politiker raus. Aus dem Nichts eine Rede zu halten, das konnte er gut.“ „Seine“ Klasse begleitet Höcke von der fünften bis zur 13. Jahrgangsstufe, darauf legt er großen Wert. Die Klasse gilt in der Schule zunächst als schwierig, Höcke will sie unbedingt weiter betreuen. Später zollen Kollegen Höcke großen Respekt dafür, wie sich die Schüler unter seiner Betreuung entwickelt haben. Bei der Abiturfeier spielt die Klasse ein Lied für Höcke: „Forever young“ von Alphaville. „Ach wär’ das schön, wir würden immer jung bleiben“, heißt es darin. Es soll eine Anerkennung für seinen empathischen Umgang mit den Schülern sein, und für sein junges Aussehen. Zwei Klassenlehrer halten auf der Feier eine Rede. Ein Kollege von Höcke reißt Witze und bringt das Publikum zum Lachen. Höcke lässt ein ernstes Lied spielen und erinnert seine Schüler an die „Pflichten im Leben“. In diesem Zusammenhang richtet er sich auch an die jungen Frauen des Jahrgangs, spricht vom Gebären von Kindern. Den jungen Männern rät er hingegen, ordentliche Berufe zu ergreifen. Zahlreiche Gäste, darunter auch die Eltern der Abiturienten, sind irritiert. Andere halten die Äußerung für einen Witz. 

      Auch die Schüler des Jahrgangs 2013 ehren Höcke mit einem Steckbrief in ihrer Abiturzeitung. In der Rubrik „Verfehlter Beruf“ heißt es kurz nach Gründung der Partei über ihn: „Familienminister für die AfD“. Als „Ziel“ bescheinigen die Abiturienten ihm: „Gewissen und Moral vermitteln“. Als „Buch des Lebens“ nennen die Schüler für Höcke „Psychologie der Massen“ von Gustave Le Bon. Tatsächlich empfiehlt Höcke das Buch immer wieder im Unterricht. „Die Masse ist eine Herde, die sich ohne Hirten nicht zu helfen weiß“, heißt es darin etwa. „Björni wollte uns viel fürs Leben beibringen und uns viele Ratschläge für unseren weiteren Lebensweg mitgeben“, heißt es außerdem in der Abizeitung. Über Höckes späteres Auftreten als AfD-Politiker sind viele Schüler allerdings entsetzt. „Höcke war einer meiner Lieblingslehrer. Umso erschreckender war es, sein wahres Gesicht zu sehen“, sagt Tom Bange. „Beim Klassentreffen ist er immer Thema. Wir fragen uns alle: Haben wir uns in ihm getäuscht oder hat er sich so verändert?“ Ein Mitschüler spricht von einem „Mantel“, den Höcke abgeworfen und sich zu erkennen gegeben habe. „Um Gottes willen, was labert der für eine Scheiße?“, hätten viele gedacht, als sie Höcke ab dem Jahr 2014 im Fernsehen sahen. Ein anderer Schüler sagt: „Als Lehrer hat er uns sehr geprägt. Was er heute macht, finde ich aber ganz furchtbar. Wir haben ihn als Klassenlehrer unheimlich geliebt und erkennen ihn einfach nicht wieder.“

      Entsprechend wird Höcke auch in der Abschlusszeitung des Abiturjahrgangs 2015 gewürdigt. Ein Schüler wird dort mit den Worten „Herr Höcke hat gesagt, nach einer Demokratie kommt immer eine Diktatur“ zitiert. Auch die Antwort eines Lehrers ist dort notiert: „Ach ja, und da arbeitet er jetzt dran?!“ Auf der Seite mit Zitaten aus dem zurückliegenden Jahr heißt es außerdem in Bezug auf eine Europakarte von 1871 bis 1914, die seit Tagen in der Klasse hänge, dass ein Lehrer gefragt habe, warum die Karte dort noch hänge. Ein Schüler antwortete demnach: „Herr Höcke will uns einfach zeigen, wie Deutschland aussieht, wenn er uns führt!“ Zudem dokumentieren die Abiturienten eine Unterhaltung zwischen zwei Schülern über die Geschichts-Leistungskurse. „Ihr seid der bessere Kurs, ja? AfDler“, sagt demnach einer. „Ich kann nichts dafür, wenn wir den Nationalsozialismus überspringen“, antwortet der andere. 

      Im Jahr 2020 trifft eine Gruppe ehemaliger Schüler beim Wandern auf ihren ehemaligen Lehrer. Höcke begrüßt alle namentlich. Doch die Schüler beenden das Aufeinandertreffen schnell. „Keiner hatte Lust auf ihn“, sagt einer, der dabei war. „Höcke ist ein Missionar, der wirklich glaubt, was er sagt“, sagt ein früherer Lehrerkollege. „Deshalb halte ich ihn auch für gefährlich.“ Sogar Höckes geliebte Klasse, die er neun Jahre lang eng begleitet hat, wendet sich von ihm ab. Beim 10-Jahres-Treffen im Jahr 2023 laden alle anderen Klassen des Jahrgangs ihre Klassenlehrer ein – nur die von Höcke nicht. „Da waren wir uns schnell einig“, sagt einer der Organisatoren. „Sonst hätte er das wieder ausgeschlachtet, wie mit dem Apfelbaum.“ Höcke selbst wollte sich auf meine Anfrage nicht zu seiner Zeit in Bad Sooden-Allendorf sowie den genannten Berichten seiner früheren Schüler und Kollegen äußern.

      Aufstand im Lehrerzimmer

      Bereits in der Rhenanus-Schule gelingt es Höcke, eine Gegnerin auf dem Weg nach oben loszuwerden. Sein Ziel ist die Schulleitung. Dafür hat er schon früh in Kaiserslautern Schulmanagement studiert, gemeinsam mit oft deutlich älteren Kommilitonen. In Bad Sooden-Allendorf kommt ihm zugute, dass die Schulleiterin verhasst ist. Im Kollegium, in der Elternschaft, unter den Schülern. Mehrere Lehrer lassen sich wegen der Leiterin an andere Schulen versetzen. Der Elternbeirat und die Schülervertretung treten im Streit mit ihr zurück. Sogar an lokale Medien wird der Dauerstreit geleakt. Ein Anzeigenblatt zeigt ein montiertes Bild, bei dem ein Blitz in das Schulgebäude einschlägt. Von einer „Technokratin ohne jede Empathie“, spricht ein Lehrer. Von einem „autoritären Amtsverständnis“ und einer „fürchterlichen Art“ ein anderer. Was die Lehrer stört, ist vor allem die Kontrollsucht der Leiterin. Jede Kleinigkeit lässt sie sich vorlegen, überall hakt sie nach, nahezu jedem misstraut sie. Sogar an der Wand hängende Kunstwerke von Schülern lässt sie abhängen, weil sie sie vorher nicht genehmigt hat. Das Kollegium fühlt sich derart eingeschränkt, dass im Lehrerzimmer immer wieder gelästert wird. 

      Auch Björn Höcke hat ein Problem mit der Schulleiterin. Spätestens als sie ihn damit beauftragt, den Schülern in der Pause die Essensmarken für die Mensa auszugeben. Höcke versteht das als Kriegserklärung, als Demütigung – so interpretieren es jedenfalls seine Kollegen. Er, der Oberstudienrat, soll Essensmarken austeilen? Höcke gibt zu verstehen, dass ihm das nicht passt. Und er beteiligt sich an den Lästereien, lässt gemeinsam mit Kollegen Luft ab. Von einer „blöden Kuh“ ist da die Rede, einem „Terrier“. „Man konnte gemeinsam wettern und musste keine Angst haben, weil man als Kritiker nicht auffiel“, erinnert sich einer der damaligen Kollegen. „Gemeinsame Feinde verbinden.“

      Sogar in Auseinandersetzungen mit Jugendlichen stellt sich Höcke auf die Seite seiner Klasse – gegen die Direktorin. Einmal stellen Schüler einen Tischkicker in den Klassenraum, der zuvor als Sperrmüll auf der Straße gestanden hatte. Die Schulleiterin schreitet umgehend ein, ordnet die Entsorgung an. Die Schüler wollen sich das nicht gefallen lassen. Sie schlagen den Kicker klein, entsorgen das Holz im Altpapier. Die Schulleiterin zitiert die Jugendlichen gemeinsam mit ihrem Klassenlehrer Höcke in ihr Büro. Höcke vermittelt im Gespräch, beschwichtigt die Direktorin. Die Schüler erklären ihr, der Kicker wäre richtig recycelt worden. Aus Holz werde ja schließlich Papier. Höcke kann sich ein Grinsen nicht verkneifen. Und sagt seinen Schülern nach dem Gespräch, dass er wegen dieses Arguments sehr stolz auf die Gruppe sei. Auch in den Sitzungen der Schülervertretung (SV) unterstützt Höcke die Klasse. Höcke ist als Vertrauenslehrer dabei. Und ermutigt die Schülervertreter, sich auch mal unbeliebt zu machen. Wenn die SV etwa einen ganzen Projekttag veranstalten will oder auf Schülerratssitzungen mit den Klassensprechern besteht, gefällt der Schulleiterin das nicht. Schließlich fällt dann der normale Unterricht aus. 

      Unter Höckes Kollegen ist die Unzufriedenheit ebenfalls groß, doch gegen die Dienstanweisungen der Schulleiterin wollen die Beamten nicht rebellieren. Außer Björn Höcke. Einmal fordert die Leiterin, dass zum Tag der offenen Tür – einer Werbeveranstaltung für die Schule – alle in Schulkleidung erscheinen, also mit einem Kapuzenpullover, auf dem das Logo der Schule abgebildet ist. Nicht alle sehen darin vorteilhaft aus. Viele Kollegen ärgern sich über die Forderung. Doch nur Höcke hält sich nicht daran, kommt in einem schicken Anzug. Und wirkt auf manche Besucher wie der eigentliche Schulleiter. Ärger gibt es auch, als die Leiterin im Lehrerzimmer einen Monitor aufhängen lässt, auf dem der Vertretungsplan einsehbar ist. Ihre Idee: Ein Monitor ist moderner als ausgedruckte Zettel. Das Abspielen ist aber derart schlecht programmiert, dass die Lehrer morgens minutenlang vor dem Bildschirm stehen müssen, bis ihr Buchstabe dran ist, um zu sehen, ob man von einer Vertretung betroffen ist. Wieder regen sich die Kollegen still und heimlich auf.

      „Das führte zu schlechter Stimmung, aber als Beamter lässt man sich viel gefallen“, erinnert sich einer. Ein Kollege lässt es sich nicht gefallen, bringt ein Papier unter dem Monitor an. Für einen Aushang bräuchte man eigentlich eine Genehmigung der Schulleiterin. Der Kollege ist Björn Höcke. „Dieses Ding regt mich auf. Stuttgart 21 ist überall“, schreibt er auf den Zettel – während in der baden-württembergischen Landeshauptstadt Tausende gegen den Umbau eines Bahnknotens demonstrieren, vor allem Grüne, Linke und Umweltschützer. Höcke beklagt einen „Schildbürgerstreich“. Und unterschreibt mit „Björn“. Sein Zettel bleibt über mehrere Tage hängen, dann wird das Problem gelöst. „Für mich war das ein Zeichen dafür, dass er ein unheimliches Gespür für Situationen hat, die populistisch aufladbar sind“, sagt ein Lehrer. „Er hatte sich mit seinem Affront durchgesetzt.“

      Im Jahr 2008 rückt das Land Hessen von der umstrittenen Schulzeitverkürzung ab. Die Gymnasien müssen einzeln entscheiden, wie lang künftig der Weg zum Abitur geht und ob sie wieder G9 anbieten. Dafür muss die Schulkonferenz – ein Gremium, in dem Lehrer, Eltern und Schüler vertreten sind – mit einer Zwei-Drittel-Mehrheit zustimmen. Im Kollegium bricht eine heiße Debatte aus. Die Schulleiterin spricht sich deutlich für G8 aus, das Turbo-Abitur. Björn Höcke, gut vernetzt und beliebt bei der Elternschaft, geht einen anderen Weg. Die Eltern wollen G9, Höcke unterstützt sie. Über die Frage, ob er dies aus ehrlicher Überzeugung tue oder weil er eine Gelegenheit sehe, die Herrschaft der Schulleiterin zu destabilisieren, sind sich seine damaligen Kollegen uneins. Jedenfalls endet der Prozess mit einem Gesichtsverlust für die Leitung: Die Konferenz votiert mehrheitlich für G9, die Schule kehrt zum Abitur nach der 13. Jahrgangsstufe zurück. „Gegen den erbitterten Widerstand der Schulleiterin“, heißt es in einem Rücktrittsschreiben der Elternvertreter. Darin ist von einer „spannungsreichen, verkrampften Auseinandersetzung ohne erkennbare Einigungslinien“ die Rede. Der Beirat fühle sich von der Schulleiterin „manipuliert“. Auch bei der Inspektion des staatlichen Schulamts fällt die Schule durch, erneut wird die Leiterin beschädigt. Die Schulleiterin meldet sich krank, verbleibt bis zum Ende des Schuljahrs im Krankenstand. Im Kollegium wächst der Wunsch, sie loszuwerden. Noch in den Sommerferien des Jahres 2012 ruft Björn Höcke Kollegen auf, zusammenzukommen, um zu überlegen, was man gemeinsam tun kann.

      Am letzten Ferientag wird eine Lehrerkonferenz angesetzt. Höcke und mehrere weitere Lehrer rufen das Kollegium auf, bereits eine Stunde vorher zu kommen. Sie wollen eine Konferenz ohne die Schulleiterin, die ihre Rückkehr angekündigt hatte. Als die Lehrer in den Konferenzsaal kommen, ist die Leiterin aber schon da. Sie teilen ihr mit, dass sie sich erst mal ohne sie treffen wollen. Eine Etage über ihrem Dienstzimmer besprechen sie die Lage. Eine Art Resolution kursiert, in der ein „Neuanfang“ und die Absetzung der Schulleiterin gefordert wird – begründet mit dem katastrophalen Ergebnis der Schulinspektion, dem Rücktritt des Elternbeirats und der Entscheidung für G9. „Eine Schule ist kein mittelständisches Unternehmen“, heißt es in dem Flugblatt. Einer der Autoren ist Björn Höcke. Die Redebeiträge in der Konferenz sind zögerlich. Es geht die Sorge herum, dass das Gesagte weitergegeben werden und man im Anschluss zur Rechenschaft gezogen werden könnte. Dann steht Höcke auf und setzt zu einer langen und gut vorbereiteten Ansprache an. Er läuft strammen Schrittes durch die Reihen, schreitet auf und ab, gestikuliert. Sein Tonfall ist teils theatralisch. Allen ist klar: Einer spricht jetzt. Einer hat einen Auftritt. Höcke thematisiert das Leiden der Kollegen. Er fordert die Absetzung der Leiterin, spricht sinngemäß von einer einmaligen Gelegenheit. So erinnern sich zahlreiche Anwesende.

      In gewisser Hinsicht ist es der Übergang vom Lehrer Höcke zum Politiker Höcke. Von einer „Übungsrede“ spricht ein Kollege, von „Sogkraft“ und „Charisma“. Ein anderer sagt: „Wie er die Rede gehalten hat, vergesse ich nie.“ Er geht davon aus, dass Höcke zu dem Zeitpunkt bereits rhetorisch ausgebildet wurde. Mit der Rede verschafft sich Höcke erneut großen Respekt im Kollegium. „Wenn das nicht klappt, ist er gelackmeiert“, denkt sich einer der Lehrer. Höcke schafft es, mit seiner Rede das Kollegium zu vereinen. Die Gesamtkonferenz entscheidet ohne Gegenstimmen und mit nur sieben Enthaltungen, eine Resolution an das staatliche Schulamt zu richten, in der um die Versetzung der Schulleiterin gebeten wird. Die Leiterin verlässt die Schule später tatsächlich. Der Konflikt zieht sich aber hin, es gibt ein verwaltungsgerichtliches Verfahren. Zunächst wird eine andere Lehrerin als geschäftsführende Leitung eingesetzt. Und dann wird auch schon die AfD gegründet, Höcke verzichtet auf die Bewerbung für die Schulleitung, konzentriert sich auf die Politik und lässt sich später für den Landtagswahlkampf beurlauben. Auf seinen Einsatz gegen die Direktorin nimmt Höcke auch in einem Abschiedsbrief an das Kollegium Bezug. „Ich habe angebliche Autoritäten nicht anerkennend und Zivilcourage zeigend, tatkräftig mitgeholfen, unserer Schule einen Neuanfang zu ermöglichen“, schreibt er darin.

      Abschied mit Folgen

      Nach der Thüringer Landtagswahl im September 2014 verlässt Höcke die Schule – und die Schulleitung entscheidet, dass er nicht offiziell verabschiedet wird. Das ist sehr ungewöhnlich: In der Gesamtkonferenz werden ansonsten selbst solche Lehrer gewürdigt, die nur ein Jahr da waren. In Teilen des Kollegiums sorgt die Entscheidung für Empörung. Dass ein verdienter und angenehmer Kollege, der mit großem Engagement aufgefallen war, aufgrund von politischen Ansichten nicht verabschiedet werden soll, können sie nicht nachvollziehen. Höcke ist zu diesem Zeitpunkt noch nicht öffentlich mit völkischen und nationalistischen Ansichten aufgefallen. Und auch Höcke selbst ist erbost. „Ich wollte mich nach den Ferien offiziell von Euch verabschieden. Mir wurde allerdings bedeutet, dass meine Person das Kollegium spalte und ich von meinem Vorhaben besser Abstand nehmen solle“, schreibt er aus Erfurt in einem zweiseitigen Brief fünf Wochen nach der Landtagswahl. „Ich kann übrigens nicht wirklich glauben, dass ich von heute auf morgen Persona non grata geworden bin. Ich habe meiner Schule gedient, und ich habe, abgesehen vom letzten Jahr, das eines der vollständigen Überforderung für mich war, immer mehr als ‚Dienst nach Vorschrift‘ gemacht.“ 

      Den Brief lässt Höcke von Kollegen im Lehrerzimmer verteilen. Ihn selbst hatte man zu dem Zeitpunkt bereits aus dem Mailverteiler entfernt. Höcke bezeichnet sich in dem Schreiben in der dritten Person selbst als „Mann, der nichts Böses im Schilde führt, der sich allein aus Sorge um die Zukunft seines Landes gegen herrschende Denk- und Sprechverbote stellt und die bekannten Stigmatisierungsmethoden der politisch-medialen Klasse aushalten muss“. Dass diesem Mann „ein würdiger Abschied vorenthalten bleibt“, sei „schwer zu ertragen“. Einige Kollegen verabschieden Höcke daraufhin außerhalb der Schule, bringen ihm auch, wie anderen Abgängern, ein Abschiedsgeschenk mit. In dem Brief spricht Höcke im Rückblick von einem „erfüllten Berufsleben“. Dies liege auch an einer „seltenen Kombination aus einer freundlichen Schülerschaft, einer interessierten Elternschaft, eines engagierten und hilfsbereiten Kollegiums, einer eigenständigen Profilierung sowie der Einbettung in einen einzigartigen Kultur- und Naturraum“. „Hier ist die Welt noch weitestgehend in Ordnung, so empfinde ich das jedenfalls“, schreibt er. 

      Auch auf seinen Wechsel ins Parlament nimmt Höcke in seinen Abschiedsworten Bezug. Es ist bemerkenswert, wie er über seinen neuen Beruf schreibt. „An sich reizt mich nichts an der Politik“, schreibt er. „Sie ist eigentlich eine Zumutung für jeden denkenden Menschen: Man muss beinahe unablässig menschliche Niederungen durchschreiten, hat darüber hinaus mit so vielen Banalitäten zu tun. Ich strebte nie nach einer politischen Karriere, wollte nie im Mittelpunkt stehen, mich trieb auch nicht Eitelkeit, Langeweile oder Übermut zu meinem Schritt, sondern eine Lageeinschätzung, die auf jahrelangem Nachdenken, unzähligen Gesprächen, vielerlei Hintergrundinformation und bewusst wahrgenommener Lebenswirklichkeit beruht.“ Hinzu komme ein „eingeborener Zug zum Grundsätzlichen“, schreibt Höcke weiter. „Den sucht man sich nicht aus.“ Später werden Höcke und seine Mitstreiter aus dem völkisch-nationalistischen AfD-Flügel häufig den Begriff des „Grundsätzlichen“ verwenden, wenn sie ihre besonders radikalen Ansichten rechtfertigen wollen.

      Im kleinen Kreis begründet Höcke seine Kandidatur für die AfD gegenüber Lehrerkollegen an der Rhenanus-Schule damit, dass er in der Politik nicht an die Zwänge von Beamten gefesselt sei. Im Abschiedsbrief wird er inhaltlich konkreter. Er kündigt an, politische Maßnahmen ergreifen zu wollen, um die Geburtenrate zu erhöhen. Aus der „demografischen Krise“ nähre sich sein „politischer Leidensdruck“; die Konkurrenz der Schulen „in einem ausblutenden Raum“ erlebe er als „unwürdig“. „Ich verspüre Ungemach dabei, weiter einer todgeweihten Sache zu dienen, die die unhintergehbaren Gelingensbedingungen auch aus ideologischen Gründen ausblendet“, schreibt er. Mit einer Reproduktionsrate von 1,3 Kindern pro Frau werde man „viele Schultode erleben, gleich ob die Kollegien ungezählte Stunden Lebens- und Arbeitszeit statt in Bildungs- und Erziehungsprozesse in direkte oder indirekte Werbemaßnahmen investieren werden oder nicht“. Ohne „politische Einflussnahme von oben“ sei dort – „und in anderen Lebensbereichen“ – keine Besserung zu erwarten. „Hier erklärt sich die Verlagerung meines Einsatzes.“ „Lebe wohl, Rhenanus-Schule, Du warst, bist und bleibst ein Teil meines Lebens“, schließt Höcke den Brief. „Euer Björn.“

      In der Szene

      Wie bereits aus vorherigen Kapiteln hervorgeht, wird in Höckes Familie politische Ideologie an die nachfolgende Generation weitergegeben. Dies betrifft nicht nur Björn Höckes Großeltern und Björn Höckes Vater, sondern auch Björn Höcke selbst. Auch er hat es offensichtlich geschafft, seine rechtsextremen Überzeugungen weiterzugeben, zumindest an einen Teil seiner Kinder. Allen hat er Vornamen aus der germanischen und nordischen Mythologie gegeben. Sie werden hier nicht genannt, da es sich nicht um Personen des öffentlichen Lebens handelt und sie ein Recht auf den Schutz ihrer Privatsphäre haben. Anonymisiert werden sie hier aber thematisiert, da es politisch relevant ist, wenn ein rechtsextremer Politiker seine Kinder im Sinne seiner Ideologie erzieht. Eine Rolle in der Abwägung dieser Frage spielte auch, dass Höcke seine Kinder selbst immer wieder öffentlich thematisiert – teilweise sogar mit Nennung ihrer Ausbildungsberufe oder ausgeübten Sportarten, die hier ebenfalls weggelassen werden.

      Björn Höcke hat mit seiner Ehefrau zwei Töchter und zwei Söhne. Die Töchter sind erwachsen, die älteste ist bereits selbst Mutter. Höckes Söhne sind minderjährig. „Ich habe viel Zeit mit meinen Kindern verbracht“, schreibt Höcke im Mai 2025. „Ich zeigte ihnen meine Welt als Mann, wie meine Frau sie in die weibliche Welt begleitete. Die Familie hat mich zu einem Politiker gemacht, der aus tiefster Überzeugung alles das bekämpft, was Familie bedroht und zerstört: vom Wokismus bis zum Krieg!“ Einer der Söhne tritt immer wieder politisch in Erscheinung. Auf einer Social-Media-Plattform steht zwischenzeitlich die Zeile „Sei wie ein Bär, fürchte keinen Gegner, weiche nicht zurück, nicht mal einen Meter“ in seinem Profil. Dabei handelt es sich um einen Liedtext der rechtsextremen Rockband „Übermensch“. Auf demselben Album der Band heißt es etwa auch: „Kennst du noch die Deutschen aus älteren Tagen? Vom Sturm erprobt, eine eiserne Garde.“ Und: „Doch was von diesem Volke blieb, lebt krumm gebeugt auf seinen Knien. Vorbei ist Glanz und Gloria, vergessen das Wort Arier.“ Der Bandname „Übermensch“ wurde zunächst unter anderem von Friedrich Nietzsche geprägt und später von den Nationalsozialisten in ihrer Herrenmenschen-Ideologie instrumentalisiert. Die Gruppe trat unter anderem in den Jahren 2018 und 2019 auf Neonazi-Festivals auf. Höckes Sohn hat auch an einem weiteren extrem rechten Musiker Gefallen gefunden. Auf einem Foto posiert er im Fitnessstudio mit einem Shirt von Chris Ares, dem wichtigsten Kopf der rechtsextremen Rapszene. Ares steht der Identitären Bewegung nahe, behauptet in seinen Texten einen vermeintlichen „Schuldkult“ und warnt vor einer „Mischrasse“. In seinen Texten finden sich antisemitische Untertöne. Die Medien seien „okkupiert von Hochfinanzen und kleinen Cliquen“, rappt er etwa. Die Deutschen sollten endlich „aufrecht“ gehen. 

      Höckes Sohn macht mehrmals Bekanntschaft mit der Polizei. Im April 2023 wird eine Ermittlungseinheit des Hessischen Landeskriminalamts, die sich auf die Bekämpfung des Rechtsextremismus in Hessen konzentriert, auf die Planung einer rechtsradikalen Kampfsportveranstaltung in Bad Wildungen aufmerksam. Die Beamten treffen vor Ort 22 Personen an, auch Höckes Sohn ist darunter. Der 15-Jährige ist der einzige Minderjährige innerhalb der Gruppe. Die Polizei spricht allen Teilnehmern Platzverweise aus. In der Gruppe stellen die Beamten verschiedene CDs der rechtsextremen Rockband „Flak“, ein Einhandmesser sowie ein T-Shirt mit dem Aufdruck „Kampf der Nibelungen“ sicher. Bei Letzterem handelt es sich um die größte Kampfsportveranstaltung der Neonazi-Szene. Das Verwaltungsgericht Koblenz spricht der Band „Flak“ in einem Urteil von Oktober 2023 „rassistisches, fremdenfeindliches, NS-verherrlichendes und neonazistisches Gedankengut“ zu. Laut Jahresberichten des rheinland-pfälzischen Verfassungsschutzes sind die Musiker „auch außerhalb ihrer Darbietungen in der rechtsextremistischen Szene verwurzelt“. Auf einer Social-Media-Plattform teilt Höckes Sohn mehrmals Inhalte der Jungen Nationalisten, der Jugendorganisation der neonazistisch geprägten Partei Die Heimat (vormals NPD). Darunter ist auch die Parole „Todesstrafe für Kinderschänder“, mit der die Partei schon seit den 2000er-Jahren auf Stimmenfang geht. Auf der Plattform folgt er dem langjährigen NPD-Bundesvorsitzenden Frank Franz, einem Heimat-Kreisverband und einem Stützpunkt der Neonazi-Partei Der III. Weg. Einem Influencer, der „Doppelmoral“, „Unehrlichkeit“ und „Verrat“ in der Politik beklagt, antwortet Höckes Sohn im Oktober 2024, seiner Meinung nach sei „das gesamte System zum Scheitern verurteilt“. Auf den Beitrag eines Israelis, in dem es heißt, dass „Juden und Christen gemeinsam stark und vereint“ seien, antwortet er im April 2025 mit „Fuck No“. Die Zustimmung zu rechtsextremen Inhalten findet sich auch auf einer weiteren Social-Media-Plattform auf dem Profil von Höckes Sohn. Über die deutsche Fußball-Nationalmannschaft schreibt er dort im Juni 2024: „Ich hasse diese Mannschaft, weil sie keine richtige deutsche Mannschaft ist.“ Es habe nichts mit Rassismus zu tun, wenn er fordere, dass „in Deutschland Deutsche spielen“. Der Jugendliche muss sich damit auf den Migrationshintergrund einiger Spieler beziehen. Im Mai 2025 gibt er sich als Fan der Bekleidungsmarke Thor Steinar zu erkennen, einem Erkennungszeichen von Rechtsextremisten. Unter einer Veröffentlichung der Firma postet er mehrere zustimmende Emojis. Im Juli 2025 veröffentlicht er ein Foto, auf dem er ein T-Shirt von Thor Steinar trägt.

      Anfang Juni 2023 wird Björn Höcke von der Staatsanwaltschaft Halle angeklagt. Es geht um das Ausrufen der SA-Parole „Alles für Deutschland“, in der die Anklagebehörde ein strafbares Verwenden von Kennzeichen einer verfassungswidrigen Organisation sieht. Bundesweit berichten Medien über die Anklage und die Herkunft des Slogans. Etwa zwei Wochen später postet die österreichische Rechtsaußen-Partei FPÖ ein Sharepic mit einer Österreich-Flagge und dem Slogan „Wir sind EURE Heimatpartei!“. Höckes Sohn schreibt drei Wörter unter das Posting. Es ist genau die Parole, für die sein Vater kurz zuvor angeklagt wurde: „Alles für Deutschland“. Höckes Sohn ist auch dabei, als der militante Neonazi Thorsten Heise an einem Kriegerdenkmal in Heilbad Heiligenstadt ein „Heldengedenken“ an die gefallenen Soldaten des Ersten und Zweiten Weltkriegs veranstaltet. Die Nationalsozialisten hatten den in der Weimarer Republik eingeführten Volkstrauertag 1934 in „Heldengedenktag“ umbenannt. In der Zeit des Nationalsozialismus stand an dem Feiertag fortan nicht mehr das Totengedenken im Mittelpunkt, sondern die „Heldenverehrung“. Man erinnerte nicht nur an die Weltkriegstoten, sondern auch an die Toten der „Kampfzeit“ der nationalsozialistischen Bewegung vor der Machtübernahme. In einem Posting von Heise zu der Veranstaltung, an der Höckes Sohn teilnahm, heißt es: „Geht an die Gräber eurer gefallenen Helden!“ Und: „Ewig lebt der Toten Tatenruhm.“ Dabei handelt es sich um ein Zitat aus der 1851 erschienenen deutschen Übersetzung der nordischen Sagensammlung Edda aus dem 13. Jahrhundert. Später zitierten die Nationalsozialisten den Spruch auf Propaganda-Postkarten und in Liederbüchern, in der SS wurde er zur Durchhalteparole. In der Neonazi-Szene ist der Satz als Nachrufformel bis heute weit verbreitet. In einem sozialen Medium kommentiert Höckes Sohn auch Postings des Versandhandels von Heise. Höckes Sohn ist seit mehreren Jahren mit einem der Söhne von Thorsten Heise befreundet. Gemeinsam nahmen sie an Treffen im Umfeld der Neonazi-Gruppierung Scheiteljugend Kassel teil. Die Gruppe hat sich 2023 aufgelöst.

      Auch Höckes Töchter haben bereits im Umfeld von Rechtsextremen an einer Veranstaltung teilgenommen. 2022 sind beide Teil des Questenfests, einem traditionellen Brauchtumsfest im sachsen-anhaltischen Dorf Questenberg. Eine der beiden Töchter nimmt auch in den Jahren 2023 und 2025 an dem Fest teil. Es wird von der Gemeinde Südharz mitbeworben. Laut sachsen-anhaltischem Verfassungsschutz handelt es sich um einen Pfingstbrauch aus einer heute nicht mehr bestimmbaren Epoche. Demnach findet sich auf einem Felsen in Questenberg das namensgebende Symbol, die Queste – ein Kranz, der an einem rund zehn Meter hohen Baumstamm befestigt ist. Die Nationalsozialisten behaupteten ohne Belege, es handle sich um „eines der urältesten Sinnbilder unserer völkischen Vergangenheit“, wie der NSDAP-Funktionär Werner Haverbeck am 28. Mai 1934 in der Tageszeitung Hakenkreuzbanner schrieb. „Das Amt für Volkstum der NS-Gemeinschaft Kraft durch Freude will dieses Heimatfest als Symbol der Urkraft völkischen Lebens zu einem Sammelpunkt deutscher Menschen aus allen Gauen machen.“ In den 1990er-Jahren verlas Haverbeck, der von der „Auschwitz-Lüge“ schwadronierte und mit der Neonazi-Szene-Ikone Ursula Haverbeck verheiratet war, auf dem Questenfest jährlich ein Grußwort. Die damalige Ortsbürgermeisterin warnte bereits 1995 in der Berliner Zeitung: „Keiner will es wahrhaben, dass unser Fest auf dem besten Weg ist, zum Treffpunkt von Neonazis zu werden“. Heute ist der aktuelle Ortsbürgermeister Vorsitzender des Questenvereins, der das Fest ausrichtet. Im aktuellen sachsen-anhaltischen Verfassungsschutzbericht heißt es: „Seit Jahren wird das Questenfest auch von Rechtsextremisten besucht, welche die Queste mit der germanischen Mythologie in Verbindung bringen und daher zum Anlass nehmen, ihre Version der Brauchtumspflege öffentlich darzustellen.“ Demnach wanderten 2022, als auch Höckes Töchter dabei waren, „etwa 50 Rechtsextremisten zum neu gesetzten Questenbaum“. Das Questenfest ist laut sachsen-anhaltischer Landesregierung „in der rechtsextremistischen Szene bundesweit bekannt“. Auf der Suche nach gemeinschafts- und identitätsstiftenden Momenten seien Rechtsextremisten bemüht, „nichtextremistische und unpolitische Veranstaltungen im Sinne der eigenen Agenda zu nutzen“.

      Aus Profilen in sozialen Medien geht hervor, dass eine der beiden Höcke-Töchter ein Faible für germanische Runen hat, die von den Nationalsozialisten verwendet wurden und heute von heidnisch-spirituellen und esoterischen Anhängern der nordisch-germanischen Götterwelt, aber auch von Rechtsextremisten genutzt werden. Immer wieder interagiert sie mit einer Manufaktur, die Produkte mit Bezug auf nordische Jahreskreis- und Lebensfeste herstellt. Schon im ersten Posting geben sich die Kleinunternehmer als völkische Nationalisten zu erkennen. Es zeigt eine Stickerei eines sogenannten Vegvísir (isländisch für Wegweiser). Das Symbol ist zwar nicht nur unter Rechtsextremisten, sondern auch unter unpolitischen Germanen- und Wikingerfreunden beliebt. Dazu hat das Unternehmen allerdings einen Vers des Lyrikers Erich Limpach gestellt. Limpach widmete im Jahr 1924 eine Gedichtsammlung unter dem Titel „Deutschland erwache!“ „in tiefster Verehrung“ Adolf Hitler, dem „Führer der völkischen Freiheitsbewegung“. Später schrieb er für die NSDAP-Parteizeitung Völkischer Beobachter. Im April 2021 postet die Manufaktur ein Gedicht der Lyrikerin und früheren Nationalsozialistin Ursel Peter, die in den 1960er-Jahren in rechtsextremen Verlagen publizierte. 

      Postings des Kleinunternehmens von Dezember 2024 und Februar 2025 legen nahe, dass dieses der völkischen Siedlerbewegung nahesteht. Das erstgenannte Posting markiert auch Höckes Tochter mit „Gefällt mir“. Es enthält einen spirituellen und mythischen Text um einen sogenannten „Lebensbaum“. Verfasser ist der frühere nationalsozialistische Funktionär Herman Wirth, der 1935 die Forschungsgemeinschaft Deutsches Ahnenerbe der SS mitbegründete und nach 1945 im Umfeld völkischer Esoteriker und Siedler aktiv blieb. Wirths Theorien sind rassistisch, antisemitisch, sozialdarwinistisch und beruhen auf der Konstruktion einer höherwertigen, nordisch-germanischen Rasse. Das zweitgenannte Posting enthält ein Gedicht des neurechten Lyrikers Rolf Schilling. „Richtig schön!“, schreibt Höckes Tochter etwa im Januar 2025 unter Fotos von Kinderkleidung der Manufaktur, auf der die Lebensrune Algiz sowie die Odalrune abgebildet sind. Die Nationalsozialisten verwendeten die Lebensrune in Abgrenzung zur christlichen Symbolik als Zeichen für das Geburtsdatum sowie für den Verein Lebensborn. Die Odalrune wurde laut bayerischem Verfassungsschutz in der Hitler-Jugend verwendet und war Symbol der 1994 verbotenen Neonazi-Organisation Wiking-Jugend. Im November und Dezember 2024 liket Höckes Tochter mehrere Deko-Objekte, auf denen eine Hagalrune präsentiert wird. Die Nationalsozialisten nutzen das Symbol als Abzeichen einer Waffen-SS-Division sowie im Totenkopf-Ring der SS. Die Runen werden auch in esoterisch-heidnischen Zusammenhängen verwendet, die sich von der Benutzung durch Nationalsozialisten und Rechtsextremisten abgrenzen. Ich habe Björn Höcke mit meinen Recherchen zu den politischen Aktivitäten seiner Kinder konfrontiert. Meine Frage, wie er diese Aktivitäten bewertet, beantwortete er nicht. 

       

       

       

       

       

      _________________

      1      Kurt Höcke wurde am 27. November 1909 geboren, als Sohn des am 7. Februar 1875 geborenen Karl Höcke und der am 8. Januar 1878 geborenen Ida Höcke, damals mit dem Nachnamen Gröbel.

      2      Hildegard Höcke wurde am 5. November 1921 und mit dem Nachnamen Bartsch im ostpreußischen Greiben geboren und ist in Waldau aufgewachsen. Ihre Eltern waren Hermann Bartsch, geboren am 10. Juni 1897, sowie die am 10. März 1900 mit dem Nachnamen Günther geborene Minna Bartsch. Hermann Bartsch, Björn Höckes Urgroßvater, kämpfte ebenfalls im Zweiten Weltkrieg, nach eigenen Angaben im Festungs-Stamm-Artillerie-Regiment 3132 als Kanonier.






      Höcke und die AfD

      Der politische Betrieb hat auf Björn Höcke „nie einen großen Reiz ausgeübt“, so schreibt er es in seinem Buch. „Seit meiner Jugend interessierte ich mich zwar für historische und politische Themen, aber sich den Gesetzen und Mechanismen von Parteien zu unterwerfen, kam für mich nicht in Frage.“ An anderen Stellen spricht er von einem „bedrohlich ausgewucherten Parteienstaat“. Er beklagt einen „Zustand der Zerissenheit“ und hat dafür auch einen Lösungsvorschlag: „Der Parteigeist muß überwunden, die innere Einheit hergestellt werden.“

      Die Kritik am Parteiensystem gehört seit über einem Jahrhundert zum festen Bestandteil rechter politischer Strömungen in Deutschland. Ein bedeutender ideengeschichtlicher Ursprung dieser Kritik liegt in der „Konservativen Revolution“ der 1920er-Jahre, auf die sich Höcke immer wieder bezieht. Deren Vordenker lehnten das Parteienwesen als Ausdruck „westlicher Dekadenz“ ab und propagierten stattdessen autoritäre, elitengeleitete oder plebiszitäre Ordnungsmodelle. Parteien galten als Vertreter von Einzelinteressen, die den „organischen Volkswillen“ zerstückelten. In der Weimarer Republik äußerte sich diese Haltung besonders deutlich. Rechte Kräfte kritisierten das parlamentarische System als schwach und zersetzend. Die Nationalsozialisten stilisierten die Parteienvielfalt zur Ursache politischer Instabilität und forderten ihre Überwindung zugunsten eines Führerstaats. Ähnliche Positionen fanden sich in monarchistischen und deutschnationalen Milieus, die die „Parteienherrschaft“ als Verrat an nationaler Einheit betrachteten.

      Dass Höcke sich nach jahrelanger Auseinandersetzung mit den Schriften der „Konservativen Revolution“ im Jahr 2013 entscheidet, den Gang in die Politik zu wagen, mag daher überraschen. Eine Begründung dafür liefert sein Vertrauter Götz Kubitschek im Juli 2025 beim Sommerfest seines Verlags Antaios in Schnellroda. „Bei aller Kritik, die wir haben, ist immer klar, dass in einem Parteienstaat eine Partei quasi der einzige Weg ist, um überhaupt sowas wie Machtbeteiligung für die richtigen Inhalte zu bekommen“, sagt er. „Partei ist ein Kraftinstrument, ein Motor, den niemand von uns so hätte aufsatteln können und das darf man nie vergessen, bei aller Kritik daran.“ So viele Chancen, gewisse Dinge geradezubiegen, werde es nicht mehr geben, ergänzt daraufhin Erik Lehnert, der Herausgeber von Kubitscheks neurechtem Theorieorgan Sezession. „Natürlich müssen wir dann auf eine Partei setzen, und dort eben möglichst lange den parteienstaatskritischen Impuls wachhalten und befeuern.“

      Auch Björn Höcke sieht die Partei nicht als Zweck, sondern nur als Mittel. Gemeinsam mit seinen Mitstreitern hat er die AfD zu einer Partei geformt, die das bestehende Parteiensystem systematisch infrage stellt: Begriffe wie „Altparteien“, „Systemparteien“ oder „Blockparteien“ knüpfen unmittelbar an die Diskurse früherer rechter Bewegungen an. Die AfD inszeniert sich als „einzige echte Opposition“ gegen ein angeblich kartellartig organisiertes politisches Establishment. Höcke behauptet, die AfD sei die „letzte evolutionäre Chance für unser Vaterland“. Von dieser Überzeugung ist er angetrieben. Für diese Überzeugung nimmt er die Irrungen und Wirrungen in Kauf, die die Arbeit in Parteien häufig tatsächlich auszeichnen. Es geht ihm um das „große Ganze“, wie er immer wieder glaubhaft mitteilt. Von seinen radikalen Positionen ist er vollends überzeugt. Er vertritt sie seit vielen Jahren konsequent, auch gegen Widerstände aus den eigenen Reihen. Und er ist damit erfolgreich: Es ist ihm gelungen, Kritiker auszubremsen und die Partei in seinem Sinne entscheidend zu verändern.

      Rechts der Union

      Im Mai 2025 steht der Brandenburger AfD-Landtagsabgeordnete Dominik Kaufner in seinem Wahlkreisbüro in Nauen. Hinter ihm ist ein großer Bildschirm aufgebaut, neben ihm steht ein Aufsteller, auf dem ein Porträtfoto von Björn Höcke abgedruckt ist. In einem Regel liegen Aufkleber aus. „Millionenfache Remigration JETZT!“, steht auf einem. „Brandenburger Jugend – Stolz und deutsch“, steht auf einem anderen. An der Wand hängt ein Kalender, auf dem ein Flugzeug abgebildet ist. „Rückflug nicht inklusive“, heißt es darauf. Kaufner präsentiert seinen Besuchern außerdem eine Reihe an Büchern, unter anderem vom französischen Rechtsextremisten Dominique Venner, von Ernst Jünger und Oswald Spengler. 

      Der 41-Jährige hat seine Wähler zu einem Filmabend eingeladen. Alle Stuhlreihen sind besetzt, in der letzten Reihe sitzen fünf Kinder, das Büro ist voll. „Ich zähle es zu meinen besonderen Aufgaben als Abgeordneter, den Kontakt zum Vorfeld zu pflegen“, sagt Kaufner. „Heute will ich die großartige Arbeit des Filmkunstkollektivs vorstellen.“ Das Filmkunstkollektiv ist ein rechtsextremer Verein von Simon Kaupert und Torsten Goerke. Goerke war mal Stützpunktleiter der NPD-Jugend Junge Nationaldemokraten (JN) Salzland, Kaupert nahm 2015 am Pfingstlager der JN teil. Beide waren anschließend in der Identitären Bewegung aktiv und rechnen sich mittlerweile dem Vorfeld der AfD zu. Der Verein hat im Jahr 2024 den Dokumentarfilm „Der lange Anlauf“ über Björn Höcke veröffentlicht, den Kaufner an diesem Abend präsentiert. Höcke hat sich für den Film über mehrere Jahre immer wieder mit der Kamera begleiten lassen. An dem Abend erfahre ich, dass auch die IB-Aktivistin Annie Hunecke an dem Projekt beteiligt war. Die Abgrenzung der AfD zu den Identitären besteht längst nur noch auf dem Papier: Auf einer sogenannten Unvereinbarkeitsliste aus Lucke-Zeiten. Höcke forderte bereits im Februar 2022, dass die Liste „auf den Prüfstand“ gehöre. Im Dezember 2023 beklagte er dann eine „systematische Kriminalisierung unseres Vorfelds“ und eine „von außen bestimmte Distanzeritis“. 

      Der Filmemacher Kaupert bezeichnet Höcke in Nauen als „den wichtigsten Oppositionellen“. „Wie kann es sein, dass jemand so verteufelt wird?“, fragt er. Dann beginnt seine Doku. Viele Passagen sind langatmig. Eine Szene ist jedoch sehr bemerkenswert, ein O-Ton von Götz Kubitschek. Der Verleger berichtet von einer intensiven Briefkorrespondenz zwischen ihm und Höcke, weit vor der Entstehung der AfD. Darin habe man sich zum einen über grundlegende politische Fragen ausgetauscht. „Aber eben immer auch über Organisations- und Beteiligungsfragen“, sagt Kubitschek. „Es gab ja nichts.“ Bei „diesen ganzen Kleinstparteien“ – Kubitschek nennt den Bund freier Bürger, die Republikaner, die Schill-Partei sowie die Partei Die Freiheit – sei allen klar gewesen, dass diese über einen „Splitteranspruch“ nie würden hinausragen können, da das „Stigma, rechts zu sein“ sofort vergeben worden sei. Dann sagt er: „Eine Partei würde eine Anlaufphase brauchen, in der sie uneindeutig ist, indifferent, nicht stigmatisiert, im Grunde aufgebaut von Leuten, denen man dieses Etikett auch nicht einfach so umhängen könnte – bis sie so stabil und stark ist, dass man sie auch nicht mehr unbedingt vom Feld fegen kann.“ Kubitschek gibt damit offen zu, was zuvor lediglich Partei-Insidern und aufmerksamen Beobachtern klar war: Höcke und seine Leute haben auf die Gründung der AfD geradezu gewartet, um die Partei dann so schnell wie möglich zu kapern und in ihrem Sinne umzubauen. Die AfD war das langersehnte Projekt, das endlich erfolgreich rechts von der Union eine Partei platzieren konnte.

      Sowohl Kubitschek als auch Höcke sind zum Zeitpunkt der AfD-Gründung im Jahr 2013 schon seit vielen Jahren mit der Frage befasst, wie dies gelingen könnte. Bereits im Jahr 2007 gibt Kubitscheks Institut für Staatspolitik eine Studie mit dem Titel „Parteigründung von rechts“ heraus. Darin wird die Frage diskutiert, ob es möglich ist, eine rechte Partei neben der CDU so zu gründen und zu etablieren, „daß ihre Mitglieder nicht mehr ins Hinterzimmer einer Gaststätte oder in einen VW-Golf passen“. Wunschtypus der Neurechten ist demnach eine Partei, die im Hinblick auf die Mitgliederzahl auf ein Minimum reduziert ist – man sieht sich schließlich als Elite – und in der jedes Neumitglied zwei Bürgen braucht. Der Aufbau einer solchen Partei lohne sich aber nicht, da eine solch strenge Auswahl nicht mit dem im Grundgesetz enthaltenen Demokratieprinzip vereinbar sei. Das ernüchternde Fazit: „Es ist nicht die schlechteste Aufgabe, einen jungen Mann vor diesem Lebenskonzept und der Verschwendung seiner Kraft zu bewahren!“ Allerdings konstatieren die Studienautoren treffend, dass sich „das politische System der BRD eigentlich nur noch nach rechts ausdifferenzieren“ könne. Eine linke und eine an der Mitte orientierte Partei gebe es schon für jede soziale Schicht. Das Wählerpotenzial schätzt das Institut damals auf 15 bis 20 Prozent. „Mit einem solchen Stimmenanteil ist es möglich, Politik im parteipolitischen Rahmen mitzugestalten.“ Historisch sei die Situation „derzeit vergleichsweise günstig für eine neue Partei rechts von der Union“. Dafür brauche es einen „ausreichend integrativ wirkenden charismatischen ‚Volkstribun‘“, Aufmerksamkeit in den Medien und ein „brisantes Tabu-Thema“. Die Autoren müssen nur noch wenige Jahre warten, bis ihr Traum endlich Wirklichkeit wird.

      Bis dahin hat es lange gedauert. Während rechte Parteien in vielen Nachbarländern längst etabliert sind, gibt es in Deutschland damals seit Jahrzehnten nur Parteien rechts der Union, von denen jeder weiß, dass sie niemals über einen kleinen Wähleranteil hinauskommen werden, etwa die Republikaner oder die noch deutlich weiter rechtsaußen stehende NPD. Die rechtskonservativen Strömungen in der Union verloren immer weiter an Einfluss. Vor allem Angela Merkel, die im Jahr 2000 das Ruder in der CDU übernahm, öffnete ihre Partei strategisch zur Mitte, teilweise auch ins sozialliberale Lager. Waren die CDU unter Helmut Kohl sowie insbesondere die CSU unter Franz Josef Strauß in den 1980er-Jahren noch klar konservativ geprägt, besonders in den Bereichen Familie, Bildung und Nation, verloren konservative Themen nach der Wiedervereinigung an Zugkraft. Dies ging mit einem Wertewandel in der Bevölkerung einher. Der Mainstream liberalisierte sich deutlich. In den 2000er-Jahren begann Merkel dann schrittweise, die Union zu modernisieren, und schwächte klassische konservative Markenzeichen wie die Betonung des Nationalen, eine autoritäre Ordnungspolitik sowie das traditionelle Familienbild.

      2010 ist es einer Gruppe von Rechtskonservativen in der CDU dann zu viel des Guten. Die Unterzeichner der „Aktion Linkstrend stoppen“ werfen ihrer Partei in einem Manifest vor, sich „endgültig von ihren Wurzeln und ihren langjährigen Stammwählern“ zu verabschieden und die Partei nach links zu öffnen. In Werbeanzeigen heißt es, die Führung der CDU setze den „Marsch in den Schuldenstaat“ fort, mache sich „linke Gesellschaftspolitik“ zu eigen, treibe eine „gescheiterte Multi-Kulti-Integrationspolitik“ weiter voran, zeige „mangelhaften Einsatz für die deutschen Opfer der Vertreibung“ und unterlasse es, „für konsequenten Lebensschutz einzutreten“. Auch Björn Höcke wird auf das Manifest aufmerksam. 

      Als das Bündnis im Mai 2011 zum „ersten großen konservativen Kongress“ einlädt, meldet sich Höcke an und fährt nach Berlin. „Deutsche ‚Tea Party‘ oder neue Partei?“, lautet das Thema der Veranstaltung – eine Frage, die auch Höcke schon lange umgibt. In der Einladung heißt es: „Diskutieren Sie mit uns: Ist die CDU noch zu retten? Wie kann man eine weitere Zersplitterung der deutschen Konservativen in unzähligen Projekten und Kleinparteien aufhalten? Ist die Gründung einer neuen konservativen Partei eine Alternative?“ Höcke meldet sich bei der Veranstaltung aus dem Publikum zu Wort. Zwei Jahre vor Gründung der AfD ist auch die spätere Vize-Parteichefin Beatrix von Storch im Saal. Ebenfalls dabei: Martin Hohmann, der 2004 wegen einer als antisemitisch bewerteten Rede aus der CDU ausgeschlossen wurde und mit dem sich Höckes Vater anschließend solidarisierte. Der Rechtsanwalt Friedrich W. Siebeke, der die „Aktion Linkstrend stoppen“ initiiert hatte, war bis 2004 Bundesparteirichter des CDU-Schiedsgerichts und hatte sich in einem Sondervotum gegen den Ausschluss Hohmanns ausgesprochen. Bei Hohmanns Rede habe es sich lediglich um eine „beklagenswerte einmalige Fehlleistung“ gehandelt. Hohmann hatte in der Rede vom 3. Oktober 2003 die Verbrechen der Deutschen in der Zeit des Nationalsozialismus mit angeblichen Verbrechen von Juden während der Revolution in Russland auf eine Stufe gestellt und Zusammenhänge zwischen Bolschewismus und Judentum konstruiert.

      Zu dem Kongress im Jahr 2011 kommt Höcke mit dem CDU-Mitglied Hartmut Kluge. Kluge ist der Patenonkel eines seiner Kinder. In den 2000er-Jahren gehörte der Tierarzt innerhalb der Union zu den wichtigsten Unterstützern von Martin Hohmann. Im Juni 2004 kam es bei der Bundestagung des Evangelischen Arbeitskreises (EAK) der CDU zu einem Eklat. Hohmann werde „inkriminiert, verfolgt und ausgegrenzt“, sagte Kluge auf der Tagung. Die anwesende CDU-Parteichefin Angela Merkel forderte er auf, Hohmann vollständig zu rehabilitieren. Gleiches müsse für den aus der Bundeswehr entlassenen General Reinhard Günzel gelten. Günzel hatte Hohmann nach der Rede für dessen angeblichen „Mut zur Wahrheit“ gelobt. Verteidigungsminister Peter Struck versetzte ihn daraufhin 2003 in den einstweiligen Ruhestand. Günzel beklagte anschließend, seine Entlassung sei als „Exorzismus systematisch inszeniert“ worden. 

      Kurz vor der EAK-Tagung, auf der sich Kluge mit Günzel solidarisierte, hatte Günzel einen Vortrag beim Institut für Staatspolitik gehalten. Es gebe „viele Tabus, die uns verbieten, historische Wahrheiten anzusprechen“, den „Zwang, der ‚Singularität des Holocaust‘ unsere Reverenz zu erweisen“ und die „Verpflichtung, die im Nürnberger Prozess von den Siegermächten getroffenen Feststellungen auf alle Zeiten anzuerkennen“, sagte Günzel in der Rede. Die Junge Freiheit meldete nach der Tagung, dass Kluge den Saal „unter Androhung eines Polizeieinsatzes verlassen mußte“.

      Auch Kluge unterzeichnete den Solidaritätsaufruf für Hohmann, unter dem sich auch die Unterschrift von Björn Höckes Vater Wolfgang Höcke findet. Im Deutschland-Magazin, der Zeitschrift des Vereins „Die Deutschen Konservativen“ bot Kluge im Jahr 2004 eine „Solidaritäts-Postkarte“ für Günzel an. „Mutig für die Wahrheit“, heißt es darauf. Der Verfassungsschutz hatte den Verein zuvor als rechtsextremistisch eingestuft. Später war Kluge gemeinsam mit Hohmann Erstunterzeichner des „Manifests der Deutschen 2008“. „Unser Land droht zum Spielball fremder Mächte zu werden; es ist zunehmender Überfremdung ausgesetzt“, heißt es darin. „Wir fordern die unverfälschte Darstellung der Geschichte unseres Volkes und ein klares Bekenntnis zu dieser Geschichte. Wir fordern eine gerechte Beurteilung unserer Väter- und Großvätergeneration.“ Ich erreiche Kluge im Juni 2025 telefonisch. Er sagt mir lediglich, er sei mit Björn Höcke „eng befreundet“. Fragen will er nicht beantworten. „Der Versuch, weiter auf die CDU einzuwirken, war kein Ausweis der besonderen Treue, sondern schlicht der Erkenntnis geschuldet, dass die Etablierung kleinerer Parteien wie der Republikaner, der Schill/PRO-Partei oder des Bunds Freier Bürger trotz erster Erfolge fehlgeschlagen war“, schreibt der Historiker Volker Weiß über die „Aktion Linkstrend stoppen“. „Daher öffnete man sich mit Gründung der AfD umgehend auch für diese neue Partei als einen weiteren Versuch, entweder die CDU durch Druck von rechts wieder auf den richtigen Kurs zu setzen oder aber sie abzulösen.“ Als rechtspopulistische Sammlungsbewegung sei die AfD noch formbar gewesen, wie sich in der weiteren Entwicklung der Partei zeigen sollte.

      Kurz nach dem Kongress, an dem Höcke und Kluge gemeinsam teilnehmen, wirken beide an der Gründung der Deutschen Patriotischen Gesellschaft mit. Auf einer nicht mehr abrufbaren Website heißt es, die Gruppierung sei das „Resultat einer Arbeitstagung“, welche im Juni 2011 „im thüringischen Eichsfeld nahe der Burg Hanstein“ stattgefunden habe. Dort wohnt Höcke. Nach einem Vortrag zum Thema „Deutsche Souveränität“ sei man sich innerhalb des Kreises schnell darüber einig geworden, dass es das „Gebot der Stunde“ sei, „den vielen bestehenden, aber verstreuten patriotischen Vereinigungen freier deutscher Bürger eine Vernetzungsplattform anzubieten“, heißt es auf der Website weiter. Verlinkt ist zudem das Deutschlandlied mit allen drei Strophen. Dabei ist auch Günter Tschöpe, der die Website „Nationale Erneuerungsbewegung“ betreibt. „Haben Sie nicht selbst das Gefühl, daß die Zukunft Deutschlands nicht mehr nachvollziehbaren Ideologien geopfert wird?“, heißt es damals auf der Seite. „Haben Sie nicht selbst das Gefühl, daß schon viel zu lange Parteiräson und Parteitaktik über die Interessen von Volk und Nation gestellt werden?“ Niemand bezweifle heute mehr die „Notwendigkeit einer grundlegenden Erneuerung Deutschlands“. 

      Am 6. Februar 2013 treffen sich im Gemeindesaal der Christuskirche in Oberursel im Taunus 18 Männer, um die Alternative für Deutschland zu gründen. Dass die Kritiker der milliardenschweren und von Bundeskanzlerin Angela Merkel als „alternativlos“ erklärten Euro-Rettungspolitik die Parteienlandschaft der Bundesrepublik revolutionieren werden, ahnt zu dem Zeitpunkt noch kaum jemand. „Es gab schon Parteien für Senioren, Autofahrer und D-Mark-Freunde“, heißt es kurz nach der Gründung von einem Sozialwissenschaftler in der Zeit. „Sie alle scheiterten, ähnlich wird es der neuen AfD ergehen.“ Von den 18 Gründern sind heute nur noch drei weiterhin dabei, darunter der Ehrenvorsitzende Alexander Gauland. Die Partei hat sich seitdem mehrfach gehäutet, immer weiter nach rechtsaußen entwickelt – und gleichzeitig im ganzen Land als feste Größe etabliert. Die von Kluge, Tschöpe und Höcke gegründete Deutsche Patriotische Gesellschaft veröffentlicht im März 2013 noch ein Thesenpapier zur Energiewende. Zu weiteren Aktivitäten kommt es nicht mehr. Offensichtlich setzt man auf die gerade gegründete AfD. Die Sezession erwähnt die Partei bereits kurz nach der Gründung erstmals, im April 2013. Chefredakteur Kubitschek schreibt in seinem Editorial, er sei von einem befreundeten Redakteur gefragt worden, „wie diese neue Partei einzuschätzen sei“. „Meine Antwort ist so konservativ, daß ich mir selbst ein bißchen fremd werde, während ich sie gebe: daß es nämlich völlig egal sei, ob sich diese Leute vor ihrem Ruhestand (nur Lucke ist jünger) je ein Bein ausgerissen hätten für unser Land, egal also etwa Gaulands Null-Engagement für rechte Themen, während er Chefredakteur der Märkischen Allgemeinen war – egal dies alles: wenn es ihnen nur jetzt gelänge, unser Land ein wenig vor dem zu bewahren, was der Komplex ‚Euro‘ noch alles anrichten könnte“, schreibt er. „Sollen sie also machen, sollen sie sich ruhig ein bißchen von uns und unseren Themen distanzieren, wenn es ihnen dabei hilft, bis zur Bundestagswahl durchzuhalten und ein Thema in den Fokus zu rücken, das auf etablierter Seite schon als abgehakt galt.“

      Mit der Ablehnung der Eurorettungspolitik war endlich ein Thema gefunden, das anschlussfähig für Konservative und Liberale war – perfekt für die später von Kubitschek formulierte „Anlaufphase“, in der die Partei „nicht stigmatisiert“ ist und „aufgebaut von Leuten, denen man dieses Etikett auch nicht einfach so umhängen könnte“. Kurz nach dem Start der AfD interviewt Kubitschek den Chefredakteur der Jungen Freiheit, Dieter Stein. „Ist das die Morgenröte?“, will Kubitschek von Stein in Bezug auf die Parteigründung wissen. Bisheriges Grundproblem sei in Deutschland die „Nichtexistenz und Nichtakzeptanz eines rechten Flügels im öffentlich diskutierten demokratischen Spektrum“ gewesen, antwortet Stein. „Das klassische ‚rechte Lager‘ ist am Ende. Es war logisch, daß eine Alternative, die Chancen haben will, die Schweigespirale zu durchbrechen, aus der ‚Mitte der Gesellschaft‘ kommen mußte und daß Akteure auftreten werden, mit denen bis dahin keiner rechnete. Die Lage ist jetzt da.“ Kein Parteiprojekt habe seit der Wiedervereinigung „in unserem Umfeld eine solche Euphorie“ ausgelöst. Die Gründung ist erfolgreich. Franz Josef Strauß’ Satz, es dürfe keine Partei rechts von der Union geben, ist seitdem Geschichte. Von Björn Höcke wird sich Stein später mehrfach abgrenzen.

      Höcke tritt unmittelbar nach der Gründung der AfD in die Partei ein, ebenso wie sein späterer Vertrauter Andreas Kalbitz. An der Gründung des Landesverbands Thüringen sowie mehrerer Kreisverbände ist Höcke selbst beteiligt. Kubitschek und seine Frau, die neurechte Publizistin Ellen Kositza, treten nicht selbst ein, üben aber von außen Einfluss auf wichtige Protagonisten aus. Im April 2014 beantragt Kubitschek schließlich doch die Mitgliedschaft, Kositza folgt im September. Monatelang hören die beiden nichts. Im Februar 2015 nimmt der Landesverband Sachsen-Anhalt sie auf. Aus der Bundesgeschäftsstelle kommt eine E-Mail. „Wir freuen uns, dass Sie künftig bei der Alternative für Deutschland mitwirken und für unser Programm werben wollen“, heißt es darin. „Gemeinsam werden wir die deutsche Politik verändern.“ Die damalige Vize-Bundesvorsitzende Patricia Casale wird auf die Aufnahme des Ehepaars aufmerksam. Sie recherchiert zu Kubitschek – und ist alarmiert. Da der Landesverband ihn bereits aufgenommen hat, hat sie nur noch eine Hoffnung: In der Bundessatzung der AfD ist geregelt, dass der Bundesvorstand der Aufnahme von Mitgliedern binnen eines Monats widersprechen kann. Am 11. Februar 2015 schreibt sie eine E-Mail an ihre Kollegen im Parteivorstand um Bernd Lucke, Frauke Petry und Alexander Gauland. „Hiermit möchte ich darauf hinweisen, dass der Bundesvorstand bitte Widerspruch gegen seine Aufnahme und die seiner Frau einlegt“, schreibt sie. Sie verlinkt ein Video von Kubitscheks Auftritt beim Leipziger Pegida-Auftritt im Januar 2015. „Bei 100-maliger Nennung von ‚unser Volk‘ habe ich aufgehört zu zählen“, schreibt sie. „Wenn der Vorstand plant, die Partei völlig in die Hände der Rechten abzugeben, ist hiermit ein großer Schritt in die richtige Richtung getan! Kubitschek ist einigermaßen charismatisch und ein ganz guter Blender, der nicht allzu asozial, sondern intellektuell daherkommt. Ein brandgefährlicher Mann.“ 

      Dann schreibt Casale, es würde sie nicht wundern, wenn Kubitschek direkt in den Bundesvorstand gewählt werden würde, schließlich bekenne sich mittlerweile ein ganzer „Mitgliederstamm“ zu Kubitscheks völkischen Vorstellungen. „Der ist nicht gekommen, um nur brav Mitgliederbeiträge zu zahlen und auf Parteitagen die grüne Karte in die Luft zu halten!“ Ihre E-Mail beendet sie mit „besorgten Grüßen“. Der Vorstand folgt ihr in dieser Frage noch, die Aufnahme von Kubitschek und Kositza wird rückgängig gemacht. „Den Ihnen aus Versehen bereits übersandten Mitgliedsausweis bitte ich an die Bundesgeschäftsstelle der AfD zurückzusenden“, schreibt Bundesgeschäftsführer Georg Pazderski dem Paar per E-Mail. „Nicht jeder gehört zu uns“, schreibt Lucke kurz darauf in einem Mitgliederrundbrief, ohne den Fall explizit zu erwähnen. „Nach links und nach rechts gibt es Grenzen, die wir nicht überschreiten dürfen.“ Kurz darauf entsteht unter Kubitscheks Mithilfe die Erfurter Resolution, das Gründungsdokument von Höckes völkisch-nationalistischem Flügel. 

      Casale tritt zweieinhalb Monate nach der Telefonkonferenz des Bundesvorstands, in der Kubitscheks Aufnahme rückgängig gemacht wurde, aus dem Gremium zurück. Die Entwicklung der Partei ließe ihr „keine andere Wahl“, schreibt sie in einer E-Mail an ihre Kollegen. Im Juli, nach der Abwahl von Lucke sowie der Wahl von Petry als alleiniger Parteichefin, tritt sie ganz aus der Partei aus – und begründet dies in einer persönlichen Erklärung bereits damals mit dem „Rechtsruck“ der AfD. So haben Höcke und Kubitschek sich das vorgestellt: Erst lässt man die Bürgerlichen eine Partei aufbauen, dann drängt man sie hinaus. 

      Aufbauphase

      Björn Höcke ist innerhalb der AfD nicht als Organisator bekannt. Seit vielen Jahren hat er dafür andere Leute. Innerhalb des Thüringer Landesverbands ist er der Frontmann und das Gesicht nach außen, während sich sein Co-Landeschef Stefan Möller um die innere Organisation und Führung kümmert. In den Anfangsjahren 2013 und 2014 war das durchaus anders. Höcke hat damals noch kein Netzwerk aus Helfern und Strippenziehern, sondern musste sich selbst um den Aufbau der Partei kümmern, auf Landesebene und in seinem Kreisverband Nordhausen-Eichsfeld-Mühlhausen. 

      Höcke gefiel diese Arbeit überhaupt nicht, wie er im Gespräch mit Vertrauten immer wieder durchblicken lässt. „Ein Parteiamt ist nicht vergnügungssteuerpflichtig, auch nicht für Höcke“, sagt mir sein über viele Jahre wichtigster Strippenzieher, Andreas Kalbitz, bei einem Treffen im Mai 2025 in einem Restaurant in Königs-Wusterhausen. „Gerade am Anfang, als er sich selbst um die kleinteilige Parteiarbeit kümmern musste. Aber es diente der Sache, deshalb haben wir es gemacht.“

      Ein Rückblick in die Gründungszeit des Thüringer Landesverbands der AfD. Damals läuft wenig rund. Schon vier Monate nach Gründung tritt im August 2013 der gesamte Landesvorstand zurück. Höcke wird Landeschef, aber noch nicht die Nummer eins. Die Parteispitze muss er sich mit Matthias Wohlfarth und Michaela Merz teilen, in einer Dreierspitze. Angesprochen auf das Anfangsjahr beschreibt die IT-Unternehmerin Merz Höcke in einem Telefonat im März 2025 als „nett, freundschaftlich, kameradschaftlich und zielorientiert“. „Also so, wie man sich einen politischen Mitstreiter wünscht“, sagt sie. Beim ersten Kontakt habe Höcke „eher die moderatere AfD-Linie“ vertreten, sagt Merz, „Anti-Euro und so“. Höcke habe sehr überlegt gesprochen und gehandelt. „Ihm war klar, dass extreme Positionen dem Aufbau der AfD schaden.“

      Bei seinen ersten Äußerungen in den Medien wirkt Höcke tatsächlich weder radikal noch extrem. Als die Eichsfelder Allgemeine im Mai 2013 über Höckes Bundestagskandidatur berichtet, nennt Höcke als wichtigste Themen eine „geordnete Auflösung des Euro-Währungsgebietes“, „Rechtsstaatlichkeit und Demokratie“ sowie „Bildungs- und Integrationspolitik“. Er sehe sich selbst als „überzeugten Europäer“, lässt er sich zitieren. Es gehe weder um eine Abschaffung der EU noch um „Revolutionen“; die AfD wolle „nicht die ideologischen Bahnen anderer beerben“. Höcke sammelt Unterstützungsunterschriften für den Wahlantritt. Im November 2013 berichtet die Bad Langensalzaer Allgemeine über die Gründung eines AfD-Kreisverbands in Nordthüringen. Auf einen Vorwurf der Linkspartei, die AfD habe ihr „Verhältnis zum rechten Rand nicht geklärt“, bekräftigt Höcke in dem Text seine „Gegnerschaft“ zur NPD. Die AfD sei „rational“ und vertrete keinen „übersteigerten Patriotismus“. Auf Journalisten, die ihn schon in den ersten beiden Jahren seiner politischen Karriere treffen, also vor der bundesweiten Bekanntheit, wirkt Höcke schüchtern, bescheiden und freundlich. Höcke spricht vor allem über Familienpolitik, betont ein konservatives Weltbild. „Auch in der Partei hielten sie ihn für den netten Oberstudienrat“, sagt einer der Kollegen. „Sie haben ihn unterschätzt.“ Hinter den Kulissen kracht es damals im Landesverband immer wieder. Eine vertrauensvolle Zusammenarbeit gelingt Höcke im ersten Vorstand nicht. „Höcke wollte Ruhe im Landesverband, um politische Arbeit leisten zu können“, sagt Merz. Er habe „immer versucht, zu moderieren, die Wogen zu glätten“. 

      Mir liegen über 150 E-Mails vor, die Björn Höcke in den Jahren 2013 und 2014 an Mitstreiter geschickt hat. Aus den E-Mails geht hervor, wie Höcke die Thüringer AfD aufgebaut hat, wie er diese schon damals nach rechts ziehen wollte und dabei bekanntlich erfolgreich war. Bei einigen Formulierungen erscheint mir eine sprachliche Analyse relevant. Etwa zu einer E-Mail, die Höcke einen Tag vor der Bundestagswahl im September 2013 an mehrere Mitstreiter schreibt. Höcke ist damals noch Gymnasiallehrer. „Werden wir morgen etwas Historisches erleben oder werden wir die Erstarrung nicht aufbrechen können? Ist die Zeit reif oder schläft unser Volk noch?“, schreibt er und antwortet selbst: „Ich weiß es nicht.“ Am nächsten Tag scheitert der Einzug in den Bundestag nur knapp. Bundesweit erhält die AfD 4,7 Prozent der Stimmen. Das Scheitern an der Fünf-Prozent-Hürde liegt allerdings nicht an den Thüringern. Dort stimmen 6,2 Prozent der Wähler für die neue Partei. Die Frage, ob „unser Volk noch schläft“, suggeriert, dass die Wähler eine Bedrohung nicht erkennen und noch nicht aufgewacht sind, um ihre „wahre“ Lage zu erkennen. Der Ausdruck teilt die Bevölkerung implizit in zwei Gruppen: Die „Erwachten“, also die, die die AfD unterstützen und „die Wahrheit“ sehen. Und die „Schlafenden“, die als manipuliert, naiv, unwissend, kritiklos oder blind dargestellt werden. Damit baut Höcke eine moralische Hierarchie auf: Er stellt sich über den Rest der Bevölkerung und inszeniert sich als jemand, der es verstanden hat. Dies erinnert an Verschwörungsgläubige. Zudem schwingt eine gewisse Geringschätzung demokratischer Prozesse mit. Es entsteht der Eindruck: Wenn die Wähler wach wären, würden sie „richtig“ wählen. Und wenn sie „falsch“ wählen, kann man das Wahlergebnis leicht als Ausdruck von Unwissen oder Manipulation darstellen.

      Im November 2013 leitet ein Parteifreund Höcke eine interne Rundmail des damaligen Landesschatzmeisters der sächsischen AfD weiter. Dieser beklagt sich in der E-Mail unter anderem darüber, dass er aus der Bundesgeschäftsstelle „seit Monaten“ keine Antworten zur Regelung der Finanzen erhalte. „Ich werde vom Emailverkehr ausgegrenzt und Telefonate gibt es seit dieser Woche gar keine mehr.“ Höckes Antwort: „Ja, was soll ich dazu sagen? Alles Kinder unserer Zeit! Unser Credo: Dienen, Vorbild sein, nichts erwarten – Preuße sein. Alles andere ist Geschwätz. Ich kann die Stunden nicht addieren, die mir diese Menscheleien schon gekostet haben. Ich ertrage es nicht mehr.“ In Bezug auf die bevorstehenden Landtagswahlen im kommenden Jahr schreibt er: „Die Presse der Republik, nein, die Presse der Welt wird auf uns gucken!“ Die Thüringer Landtagswahl überhöht er damit zu einem Ereignis von weltweiter Bedeutung. Hier schwingt implizit mit: „Die Welt schaut auf uns, weil wir das System erschüttern werden.“ Höcke leitet seinen Mitstreitern im selben Monat zudem eine E-Mail mit dem Begriff „Putins kürzeste Rede“ weiter. „Zur Diskussion gestellt!“, schreibt er lediglich. In der weitergeleiteten E-Mail heißt es: „Den Inhalt der Rede finde ich hervorragend. Allerdings scheint es in Rußland nicht so viele Gutmenschen zu geben, denn dort hat die Bevölkerung bereits gegen die Einwanderer protestiert. Also trifft er dort auf mehr offene Ohren als die wenigen Warner bei uns.“ In der Übersetzung von Putins Rede heißt es, die Muslime seien gerade dabei, europäische Länder „zu übernehmen“. 

      Von einer Bloggerin erhält Höcke einen Text zum Thema „Abschaffung der Scham“. „Man darf ja schon nichts mehr Kritisches zu Homosexualität, Islam und anderen Fragen sagen (und denken) in unserem ‚freien Europa‘“, schreibt sie dazu, ebenfalls im November 2013. Ein AfD-Mitglied, das ebenfalls auf dem Verteiler ist, interpretiert gesellschaftlichen Wandel nicht als Ergebnis demokratischer Aushandlung, sondern als gezielte Subversion dämonisierter Feinde. „Es ist doch ein altes Werkzeug der Bolschewisten, mit der Vernichtung von Tabus und Schamgrenzen eine neue Gesellschaft unter anderen ideologischen, nicht ethischen Bedingungen aufzubauen“, schreibt er. Höcke leitet die E-Mail an seinen Verteiler weiter. „Mir schnürt es oft das Herz zu, wenn ich sehen muß, in welch perversen Umgebungen und unter welch’ perversen Werten Kinder aufwachsen müssen“, schreibt er dazu. Mit einer dramatisierenden Wortwahl ruft Höcke seine Mitstreiter zum Handeln auf: „Lassen Sie uns unsere Welt verteidigen, sie ist existentiell bedroht.“

      Immer wieder plädiert Höcke in der Zeit für den Zusammenhalt innerhalb der Landespartei. Er weiß: Als Vorsitzender trägt er dafür Verantwortung, öffentlich werdender innerparteilicher Streit fällt auch auf ihn zurück. Auf offener Bühne ausgetragene Machtkämpfe sind für den Erfolg der AfD äußerst schädlich. Die Wähler wollen schließlich wissen, was sie bei einer Partei bekommen und was nicht. Als bereits im Dezember 2013 der AfD-Mitgründer Michael Heendorf die Partei verlässt, wendet sich ein Parteifreund besorgt an Landeschef Höcke. „Mein lieber Björn, bei uns geht aber was ab, wie soll das denn weitergehen??“, schreibt er. „Ruhe bewahren und Einheit leben!“, antwortet Höcke. „Lauter Schnellschüsse aus Angst vor der Stigmatisierung durch die Presse, keine vorherige Anhörung. Wir sind schon wieder die Getriebenen!“ Auch der Thüringer Verband kommt nicht zur Ruhe. Im Dezember 2013 fordert der Kreisvorstand Greiz/Altenburg öffentlich den Rücktritt von Matthias Wohlfarth als Landeschef. Höcke schreibt an seine Kollegen im Kreisvorstand Nordhausen-Eichsfeld-Mühlhausen: „Der offene Brief hat für viel Unruhe gesorgt und schädigt die Einheit des Verbandes. Ich habe gestern mit Lucke telefoniert, der eine diplomatische Lösung wünscht, die kaum noch erreicht werden kann. Entweder man geht jetzt hart gegen die Revolte vor oder man wird dem nie Herr. Was meint Ihr?“

      Im selben Monat schreibt Höcke an die Mitglieder seines Kreisverbands eine E-Mail, die verschwörungsideologisch geprägt und im Tonfall demokratiefeindlich ist. Höcke bedient Opfermythen und delegitimiert Kritik, wenn er über die AfD schreibt: „Diese junge Partei wird vom politisch-medialen Komplex mit allen Mitteln bekämpft.“ Ohne Beleg behauptet er in dem Schreiben zudem, „eingeschleuste Provokateure“ würden „ihre Zersetzungsarbeit von innen verrichten“. Er versichert seinen Parteifreunden, der Blick im Kreisverband sei „nach wie vor auf die großen Themen gerichtet“. „Wir werden unseren Weg unbeirrt weitergehen und von Thüringen aus diese Republik verändern“, kündigt er an. Medien, politische Gegner und implizit den Verfassungsschutz stellt er als feindliche und verschwörerische Kräfte dar. Der Begriff des „politisch-medialen Komplexes“ suggeriert, Politik und Medien arbeiteten nicht unabhängig voneinander, sondern bildeten eine Art Einheitsfront gegen die AfD. Höcke entwirft damit das Bild einer geheimen Koalition, die unliebsame Parteien grundlos unterdrücke. Der unbelegte Vorwurf von „eingeschleusten Provokateuren“ dient dazu, interne Skandale als fremdgesteuerte Intrigen umzudeuten. Verantwortung muss man so nicht übernehmen. Schuld sind schließlich nicht Exzesse in den eigenen Reihen, sondern vermeintliche Saboteure. Die eigene Basis kann so durch ein klares Feindbild mobilisiert werden. Gleichzeitig wird das Vertrauen in Institutionen und Medien untergraben. Besonders aufgeladen ist der von Höcke verwendete Begriff der „Zersetzungsarbeit“. Die Stasi nannte so ihre Methode, Dissidenten zu zermürben, zu diskreditieren und zu isolieren. Höcke unterstellt also eine geheime Unterwanderung zur Zerstörung der inneren AfD-Strukturen. Kritik wird nicht als Folge eigener Fehler gewertet, sondern als Werk von Feinden im Innern. Den demokratischen Diskurs in der Bundesrepublik setzt er mit einer autoritären Unterdrückungsmethode der DDR gleich – und verharmlost damit Letztere.

      Im Januar 2014 leitet Höcke an seinen Verteiler aus mehreren Mitstreitern die E-Mail eines Parteifreunds weiter. „Die Bundesrepublik Deutschland ist nicht souverän!“, heißt es in der Betreffzeile. Die im völkerrechtlichen Sinne falsche Aussage bedient das zentrale Narrativ sogenannter Reichsbürger, die behaupten, die Bundesrepublik sei nur eine „Verwaltung unter alliierter Kontrolle“. In der von Höcke weitergeleiteten E-Mail heißt es: „Wer sein Vaterland liebt, wer stolz darauf ist, Deutscher zu sein, wer sich einer über 1000-jährigen Geschichte des Zentrums Europas, des deutschen Reiches und seiner geistigen, wissenschaftlichen, gesellschaftspolitischen und wirtschaftlichen, sozialen Glanzzeit im Preußen-Deutschland erinnert, wird verleumdet, ein sog. ‚Rechtsradikaler‘ zu sein.“ Mit der zentralen Reichsbürger-These der fehlenden Souveränität Deutschlands will Höcke bereits damals an die Öffentlichkeit. In einer E-Mail aus demselben Monat bittet er seine Kollegen im Kreisvorstand, eine Werbeanzeige „aufzuhübschen“, damit der Kreisverband in Lokalzeitungen für einen „offenen Bürgertisch“ werben kann. „Die Altparteien arbeiten mit aller Kraft an der Errichtung eines zentralistischen europäischen Staates, der kein demokratischer Rechtsstaat mehr sein wird“, heißt es in Höckes Entwurf, den er an seine Kollegen schickt. „Liebe Mitbürger, es geht um Ihr Vaterland.“ Zudem schlägt Höcke vor, in der Anzeige ein Zitat des CDU-Politikers Wolfgang Schäuble abzudrucken: „Und wir in Deutschland sind seit dem 8. Mai 1945 zu keinem Zeitpunkt mehr voll souverän gewesen.“ Dazu heißt es in Höckes Text: „Die von Ihnen finanzierten Medien berichten darüber bewußt nichts.“ Tatsächlich fehlt dem Zitat von Schäuble der Kontext. Noch im Vorfeld der zitierten Aussage verwies Schäuble auf die nationale Souveränität der Mitgliedstaaten in Bezug auf die Finanzpolitik und Budgetrechte des Parlaments. In seinem Vortrag erklärt er, dass die Nationalstaaten Europas nicht mehr alle Probleme nur in Eigenregie lösen könnten.

      Kurz darauf regt sich auf dem Verteiler plötzlich Widerspruch. Höcke leitet eine Nachricht mit dem Betreff „Sensation, bitte weiter verbreiten: Ex-Homosexuellen-Führer wird Christ und lässt die Homo-Lüge platzen! Das verschweigt unsere Presse!“ weiter. „Liebe Mitstreiter! Anbei eine interessante Abhandlung. Sie ist in typisch amerikanischer Diktion verfaßt, trotzdem bietet sie Einblicke in die Hintergründe der Homosexualität als Gesellschaftsbewegung“, schreibt er im Januar 2014 dazu. In dem empfohlenen Text ist von einer „Homo-Propagandalüge“ sowie von „Homo-Ideologen“ die Rede. „Anführer im Kampf für ‚Homo-Rechte‘ wird normal“, heißt es weiter. Der frühere amerikanische Schwulenaktivist Michael Glatze, der Homosexualität mittlerweile als „sündhaft“ ablehnt, schreibt in dem Text, er sei „zur Homosexualität“ gekommen, da er nach dem frühen Tod seiner Eltern „bereits zerbrechlich“ und „verwirrt“ gewesen sei. Homosexualität sei „von Natur aus pornographisch und zerstörerisch“; schwuler Sex sei „nur ein neurotischer Prozess“, heißt es in dem schwulenfeindlichen Pamphlet weiter. 

      Nachdem Höcke die Hetzschrift verschickt, meldet sich einer der Empfänger zu Wort. „Ich vermute, dass einer von Euch versehentlich meine E-Mail-Adresse anstatt der eigenen angegeben hat“, schreibt er. Die E-Mails von Höcke hätten ihn „in zunehmendem Maße amüsiert“. „Da waren Lobhymnen auf eine Rede Thilo Sarrazins, etliche pseudowissenschaftliche Verleugnungen der menschengemachten globalen Erwärmung und mehrere eher stümperhaft verfasste offene Briefe an ranghohe Politiker wie unsere Bundeskanzlerin und an (echte) Wissenschaftler mit der Aufforderung, die globale Erwärmung doch bitte endlich fundiert zu ignorieren.“ Mittlerweile sei dem Empfänger klar, dass die AfD „keine Alternative für die kommenden Wahlen“ darstelle. „Weshalb ich mich ausgerechnet jetzt zu Wort melde, ist die Weiterleitung eines als äußerst homophob und menschenverachtend einzustufenden Textes. Da Björn Höcke nach nun mehr als einer Woche immer noch fleißig den Verteiler speist, muss ich davon ausgehen, dass er und die Thesen dieses Textes in nicht unbeträchtlichem Ausmaß von den Mitgliedern Eurer Partei bzw. Eures Kreisverbandes befürwortet werden. Und das empfinde ich bei einer Partei, die anders als die NPD beinahe den Sprung in den Deutschen Bundestag geschafft hat, als sehr bedenklich.“ Weiter schreibt er: „Möglicherweise habe ich einigen von Euch Unrecht getan, indem ich davon ausging, Ihr würdet die mentale Einstellung Eures Vorsitzenden teilen. In diesem Fall solltet Ihr Euch aber rasch überlegen, ob Björn Höcke weiterhin derjenige sein soll, der Euch vorsteht und vertritt.“

      Höcke wird sich später immer wieder auch öffentlich abwertend über Schwule und Lesben äußern. So zum Beispiel im September 2016, nachdem das hessische Kultusministerium entschieden hat, im Lehrplan mit Sexualerziehung Respekt vor unterschiedlichen sexuellen Orientierungen und Geschlechtsidentitäten zu vermitteln und die „Akzeptanz von Lesben, Schwulen, Bisexuellen, trans- und intersexuellen Menschen“ als Ziel des Unterrichts festgeschrieben hat. „Das kann doch kein Erziehungsziel einer Schule sein, die Kinder dazu zu zwingen, diese sexuelle Andersartigkeit, die in vielen Fällen sexuelle Perversität bedeutet, nicht nur zu tolerieren, sondern positiv zu finden“, sagt Höcke bei einem Bürgerdialog im thüringischen Heuthen. „Ideologische Experimente an unseren Kindern“ müssten sofort gestoppt werden. „Lehrpläne, die die natürliche Vereinigung von Mann und Frau relativieren und die Sexpraktiken irgendwelcher lautstarker Minderheiten als nachahmenswerte Normalität anpreisen, die sind ersatzlos zu streichen. Wir werden diesem Zeitgeist, diesem unsäglichen, diesem unglücklichen, diesem perversen Zeitgeist, anders kann man es nicht sagen, niemals nachgeben. Wir werden ihm die Stirn bieten, wir stehen gerade und aufrecht für die Natürlichkeit der Familie, für die Natürlichkeit der Sexualität, für das, was die Gesellschaft prägt: die natürliche Verbindung aus Mann und Frau. Was denn sonst?“

      Als Höcke im Mai 2018 in Erfurt ein Positionspapier zu den Themen „Leitkultur, Identität, Patriotismus“ vorstellt, behauptet er, ein demokratischer Rechtsstaat könne sich durch eine „Tyrannei der Werte“ in einen „autoritären Gesinnungsstaat“ verwandeln. „Ein Beispiel: Homosexualität. Ist zweifellos zu tolerieren. Lateinisch: tolerare – ertragen! Selbstverständlich, was denn sonst. Aber: Homosexualität ist auf der Grundlage unserer Rechtsnorm nicht zu akzeptieren“, sagt er bei einer Pressekonferenz. „Akzeptieren ist eine positive, eine befürwortende Zuschreibung beispielsweise eines Zustandes! Das ist etwas, was in unseren Schulen schon angelegt wird, dass man also diese Sexualität, diese Homosexualität nicht nur als etwas Tolerierbares oder Notwendiges vermittelt, sondern als etwas, was sogar als exklusiv, als erstrebenswert suggeriert wird. Und da müssen wir als bürgerliche Partei sagen: Nein.“ Wenn der Staat eine Zukunft haben wolle, müsse man „natürlich die klassische Familie mit Kindern in das Zentrum unserer Wertevermittlung stellen“. Auf meine Frage, wie er heute auf die weitergeleitete E-Mail aus dem Jahr 2014 blickt, reagierte Höcke nicht.

      Zurück ins Jahr 2014. Thüringen ist damals nicht der einzige Landesverband, in dem ein offener Machtkampf tobt. Ähnliches spielt sich in Hessen ab. Auch um eine Abgrenzung zum Rechtsextremismus geht es bereits. Einer ihrer drei Landeschefs, Gunther Nickel, kritisiert im Januar 2014 öffentlich Parteifunktionäre, die „von Zuwanderern nur als Sozialschmarotzer sprechen“. Die AfD sei „keine rechte Partei“. Höcke spricht daraufhin in einer E-Mail an seine Kreisvorstandskollegen von der AfD als „Alternative für Duckmäuser“ – und beleidigt Nickel. „Die Äußerungen des hessischen Landesvorsitzenden Nickel, dieses Bewußtseinskastraten, sprechen für einen degenerierten Geist der Westländer“, schreibt er. „Die Erneuerung kommt aus Thüringen, das ist unsere Aufgabe. Nie vergessen! Euer Björn.“ Ein Vorstandskollege antwortet Höcke: „Der Gesamtzustand auf der AfD-Bundesebene und in vielen Bundesländern geht doch eher ins liberale Lager, leider, leider, leider … Es sieht immer mehr nach einer FDP 2.0 aus, daher auch meine Bedenken hinsichtlich der ursprünglichen Ziele, nämlich eine wirkliche Alternative für unser Volk zu sein. Ich erkenne NICHTS an Aufbruch, Kampfgeist und vor allem offensiver Politik, den Einheitsbrei, der momentan verstreut wird, ist unterwürfig und planlos.“ „Das ist ja ein trauriger Befund“, antwortet wiederum Höcke. „Ich bekomme jetzt regelmäßig Anrufe aus ganz Hessen von AfDlern, die den liberalen Kuschelkurs nicht mehr mitgehen. Sie bieten Ihre Unterstützung im Wahlkampf an, sehen uns als letzte Hoffnung für einen Weckruf in die Gesamtpartei.“

      Auch der Streit innerhalb des Thüringer Landesverbands bricht im Jahr 2014 nicht ab, im Gegenteil. Im Vorstand gibt es andauernden Ärger. Co-Landeschef Matthias Wohlfarth wird aus den eigenen Reihen als „völkisch-christlicher Fundamentalist“, „Diktator“ und „missionarischer Eiferer“ beschimpft. Im Januar 2014 berichtet ein Parteifreund Höcke per E-Mail von einer Veranstaltung in Arnstadt. „Der Machtkampf ist eröffnet“, schreibt er mit Bezug auf die AfD Thüringen – und insinuiert, dass dieser auch vom politischen Gegner („U-Boote, Spione, Maulwürfe“) oder der „eigenen politischen Spitze angezettelt“ sein könnte. „Wir haben nun auch ein Problem, was wir wohl besprechen müssen, oder?“, schreibt er. „Ich kämpfe mit dir um die AfD, wir schaffen das Björn. Ich weiß, dass du am liebsten hinschmeißen möchtest, tue es nicht, wir gehen nun in den Kampf und werden gestärkt daraus hervorgehen.“ Höcke antwortet zwölf Minuten später. „Die Situation ist verfahren“, schreibt er. „Vielleicht hilft auch nur ein Rundumschlag, um die Situation zu entscheiden. Ich bin des Redens müde.“ Im selben Monat erkundigt sich ein Parteifreund bei Höcke in Bezug auf Co-Landeschef Wohlfarth, „was nun mit Matthias passiert“. Höcke verwendet in seiner Antwort einen abwertenden Begriff für Personen, die aus seiner Sicht offenbar auf einer niedrigeren Stufe stehen als er. „Ich kann mit diesen Menschelein so nicht weitermachen. In den nächsten Tagen gibt es schon wieder Veranstaltungen, die mich quer durch Thüringen führen, meine Substanz wird angegriffen, ohne daß unser Land davon einen Nutzen hätte“, schreibt er. Die Listenwahl werde der „Lackmustest für den Landesverband: gemeinsamer Kampf gegen die Feinde von Volk und Land oder Nabelschau in Permanenz.“

      In einer weiteren E-Mail aus dem Januar 2014 bittet Höcke seine Kreisvorstandskollegen um Hilfe. „Die Lage in Thüringen ist angespannt. Im Bund haben Bewußtseinskastraten das Ruder an sich gerissen. Eine Rettung kann nur von uns kommen“, schreibt er. „Wie sollen wir uns als Kreisverband verhalten? Jetzt die Entscheidungsschlacht führen – mit dem Risiko der Spaltung des Landesverbands bzw. einer Pressehetze oder weiter auf Kompromiß setzen? Beratet mich bitte. Ich stecke gedanklich in einer Sackgasse.“ Bislang habe er im Landesverband eine Vermittlerrolle ausgeführt. „Wenn ich mich entscheide und hierzu eine öffentliche Erklärung abliefere, wird das eine unumkehrbare Entwicklung in eine der beiden Richtungen bedeuten“, schreibt er. „Ich schrecke davor zurück, aus Sorge für etwas verantwortlich zu sein, was ich nicht richtig abschätzte.“ Mitten im Landtagswahlkampf steht dann ein Abwahlantrag gegen Matthias Wohlfarth im Raum. Drei Monate vor der Wahl tritt er als Landeschef zurück. Im Juni folgt ein chaotischer Parteitag, auf dem Höcke in Thüringen zur endgültigen Nummer eins aufsteigt – mit der Hilfe des Bundesvorsitzenden Bernd Lucke, der die Versammlung in Höckes Sinne leitet. Die von Höcke ausgehende Gefahr erkennt Lucke damals noch nicht. Gemeinsam mit Höcke wird Stefan Möller an die Landesspitze gewählt, der innerhalb der AfD zu einem von Höckes wichtigsten Mitstreitern wird. Bis heute steht Möller eng an Höckes Seite.

      Abwertende Begriffe wie „Menschelein“ nutzt Höcke auch an anderer Stelle. Im Juli 2015 wird der Landesvorstand der Thüringer Jungen Alternativen neu gewählt. Neue Landeschefin wird die Höcke-Vertraute Wiebke Muhsal. Sie löst Philipp Meyer ab, der zum Lager des Parteivorsitzenden Lucke gehört, und einen „destruktiven Prozess radikaler Kräfte“ um Höcke beklagte. „Nach dem Abfall einiger Politikflöhe kann die JA in Thüringen jetzt befreit aufspielen“, schreibt Höcke nach der Wahl auf seiner Facebook-Seite. Die Tiermetapher verwendet Höcke im selben Jahr erneut. In einer Rede sagt er über den damaligen Bundesjustizminister Heiko Maas: „Nennt mir bitte einen größeren Politikfloh, das arme Männlein.“ Höcke vergleicht damit sowohl den JA-Landeschef als auch den ehemaligen SPD-Politiker mit Parasiten, die von anderen Lebewesen leben und diese schädigen. Strukturell erinnert dies an das antisemitische Stereotyp des „jüdischen Parasiten“. Im Nationalsozialismus wurden Juden zu Parasiten am deutschen Volkskörper erklärt, männliche Juden zudem als impotent und schwach.

      Im Januar 2014 hält Lucke beim hessischen AfD-Landesparteitag in Gießen eine Rede. „Ich hätte es gut gefunden, wenn Herr Hitzlsperger sein Bekenntnis zu seiner Homosexualität verbunden hätte mit einem Bekenntnis dazu, dass Ehe und Familie für unsere Gesellschaft konstitutiv sind“, sagt Lucke mit Bezug auf Thomas Hitzlsperger, den ersten deutschen Profifußballer, der öffentlich erklärte, schwul zu sein. „AfD-Chef kritisiert Hitzlspergers Coming-out“, titeln zahlreiche Medien. Lucke rechtfertigt sich in einem Rundschreiben an alle Parteimitglieder. „Ich habe in meiner Rede kritisiert, dass die Medien zwei Tage lang Herrn Hitzlsperger wegen seines ‚Muts‘ gefeiert haben“, heißt es darin. „Ich habe gesagt, dass ich keinen besonderen Mut darin erkennen kann, wenn jemand öffentlich zu seiner Homosexualität steht.“ Er habe sich „selbstverständlich in keiner Form homophob geäußert“. Höckes Kreisvorstandskollege Gerhard Siebold schreibt Höcke daraufhin eine Mail. „Lieber Björn, hatte mich schon über die offenen Worte des Herrn Lucke gefreut. Plötzlich rudert er wieder zurück“, heißt es darin. „Brauch er jetzt auch noch jeden Schwulen als Wahlschaf? Ich möchte die geouteten Schwulen in unseren Reihen nicht. Das ist irgendwie nicht meine Partei.“ Und: „Das Unwort des Jahres wäre für mich schon gefallen: HOMOPHOP.“ Siebolds Mail an Höcke endet mit fünf Fragezeichen: „wir werden nicht so, oder ?????“. Siebold wendet sich immer wieder an Höcke. Das Sprichwort „Der Fisch stinkt vom Kopf her“ treffe „auch auf unsere Partei zu“, schreibt er im Februar 2014. Nahezu alle prägnanten Themen seien „vom Bundesvorstand zu wachsweichen, dehnbaren Phrasen verkommen“. „Die Angst in die rechte Ecke geschrieben zu werden, macht aus uns einen Papiertiger“, schreibt Siebold. „Ich weiß nicht, wie ich für eine solche Partei weiter streiten soll ????“ Höcke wird Siebold später zu seinem wichtigsten Mitarbeiter machen. Siebold leitet das Büro des Fraktionschefs nach dem Einzug in den Landtag über vier Jahre lang. Als Siebold anschließend selbst ein Landtagsmandat anstrebt, unterstützt Höcke ihn allerdings nicht.

      Migration wird von Höcke bereits damals zur existenziellen Bedrohung erklärt, verknüpft mit einer angeblichen ökologischen Apokalypse. Im Januar 2014 schreibt er an den Verteiler aus politischen Weggefährten: „Ich habe immer wieder betont, daß die Frage nach der Identität die zentrale Frage der Menschheit im 21. Jahrhundert werden wird. Wir werden keine 10 Mrd. Menschen auf diesem Planeten organisieren können, wenn die einzelnen Individuen nicht über die Klärung oder die Vermittlung ihrer kollektiven und individuellen identitären Wurzeln, Verortung leben können.“ Dann verwendet er einen Begriff, der nach einem unkontrollierbaren Mob klingt. „Eine dauerbewegte Masse von 10 Mrd. Menschen wird jede staatliche und wirtschaftliche Ordnung hinwegfegen und in Folge unserem Planeten auch ökologisch den Garaus machen“, schreibt Höcke. Die Weltbevölkerung und insbesondere Migranten stellt er hier nicht als Gruppe von Menschen mit Rechten sowie unterschiedlichen Motiven und Biografien dar, sondern als bedrohliches Phänomen.

      Als rechtsextrem wird Höcke im Jahr 2014 noch nicht charakterisiert. Bis zur Landtagswahl hält er sich stark zurück. In den „10 Thesen für den Freistaat Thüringen“, die Höcke als Spitzenkandidat im Juni vorstellt, taucht etwa das Thema Migration erst im letzten Punkt auf, in einer Aufzählung mit anderen Themen und ohne radikale Äußerung. „Die Geburtenarmut, die Einwanderung und die Staatsschulden- bzw. Währungskrise stellen uns vor nie dagewesene Herausforderungen“, heißt es darin. Später sagt Höcke im Wahlkampf, dass Deutschland kein Einwanderungsland sei. Wenige Jahre zuvor fand sich diese Behauptung auch noch in einem Parteitagsbeschluss der CSU. Kurz vor der Landtagswahl ist Martin Debes von der Thüringer Allgemeinen der erste Journalist, der über die Bekanntschaft zwischen Björn Höcke und dem militanten Neonazi Thorsten Heise recherchiert. Er konfrontiert Höcke per SMS. „Was so hoffnungsvoll begann, verliert sich jetzt im Banalen“, antwortet Höcke. „Sie sind für mich nicht mehr existent.“ Zu einer Berichterstattung kommt es noch nicht.

      In Brandenburg und Sachsen äußert sich die AfD im Wahljahr ebenfalls migrationskritisch. Die Wahlkämpfer präsentieren die vorherige Anti-Euro-Partei erstmals mit anderen Themen. Innerhalb der Partei gefällt das nicht allen. Doch sie sind damit außerordentlich erfolgreich. Höcke führt die Thüringer AfD im September erfolgreich in den Landtag. 10,6 Prozent aus dem Stand sind ein sensationelles Ergebnis für die junge Partei. Die Fraktion erhält von Beginn an große Aufmerksamkeit. Zwei Wochen zuvor war die AfD bereits in Sachsen eingezogen – die Thüringer sind also mit die ersten Landtagsabgeordneten. Nach der konstituierenden Sitzung der AfD-Landtagsfraktion fängt Martin Debes Höcke vor dem Sitzungssaal ab. „Was ist denn mit dem Heise?“, will der Reporter wissen. Höcke wirkt überrascht, dass er noch einmal darauf angesprochen wird, sucht nach einer Antwort. Er lässt sich zitieren, dass er die Familie Heise in der Schule seiner Kinder kennengelernt habe und diese „einen guten Eindruck“ mache. Auch über Politik komme man ins Gespräch. Eine Nähe zur NPD ließe sich damit aber „nicht herbei konstruieren“, so Höcke.

      Kurz darauf steht Höcke dann mehreren rechtsextremen Medien als Interviewpartner zur Verfügung. „Vor den Wahlen Biedermann, nach den Wahlen Radikalinski“, sagt mir der Journalist Fabian Klaus von der Thüringer Allgemeinen, der Höcke von Beginn an beobachtet. Bereits kurz vor der Wahl erscheint ein Interview in der neurechten Blauen Narzisse, deren Redaktion gute Verbindungen zu Götz Kubitscheks neurechtem Institut für Staatspolitik hat. Mancher Parteifreund wird aufgeschreckt. Höcke spricht von einer „historischen Mission“ seiner Partei, der „Rückeroberung der Meinungsfreiheit“. Die politische Korrektheit liege „wie der Mehltau auf unserem Land und ich bin angetreten, diesen Mehltau abzuräumen“. Die AfD sei für ihn „die letzte evolutionäre Möglichkeit für unser Land“, sagt er – das wird er später noch jahrelang zu zahlreichen Anlässen wiederholen. Interviewer der Blauen Narzisse ist Johannes Schüller, der sich damals im Umfeld der Identitären Bewegung bewegt, die später vom Verfassungsschutz als „gesichert rechtsextremistisch“ eingestuft wird.

      Im Monat nach der Landtagswahl erscheint ein Interview im rechtsextremen Monatsmagazin Zuerst!, dem Nachfolgeblatt der rechtsextremen Zeitschrift Nation und Europa. Verleger des Blatts und weiterer geschichtsrevisionistischer Schriften ist Dietmar Munier, der in den 1970er-Jahren in der NPD-Jugendorganisation sowie beim Bund Heimattreuer Jugend aktiv war. „Die politische Elite versucht sich in den Machtzentren mit Denk- und Sprechverboten abzusichern“, sagt Höcke dem Magazin. Im Februar 2015 erscheint in Zuerst! ein weiteres Interview mit Höcke, geführt vom Chefredakteur Manuel Ochsenreiter. Ochsenreiter hatte wenige Monate zuvor an einer antisemitischen Konferenz in Teheran teilgenommen und Thema „Israelische Lobby in Deutschland“ referiert. Auf dem Titel der Ausgabe heißt es: „Operation Umvolkung“. 

      Auch die Sezession veröffentlicht im Oktober 2014 ein Interview mit Höcke und Stefan Scheil, geführt von Götz Kubitschek. „Björn, wir kennen uns nicht erst seit gestern, will sagen: nicht erst, seit Du nun die AfD in Thüringen als Fraktionsführer im Landtag und als Vorsitzender des Landesverbandes führst und dadurch zu einer Person immensen öffentlichen Interesses geworden bist“, leitet Kubitschek ein. „Ich hätte diesen Schritt nie bei Dir vermutet. Wie kommt’s?“ Höcke spricht von einem unerträglich gewordenen Leidensdruck und seiner Vaterschaft. Dann beklagt er einen „Globalisierungstotalitarismus als reale Option“. Und sagt: „Der Verteidigung der ethnokulturellen Diversität muß höchste Priorität eingeräumt werden. Sie scheint mir auch die Grundlage echter ökologischer Politik zu sein.“ Es ist eine bemerkenswerte Aussage. Auf den ersten Blick klingt sie pluralistisch, inklusiv und umweltbewusst. Letztlich ist das aber eine Camouflage. In der Sprache von Vielfalt und Schutz werden ausgrenzende Positionen getarnt. Die Sätze müssen als ethnopluralistisch verstanden werden. Diese Ideologie behauptet, Kulturen seien wesensverschieden und müssten getrennt voneinander leben. Eine „Vermischung“ wird daher abgelehnt. In diesem Kontext meint „ethnokulturelle Diversität“, jede Ethnie oder Kultur solle ihren eigenen Raum erhalten. Dieses Konzept müsse „verteidigt“ werden, gegen Migration und Globalisierung. Migranten reduziert Höcke in diesem Zusammenhang auf ökologische Lasten. Dafür nutzt er letztlich eine verschleiernde Rhetorik, in der Ideologie hinter scheinbar positiven Begriffen versteckt wird. Höcke wird sich in den folgenden Jahren immer wieder dieser Taktik bedienen. Doch dazu später mehr.

      Kritiker unerwünscht

      Im August 2023 steht die Europaabgeordnete Sylvia Limmer auf der großen Bühne des AfD-Parteitags in Magdeburg. Gerade hatte sie versucht, erneut auf einen aussichtsreichen Listenplatz für die EU-Wahl gewählt zu werden. Dies gelang ihr jedoch in mehreren Wahlgängen nicht. „Mich haben auf Befehl die strammen Höcke-Kader kaltgestellt! Als Abrechnung dafür, dass ich mitgestimmt habe, Kalbitz aus der Partei zu werfen“, ruft sie. „Auf diese Truppe habe ich keine Lust. Glückwunsch Herr Höcke, ich bin dann mal weg!“ Dutzende Delegierte quittieren die Wutrede mit lauten Buh-Rufen. 

      Es ist selten, dass Björn Höcke auf offener Bühne derart angegangen wird. Zwar sprechen hinter vorgehaltener Hand auch später noch Funktionäre kritisch über den Thüringer Landeschef. „Höcke möchte nur seinen Stiefel durchziehen“, sagt mir etwa ein Vertreter eines ostdeutschen Landesverbands. Von „Silberrückengetue“ spricht jemand aus dem Bundesvorstand. Ein anderer hochrangiger Funktionär spricht von „Höckes One-Man-Show“. Manche Parteifreunde empfinden es als „pathetisch“ und „anmaßend“, dass sich der Politiker nach Veranstaltungen immer wieder feiern lässt wie ein Rockstar. Namentlich zitieren lassen will sich mit solchen Äußerungen aber kaum jemand. Sie befürchten den Einfluss von Höckes Lager – und wollen vermeiden, von der gewichtigen Strömung abgesägt zu werden. Vielfach ist genau das passiert. 

      Ein Rückblick in den Herbst 2014. Die Thüringer AfD ist erstmals in den Landtag eingezogen, nur eineinhalb Jahre nach der Parteigründung. Schon in den ersten Wochen der Legislatur wird intern Kritik an der Arbeit der Fraktion laut. „Die jetzige Phase, in der viele Geldmittel in der Fraktion verteilt werden, bedarf der Transparenz“, heißt es in einer E-Mail an die Fraktion, die von mehreren Kreisvorständen unterzeichnet ist. „Unverhältnismäßig hohe Vergütungen für Mitarbeiter sind zu vermeiden. So können wir das vielbeschworene preußische Dienstethos vorleben.“ Auch drei Landtagsabgeordnete unterzeichnen das Schreiben – sehr zum Missfallen von Björn Höcke. In der Fraktionssitzung Anfang November 2014 wird die E-Mail zum Thema. „Herr Höcke bittet die Abgeordneten um Fraktionsdisziplin“, wird im internen Protokoll der Sitzung vermerkt. „Es sei ein unhaltbarer Zustand, wenn Fraktionsmitglieder Rundschreiben unterzeichnen, die die Arbeit der Landtagsfraktion infrage stellen.“ Mit allen drei unterzeichnenden Abgeordneten wird es später noch großen Ärger geben. Und Höcke wird sie alle los.

      Fünf Monate später, im März 2015, stellen Höcke und Sachsen-Anhalts Landeschef André Poggenburg auf dem Thüringer Landesparteitag in Arnstadt die Erfurter Resolution vor, das Gründungsdokument des völkisch-nationalistischen Flügels. Es ist ein Frontalangriff auf den Bundesvorsitzenden Bernd Lucke. Rund 100 Mitglieder sind bei der Parteiversammlung anwesend, die allermeisten unterschreiben das Dokument. Der Landtagsabgeordnete Siegfried Gentele, der schon im August 2013 in die AfD eingetreten war, ist einer von wenigen, die nicht unterzeichnen. Gentele fühlt sich dem Lucke-Lager verpflichtet, in dem die Resolution und Flügel-Gründung für helle Aufregung sorgt. Kurz darauf unterschreibt er gemeinsam mit zwei weiteren Thüringer Landtagsabgeordneten, Oskar Helmerich und Jens Krumpe, eine Gegenresolution von Lucke-Getreuen. Man brauche keine „wolkigen Phrasen aus dem Arsenal rechter Splitterparteien“, heißt es darin. Höcke will sich das nicht gefallen lassen. Das Unterzeichnen wertet er als erneuten Affront. Höcke fordert Helmerich und Krumpe in einem Brief auf, ihre Sitze in den Fachausschüssen des Thüringer Landtags aufzugeben. Fast die gesamte Fraktion unterschreibt den Brief – alle, die die Erfurter Resolution unterzeichnet haben. Die Aufforderung begründen sie nicht mit dem unterzeichneten Papier, sondern mit angeblich mangelnder Mitarbeit und fraktionsschädigenden Äußerungen auf dem Landesparteitag in Arnstadt. Helmerich habe Höcke dort beleidigt – und Krumpe habe den Vorwurf erhoben, in der Fraktion würden „durch Klüngelei demokratische Prinzipien ausgehebelt“. Weil Gentele auch an die Öffentlichkeit geht, treffen ihn die Maßnahmen noch härter. „Wenn ein Weg eingeschlagen wird, der zu sehr rechtslastig ist, führt uns das in einen tiefen Graben“, lässt er sich zitieren. Seinem Fraktions- und Landesvorsitzenden Höcke legt er nahe, sich mit dessen „rechten Parolen“ eine andere politische Heimat zu suchen. Höcke lässt seine Fraktion daraufhin den Ausschluss von Gentele beschließen. Es wird in der Geschichte der Thüringer AfD nicht bei diesem einen Mal bleiben, dass Höcke dergestalt auf innerparteiliche Kritik reagiert. Vielmehr wird ein Muster deutlich. Zwar bestätigen Vertraute, dass Höcke keineswegs nur Ja-Sager um sich schart. Aber er vertraut nur wenigen. Diejenigen, denen er vertraut, können ihm auch widersprechen. Höcke lässt sich auch umstimmen. Doch seine Vertrauten teilen natürlich die wesentlichen Linien, für die Höcke inhaltlich und strategisch steht. Mitglieder und Funktionäre, die eine ganz andere AfD wollen, etwa wirtschaftsliberal sind oder in zentralen Politikfeldern gemäßigter sind, will Höcke loswerden. Und vielfach gelingt ihm das auch. 

      Höcke hat gewonnen, immer wieder

      Frühjahr 2015. Die verschiedenen Strömungen innerhalb der Partei kämpfen mit harten Bandagen. Alle paar Wochen erreicht die Mitglieder eine Mail des Parteivorsitzenden Bernd Lucke, in denen dieser vor einer Übernahme durch Nationalisten warnt. Nach der Erfurter Resolution gründet Lucke den Verein Weckruf und droht mit dem Austritt, wenn die Partei nicht „entschieden denjenigen Einhalt gebietet, die an den politischen Rändern unserer Gesellschaft hausieren gehen“. Im Juli 2015 tagt dann in der Grugahalle der außerordentliche Bundesparteitag der AfD. Fast 3500 Mitglieder sind zum Showdown in Essen angereist. Luckes Rede geht in Tumulten beinahe unter. Der zuvor gefeierte Gründer wird erst ausgebuht, dann zur Persona non grata. Erstmals wird die Macht des Flügels sichtbar, den Höcke kurz zuvor gegründet hat. Für die gerade einmal zwei Jahre alte Partei ist Essen der Beginn eines Wegs, der seitdem immer weiter nach rechts führt. Die Protagonisten des Machtkampfs haben die AfD längst verlassen. Bernd Lucke, Frauke Petry, Konrad Adam, Hans-Olaf Henkel, Jörg Meuthen? Alle sind weg. Höcke ist noch da. Er hat gewonnen, immer wieder.

      Die Unzufriedenheit mit Lucke, die sich in Essen breitmacht, hat viele Gründe. Viele werfen dem Parteichef vor, die AfD auf das Thema der Eurokritik verengen zu wollen. Sie wollen seinen Plan, alleiniger Bundesvorsitzender zu werden, unbedingt verhindern. Etliche Mitglieder halten ihm zudem einen egomanischen Führungsstil vor. Und natürlich sind da auch inhaltliche Differenzen. Seine Kritiker bezeichnen Lucke als Transatlantiker, als Amerikafreund – und meinen das negativ. In Essen setzt sich Frauke Petry gegen Lucke durch, für deren Wahl sich intern auch Höcke ausgesprochen hatte. Zweiter Bundesvorsitzender wird der bislang unbekannte Volkswirt Jörg Meuthen. Bernd Lucke ist noch vor Petry und Meuthen der erste von drei Parteivorsitzenden, die Björn Höcke loswerden wollte und losgeworden ist. Dabei beginnt die Beziehung zwischen Lucke und Höcke im Jahr 2013 so versöhnlich, wie bereits im vorherigen Kapitel nachzulesen ist. Im Jahr 2014 ändert sich das. Im Thüringer Landtagswahlkampf treten beide gemeinsam auf. Höckes Rede missfällt Lucke. Er beobachtet einen demagogischen Unterton, hält die Rede für aufgesetzt. „Versuchen Sie doch einfach, natürlich zu sein“, sagt er ihm. Höcke nimmt die Kritik des Parteichefs verschnupft zur Kenntnis. 

      Höcke sondiert damals eine eigene Kandidatur für den Bundesvorstand. Lucke trifft sich nach einer Veranstaltung im sachsen-anhaltischen Kommunalwahlkampf zu einem langen Spaziergang mit dem Thüringer Landeschef. Es ist das erste Mal, dass beide länger miteinander sprechen. Bei der Bedeutung der Familie sind sie sich weitgehend einig, ebenso in der Bildungspolitik. In der Migrationspolitik werden allerdings starke Differenzen deutlich. „Höcke vertrat in einem Gespräch die Auffassung, dass es eine kulturelle Prägung von Ausländern gebe, die es ihnen nicht ermögliche, sich in Deutschland zu integrieren“, erinnert sich Lucke in einem Telefonat im März 2025. „Er sprach also nicht über Integrationsunwilligkeit, sondern über eine grundsätzliche Unfähigkeit. Ich halte das für eine Art kulturellen Rassismus, der unvereinbar mit dem Gedankengut der damaligen AfD war.“ Lucke sagt Höcke daraufhin, dass er eine Kandidatur für die Parteispitze nicht unterstütze. Nach dem Essener Parteitag tritt er aus der AfD aus. Er wolle nicht als „bürgerliches Aushängeschild“ für „ausländerfeindliche Ansichten“ missbraucht werden, teilt der 52-Jährige mit. Mit Lucke verlassen Tausende Mitglieder die AfD, darunter auch der bisherige Bundesvize Hans-Olaf Henkel. „Der liberale Aderlass hat die AfD dramatisch nach rechts verschoben“, sagt er. Die AfD sinkt auf unter 5 Prozent der Wählergunst. Viele Beobachter attestieren ihr das Schicksal der Piratenpartei, also einen schnellen Untergang. Höcke bleibt an Bord. Und mit der Fluchtbewegung von etwa zwei Millionen Menschen in die Europäische Union steigt die AfD in den Umfragen wieder stark an. 

      Einer von den Tausenden Mitgliedern, die mit Lucke die Partei verlassen, ist der bereits erwähnte Thüringer Landtagsabgeordnete Oskar Helmerich. Noch im Jahr 2014 ist Helmerich auf der Liste für die Landtagswahl die Nummer zwei hinter Höcke. Höcke sieht ihn damals als direkten Konkurrenten. Als sie einmal in Erfurt gemeinsam Wahlkampf machen, schlägt Helmerich vor, dass jeder mit einem Stapel Flyer eine Seite der Fußgängerzone abläuft. Helmerich ist zuerst am Treffpunkt. Später bekommt er mitgeteilt, Höcke habe sich beschwert, dass er ihm sogar beim Flyern Konkurrenz mache. „Er hat mich schlichtweg als Gegner gesehen“, sagt Helmerich mir bei einem Gespräch im Februar 2025. In seinem Erfurter Kreisverband trifft Helmerich im selben Jahr auf neue Mitglieder, die er als „richtige Rechtsaußen“ beschreibt. Sich selbst sieht er als liberal-konservativ. Und spricht sich dagegen aus, ehemalige Mitglieder von Rechtsaußen-Parteien aufzunehmen. Höcke gefällt das nicht, hakt bei ihm nach. „In meinem Kreisverband war ich im Grunde der Einzige, der sich aktiv gegen die Aufnahme von ehemaligen Mitgliedern der DVU oder Republikaner eingesetzt hat“, sagt Helmerich. „Dafür habe ich nicht immer Zustimmung erfahren.“ Einmal braucht Helmerich eine Unterschrift von Höcke, um ein im Landesvorstand beschlossenes Amtsenthebungsverfahren gegen einen anderen Kreisvorstand auf den Weg zu bringen. Helmerich ist überzeugt, dass eine Partei, „die konservativ sein und sich vor Rechtsextremismus-Anwürfen schützen will, mit solchen Kaputtmachern nichts anfangen kann“, erinnert er sich. Alles ist vereinbart, nur noch die Unterschrift des Landeschefs fehlt. Helmerich fährt zu Höckes Wohnort nach Bornhagen, damit alles klappt. „Plötzlich sagte Höcke, dass er doch nicht unterschreiben wolle“, erinnert sich Helmerich. Höcke habe herumgejammert. „Ich habe gefragt, was er für ein Theater mache und ihn zur Unterschrift gedrängt“, sagt Helmerich. „Ich fahre da doch nicht umsonst hin. Dann wurde ich eben ein bisschen massiv.“

      Helmerich ist nicht der Einzige, der einen solchen Vorwurf erhebt. Auch Helmut Witter erinnert sich an einen ähnlichen Vorfall. Im Mai 2015 war im Kreisverband Südthüringen nicht nur Witter als Vorsitzender, sondern auch der 20-jährige Kevin G. als Vize-Chef gewählt worden. G. war bereits ab dem Alter von 14 Jahren in der Neonazi-Szene aktiv und besuchte damals das rechtsextreme Musikfestival „Rock für Deutschland“ in Gera. 2011 wurde er Teil der neonazistischen Kameradschaft „Infoportal Suhl/Zella-Mehlis“, die auch als „Nationale Sozialisten Südthüringen“ auftrat. Später besuchte er NPD-Kundgebungen. Helmut Witter will den Mann nicht in den eigenen Reihen tolerieren und regt ein Ausschlussverfahren an. Es kommt zu einem Treffen mit den Landeschefs Björn Höcke und Stefan Möller und dem Landesschatzmeister. „Mir wurde vorgehalten, dass ich als Kreisvorsitzender doch Tag und Nacht für die Partei da sein müsse, statt Mitglieder loswerden zu wollen“, sagt Witter mir im März 2025. „G. wäre doch ein Fleißiger, sagten sie mir. Dabei war das ein lupenreiner Neonazi. Die Landesvorsitzenden wollten mich disziplinieren.“ Erst als Witter Kevin G. nachweisen kann, in die Kasse des Kreisverbands gegriffen zu haben, wird G. aus der AfD ausgeschlossen. Möller bestreitet den Vorwurf auf Anfrage. „Ich kann mich weder an ein derartiges Treffen noch an die genannte Person Kevin G. erinnern“, sagt er mir. Die Behauptung widerspreche außerdem „dem damaligen Vorgehen im Verband, welches auf starke Abgrenzung gegen altrechte Aktivisten abzielte“. Möller verweist etwa auf den Abgrenzungsbeschluss seines Landesverbands zu „Thügida“, einem Thüringer Neonazi-Ableger von Pegida. Höcke ignorierte eine entsprechende Anfrage zu dem Fall.

      Eine fehlende Abgrenzung zum organisierten Rechtsextremismus wird der Landesspitze allerdings immer wieder vorgeworfen. Im Juli 2017 legt Höckes Stellvertreterin Steffi Brönner, die im Februar bei einer Kandidatur für die Bundestagsliste gegen den Höcke-Vertrauten Jürgen Pohl verloren hatte, ihren Posten nieder – und geht mit einem großen Knall. Der Landesverband besetze „zentrale Funktionen mit Personen, die in ihrer Vergangenheit tief im rechtsextremistischen Bereich tätig“ gewesen seien, sagt sie der Thüringer Allgemeinen. In ihrem Rücktrittsschreiben an die Vorstandskollegen greift sie Höcke direkt an. Zuvor war bekannt geworden, dass ein AfD-Mitglied in die Organisation eines rechtsextremen Musikfestivals eingebunden war. Brönner schreibt, sie habe sich hierzu „deutliche Kante“ von Höcke erwartet. „Aber wie so oft hast du dich, Björn, in Schweigen gehüllt und bist deiner ganz persönlichen Verantwortung nicht gerecht geworden.“ Zur Teilnahme Höckes an dem geschichtsrevisionistischen Aufmarsch im Februar 2010 in Dresden schreibt sie: „Du bist aktiv in den Reihen der Neonazis mitgelaufen. Dies und vieles andere lässt mich zweifeln, ob du, Björn, ein Deutschland haben möchtest, welches wir schon einmal hatten.“ Der Landesvorstand holt sofort zum Gegenangriff aus. Brönner sei selbst „300-prozentige Höckianerin“ gewesen und daher verlogen, behauptet Co-Landeschef Stefan Möller. 

      Ein gescheiterter Versuch

      Kurz darauf bildet sich innerhalb der Thüringer AfD eine explizite Gegenbewegung zum völkischen Kurs von Björn Höcke. Helmut Witter, Steffi Brönner und einige Mitstreiter gründen im September 2017 die „Alternative Mitte Thüringen“, gleichzeitig zum Kyffhäusertreffen des Flügels. Sie stehen für konservative und rechtskonservative Politik, mit klarer Abgrenzung zum Rechtsextremismus. In einem ersten Text heißt es, es brauche „innerparteiliche Demokratie statt Personenkult“. Gemeint ist Höcke. Im Oktober gründet sich eine entsprechende bundesweite Gruppierung. „Es gibt mittlerweile sehr viele Mitglieder in unserem Verband, die auch im nationalistischen Tonfall unterwegs sind“, sagt Witter bei der Gründung. Weil er die Gruppierung in Thüringen gegründet habe, sei er aus einer WhatsApp-Gruppe auf Vorstandsebene geflogen. „Widerspruch ist im Höcke-Land verpönt.“ Ende des Monats erreicht Witter dann ein Schreiben des Landesvorstands. Witter erfährt, dass der Vorstand beim Landesschiedsgericht eine Abmahnung beantragt hat, da er sich parteischädigend verhalten habe. Die Vorwürfe, die die Landesspitze erhebt, hält Witter für abwegig. Er habe fälschlicherweise behauptet, Gründungsmitglied der AfD und aus der Chatgruppe geworfen worden zu sein. Witter ist sicher, dass es eigentlich um sein Engagement für die Alternative Mitte geht. Parteisprecher Torben Braga hält diesen Zusammenhang für „konstruiert“, wie Konrad Litschko in der taz notiert. Es gehe „schlicht um falsche Tatsachen“, sagt Braga. Sein neues Projekt will Witter dennoch auch in seinem Kreisverband Südthüringen vorstellen, den er zu dieser Zeit als Vorsitzender führt. Dazu kommt es allerdings nicht. Direkt zu Beginn der Kreisversammlung stellt ein dem Landesvorstand wohlgesonnenes Mitglied einen Antrag, Witter als Kreischef abzuwählen. Die Mitglieder folgen dem Antrag. Witter sagt, er sei „wegen kritischer Äußerungen abgemahnt und aus dem Amt entfernt“ worden. 

      Die Konflikte um die Mitte-Gruppe reißen auch im folgenden Jahr nicht ab. Im Juni 2018 tritt Jens Sprenger von seinem Vorsitzendenamt des AfD-nahen Bildungswerks Verein konservativer Kommunalpolitiker Thüringens zurück und begründet dies mit dem Vorwurf, wer dem Kurs der Kreise um Höcke kritisch gegenüberstehe, werde „aus der Partei gedrängt“. Der Landesvorstand reagiert harsch. „Ich habe Wichtigeres zu tun als Gespräche mit einem aufgeregten Mitglied zu führen, das wie ein Rohrspatz auf den Landesvorstand schimpft“, sagt Co-Landeschef Möller. Wenige Tage später erfährt die Landesvorsitzende der Alternativen Mitte, Steffi Brönner, dass der Landesvorstand ein Parteiausschlussverfahren gegen sie beantragt hat. Im Rücktrittsschreiben, in dem Brönner Höcke eine fehlende Distanz zu Rechtsextremisten vorgeworfen hatte, erkennt der Vorstand parteischädigendes Verhalten. „Der AfD-Landesverband führt eine totalitäre Säuberung des Landesverbands von liberal-konservativen, demokratischen Kräften durch“, postet die Alternative Mitte daraufhin auf Facebook. Brönner tritt später selbst aus der AfD aus und kommt einem möglichen Rauswurf damit zuvor. Gleiches gilt für Helmut Witter. „Mit der ​​Alternativen Mitte wollten wir ein Äquivalent zur Alleinherrschaft von Höcke schaffen. Dazu waren wir zu schwach“, sagt er mir. Höcke wirft er vor, den Landesverband „systematisch umgebaut“ zu haben, „Er nimmt nur solche Mitglieder auf, bei denen er sicher ist, dass es Gefolgsleute sind“, behauptet er. „Die Parteistruktur hat er so zu seinen Gunsten verändert.“ Die Alternative Mitte ist seit 2019 in keinem Landesverband mehr aktiv. 

      Auch die Wirtschaftsjuristin und Landtagsabgeordnete Tosca Kniese war mal die Nummer zwei hinter Höcke, zwischen November 2018 und November 2020. „Wer eine Karriere in der Thüringer AfD anstrebt, muss den zwei, drei Oberen wohlgesonnen sein“, sagt mir die frühere Vize-Landeschefin bei einem Telefonat im März 2025. „Höcke und Möller mögen keine Widerworte. Vielmehr verlangen sie stets ein bedingungsloses Folgen.“ Die Eisenacherin beklagt einen Personenkult um Höcke innerhalb des Landesverbands. „Höcke braucht Menschen um sich, die ihn anhimmeln“, sagt sie. Die 47-Jährige erinnert sich an eine bemerkenswerte Autofahrt mit Höcke, kurz nach der Wahl in den Landesvorstand. „‚Frauen gehören nicht in die Politik‘, sagte er mir während der gemeinsamen Anreise zu einer Veranstaltung. ‚Männer in der Politik verschwulen.‘“ Kniese habe ihn dann auf mehrere Frauen in der AfD angesprochen. „Er sagte, dass dies ‚keine richtigen Politiker‘ seien.“ Höcke wollte meine Anfrage hierzu nicht beantworten. In seinem Buch schreibt er, ein „Engagement für das größere Ganze“ sei „natürlich nicht auf Männer begrenzt“. Man müsse aber aufpassen, „daß die Politik nicht das innere Wesen der Geschlechter deformiert, indem sie Frauen wie Männer jener eigentümlichen Anmut beraubt, auf der die gegenseitige Anziehung und Achtung gründet“.

      Ende 2020 trifft Kniese im Landtag auf Höcke. Sie konfrontiert ihn mit dem Wandel der Mitgliedschaft in Thüringen. Aus ihrer Sicht wurden die Mitglieder in Thüringen über die Jahre Stück für Stück regelrecht ausgetauscht. „Die Wirtschaftsliberalen sind weg, dafür kommen teilweise ziemlich einfache Leute hinzu“, sagt sie ihm. Höcke antwortet sinngemäß, dass es in einer Partei eine gesunde Durchmischung und jede Bevölkerungsschicht vom Arbeiter bis zum Studierten brauche. „Ich bin als Bürgerliche nicht länger bereit, meinen Namen und mein Gesicht herzugeben. Ich unterwerfe mich nicht diesen Leuten“, sagt Kniese. Drei Monate später erhält sie einen Anruf von ihrer Fraktionskollegin Wiebke Muhsal, einer Vertrauten von Höcke. Höcke habe sie zum Zeitpunkt des Gesprächs im Landtag gefragt, ob sie in Knieses Wahlkreis kandidieren wolle – und sie habe das Angebot angenommen. „Mir das selbst zu sagen, dazu war er nicht in der Lage“, sagt Kniese. Sie attestiert Höcke einen „schwachen Charakter“. „Konflikten geht er aus dem Weg, er strebt nach äußerem Glanz und fühlt sich von charismatischen Persönlichkeiten offenbar bedroht“, sagt sie. Kniese überlegt nach dem Telefonat lange, ob sie dieser Partei noch angehören kann. Ende 2021 nimmt dann ein besonderer Gast an der Fraktionsklausur teil: Benedikt Kaiser, langjähriger Neonazi und mittlerweile einer der wichtigsten Vordenker der Neuen Rechten. Nicht nur in der Wirtschaftspolitik vertritt Kaiser gegensätzliche Ansätze als Kniese. Kaiser hält vor der Fraktion einen Vortrag zu seinen Vorstellungen eines „solidarischen Patriotismus“. „Selbst diejenigen, die ich bislang den Wirtschaftsliberalen zugeordnet hatte, hörten seiner Rede begeistert zu“, erinnert sich Kniese. „Einige waren bereits per Du mit ihm. Der Karriere zuliebe hatten sie längst die Seiten gewechselt.“ An diesem Punkt ist für Kniese endgültig Schluss. Sie beschließt, der AfD den Rücken zu kehren. 

      „Oligarchentum und Mandatstourismus“

      Thomas Rudy, der zwischen September 2014 und September 2024 gemeinsam mit Björn Höcke in der Thüringer AfD-Landtagsfraktion saß, hat nicht vor, die AfD zu verlassen. Doch nun wagt auch er sich aus der Deckung. Rudy stand Höcke lange nahe, war im Jahr 2015 Erstunterzeichner der Erfurter Resolution, dem Gründungsdokument des völkisch-nationalistischen Flügels. Er steht inhaltlich rechtsaußen. Er solidarisierte sich mehrfach mit der Identitären Bewegung und mit dem Rechtsextremisten Andreas Kalbitz, als dieser aus der Partei flog. 

      Doch an Björn Höcke, seinem einstigen Vorbild, lässt Rudy mittlerweile kein gutes Haar mehr. Bislang wissen das nur enge Mitstreiter von ihm. Im Mai und Juni 2025 führe ich mehrere ausführliche Gespräche mit dem 65-Jährigen. Rudy ist schwer erkrankt. Und es ist ihm wichtig, vor seinem Tod noch etwas loszuwerden. „Wer im Thüringer Landesverband was gegen Höcke sagt, wird niedergebrüllt. Wer gegen seine Leute antritt, wird fertig gemacht“, behauptet er. „Das ist wie bei der SED. Das System Höcke ist Vetternwirtschaft, Oligarchentum und Mandatstourismus. Höcke und sein Netzwerk haben die Thüringer AfD zu einer Führerpartei umgebaut.“ In den Gesprächen ist dem langjährigen Abgeordneten eine starke Verbitterung anzumerken. Rudy wirkt resigniert – und dennoch angriffslustig. „Ich habe die Nase voll von den Intrigen und Machtspielchen“, sagt er. Er bescheinigt Höcke, von Demokratie keinen Schimmer zu haben, ein „richtiger Diktator“ zu sein, ein „völkisch-nationaler Sozialist“. „Und er ist ein eitler Gockel, der alle auf seine Linie bringen will“, sagt Rudy. Wenn er nicht seine willigen Helfer hätte, die er mit Jobs und Mandaten ködert und die keinen eigenen Willen haben, wäre er schon längst abgesägt.“ Auch hierzu wollte Höcke sich nicht äußern.

      Rudys zentraler Vorwurf: Der Landesvorstand tausche gegen den Willen der Basis Kandidaten aus, um unliebsame Mitglieder von Mandaten fernzuhalten – mit dem Ziel, lediglich mit denjenigen Fraktionen zu bilden, die dem eigenen Kurs folgen. Tatsächlich ist es bereits mehrfach vorgekommen, dass der Landesvorstand die Ergebnisse von lokalen Aufstellungsversammlungen nicht unterzeichnet hat. Ohne eine solche Unterschrift wird der Wahlvorschlag ungültig. Bei der Landtagswahl 2019 betraf das etwa den Wahlkreis Altenburger Land II, unbemerkt von der Öffentlichkeit. Die Basis hatte dort Uwe Rückert aufgestellt, gegen den Wunsch des Vorstands. Die Landesspitze verweigerte die Unterschrift – und die AfD trat in dem Kreis dann gar nicht an. „Die Mitglieder haben das zu machen, was der Vorstand will. Wer aus der Reihe tanzt, wird abgestraft“, behauptet Rudy. Rudy berichtet, dass die Frist für die Einreichung des Wahlvorschlags am 22. August 2019 endete, an seinem 60. Geburtstag. „Ich musste meine Gäste wieder ausladen und in Erfurt versuchen, die Herausgabe der Unterlagen zu erreichen“, erzählt er. „Im Landtag redeten Björn Höcke, Stefan Möller und Torben Braga auf mich ein, Rückert sei ein Unruhestifter. Möller habe ihn aufgefordert, er solle behaupten, er habe die Unterlagen verloren. Höcke sagte mir: ‚Du hast diesen Rückert angeschleppt, dann beseitige du auch die Probleme.‘ Die haben mich zu dritt bearbeitet. Sie wollten sich ihre Hände reinwaschen und mir die ganze Schuld zuschieben.“ Stefan Möller sagt mir hierzu, die Schilderung Rudys treffe nach seiner Erinnerung nicht zu. Eine Kandidatur Rückerts sei als „hochkritisch und riskant“ für die zukünftige Landtagsfraktion eingeschätzt worden. Der spätere Austritt und Beitritt zu den Freien Wählern zeige, „wie richtig diese Beurteilung seiner Person war“.

      Im Januar 2025 kommt es zwischen Rudy und dem Landes-Vizechef Braga in einem privaten Telegram-Chat zu einer scharfen Diskussion. Rudy kommt auf den über fünf Jahre zurückliegenden Vorfall in Höckes Landtagsbüro zu sprechen. „Ich werde dieses Gespräch nie vergessen, damals habt ihr eure Maske fallen lassen“, schreibt er an Braga. „Und diese Rechnung ist eben noch offen und die wird auf den Tisch kommen, bevor ich sterbe.“ Braga reagiert gelassen. „Deine Vorwürfe entbehren jeder Grundlage, aber das weißt du auch selber“, schreibt er. Im Gespräch mit mir spricht Rudy von „finanziellen und machtpolitischen Interessen“. Wegen der „undemokratischen Landesführung des Höcke-Clans“ hätten sich zahlreiche Mitglieder bereits zurückgezogen. Die Kritik des früheren Abgeordneten richtet sich auch an das Landesschiedsgericht der Partei. Dort herrschten „rechtsfreie Räume, in denen sich Willkür und mafiöse Machenschaften ungestört ausbreiten können“. Rudy erhebt erneut schwere Vorwürfe. „Ein mit Simulanten des Rechts besetztes Gericht, das dazu beiträgt, Rechtsverstöße durch Nichtstun oder Vertuschen indirekt zu legitimieren, diskreditiert die AfD als Rechtsstaatspartei.“

      Die „alternative“ Liste

      Im Süden Thüringens entfacht im Herbst 2023 ein Machtkampf, der ein halbes Jahr später mit zwei konkurrierenden Listen bei der Kommunalwahl und zahlreichen Parteiausschlussverfahren endet. Im Mittelpunkt des Streits steht der Landtagsabgeordnete Karlheinz Frosch. Im Oktober 2023 wird er gegen den Willen des Landesvorstands als Spitzenkandidat für den Kreistag und Stadtrat in Rudolstadt aufgestellt. Die restlichen Listenplätze können Mitglieder für sich entscheiden, die Frosch nahestehen. Meistens setzen sie sich gegen Mitglieder durch, die dem Lager von Björn Höcke zugerechnet werden können. Nach der Wahl von 15 Listenplätzen wird die Kandidatenliste geschlossen. Dies würde ein Wahlergebnis von 32 Prozent abdecken. Möglich wäre allerdings auch ein noch stärkeres Ergebnis. Die Landeschefs Höcke und Möller sowie der Kreisvorstand schreiben den Mitgliedern des Kreisverbands im November, dass sie aufgrund der kurzen Liste „eine Wahlwiederholung der Aufstellung in die Wege leiten“ werden. Ansonsten drohe „ein äußerst schwerer Schaden für unseren ansonsten so erfolgreichen Verband“. Der Kreisverband setzt für Februar 2024 eine neue Wahlversammlung an. Karlheinz Frosch erwirkt vor dem Landgericht Gera drei Eilentscheidungen, mit denen dem Kreisverband jeweils untersagt wird, die Wiederholungswahl abzuhalten. Die zuerst angesetzte Versammlung beschließt dann lediglich, die vorherige Kandidatenwahl aufzuheben. Das Höcke-Lager gründet daher für die Wahl Ende Mai eine neue Vereinigung namens „Alternative für den Landkreis Saalfeld-Rudolstadt“ und reicht eine eigene Kandidatenliste ein. Es werden Plakate mit dem Konterfei von Björn Höcke gedruckt, auf denen er nicht für die offizielle AfD-Liste wirbt, sondern für die neue Gruppierung.

      Anfang Mai greift der Landesvorstand zum schärfsten Mittel des Parteienordnungsrechts: Er beantragt Ausschlussverfahren gegen den Landtagsabgeordneten Frosch und acht weitere Mitglieder. Landeschef Möller und Landes-Vize Braga werfen der Gruppe in dem Schreiben an das Parteischiedsgericht eine „Verschwörung gegen die basisdemokratische Beschlusslage“ vor. Frosch habe zudem behauptet, das Vorgehen gegen die ursprüngliche Liste sei aufgrund seiner „angeblich liberalen Einstellung“ erfolgt. Diese Behauptung sei „durch nichts zu rechtfertigen, insbesondere weil Frosch überhaupt nicht durch irgendeine Form der politisch-inhaltlichen Arbeit aufgefallen ist, erst recht nicht durch eine ‚liberale‘ Einstellung“. In einer Erwiderung auf das Ausschlussverfahren geht ein Rechtsanwalt, der von Frosch beauftragt wurde, auf den Vorwurf ein, dass die Presseberichterstattung zeige, dass das Verhalten des Abgeordneten dazu beigetragen habe, das Image der Partei zu verschlechtern. Man könne Frosch nicht vorwerfen, Stellung zu beziehen, wenn er von Medien angesprochen wird, schreibt der Anwalt. „Dies nennt sich Meinungsfreiheit, die auch in der AfD Thüringen noch rudimentär vorhanden sein soll, jedenfalls von Rechts wegen zu beachten ist, mag es dem Parteivorstand passen oder nicht.“ Frosch kommt dem Ausschlussantrag durch einen Austritt zuvor. Ein Jahr später beschäftigt ihn seine ehemalige Partei noch immer. „Die AfD Thüringen wird sektenartig geführt. Höcke ist der große Guru“, sagt er mir im April 2025. „In der Landtagsfraktion erwartete Höcke Unterordnung. Wir sollten geschlossen und mit ihm an der Spitze in den Plenarsaal einmarschieren.“ Niemand habe gewagt, den Vorsitzenden zu kritisieren. „Dabei ist Höcke nur ein Blender, Wichtigtuer und Gernegroß.“

      „Bewusste Sabotage“

      Was Thomas Rudy bereits für die Landtagswahl im Jahr 2019 mit dem Begriff „Mandatstourismus“ beschreibt, wiederholt sich fünf Jahre später erneut. Im Kreisverband Westthüringen werden im Februar 2024 die Direktkandidaten für zwei Wahlkreise aufgestellt. Dort setzen sich lokale Kandidaten gegen die Vorschläge des Landesvorstands durch: Im Wahlkreis Wartburgkreis II gewinnt Stephan Müller gegen Christopher Drößler, im Wahlkreis Wartburgkreis III kann Christoph Walter das Rennen gegen Pascal Wloch entscheiden. Ende des Monats fechten die Landeschefs Björn Höcke und Stefan Möller jedoch beim Schiedsgericht der Partei die Ergebnisse der Aufstellungsversammlung an. Es hätten „verdeckt Aktivitäten“ stattgefunden, um die vom Vorstand vorgeschlagenen Kandidaten „zu diffamieren und demontieren“, heißt es in dem internen Schreiben. Federführend sei hierbei der Bundestagsabgeordnete Klaus Stöber gewesen. Die Bewerber, die sich durchgesetzt haben, seien nicht geeignet. Die Verhaltensweisen von Müller würden „in jeder Hinsicht infrage stellen, inwiefern dieser im Erfolgsfall fünf Jahre lang loyal zur Fraktion stehen wird“, behaupten die Landeschefs. Bezüglich Walter häuften sich „Berichte über seine cholerische Verhaltensweise“. Außerdem habe er angekündigt, die AfD „im Falle verschärfter Repressionsmaßnahmen – etwa durch den Verfassungsschutz – verlassen zu wollen“. Die Vorstellungszeit von maximal drei Minuten sei zudem ein „eklatanter Verstoß gegen den Grundsatz der freien Wahl“. Eine „Wiederholung der Wahl“ sei anzuordnen. Das Schiedsgericht folgt dem Antrag und fordert den Kreisverband mit der Begründung einer zu geringen Redezeit auf, eine neue Wahlversammlung einzuberufen. In einem Brief von Klaus Stöber an die Mitglieder des Kreisverbands Westthüringen von Juni 2024 bezeichnet dieser die Vorwürfe gegen die gewählten Kandidaten als „teilweise absurd, ehrverletzend und völlig unbegründet“. Es dürfe nicht sein, „dass man den Mitgliedern ihr freies Wahlrecht beschneidet“. Einen Tag später untersagt das Landgericht Meiningen dem Kreisverband, die für den kommenden Tag terminierte Wiederholungswahl abzuhalten. „Wo kommen wir denn hin, wenn eine Aufstellungsversammlung so lange wiederholt wird, bis die gewählten Kandidaten dem Landesvorstand passen?“, sagt der Richter in der Urteilsbegründung. Der Landesvorstand entscheidet daraufhin, die ursprünglich gewählten Wahlvorschläge nicht zu unterzeichnen und macht diese damit ungültig. In beiden Wahlkreisen tritt die AfD daher gar nicht erst an.

      Stöber hat genug. Mitten im Wahlkampf lässt er im Juli seinem Frust auf Facebook freien Lauf. „Wer im Stil von Angela Merkel eine ordnungsgemäße Wahl rückgängig macht, weil ihm die gewählten Kandidaten nicht passen, der hat jede Bodenhaftung verloren und disqualifiziert sich nicht nur als Landesvorsitzender, sondern auch als möglicher Ministerpräsident!“, schreibt er. Die Vize-Landeschefs Torben Braga und René Aust reagieren umgehend, schreiben einen Brief an die Mitglieder. Stöbers Vorgehen sei eine „bewusste Sabotage des wichtigsten Wahlkampfs, den unsere Landespartei je geführt hat, sowie unserer Spitzenkandidaten und Landessprecher“, schreiben sie. Kurz darauf erhält Stöber einen zweiseitigen Brief von Braga und Möller. Es ist eine Aufforderung zur Unterlassung. „Mit Ihrer Behauptung, der Landesvorstand habe ‚Mitglieder des Landesvorstandes inklusive enger Mitarbeiter und Vertrauter auf aussichtsreiche Wahlkreise‘ verteilt, versuchen Sie den Eindruck politischer Vetternwirtschaft zu erwecken.“ Dies sei „unzutreffend und diffamierend“. „Sie greifen den Spitzenkandidaten Björn Höcke an, der ‚jede Bodenhaftung verloren‘ habe. Selbst wenn Sie diese Überzeugung vertreten sollten, dürfte Ihnen klar sein, dass es in jeder Hinsicht inakzeptabel und nicht zu tolerieren ist, dass Sie den Wahlkampf Ihres eigenes Landesverbandes in dieser Form öffentlich sabotieren“, schreiben die Höcke-Vertrauten. 

      Stöber eskaliert den Konflikt weiter. Erneut geht er auf Facebook an die Öffentlichkeit. Höcke und Möller seien „eine Schande für diese Partei“ und würden „die aufopferungsvolle Arbeit der Basismitglieder untergraben“, schreibt er. Björn Höcke bittet daraufhin den Co-Bundesvorsitzenden Tino Chrupalla, sich in den Konflikt einzuschalten. Höckes Wunsch, Stöber aus der Bundestagsfraktion ausschließen zu lassen, kommt Chrupalla nicht nach. Er weiß, dass er die Sache damit von einem Lokalstreit in Thüringen unnötigerweise auf Bundesebene ziehen würde. Aber er ruft Stöber an, schlägt ihm einen Deal vor: Stöber löscht die Postings, dafür bespricht der Bundesvorstand die Vorwürfe. Der Thüringer lässt sich darauf ein. Um sicherzugehen, dass sich die Parteispitze tatsächlich dem Thema annimmt, schickt Stöber noch im Juli einen zehnseitigen Brief an Chrupalla und Alice Weidel. Neben den bekannten Vorwürfen behauptet Stöber darin auch, dass zuletzt im Unstrut-Hanich-Kreis „massenhaft neue Mitglieder aufgenommen“ worden seien, während Anträge von Neumitgliedern aus seinem Wartburgkreis dagegen „grundlos abgelehnt“ würden. „Man möchte offensichtlich für die zukünftige Vorstandswahl, aber auch vor allem bei der Aufstellungsversammlung zum Bundestag Mehrheiten gegen mich organisieren“, schreibt Stöber an seine Parteivorsitzenden. Zu den „Machenschaften des Landesvorstands“ habe er „viel zu lange geschwiegen“. „Ich hätte mir vor neun Jahren, als ich in die AfD eingetreten bin, niemals träumen lassen, dass man innerhalb der Partei, die so viel anders sein will als die Altparteien, derart skrupellos gegen die eigenen Mitglieder vorgeht, um seine persönlichen Ziele als Landesvorsitzender zu erreichen.“ Es würden „teilweise Methoden angewandt, gegen die ich und andere 1989 auf die Straße gegangen sind, um der SED und der Stasi ein Ende zu bereiten“. Stöber berichtet Weidel und Chrupalla auch über ein Treffen mit Höcke und Möller im April. „Die Zeiten, als wir es der Basis überlassen konnten, wer in den Landtag einzieht, haben wir überwunden“, habe Höcke dort gesagt, behauptet der Bundestagsabgeordnete. Eine Antwort auf den Brief erhält Stöber nicht.

      Bei der Landtagswahl im September gewinnt schließlich die CDU beide Wahlkreise, in denen keine AfD-Kandidaten antreten konnten. Bei den Zweitstimmen liegt die AfD in beiden Kreisen mit großem Abstand vorn, sodass sie mit Direktkandidaten die Wahlkreise wahrscheinlich gewonnen hätte. Von der Landesliste wäre dann ausschließlich Björn Höcke in den Landtag eingezogen, der in seinem Wahlkreis vier Prozentpunkte hinter dem CDU-Kandidaten landete. Bei einer weiteren erfolgreichen AfD-Direktkandidatur hätte die Landesliste gar nicht mehr gezogen – und Höcke hätte den Einzug in den Landtag verpasst.

      Nach der Landtagswahl leitet der Landesvorstand wenig überraschend ein Ausschlussverfahren gegen Stöber ein. Kritik sei „natürlich auch an führenden Köpfen des Landesverbands zulässig“, sagt mir Stefan Möller – „Wahlkampfsabotage“ allerdings nicht. Im Dezember 2024 nutzt Stöber dann die Bühne des Landesparteitags in Arnstadt, um nochmal öffentlich mit Höcke abzurechnen. Bei der Wahl der Vorsitzenden kandidiert Stöber gegen Höcke. Er weiß, dass er nicht gewinnen kann – weiß aber auch, dass ihm zumindest zwei Minuten Aufmerksamkeit der Mitglieder sicher sind. So lang ist die Redezeit. „Lieber Björn, was ich dir vorwerfe ist, dass du dich zielgerichtet mit Leuten umgibst, die weder dich noch die Partei noch dieses Land im Sinn haben“, sagt er. „Was ich dir weiterhin vorwerfe, Björn, ist, dass du dich zu sehr in den Mittelpunkt stellst.“ Der Saal buht. „Lügner“, ruft jemand. „So ein erbärmlicher Wicht“, ist aus einer anderen Ecke zu hören. Höcke erhält dann 220 von 240 Stimmen, also knapp 92 Prozent. Lediglich 14 Mitglieder wählen Stöber. „Höcke! Höcke! Höcke!“, schallt es durch den Saal. Die meisten AfDler erheben sich von ihren Plätzen und applaudieren stehend. Stöber sagt mir nach seiner Wutrede, Höcke verhalte sich „wie Julius Caesar“. Das starke Wahlergebnis bei der Landtagswahl bringe nichts, da Höcke „in der Totalopposition verharrt“. Die AfD müsse mitregieren, wenn sie etwas verändern wolle. „Das geht mit Höcke leider nicht.“ Das Landesschiedsgericht folgt dem Antrag von Höcke & Co. und wirft Stöber nach der Bundestagswahl aus der Partei. Stöber akzeptiert das Urteil von März 2025 nicht, das Verfahren liegt daher momentan vor dem Bundesschiedsgericht. 

      Ein ganz anderes Deutschland

      Erstens: Deutschland muss gerettet werden. Zweitens: Die Lösung dafür liegt in einer ethnisch möglichst homogenen völkischen Gemeinschaft. Drittens: Die Person, die das an der Spitze umsetzt, hört auf den Namen Björn Höcke. Diese Leitsätze gehen aus den Schriften und Reden hervor, die Höcke in den vergangenen Jahren veröffentlicht und gehalten hat. Von entscheidender Bedeutung ist hier Höckes Buch aus dem Jahr 2018. Der AfD-Politiker entwirft darin ein apokalyptisches Bedrohungsszenario. Zu beobachten sei „die brutale Verdrängung der Deutschen aus ihrem angestammten Siedlungsgebiet“. Es gebe „Bestrebungen, das deutsche Volk oder gar die Völker überhaupt zugunsten einer ökonomisch brauchbareren Species abzuschaffen“, behauptet er. Die „existenzbedrohende Krise“ erfordere „außergewöhnliches Handeln“. „Ein paar Korrekturen und Reförmchen werden nicht ausreichen“, schreibt Höcke in dem Buch. „Wenn einmal die Wendezeit gekommen ist, dann machen wir Deutschen keine halben Sachen. Dann werden die Schutthalden der Moderne beseitigt, denn die größten Probleme von heute sind ihr anzulasten.“ Nicht nur in diesen Sätzen klingt die Forderung nach einem Systemwechsel an, nach einem Bruch mit der liberalen Demokratie. 

      Höcke kündigt für die Umsetzung seines Projekts einschneidende Schritte an. In Bezug auf eine Massenabschiebung von Migranten sagt er voraus, die „neue politische Führung“ – der er natürlich selbst angehören will – werde „schwere moralische Spannungen auszuhalten haben: Sie muss aller Voraussicht nach Maßnahmen ergreifen, die ihrem eigentlichen moralischen Empfinden zuwiderlaufen“. Bei dem „großangelegten Remigrationsprojekt“ werde man um eine Politik der „wohltemperierten Grausamkeit“ nicht herumkommen. „Das heißt, daß sich menschliche Härten und unschöne Szenen nicht immer vermeiden lassen werden.“ Höcke deutet zudem an, dass nicht nur Migranten von seinem „Remigrationsprojekt“ betroffen sein würden. Er kündigt einen „möglichen Aderlaß“ an: Man werde „leider ein paar Volksteile verlieren, die zu schwach oder nicht willens sind, sich der fortschreitenden Afrikanisierung, Orientalisierung und Islamisierung zu widersetzen“, schreibt er. Eine politische Säuberung? Jedenfalls würden am Ende „noch genug Angehörige unseres Volkes vorhanden sein, mit denen wir ein neues Kapitel unserer Geschichte aufschlagen können“. In seinem Buch fordert Höcke zudem die „geordnete Rückführung der hier nicht integrierbaren Migranten in ihre ursprünglichen Heimatländer“. Beim Kyffhäusertreffen des Flügels im Juni 2018 erklärt er, langfristig würden „die Auflösung der Parallelgesellschaften sowie die Remigrationsprogramme, die natürlich De-Islamisierungsprogramme inkludieren, auf der Tagesordnung“ stehen. Das Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen, das die Verfassungsschutz-Einstufung der Gesamtpartei AfD als Verdachtsfall im Bereich Rechtsextremismus als rechtmäßig erklärt hat, ist laut Urteil von Mai 2024 der Ansicht, Höckes Forderung lege nahe, „Remigration“ beschränke sich „nicht auf Ausländer ohne Aufenthaltsrecht, sondern dass auf lange Sicht auch deutsche Staatsangehörige mit Migrationshintergrund Deutschland verlassen sollen, wenn sie kulturell nicht integriert sind“.

      Aus Höckes Ausführungen wird eine völkische und rassistische Weltsicht deutlich. Über die USA schreibt er: „Die ‚Weißen‘ und die ‚Schwarzen‘ setzten sich vor ihrer Amerikanisierung aus mehreren hochdifferenzierten Völkern mit eigenen Identitäten zusammen. Jetzt sind sie in einer Masse aufgegangen. Diesen Abstieg sollten wir Europäer vermeiden und die Völker bewahren.“ Höcke warnt also, eine „Vermischung“ würde die „Völker“ – die immer als essenzielle, beständige Einheiten gedacht werden, die rein erhalten werden müssten – zerstören. Bei einer Rede im Oktober 2015 sagt Höcke, als „Gast im Ausland oder als Gastgeber in Deutschland“ freue er sich über den Austausch mit „Menschen anderer Kulturen“. Diese sieht er demnach ausschließlich als Gäste an. Und wenn er wie bei einer weiteren Rede im Oktober 2015 in Erfurt sagt, es gebe „nur noch 64 Millionen eingeborene Deutsche“, oder im September 2017 in Gera, nicht „Migrantenkinder“, sondern „deutsche Kinder“ seien „unsere Zukunft, jedenfalls dann, wenn auf diesem Land nicht nur Deutschland draufstehen soll, sondern auch Deutschland drin sein soll“, wird klar, dass er das deutsche Volk ethnisch denkt. Anders würde auch seine These, die Deutschen würden zur Minderheit im eigenen Land werden, keinen Sinn ergeben.

      Das Volk definiert Höcke in seinem Buch als „dynamische Einheit aus Abstammung, Sprache, Kultur und gemeinsam erlebter Geschichte“ sowie an anderer Stelle als „eine Gemeinschaft, deren Angehörige in einer schicksalshaften, generationsübergreifenden Verbindung stehen“. Als Angehöriger eines Volkes könne „jeder einzelne zu einem wichtigen Glied einer langen historischen Kette werden“. Hier wird erneut deutlich, dass eingewanderte Deutsche und solche mit familiärer Einwanderungsgeschichte in Höckes Volk nicht dazugehören. Noch deutlicher wird dies, als er im November 2023 bei Pegida spricht. Seine dortige Rede kann als expliziter Bezug auf die Hautfarbe und andere körperliche Merkmale verstanden werden. Was das deutsche Volk sei, sei ein Thema für eine Vorlesung, sagt er darin. „Nur so viel: Schaut euch ins Gesicht, sprecht miteinander, hört euch zu, nehmt euch wahr, begegnet euch und glaubt mir, wenn es hart auf hart kommt, dann werden wir uns erkennen, dann werden wir uns finden, dann sind wir das, was wir immer waren, treu und deutsch und eine Gemeinschaft, die die Zukunft erkämpfen wird!“ Höcke beschwört damit einen Widerstands- und Kampfgeist, wie auch, als er einen Monat später in Gera sagt: „Seid widerständig. Ich bin seit elf Jahren in der ersten Frontlinie im Einsatz. Im Widerstand entwickelt sich dann erst der Wille.“ Und: „Kämpfen wir gemeinsam!“ In diesem Zusammenhang ist auch eine Rede relevant, die Höcke im Mai 2018 bei einer Pegida-Demonstration in Dresden gehalten hat. „Nicht Kulturen, nicht Völker und nicht Nationen sind und waren die Ursachen für Kriege, für Vertreibung, für Völkermorde, sondern die wenigen Dunkelmänner im Hintergrund, die von Gier und Machtwillen und Machtstreben zerfressen sind“, rief er damals vor 8000 Zuhörern. „Und denen ist das Handwerk zu legen!“ Höcke bedient damit ein zentrales Verschwörungsnarrativ und ruft zu aktiver Gegenwehr gegen die vermeintlichen Schuldigen auf. Die Erzählung einer kleinen und unsichtbaren Minderheit, die alles Übel verantwortet und von Gier und Machtstreben angetrieben ist, ist strukturell antisemitisch. Wenn man das Zitat etwa auf den Holocaust bezieht, stellt es zudem eine klare Relativierung dar. Fakt ist: die Judenvernichtung war kein geheimes Elitenprojekt weniger finsterer Strippenzieher, sondern wurde von Millionen Deutschen mitgetragen, unterstützt oder geduldet.

      Der „Zuchtmeister“

      Dass Höcke gerne selbst an der Spitze des im Buch angekündigten „neuen Kapitels unserer Geschichte“ stehen würde, lässt er immer wieder durchblicken. Mehrere frühere Landtagsabgeordnete der Thüringer AfD berichten mir, Höcke habe in einer Fraktionssitzung eine Geschichte aus seiner Studienzeit Anfang der 1990er-Jahre erzählt. Beim Wandern mit Kommilitonen sei Höcke demnach von einem Mann angesprochen worden, der sich als Medium vorgestellt und gesagt habe, er sehe in ihm jemanden, der einst dazu bestimmt sei, Großes für Deutschland zu vollbringen. Meine Anfrage an Höcke blieb hierzu unbeantwortet.

      Nicht nur Björn Höcke selbst sieht sich als Deutschlandretter, auch viele seiner Anhänger teilen diese Überzeugung. Er ist stolz darauf, wenn diese ihm das mitteilen. In dem Zusammenhang ist eine interne E-Mail interessant, die Höcke im Dezember 2014 an die frisch gewählte Thüringer Landtagsfraktion schickte. Sie enthält einen Link zu einem 3sat-Beitrag der „Kulturzeit“ zum Thema „NSU-Leaks“. Ein anonymer Blogger behauptet in dem Beitrag, es gebe für die rassistischen Verbrechen der Terrorbande keine harten Beweise. „Wer sich intensiv mit dem RAF-Terror beschäftigt hat, hält nichts mehr für unmöglich. Wenn diese Sache in eine andere Richtung läuft, haben wir eine Staatskrise“, schrieb Höcke dazu. Und: „Wenn jemand Nervenkitzel braucht oder lebensmüde ist, meldet er sich bitte bei mir.“ Ein Wähler hatte Höcke den Link zuvor weitergeleitet mit den Worten: „Sie haben wahrlich Potential, noch Großes zu leisten für unser deutsches Land. Weiter so“. Höcke leitete die E-Mail an seine Kollegen weiter. Öffentlich äußerte sich Höcke nicht zum NSU. Wie er heute auf seine E-Mail blickt, wollte mir Höcke nicht beantworten.

      Von seinem Gesprächspartner Sebastian Hennig in seinem Buch danach gefragt, ob er sich „eher in der Rolle des Rebellen oder in der eines politischen Gestalters“ sehe, antwortet Höcke: „Das schöpferische Gestalten und Formen eines Gemeinwesens zum Wohle seiner Bürger bewegt in mir viel mehr positive Energie als das katechontische Stemmen gegen eine nationale Apokalypse.“ Und als Hennig fragt, ob „unser Volk überhaupt willens und in der Lage“ sei, ein „gesamteuropäisches Remigrationsprojekt“ umzusetzen, antwortet er: „Ich bin stolz, ein Deutscher zu sein“ – das gehe ihm „angesichts unseres heutigen Zustands nur schwer über die Lippen und trifft eher auf vergangene Zeiten als auf die Gegenwart zu“. Höcke beklagt weiter: „Wir sind als Volk bereits stark fragmentiert und bringen im Grunde keinen einheitlichen Volkswillen mehr hervor, sondern eher eine dissonante Kakophonie.“ Deutlich wird: Höcke will das Volk einen, dessen „eigentlichen“ Willen er angeblich erkannt hat. Dann bringt sich Höcke erneut implizit selbst in Stellung. Um als Deutsche wieder zu einem „vollwertigen, eigenständigen und differenzierten Volk zu werden“, bräuchte es als „Zuchtmeister“ eine „fordernde und fördernde politische Elite, die unsere Volksgeister wieder weckt“. Machiavelli sei davon ausgegangen, nur ein „alleiniger Inhaber der Staatsmacht“ könne ein zerrüttetes Gemeinwesen wieder in Ordnung bringen. „Aber auch für eine plurale Führung wäre eine enge Kommunikation und Zusammenarbeit mit dem Volk unabdingbar.“ Da die „politische Klasse den natürlichen Kreislauf der Elitenbildung und -ablösung über viele Jahre behindert“ habe, habe sich bislang „nur rudimentär eine Gegenelite bilden“ können, sagt Höcke weiter. Dies erinnert an die antiliberalen Denker der „Konservativen Revolution“ in der Weimarer Republik. Diese werteten die bestehenden Eliten als verfallen und dekadent und behaupteten eine zyklische Geschichtsauffassung, in deren Kreisläufen sich regelmäßig neue kämpferische und charismatische Führungsgruppen herausbildeten. Die Vordenker der Strömung sahen sich selbst als Träger einer neuen Elite. Auch in der Dresdner Rede von Januar 2017, in der Höcke vom „Denkmal der Schande“ sprach und die ihm ein vom Bundesvorstand unter Vorsitz von Frauke Petry beantragtes Parteiausschlussverfahren einbrachte, wurde Höckes Führungsanspruch deutlich. Vor der AfD-Jugendorganisation Junge Alternative sagte er damals: „Ich möchte, dass ihr euch im Dienst verzehrt. Ja, ich möchte euch als neue Preußen. Ich weise euch einen langen und entbehrungsreichen Weg. Ich weise dieser Partei einen langen und entbehrungsreichen Weg. Aber es ist der einzige Weg, der zu einem vollständigen Sieg führt, und dieses Land braucht einen vollständigen Sieg der AfD!“ In dem Ausschlussantrag von März 2017 heißt es dazu: „Hier geriert sich der Antragsgegner als Führer, der seinen Anhängern einen Weg weisen kann und darf.“ Der Begriff des „vollständigen Siegs“ entspreche „eindeutig dem ‚Endsieg‘, den die Nationalsozialisten geprägt haben. Dass es der Antragsgegner ernst meint mit seinem vorgegebenen Weg, bedeutet eine Abkehr von der demokratischen Verfassung der Partei im Sinne eines von einem ‚Parteiführer‘ vorgegebenen Wegs, der den Mitgliedern ‚gewiesen‘ wird“.

      Bemerkenswert ist, dass Höcke sich in seinem Buch bereits in dem Abschnitt über seine Kindheit und Jugend Eigenschaften zuschreibt, die ihm Führungsqualitäten ausweisen sollen. „Ich war meistens Bandenführer, bei den Keilereien oft ganz vorne mit dabei“, erzählt er etwa. „Und so verbrachte ich viele Stunden meiner Kindergartenzeit nicht nur im Kampf, sondern auch auf einem Stuhl in der Ecke des Gruppenraumes, der männlichen ‚Draufgängern‘ vorbehalten war.“ Über seine Zeit bei der Bundeswehr sagt er: „Der Archetypus des ‚Kriegers‘ kann sich zum Wohle der Gemeinschaft entfalten.“ Implizit vergleicht sich Höcke zudem mit Staatstheoretikern, Staatsmännern und großen Denkern. Als er von seiner Kindheit in den Wäldern und Bauernhöfen seines Dorfs berichtet, sagt er: „Wenn Sie sich die Biographien der deutschen Dichter und Denker anschauen, werden Sie feststellen, daß nahezu alle auf dem Land oder in kleinen Ortschaften aufwuchsen.“ In einem anderen Kapitel heißt es, er würde sich gerne „in unsere Hauskatze verwandeln“, wenn die „Kleinheit und Gemeinheit in der Politik“ alles dominiere. „Aber die Verantwortung für die Geschicke des eigenen Landes halten einen dann doch auf dem Spielfeld. Wie übrigens Hobbes zu seiner Zeit auch.“ Auch folgende Beschreibung kann als Selbstporträt gelesen werden: „Der eigene Wille und die innere Festigkeit spielen bei größeren Vorhaben eine entscheidende Rolle. Das sollte man nicht als Egomanie abtun. Oft fühlt man sich lediglich als Medium, als Bewegter und Bewegender zugleich.“ An anderer Stelle erklärt er sich selbst zur „Avantgarde“. Und er behauptet, die „Sehnsucht der Deutschen nach einer geschichtlichen Figur, welche einst die Wunden im Volk wieder heilt, die Zerrissenheit überwindet und die Dinge in Ordnung bringt“, sei „tief in unserer Seele verankert“. Ob er wohl diese Figur sein könnte?

      Immer wieder bedient er sich der Strategie, nicht aussprechen zu müssen, dass er sich selbst meint. Auch in Bezug auf das Thema Männlichkeit wird das deutlich. In Bezug auf einen früheren SS-Kriegsberichterstatter schreibt Höcke: „Joachim Fernau hat einmal die männliche Spezies in zwei Kategorien eingeteilt: Die Mehrzahl gehöre zu den ‚Sackträgern‘, also zu denjenigen Männern, die lediglich ihren persönlichen Lebenssack hinter sich her schleifen und nicht über den Horizont ihrer privaten Sphäre hinaus denken oder handeln würden. Und die andere, kleinere Gruppe von Männern, die den sonderbaren Drang verspürten, ‚sich um alles kümmern zu müssen‘.“ Höcke zählt sich natürlich zur zweitgenannten Gruppe. Als er angebliche „wesensmäßige Unterschiede zwischen Mann und Frau“ aufzählt, die man „nicht überwinden, sondern kultivieren“ sollte, zählt er bei Frauen „Intuition, Sanftmut und Hingabe“ auf, bei Männern hingegen „Wehrhaftigkeit, Weisheit und Führung“. Die Männer müssten „aufwachen und sich ihrer besonderen Verantwortung für das Ganze bewußt werden“, schließlich hänge „unsere Zukunft auch an der Frage männlicher Ehre und Würde“. Höcke ist natürlich bereits aufgewacht und sich seiner Verantwortung bewusst. An noch einer weiteren Stelle schreibt er, gute Politik erfordere auch eine „innere Leidenschaft“. Mit diesem Plädoyer „befinde ich mich übrigens in guter Gesellschaft: ein so stahlharter Staatsmann wie Bismarck wurde bei Betrachtung seines Vaterlandes regelmäßig von heftigen Weinkrämpfen geschüttelt“. Höcke, der bislang noch nicht einmal auf kommunaler Ebene eine exekutive Position innehatte, vergleicht sich damit mit dem zu dessen Zeit wichtigsten Staatsmann Europas. Die Leidenschaft kann man ihm übrigens nicht absprechen. Er ist kein Opportunist. Er ist sich seiner Überzeugungen sicher und wird von diesen geleitet.

      „Regime change von rechts“ 

      Hinweise darauf, was Höcke wie umsetzen will, liefert auch das Buchs „Regime change von rechts“ seines rechtsextremen Gesinnungsgenossen Martin Sellner, erschienen im Antaios-Verlag von Höckes engstem Vertrauten Götz Kubitschek. Dass Höcke sich die Inhalte zu eigen macht, kann unterstellt werden, da er im September 2023 eine schwärmerische Rezension des Werks veröffentlicht hat. „Sellner ist ein großer Wurf gelungen. Das Werk kann sich zum Handbuch für die deutsche Volksopposition mausern. Es gehört in die Hand jedes patriotischen Dissidenten“, heißt es darin. Das Hauptziel jeder „deutschen Politik“ sei die „Rettung der ethnokulturellen Identität vor ihren innenpolitischen Feinden“ sowie der Stopp des „Bevölkerungsaustauschs“, schreibt der Aktivist der Identitären Bewegung in dem Buch. Dafür brauche es eine Strategie der „Reconquista“, also eine „Politik der Remigration“. Kurz danach erklärte Sellner im Compact-Magazin, fünf bis sechs Millionen deutsche Staatsbürger würden „möglicherweise“ für eine „Remigrationspolitik“ infrage kommen. Darunter versteht er nicht nur massenhafte Abschiebungen, sondern etwa auch einen „Assimiliationsdruck“ sowie eine „Deislamisierung“. In seinem 2024 erschienenen Buch „Remigration“ konkretisiert er, Ziel für die Gruppe eingebürgerter Migranten sei „Assimilation in die Mehrheitsgesellschafft und Rückwanderung in das Herkunftsland“. Der Weg der Assimilation müsse so „herausfordernd“ und „steinig“ gestaltet werden, „daß nur jene ihn gehen, die wirklich zu uns passen und auf deren volle und dauerhafte Loyalität wir uns verlassen können“. Dieses Buch empfiehlt Höcke ebenfalls, im Juli 2025. „Ich kenne kaum einen Menschen, dem im politischen Diskurs ein so himmelschreiendes Unrecht widerfährt, wie ihm“, schreibt er über Sellner. Kurz zuvor war bekannt geworden, dass der Bundesvorstand über eine Abgrenzung zu Sellner berät. Höcke hält es für eine „Frage des Anstands“, Sellner „nicht in den Rücken zu fallen, auch nicht aus Angst, daß die Repression, die er erlebt, auf uns übertragen werden könnte“. Nach einem langen Burgfrieden geht er damit erneut in den Konflikt mit dem Bundesvorstand, der aus Sorge vor dem anstehenden Gerichtsverfahren in Bezug auf die Klage gegen die Einstufung durch den Verfassungsschutz als „gesichert rechtsextremistisch“ Abstand zu Sellner empfiehlt.

      Bemerkenswert sind auch die ablehnenden Äußerungen Sellners über sogenannten „Parlamentspatriotismus“. Darunter versteht er diejenigen, die keinen besonderen Wert auf die „Transformierung der herrschenden Ideologie“ legten und das „rechte Hauptziel“ durch Wahlsiege erreichen wollten. Wenn man sich auf die Erlangung parlamentarischer Mehrheiten fokussiere, gehe dies „zulasten der Bewegung, der Theoriebildung und der Gegenkultur“. Björn Höcke teilt diese Überzeugungen. Er habe „wenig Sympathie für den Parteienstaat der aktuellen Prägung“, sagt er etwa während einer Rede im Mai 2023 in Weimar. Die Macht der Parteien müsse „massiv zurückgedrängt werden“. Schon vor über 2000 Jahren habe es Versammlungen gegeben, sagt Höcke dann. „Das waren dann germanische Things und ähnliche Versammlungen, auf denen Recht gesprochen wurde.“ Ob es in Zukunft noch Parteien geben werde, wisse er nicht. Diese bislang unbeachtet gebliebenen Äußerungen sind äußerst bemerkenswert. Das altgermanische Thing fand unter Vorsitz eines Stammesoberhaupts statt, verhandelt wurde unter Alkoholkonsum. Teilnehmen durften nur freie Männer – Frauen, Fremde und Sklaven waren nicht zugelassen. Zwischen 1933 und 1935 inszenierten die Nationalsozialisten das Thing als Ausdruck eines angeblich „reinrassigen“ Gemeinschaftsgeists der Germanen und errichteten für Propagandaveranstaltungen sogenannte Thingplätze, um die Abschaffung des Parlamentarismus und des Parteiensystems zu rechtfertigen. Höcke sagte in der Weimarer Rede allerdings ebenso, es bräuchte auch künftig noch Parlamente. 

      Über die Kolonialisierung Afrikas schreibt Höcke in seinem Buch, man dürfe diese „nicht ausschließlich negativ betrachten“. Die deutsche Kolonisierung im Osten hätte „nicht die Ausbeutung der Kolonie und ihrer Menschen“ zur Grundlage gehabt. „Möglicherweise“ bestehe sogar „die größte Schuld der Kolonisten in ihrem oft kampflosen Rückzug aus der Verantwortung für Landschaften, die sie kultiviert haben“. Höcke impliziert damit, die koloniale Herrschaft habe nennenswerte positive Effekte gehabt, die gegen Gewalt, Ausbeutung und Unterdrückung aufzuwiegen seien. Von der systematischen Entrechtung bis hin zum Völkermord will er nichts wissen. Höcke verklärt damit die deutsche Kolonialpolitik, rechtfertigt diese durch das Bild der weißen Siedler als „Kultivierer“ des wilden Landes und kehrt durch die Behauptung, die Kolonialmächte seien zu früh gegangen, historische Schuldverhältnisse um. An anderer Stelle des Buchs schreibt er, man werde wohl kaum die „historische Wirkkraft“ des Faschismus und „seine ernsthaften Versuche, die liberalistischen Krisen Anfang des 20. Jahrhunderts zu überwinden, bestreiten können“. Man brauche aber keine neue faschistische Bewegung, schließlich habe man „Preußen als positives Leitbild“. Den Gedanken seines Gesprächspartners, man könnte „den Faschismus ja auch als den Versuch einer ‚Preußifizierung‘ Italiens verstehen“, hält Höcke für „interessant“. Die Italiener hätten „bekanntlich am Faschismus die Ausschaltung der Mafia, die Trockenlegung der Sümpfe, die guten Straßen und die pünktlichen Züge“ geschätzt. Zur Verfolgung von Oppositionellen, dem Verbot anderer Parteien oder der Verfolgung italienischer Juden fällt Höcke hingegen nichts ein.

      Zurück zum Thema „Remigration“. Wie eine über Abschiebungen hinausgehende „Remigrationspolitik“ aussehen könnte, haben Höckes AfD-Kollegen im Brandenburger Landtag im August 2024 vorgeschlagen. In einem Antrag forderte die Fraktion damals ein „Betretungsverbot öffentlicher Veranstaltungen für Asylantragsteller, Asylberechtigte, ukrainische Kriegsflüchtlinge sowie vollziehbar ausreisepflichtige, geduldete und subsidiär schutzberechtigte Ausländer“. Höcke befürwortet als Vorbild für Deutschland die japanische Migrationspolitik. 2019 empfahl er seinen Kollegen in einer Fraktionssitzung im Thüringer Landtag die vom Institut für Staatspolitik herausgegebene Broschüre „Japans Politik der Null-Zuwanderung“ von Jan Moldenhauer. Mehrmals verteilte er an die Fraktion Bücher aus Schnellroda, manchmal auch vom Ökonomen Max Otte. In Moldenhauers Broschüre heißt es: „Wer in Japan Asyl beantragt, wird bis zur Entscheidung über den Antrag ‚in einer Art Gefängnis gehalten‘. Wird ein Asylantrag abgelehnt, gibt es keine Möglichkeit einer individuellen Beschwerde. Krieg gilt nicht als Asylgrund.“ Die Anerkennungsquote von „Asylanten“ habe im Jahr 2016 bei 0,26 Prozent gelegen, der muslimische Bevölkerungsanteil habe 2013 bei 0,008 Prozent gelegen. „Eine Quote von 19 anerkannten Asylanten pro Jahr könnte Deutschland verkraften.“ Und: „Japan ist demokratisch, wirtschaftlich erfolgreich und ‚völkisch‘. Letzterer Begriff mag in Deutschland historisch belastet sein. In ostasiatischen Ländern ist er hingegen keinesfalls negativ konnotiert. Japaner und Chinesen verstehen sich als ethnisch und kulturell homogene ‚Volksgemeinschaften‘, ohne mit diesem Selbstverständnis andere Völker abzuwerten.“ 2021 war Höcke dann maßgeblich daran beteiligt, das Modell ins Bundestagswahlprogramm der AfD zu bringen. Und als im Juni 2025 zu diesem Thema ein Buch von Moldenhauer erscheint, steuert Höcke ein Vorwort bei. Um das Modell umzusetzen, müsse zunächst ein „verhängnisvoller Knoten im Kopf“ gelöst werden, schreibt der 53-Jährige. „Das deutsche Volk ist bis heute nach zwei verlorenen Weltkriegen und infernoartigen Zusammenbrüchen durch transgenerationale Traumata belastet, die durch die alliierte Reeducation und die von bundesdeutschen Eliten fortgesetzte destruktive Vergangenheitsbewirtschaftung nicht abgemildert, sondern im Gegenteil verstärkt und verlängert worden sind.“ Höcke geht es wie so oft um eine Opferrolle der Deutschen. Passend dazu schreibt er an einer anderen Stelle des Vorworts, den Deutschen sei nach 1945 ein „westlich-liberalistischer Lebensstil“ oktroyiert worden. In Verbindung mit dem „destruktiven Schuldkult“ habe dies die nationale Identität entkernt und die Gemeinschaft in Gesellschaft „aufgelöst“. Er beklagt also das Ende der „Volksgemeinschaft“. Das nationalsozialistische Konzept verlangte die Unterordnung des Einzelnen unter das angebliche Gemeinwohl. „Du bist nichts, dein Volk ist alles“, propagierten die Nationalsozialisten immer wieder. 

      „Solidarischer Patriotismus“

      Ein weiteres wichtiges Buch aus dem AfD-Vorfeld ist im Jahr 2020 erschienen. In „Solidarischer Patriotismus“ will Höckes Vertrauter Benedikt Kaiser die „soziale Frage von rechts“ beantworten. „Jeder AfDler sollte es gelesen haben“, sagte Höcke im Oktober 2020 in einer Videorezension. „Dieses Buch leistet sehr, sehr viel.“ Kaiser schreibt in dem Buch, der „solidarische Patriotismus“ strebe „nach einem konstruktiven, zukunftsfähigen Verständnis einer gehegten sozialen Marktwirtschaft im Zeichen einer solidarischen und patriotisch rückgebundenen Leistungsgemeinschaft“. Letzterer Begriff wurde in der Zeit des Nationalsozialismus popularisiert. Adolf Hitler hatte der NSDAP-Vorfeldorganisation Deutsche Arbeitsfront in einem Erlass von Oktober 1934 die Aufgabe übertragen, eine „wirkliche Volks- und Leistungsgemeinschaft aller Deutschen“ zu bilden. „Die Volksgemeinschaft als Leistungsgemeinschaft war fundamental für die NS-Gesellschaft“, schreibt der Historiker Karsten Uhl. Über Solidarität schreibt Kaiser in Kubitscheks neurechter Sezession mit Bezug auf den von Karl Marx geprägten Begriff, diese trage einen „Doppelcharakter“: „Sie ist organisch und exklusiv; dadurch bedarf sie der Verortung in einer gegenständlichen Gemeinschaft und liegt zugleich in ihr begründet.“ Das Konzept des „solidarischen Patriotismus“ beziehe sich daher auf eine „relative ethnische Homogenität“, heißt es im gleichnamigen Buch. Zusammengefasst könnte man auch sagen: Solidarität größtenteils für und unter Deutschen ohne Migrationshintergrund. Kaiser spricht etwa von einer „volksverbundenen Sicht“ und schreibt, das Volk müsse als „Subjekt der Geschichte“ bewahrt werden.

      Mai 2024, der Historiker Jens-Christian Wagner sitzt in einem Gebäude der KZ-Gedenkstätte Buchenwald, deren Stiftung er leitet, an einem großen Schreibtisch. Auf seinem Arbeitsplatz liegen mehrere Ausgaben des Rechtsaußen-Magazins Compact sowie Bücher aus dem Verlag Antaios. Der Universitätsprofessor bereitet für seine Studenten ein Seminar über rechtsextremen Geschichtsrevisionismus vor. „Das Konzept des ‚solidarischen Patriotismus‘ von Björn Höcke und Benedikt Kaiser ist die nationalsozialistische Volksgemeinschaft in neuen Schläuchen“, sagt er. „Höcke erträumt eine völkische Gesellschaft mit autoritärer Führung.“ Für Gedenkveranstaltungen hat die Stiftung Höcke und anderen AfD-Politikern, die die Erinnerungsarbeit immer wieder als „Schuldkult“ diffamieren, schon vor vielen Jahren ein Hausverbot erteilt. Wagner erhebt schwere Vorwürfe. „Wenn Höcke definieren will, wer alles das Land verlassen müsse, fühle ich mich als Historiker an die Nationalsozialisten erinnert, die die Vermischung von ‚Deutschblütigen‘ und ‚unreinen Ausländern‘ verhindern wollten“, sagt er. Höcke lädt er abseits von offiziellen Veranstaltungen, für die das Hausverbot gilt, in die Ausstellung der Gedenkstätte ein. „Dann könnte er sich damit vertraut machen, wohin Rassismus und Antisemitismus führen können.“

      Der völkische Antikapitalist

      „Wenn wir den gegenwärtigen Finanzkapitalismus nicht überwinden, dann fahren wir diesen wunderbaren Planeten gegen die Wand.“ Das Zitat klingt auf den ersten Blick nach linken Grünen, stammt aber tatsächlich von Björn Höcke. Er hat es im Dezember 2014 gesagt, in einer Debatte im Thüringer Landtag. Höckes Antikapitalismus ist in der Berichterstattung über die AfD ein bislang selten beachtetes Phänomen. Daher soll er an dieser Stelle einer ausführlichen Analyse unterzogen werden. Es ist ein Antikapitalismus, der als regressiv, völkisch und strukturell antisemitisch beschrieben werden muss, und daher an den Antikapitalismus der „Konservativen Revolution“ sowie der Nationalsozialisten erinnert. 

      Im November 2017 kündigt Höcke an, die AfD werde die „Errungenschaften von 150 Jahren Arbeiterbewegung gegen die zerstörerischen Kräfte des Raubtierkapitalismus verteidigen“. In seinem Buch fordert er gar, die AfD müsse eine „kapitalismusüberwindende Position“ einnehmen. Allein das ist schon bemerkenswert für eine Partei, deren Bundesvorsitzende Alice Weidel sich eindeutig der wirtschaftsliberalen Tradition zugehörig fühlt, in der die AfD gegründet wurde und die sie bis heute prägt. Bislang überwiegen in der Gesamtpartei und der Bundestagsfraktion Weidels Positionen. Höcke und seine Mitstreiter zielen insbesondere auf diejenigen, die sich von der Globalisierung bedroht fühlen, auch in Bezug auf die Auswirkungen der Migration auf den Arbeitsmarkt. Momentan schwelt der Konflikt unter der Decke. Spätestens mit der Erarbeitung und Verabschiedung eines neuen Grundsatzprogramms, die für 2027 geplant ist, wird er erneut ausbrechen.

      Sieht man sich Höckes Definition von Kapitalismus an, wird deutlich, dass er nicht das Wirtschaftssystem als solches angreift. Ihm geht es auch nicht um Ausbeutung und Entfremdung, für die linke Theoretiker den Kapitalismus verantwortlich machen. Höcke spricht zwar von Solidarität, meint damit aber nur die Solidarität innerhalb seines „Volks“, das er sich ethnisch als möglichst homogen vorstellt. Er betont, die Linken hätten den Sozialstaat „extremisiert“, man werde daran „Abstriche machen müssen“. Und er nimmt in seiner antikapitalistischen Rhetorik stets eine moralische Trennung zwischen „gutem“ und „schlechtem“ Kapital vor, zwischen der Produktions- und der Finanzsphäre. Diese unlogische Trennung wird zwar immer wieder auch in linken Kreisen vertreten, steht aber tatsächlich nicht in einer Marxschen Tradition, sondern in der des völkischen Antikapitalismus, der sich nicht grundsätzlich gegen die Eigentumsverhältnisse, sondern lediglich gegen das „Finanzkapital“ richtet. Diese Trennung ist anschlussfähig für Antisemitismus – und in Höckes Kapitalismusanalyse zentral. So erklärt er bereits im Juli 2014, dass der „internationale Finanzkapitalismus“ keine Zukunft habe, er aber für eine „organische Marktwirtschaft“ stehe. Dieser Begriff taucht auch in einem Text auf, der unter dem Pseudonym „Landolf Ladig“ in einer Zeitung des militanten Neonazis Thorsten Heise erschienen ist. In „Ladigs“ Text wird das Konzept der „organischen Marktwirtschaft“ dem „menschenverachtenden Globalkapitalismus“ entgegengestellt. Zur Erklärung des Modells nutzen „Ladig“ und Höcke dieselben ungewöhnlichen Begriffe, wie Andreas Kemper herausgefunden hat: Entelechie, Pertubation, Homöostase, Behaviorismus und Vernutzung. Der Name „Landolf Ladig“ als Autorenpseudonym wird uns noch öfters begegnen. Dabei ist anzunehmen, dass „Ladig“ und Höcke ein und dieselbe Person sind. Jedenfalls ist das Bundesamt für Verfassungsschutz laut einem Gutachten überzeugt, dass eine Identität zwischen „Ladig“ und Höcke „angesichts der plausibilisierten Faktendichte nahezu mit Gewissheit anzunehmen ist“. Auch der AfD-Bundesvorstand sah das im Jahr 2017 so. Höcke selbst hat diesen Zusammenhang bislang zwar dementiert, aber nie per eidesstattlicher Erklärung verneint. Angekündigte rechtliche Schritte hat er nie eingeleitet.

      Die Trennung zwischen gutem, „schaffenden“ Kapital – der einheimischen Realwirtschaft – und dem schlechten, „raffenden“ Kapital – dem globalen Finanzsektor und Börsenhandel – tauchte bereits Ende des 19. und Anfang des 20. Jahrhunderts im völkisch-nationalistischen Milieu auf. Ersteres galt als „ehrliche, deutsche Arbeit“, zweiteres als „jüdisch“, „parasitär“ und „zerstörerisch“. Vertreter der nationalistischen und antiliberalen „Konservativen Revolution“, auf die Höcke sich immer wieder bezieht, griffen diese Trennung auf. Die Nationalsozialisten machten sie zu einem wichtigen ideologischen Baustein. Höcke spricht nicht wörtlich von „schaffendem“ und „raffendem“ Kapital, trennt aber ebenfalls moralisch zwischen Real- und Finanzkapital. „Der Kasinokapitalismus ist nicht Marktwirtschaft“, schreibt er etwa im März 2016. Und er verwendet in diesem Zusammenhang andere Begriffe, die von den Nationalsozialisten geprägt worden waren. „Unser Geldsystem ist todkrank und der Finanzkapitalismus, der uns in seinen Klauen hält, ist völlig entartet“, sagt er im August 2019. „Wir stehen nicht an der Seite der Reichen und Gierigen, wir stehen an der Seite der Fleißigen und Sparsamen!“ Im September 2020 spricht Höcke von einem „Geldmachtkomplex“ und „globalen Eliten“, die „Gleichschaltung“ wollten, „ohne Kulturen und Nationen“. Es ist eine populistische Gegenüberstellung: einerseits die „Fleißigen und Sparsamen“, quasi die ehrlichen Arbeiter aus dem Volk, andererseits die „Reichen und Gierigen“, die pauschal dämonisiert werden. Höckes Trennung zwischen Marktwirtschaft und Kapitalismus wird auch in seinem Buch deutlich, wenn er dort über den US-Präsidenten Donald Trump schreibt, dass dieser „als Immobilienunternehmer viel bodenständiger und konservativer als die internationalen Finanzhaie“ sei, „die dem modernen Kasinokapitalismus verfallen sind“. Ein „ungebändigter Kapitalismus“ zerstöre „neben dem sozialen Zusammenhalt langfristig auch die Völker und Nationen“. Und wieder: Hier der ehrliche und patriotische Unternehmer, da die transnationale Elite, entmenschlicht als räuberische Wesen. Passend dazu behauptet Höcke im November 2017 in einer Rede in Leipzig, die „internationalen Eliten“ führten „gegen die Völker einen stummen, erbarmungslosen Krieg“. Die „Agenda des globalen Großkapitals“ sei es, „gewachsene solidaritätsstiftende Gemeinschaften zu zerstören“. Die nicht konkret benannte Gegenseite erscheint als sittenlos, verräterisch und unmoralisch. Das Volk als homogene Einheit, deren „Zerstörung“ beklagt wird, erinnert an NS-Propaganda – hier natürlich mit konkreter Benennung der vermeintlich Verantwortlichen. „Der Jude“ sei „ein Dämon der Völkerzersetzung, das Symbol der dauernden Zerstörung der Völker“, heißt es etwa in einer Rede von Adolf Hitler aus dem Mai 1923. Hierzu passt auch ein Interview, das Höcke im Mai 2019 dem Compact–Magazin gegeben hat. Darin spricht er mit Bezug auf den jüdisch-ungarischen Finanzinvestor von einem „völkerauflösenden und als pervers zu bezeichnenden Geist eines George Soros“. Im August 2019 bezeichnet Höcke die Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) als „Soros-Kundin“. Und im September 2021 spricht er in Königs-Wusterhausen von dem „Grundproblem“ der „Existenz einer kleinen, superreichen Klasse“. Dann behauptet Höcke: „Ein Großteil der Richter des Europäischen Gerichtshofes, auch das wissen die wenigsten, ist durch das Netzwerk von George Soros gegangen und dort sozialisiert worden. Angela Merkel, Annalena Baerbock sind im Young Leadership-Programm von wem? Klaus Schwab, der Speerspitze der Globalisten.“ Dies spreche dafür, „dass die Superreichen versuchen, informell die Herrschaft in dieser Welt an sich zu reißen“ sowie „letztlich die Volkssouveränität auszuhebeln“. 

      Bemerkenswert ist auch eine Rede von Höcke bei einer AfD-Kundgebung in Elsterwerda. In Bezug auf die Zugewinne globaler Konzerne während der Corona-Krise sagt er im März 2022: „Dem kleinen Mann wird genommen. Und den Superreichen wird gegeben.“ Dieser Politikansatz sei „volksschädlich und Volksschädigung muss endlich enden, liebe Freunde!“. Der Verfassungsschutz wirft Höcke diesbezüglich in einem geleakten Gutachten zur Hochstufung der AfD als „gesichert rechtsextremistisch“ vor, wiederholt und „ohne Scheu“ eine grammatikalische Abwandlung des nationalsozialistischen Rechtsterminus „Volksschädling“ zu verwenden. Dadurch zeige er „eine entsprechende Nähe und Zustimmung zu diesem Gedankengut auf“. Schon in der völkischen Bewegung vor dem Nationalsozialismus wurde der Kapitalismus als „volksschädigend“ begriffen. Der antisemitische Publizist Theodor Fritsch schrieb etwa im Jahr 1904, dass das „System der kapitalistischen Raubwirtschaft“ abgeschafft werden müsse, es bringe „die Völker sittlich wie physisch herunter“. Die Nationalsozialisten griffen dies auf – und sprachen gleichzeitig vom „wertschaffenden Unternehmer“, der „redliche Arbeit“ erzeuge. Hitler erklärte etwa, der „Erwerbsbetrieb und der Besitztrieb“ könnten „nicht beseitigt werden“. Daran anschließend bringt die NPD den Kapitalismus mit einer „vagabundierenden, grenzenlosen Profit- und Spekulationssucht“ sowie einer „Verachtung für Volk und Heimat“ in Verbindung – und fordert zugleich die „Sicherung von Privateigentum und Unternehmerinitiative auf marktwirtschaftlicher Grundlage“. Auch die Neue Rechte beschäftigt sich intensiv mit dem antikapitalistischen Flügel der NSDAP. 

      In diesem Zusammenhang verdient auch ein Text wiederum von „Landolf Ladig“ aus dem Mai 2011 Aufmerksamkeit. Wer den Kapitalismus kritisiere, sei nicht unbedingt gegen die Marktwirtschaft, heißt es darin. Wortgleich wie in dem Leserbrief von Björn Höcke, der 2008 in der Jungen Freiheit erschienen ist, heißt es in der Neonazi-Zeitschrift: „So ist denn die gegenwärtige Krise definitiv keine des herrschenden Wirtschaftssystems, sondern eine des korrespondierenden Geldsystems, des zinsbasierten Kapitalismus.“ Und: „Die Hochfinanz führt die wertschöpfende Realwirtschaft und die Politik am Nasenring durch die Manege.“ In der marxistischen Theorie stehen sich Arbeiter und Kapitalisten gegenüber, hier ist es die ehrliche deutsche Arbeiterklasse mit der deutschen Wirtschaft auf der einen Seite und die „Hochfinanz“ auf der anderen. Unterschiede zwischen Arbeitern und Unternehmern werden von völkischen Antikapitalisten nivelliert. Das passt dazu, was der Völkische Beobachter 1925 formulierte: „Deutscher Geist und arische Schöpferkraft einerseits und internationaler Finanzkapitalismus und jüdische Händler und Raffgier andererseits“. Und es passt zum Lob deutscher Arbeiter und deutscher Unternehmer durch Höcke. Der deutsche Facharbeiter „will schaffen, er sieht die Arbeit, und er denkt selber mit“, sagt er bei einer Rede am 1. Mai 2017 in Erfurt. Gleichzeitig lobt er die „verantwortungsbewussten deutschen Unternehmer“, etwa „Leute wie Trigema-Chef Wolfgang Grupp“. Über ihn sagt Höcke in der Rede: „Er lebt die persönliche Verantwortung des Unternehmers, er lebt Gemeinschaftssinn. Damit stellt er sich gegen die amerikanische Hire-and-Fire- und Make-Money-Mentalität. Dieser Unternehmer ist ein aufrechter Kämpfer gegen den Ausverkauf deutscher Ideen und Werte an die neoliberalen Wanderheuschrecken.“ Auch die Metapher der Heuschrecken verwendet Höcke mehrfach. Am 1. Mai 2018 spricht er in Eisenach von „internationalen Großinvestoren“, die als „Anteilseigner an den deutschen Industrieunternehmen“ an die Stelle von „deutschen Großbanken und deutschen Versicherungen“ getreten seien; „die wir als Heuschrecken bezeichnen und die nur kurzfristigen Gewinnerzielungsabsichten dienen“. Insbesondere die „New Yorker Investmentbanker witterten Milliardengewinne, wenn sie diese Deutschland-AG erstürmen könnten und das gelang ihnen“. Die Heuschrecken-Metapher zur Beschreibung internationaler Finanzinvestoren wurde insbesondere durch den damaligen SPD-Vorsitzenden Franz Müntefering im Jahr 2005 popularisiert und ist auch in der Antiglobalisierungsbewegung verbreitet. Die Bildsprache ist eindeutig: Ausländische Heuschrecken kommen, fressen alles kahl und ziehen weiter. Die „Heuschrecke“ steht also für ein bedrohliches Gegenprinzip zu vermeintlich organisch gewachsenen Traditionsunternehmen, die in dieser Sichtweise mit Gemeinschaft und Sozialverträglichkeit verbunden werden. Zumindest strukturell erinnert dies an die entmenschlichende und antisemitische Bildsprache der Nationalsozialisten. Darin wurden Juden als Abscheu und Angst auslösende Ungeziefer dargestellt, die Deutschland vernichten wollten – also ebenfalls als entmenschlichte, fremde Macht, die zerstörerisch und ausbeuterisch agiert. Müntefering war 2005 für die Metapher scharf kritisiert worden. Der Historiker Michael Wolffsohn sprach von „Wörtern aus dem Wörterbuch des Unmenschen, weil Menschen das Menschsein abgesprochen“ wird. Müntefering setze „60 Jahre danach“ Menschen mit Tieren gleich, die „als ‚Plage‘ vernichtet, ‚ausgerottet‘ werden müssen“.

      In Höckes Kapitalismusanalysen klingen immer wieder solche Verschwörungsmythen und antisemitische Codes an. Im Januar 2019 spricht er bei einem Treffen der ostdeutschen Flügel-Anhänger in Dresden von einem „internationalen Geldmachtkomplex mit seiner krakenartigen Machtstruktur“, der die europäischen Eliten „zu antinationalen Globalisten umgeformt“ habe. Das Bild der „Krake“ als kontrollierende Macht wurde in antisemitischen Karikaturen vor und während des Nationalsozialismus als entmenschlichendes Symbol für Juden verwendet, denen eine unsichtbare und manipulierende Übermacht unterstellt wurde. Hinsichtlich des Begriffs der „Globalisten“ spricht der Verfassungsschutz bezüglich der Verwendung unter Rechtsextremisten von einem „Synonym für eine im Geheimen global agierende (jüdische) Elite, welche angeblich die Geschicke der Welt steuern soll“. In anderen Reden wird Höcke noch deutlicher. Die neoliberalen Gedankenmodelle der „Globalisten“ seien „das perfekte ideologische Vehikel, mit dem eine kleine Geldmachtelite ihre Interessen auf Kosten aller Völker der Welt durchzusetzen trachtet“, sagt er im November 2017 in Leipzig. Es handle sich „lediglich um die Interessen einer winzigen Minderheit, letztlich der wenigen Hundert Letzteigentümer der miteinander verflochtenen internationalen Konzerne, die sich willfähriger Dienstklassen bedienen, zu denen neben den Funktionseliten in allen westlichen Ländern auch die korrumpierten politischen Klassen der westlichen Länder zählen“. Ein Patriot, der das erkannt habe, habe „seinen wahren politischen Gegner erkannt“. Die „politische Agenda der Globalisten“ sei „die Auflösung aller Dinge“. Höcke nutzt eine stark dichotome Rhetorik und verwendet damit ein klassisches Merkmal populistischer und verschwörungsideologischer Argumentationsweisen. Die neoliberale Ökonomie personalisiert er zu einem monolithischen, böswilligen „Projekt“ einer kleinen Elite, die die Welt lenke. Und er polarisiert zwischen „Patrioten“ und dem „wahren Gegner“ – einer fremden und ungreifbaren Macht, die angeblich „alle Völker“ unterdrückt. Der Antisemitismus nach Auschwitz äußert sich häufig in solchen verschlüsselten Codes. 

      Bei einem Bürgerdialog der Thüringer AfD in Gera ist es im Januar 2024 ein Zuschauer, der einen solchen Code verwendet. „Man liest immer mehr von einer Neuen Weltordnung, die von diesen Größenwahn-Herrschaften wie Schwab und Rothschild deklariert werden, um die Weltbevölkerung drastisch zu minimieren, um den Reichen mehr Platz zu geben“, sagt der Mann. „Es wurde schon mal eine Zahl genannt in einem Interview, die Weltbevölkerung soll nicht mehr als 500 Millionen Menschen darstellen.“ Der Bezug auf die jüdische Familie Rothschild ist ein klassischer Topos in antisemitischen Weltverschwörungsmythen. Höcke widerspricht der Verwendung nicht. „Ich höre so etwas auch immer mal wieder, dass es solche Überlegungen gibt“, sagt er. Er könne aber keine valide Quelle nennen. Höcke greift die Nennung des Gründers des Weltwirtschaftsforums auf und sagt: „Ich habe das Gefühl, dass internationale Strippenzieher wie ein Klaus Schwab – man könnte auch andere Namen nennen – ein Interesse daran haben, dass die Nationalstaaten immer schwächer werden.“ Den Namen Rothschild wiederholt er also nicht, gibt dem Zuschauer aber zu verstehen, dass es legitim sei, diesen Namen einzubringen.

      Die „Elite“ konstruiert Höcke zudem als wurzellos, auch das passt strukturell zu einem antisemitischen Ressentiment. Beim Kyffhäusertreffen des Flügels spricht Höcke im Juli 2019 mit Bezug auf den britischen Publizisten David Goodhart über die Dichotomie von „Somewheres“ und „Anywheres“. Erneut klingt eine Trennung zwischen schaffendem und raffendem Kapital an. Die „Somewheres“ seien die, „die ihren Wohnsitz nicht eben mal in eine Steueroase verlegen können“, sagt Höcke. „Das ist der Soldat, das ist der Polizist, der mit Überzeugung seinem Land dienen möchte. Das ist der mittelständische Unternehmer, der sein Unternehmen nicht einfach in ein Niedriglohnland auslagern kann oder nicht auslagern will, weil er eine Verantwortung seinen Mitarbeitern gegenüber spürt.“ Die „Somewheres“ seien „die Leistungsträger“ – und „all die Menschen mit einer geografischen Identität“. Die „Anywheres“ seien hingegen die „Feinde der Somewheres“. „Die globalen Eliten, die morgens ein Meeting in Tokio haben, dann nachmittags zum Golfspielen in Singapur eintreffen, um am nächsten Tag am Abend im Liegestuhl auf der Sonnenterrasse in Sankt Moritz ihren Latte macchiato zu trinken. Diese globale Elite hat keine geografische Identität.“ Solidarität könne allerdings nur dann entstehen, wenn man einen Menschen als „gleichgeartet identifiziert“. Diese Solidarität erzeuge Stärke – und Stärke ermögliche „Widerstand, der auch gegen willkürliche Eliten in Stellung gebracht werden“ könne. „Holen wir uns unser Land zurück!“

      Die von Höcke beklagte „Auflösung aller Dinge“ taucht auch in anderen Texten und Reden auf, etwa in seinem Buch. „Wir erleben die finale Auflösung aller Dinge“, schreibt er darin. Diese werde „gerade von den globalen Geldeliten“ vorangetrieben. „Mit der Auflösung der Staaten, der Völker, der Kulturen, ja sogar der Geschlechter, einfach aller Unterschiede und Gegensätze, spielt das Establishment der westlichen Welt Gott“, sagt Höcke im Mai 2018 in Dresden. Die Begrifflichkeit erinnert an nationalsozialistische Propaganda. Adolf Hitler sagte etwa in einer Rede im September 1934: „Das ganze Kunst- und Kulturgestotter von Kubisten, Futuristen, Dadaisten usw. ist weder rassisch begründet noch volklich erträglich – es ist höchstens als Ausdruck einer Weltanschauung zu werten, die von sich selbst zugibt, dass die Auflösung aller bestehenden Begriffe, aller Völker und Rassen, ihre Vermischung und Verpanschung, höchstes Ziel ihrer intellektuellen Urheber und ihrer Führergilde ist.“ Bemerkenswert in diesem Zusammenhang ist aber insbesondere, dass im Jahr 1988 ein Buch mit genau diesem Titel erschienen ist. Autor von „Die Auflösung aller Dinge – Zur geschichtlichen Lage des Judentums in den Metamorphosen der Moderne“ ist der Rechtsextremist Hans-Dietrich Sander, der 2003 den später verbotenen „Verein zur Rehabilitierung der wegen Bestreitens des Holocaust Verfolgten“ mitgegründet hat. Sander spricht in dem Buch etwa von einem „destruktiven Zusammenhang von Judentum und Moderne“. „Das Dritte Reich war ein Versuch, die Krisen der Moderne mit richtigen und falschen Mitteln aufzuheben“, schreibt er. „Der Triumph der Sieger war ein Triumph der alten Mächte des Liberalismus und des Sozialismus. Er löste keines der wesentlichen Probleme. Er verschärfte jedes.“ Björn Höcke schreibt in seinem 2018 erschienenen Buch, der Nationalsozialismus habe versucht, „mit brachialen Mitteln und Methoden die Krisen der Moderne in den Griff zu bekommen“, sei aber dramatisch gescheitert und habe Trümmerfelder hinterlassen, „auf denen sich der zersetzende Materialismus noch ungezügelter ausbreiten konnte“. Der Historiker Fabian Weber sieht in Sanders Werk ein „massiv antisemitisches Werk mit revisionistischer Stoßrichtung“. Weber fasst zusammen: „Juden und Deutsche erschienen als wesensfremde, einander abstoßende Kräfte.“ Und: „Obwohl er sich vom Antisemitismus alter und neuer Nationalsozialisten distanzierte, war Sanders Werk nichts anderes als ein pseudo-philosophisch bemäntelter Neuaufguss der alten ‚Judenfrage‘, der das Motiv der Notwehr gegen die ‚Verjudung‘ der Deutschen neu variierte.“

      Björn Höcke hat sich noch an anderer Stelle am Werk des Rechtsextremisten Hans-Dietrich Sander bedient. „Das von (Carl) Schmitt geforderte ‚Interventionsverbot raumfremder Mächte‘ zum Beispiel ist hochaktuell, müßte allerdings nach den schlechten Erfahrungen der Vergangenheit um das ‚Investitionsverbot raumfremden Kapitals‘ und das ‚Migrationsverbot raumfremder Bevölkerungen‘ ergänzt werden“, schreibt Höcke in seinem Buch. Beide Begriffe gibt er als eigene Leistung aus, ohne die Quelle zu nennen. Tatsächlich heißt es in Sanders 2016 erschienenem Buch „Der ghibellinische Kuß“: „Eine neue Großraumordnung wäre die einzige Rettung vor der Amerikanisierung, die sich sintflutartig über die Erde ausgebreitet hat. Der Hauptsatz aus dem Entwurf von Carl Schmitt – das ‚Interventionsverbot für raumfremde Mächte‘ – ist nach den Erfahrungen der letzten Jahrzehnte indessen zu ergänzen: durch das Investitionsverbot raumfremden Kapitals und durch das Immigrationsverbot raumfremder Stämme und Völkerschaften.“ Ein klassisches Plagiat. Die Anfrage zu meiner Recherche beantwortete Höcke nicht.

      In Sanders Buch, aus dem sich Höcke bedient hat, vertritt Sander etwa die Präventivkriegslegende. „Deutschland mußte seinen Feinden stets zuvorkommen und den Krieg in die feindlichen Länder tragen“, schreibt er. „Die deutsche Hegemonie in Europa entstand, militärstrategisch gesprochen, aus dem Zwang zum Präventivkrieg.“ Das läuft auf eine Leugnung der deutschen Kriegsschuld hinaus. In dem Kapitel, aus dem Höcke die beiden genannten Begriffe plagiiert hat, heißt es etwa: „Rassen sind keine Schreckgespenster, keine propagandistischen Erfindungen. Es hat nichts genutzt, sondern ausschließlich geschadet, den Rassebegriff nach der Zerschlagung des Dritten Reiches – das ganz und gar nicht klug mit ihm umgegangen war – aus dem geistigen Verkehr zu ziehen.“ Und: „Die Einwanderer sind mehrheitlich, ob sie nun schon einen deutschen Paß haben oder noch nicht, konsequent in ihre Heimatländer zurückzuschicken.“ „Der ghibellinische Kuß“ wurde im Arnshaugk-Verlag von Heiko Luge herausgegeben. Zwischen der Thüringer AfD und Luge besteht eine Verbindung. Der Landesverband hatte Anfang 2019 eine mittlerweile aufgelöste parteinahe Carl-Joseph-Meyer-Stiftung gegründet. Mitglied des Stiftungsvorstands war Heiko Luge, damals Mitarbeiter des Bundestagsabgeordneten und Höcke-Vertrauten Jürgen Pohl. Aus dem Verfassungsschutzbericht für das Jahr 2001 geht hervor, dass „der ehemalige Skinhead Heiko Luge“ damals „Schulungsleiter“ der Neonazi-Vereinigung Deutsches Kolleg war. Die Organisation wurde vom damaligen NPD-Mitglied Horst Mahler geleitet. In einer Erklärung des Deutschen Kollegs von Oktober 2000 heißt es, die Organisation fordere „das Verbot der jüdischen Gemeinden“. Der „Judaismus“ sei „eine tödliche Gefahr für die Völker“. Einen Tag nach den islamistischen Terroranschlägen vom 11. September 2001 erklärte die Gruppierung, die Angriffe markierten „das Ende des weltlichen Jahwe-Kultes, des Mammonismus“.

      Stille Botschaften

      Als Björn Höcke in seinem Buch sagt, die „Grenze des Sagbaren“ müsse „immer wieder mit kleinen Vorstößen erweitert werden“, fragt ihn sein Gesprächspartner Sebastian Hennig, ob er damit manche Parteikollegen und auch AfD-Wähler nicht überfordere. „Ich sehe selbstkritisch, daß man mit allzu provokanten Äußerungen die üblichen Abwehrreflexe auslöst“, antwortet Höcke. Wahrscheinlich wäre es besser, diese Reflexe „zu unterlaufen“, etwa mit einer „subversiveren Vorgehensweise“ sowie einer „intelligenten Konfrontationsstrategie“. „Eine allgemeine Mäßigung und Verfeinerung im Ton ist dabei sinnvoll“, sagt er. „Die verbale Abrüstung sollte mit einer inhaltlichen Aufrüstung einhergehen.“

      Rechtsextreme Ideologie tritt heute häufig nicht in gänzlich offener, plakativer Form auf, sondern bedient sich subtilerer Ausdrucksweisen, um anschlussfähig zu bleiben und öffentliche Kritik zu vermeiden. Eine zentrale Technik dabei ist das sogenannte Dogwhistling. Der Begriff – zu Deutsch etwa „Hundepfeifen-Kommunikation“ – bezeichnet Äußerungen, die für die breite Öffentlichkeit harmlos oder mehrdeutig erscheinen, für eine bestimmte Zielgruppe jedoch eine eindeutige, ideologisch aufgeladene Bedeutung haben. Diese „codierte Sprache“ erlaubt es Politikern, rechtsextreme Botschaften zu senden, ohne sie explizit auszusprechen. Die eigentliche Aussage bleibt für Außenstehende oft unsichtbar, wird aber von Eingeweihten aus dem eigenen politischen Lager klar verstanden. Im Folgenden werden elf Beispiele vorgestellt, wie Björn Höcke diese Strategie immer wieder einsetzt. Seinen Anhängern gibt er wiederholt Hinweise auf seine rechtsextreme Gesinnung, die von der breiten Öffentlichkeit weitgehend unbemerkt bleiben. Drei davon hatte ich bereits in der Welt aufgegriffen, über die anderen wurde bislang nicht berichtet. 

      Beispiel Nummer eins: Im Februar 2025 teilte Höcke auf Facebook einen Artikel des rechtsextremen Blogs PI-News. „Der in den letzten Jahren rasch steigende Goldpreis deutet darauf hin, daß die Zentralbanken nach einer langen Zeit der Zurückhaltung wieder in Größenordnungen Gold kaufen, ja horten“, heißt es in Höckes Posting. „Die dahinterstehenden politischen Akteure bereiten sich offenkundig auf eine weiter eskalierende globale Lage oder sogar den Zusammenbruch des Weltwährungssystems vor“, raunt er. Als Einführung in die Thematik „Gold, Geld und Machtpolitik“ empfiehlt Höcke seinen Lesern einen Text von Eberhard Hamer. Höcke nennt den PI-Kolumnisten Hamer in seinem Posting den „großen Kämpfer für den Mittelstand“. In Hamers Text ist von der „US-Weltherrschaft“ sowie der „US-Hochfinanz und ihren Vasall-Zentralbanken (auch EZB)“ die Rede. Die „Dollarherrschaft“ sei in über 100 Staaten „durch US-Militärstützpunkte gesichert“ worden. Die angebliche Macht der „Hochfinanz“ ist ein häufig antisemitisch konnotierter Code. Im Hannoverschen Wirtschaftsjournal hieß es im Jahr 2008, Hamer sehe die Familien Rockefeller und Rothschild als die Schuldigen der damaligen weltweiten Finanzkrise an. Der Text berichtet über „braune Parolen“ von Hamer. Demnach spricht er von „sinnentleerten Demokratien“. „Auch die USA sind schon lange keine Demokratie mehr, sondern werden von den beiden Hochfinanzgruppen finanziert, beherrscht, dirigiert und politisch manipuliert“, wird Hamer in dem Text zitiert. Hamer ist Gründungsmitglied der rechtsnationalen Vereinigung „Stimme der Mehrheit“. Laut einem 2018 im Spiegel erschienenen Text von Melanie Amann nahm Höcke mehrmals an Treffen des Vereins teil.

      Beispiel Nummer zwei: Im April 2020 postete Höcke auf Instagram ein Selfie vor der Friedland-Gedächtnisstätte in Niedersachsen. „Auf der Autobahn fahren täglich Tausende daran vorbei. Aber wie viele wissen noch, woran es erinnern soll?“, schrieb er dazu. Es handelt sich um ein Denkmal für deutsche Heimatvertriebene sowie deutsche Kriegsgefangene des Zweiten Weltkriegs, die nach der Entlassung als Heimkehrer nach Deutschland zurückkamen. Das Denkmal wurde im Jahr 1957 von Bundeskanzler Konrad Adenauer (CDU) initiiert und 1967 errichtet. Bauherr war der Verband der Heimkehrer, Kriegsgefangenen und Vermisstenangehörigen Deutschlands unter dem Präsidenten Werner Kießling. Kießling war in der Zeit des Nationalsozialismus aktiv in der NSDAP sowie hochrangiger Funktionär der Reichsjugendführung. Auch der Bund der Vertriebenen sowie die evangelische und katholische Kirche waren an der Entstehung beteiligt. „Eine mögliche Beteiligung von jüdischen Organisationen oder Verbänden ausländischer Opfer der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft war kein Thema“, schreibt die Erinnerungsforscherin Birgit Schwelling. 

      Das von Höcke präsentierte Mahnmal besteht aus vier 28 Meter hohen, stelenartigen Betonsegmenten und widmet sich den deutschen Opfern des Zweiten Weltkriegs. Auf den Inschriften heißt es etwa in Großbuchstaben: „Vertrieben wurden nach 1945 aus der Heimat ostwärts der Oder/Neiße und des Böhmerwaldes, aus Osteuropa und aus Südosteuropa 15.000.000 Deutsche“, „In Kriegsgefangenschaft gerieten 10.500.000 deutsche Soldaten“ und: „Völker entsaget dem Hass – versöhnt euch, dienet dem Frieden – baut Brücken zueinander!“ In einer Inschrift wird auch an Opfer anderer Nationen erinnert: „50 Millionen Menschen ließen auf allen Kontinenten und Meeren ihr Leben: gefallen, getötet, umgekommen“. Das Mahnmal findet sich auch auf dem Wappen der Gemeinde Friedland wieder. Verbindendes Element der Inschriften sei „ein unkonkretes Sprechen, das Fragen von Ursachen, Schuld und Verantwortung vermeidet“, schreibt Schwelling. Einen Vorschlag aus dem Bundesministerium für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte, auch die Opfer der Konzentrations- und Vernichtungslager zu erwähnen, lehnte der Heimkehrerverband ab. Verbandspräsident Kießling informierte die Mitglieder, die Inschriften seien „von jeder Selbstanklage freigehalten“ worden. Dies demonstriere das „Problem eines Verbandes und seiner Mitglieder, sich nach der Erfahrung der Kriegsgefangenschaft nicht ausschließlich und vor allem nicht als alleinige Opfer zu definieren, sondern darüber hinaus als ehemalige Soldaten der Wehrmacht deren Beteiligung an der Vernichtungspolitik des nationalsozialistischen Regimes kritisch zu reflektieren“, schreibt Schwelling weiter. Laut dem Museum Friedland war das Wahrzeichen der Gemeinde bereits in seiner Entstehungszeit umstritten. Demnach haben bereits kurz nach der Einweihung im Oktober 1967 „Graffitis an den Betonflügeln des Monuments klare Kritik an der Auslassung von Holocaust-Opfern signalisiert“. „Zwischen den Jahren 1967 und 1968 wurden die Texte durchgestrichen und die Namen Dachau und Lidice unter die Tafeln geschrieben“, sagt mir ein Sprecher des Museums. 

      Im Jahr 2022 regte sich erneut Kritik an der inhaltlichen Ausrichtung des Denkmals. „Die Inschriften auf der Gedenkstätte verschweigen den Ursprung und die Verantwortung für die Verbrechen des Zweiten Weltkriegs und benennen die eigentlichen Opfer des Nationalsozialismus nicht“, hieß es damals von dem Bündnis „Friedberg ist bunt“. Damit sei die Gedenkstätte „durchaus anschlussfähig für rechtsextreme Ideologien“. Der Leiter der KZ-Gedenkstätte Moringen, Dietmar Sedlaczek, sagte, das Denkmal sei in einer Zeit errichtet worden, „als sich die Mehrheit der Deutschen für vieles interessiert hat, aber nicht für eine Auseinandersetzung mit den Verbrechen des Nationalsozialismus. Die Opfer des Holocaust sucht man hier vergeblich“. Sedlaczek forderte, dass das Heimkehrer-Denkmal „endlich eine öffentlich sichtbare Kontextualisierung“ erfährt. Die Kritik war erfolgreich. Im April 2024 kündigte das Museum Friedland an, eine „nachhaltige Umdeutung und demokratische Neugestaltung des Erinnerungsortes“ realisieren zu wollen. Ziel ist eine „dauerhafte Kontextualisierung“. Im Jahr 2026 sollen die gemeinsam entwickelten Ideen baulich realisiert werden. 

      Beispiel Nummer drei: Im August 2023 postete Höcke ein Foto von sich in Fahrradbekleidung auf Instagram. „Heute bin ich mit meinem ‚Kleinen‘ zum Meißner hochgefahren“, schreibt er dazu. „Wir haben den Gedenkstein der Freideutschen Jugend besucht. Ihr Bekenntnis von 1913 ist ein zeitloser Kompaß. Es lautet: ‚Die Freideutsche Jugend will aus eigener Bestimmung, vor eigener Verantwortung, mit innerer Wahrhaftigkeit ihr Leben gestalten.‘“ Die sogenannte Meißnerformel, die Höcke seinen Followern präsentiert, wurde von drei Medizinstudenten und Protagonisten der Jugendbewegung verfasst, den Freischärlern Knut Ahlborn, Gustav Franke und Erwin von Hattenberg. Ausgangspunkt der Freideutschen Jugend war das sogenannte Meißnertreffen, das im Oktober 1913 anlässlich des 100. Jahrestags der Völkerschlacht bei Leipzig stattfand. Bei dem Treffen, an das der von Höcke besuchte Gedenkstein erinnert, war Ahlborn für die Gesamtleitung verantwortlich. Es war als Alternativfest zu nationalistischen Jubelfeiern anlässlich des Jahrestags der Völkerschlacht gegen Napoleon geplant – und keine dezidiert antisemitische Veranstaltung. Doch auch diese Veranstaltung blieb „nicht frei von nationalistischem, völkischem und antisemitischem Pathos, das Gemeinschaftserlebnis und Volksfiktion im Begriff des wahren Patriotismus zu verknüpfen suchte“, wie der Jugendforscher Peter Dudek in einem 2014 erschienenen Text schreibt. Beispielsweise der Österreichische Wandervogel präsentierte sich dort demnach deutschnational und antisemitisch. In einer Selbstdarstellung des Bundes heißt es: „Die Deutschen in Österreich stehen auf Vorwacht gegen fremde Nationen und Rassen. Darum haben wir kundgetan, daß wir weder Slawen, noch Welsche, noch Juden in unseren Reihen sehen wollen, weil wir, umbrandet von Fremden und durchsetzt von Mischlingen, unsere rassische Reinheit bewahren müssen.“ Laut Dudek war die sogenannte „Judenfrage“ auf dem Freideutschen Jugendtag ein „mehr oder weniger unterschwelliges Thema“. Allerdings gehörten auch jüdische und sozialistische Organisationen zur Jugendbewegung. Andere wichtige bündische Gruppen gehörten zur Strömung der „Konservativen Revolution“, auf die sich Höcke immer wieder bezieht. 

      Ahlborn organisierte ab dem Jahr 1919 auf Sylt eine „freideutsche“ Bildungsstätte zur „Erholung nach der schweren Kriegszeit“. Nach der Machtübernahme der Nationalsozialisten kam es zu einem Abkommen mit dem von Werner Georg Haverbeck gegründeten Reichsbund Volkstum und Heimat. Laut einer Recherche des Historikers Jörg Wollenberg übernahm der Nationalsozialist Haverbeck die politische Führung des Lagers. Ahlborn trat in die NSDAP und die SA ein und kam in die Leitung des Reichsbundes. Juden verbot er den Besuch des Lagers. In einer Ankündigung von Ahlborn aus dem Jahr 1935 heißt es: „Aufnahme finden alle, die am deutschen Aufbau auf völkischer Grundlage in nationalsozialistischer Gesinnung mitarbeiten wollen und im Rahmen dieser richtungsgebenden Aufgabe ihr Leben im Dienst der deutschen Volksgemeinschaft vor eigener Verantwortung in innerer Wahrhaftigkeit gestalten.“ Auch hier findet sich demnach teilweise die von Höcke zitierte Meißnerformel wieder. Im Zweiten Weltkrieg wurde Ahlborn Truppenarzt und war unter anderem im Warschauer Ghetto tätig. „Hier wurde er mit der Ausbreitung der Fleckfieberepidemie und dem Massenmord an Juden konfrontiert, ohne dass er darüber jemals informierte oder gar Rechenschaft ablegen musste“, schreibt der Historiker Wollenberg.

      Beispiel Nummer vier: Im August 2025 äußerte sich Höcke erneut zur Jugendbewegung – und verbreitete dabei den Satz „Jugend muß durch Jugend geführt werden“, eine zentrale Parole der Hitlerjugend (HJ). In einem im Jahr 1936 erschienenen Text der Nationalsozialistischen Parteikorrespondenz, einem Pressedienst der NSDAP, wird der Satz als „Kernsatz im Erziehungsprogramm der nationalsozialistischen Jugendbewegung“ bezeichnet. In einer ein Jahr zuvor erschienenen „Ausbildungsvorschrift für die Ertüchtigung der deutschen Jugend“ der Reichsjugendführung ist zu lesen: „Der Grundsatz des Führers: ‚Jugend muß durch Jugend geführt werden!‘, hat seine unumstößliche Richtigkeit unter Beweis gestellt!“ Die HJ hatte die Parole aus der vor dem Nationalsozialismus entstandenen Jugendbewegung übernommen. Dort war sie insbesondere in der mehrheitlich völkisch-nationalistischen Bündischen Jugend präsent, die nach dem Ersten Weltkrieg und in der Weimarer Republik aktiv war. In Höckes Posting heißt es: „In der Bündischen Jugend galt der Leitspruch ‚Jugend muß durch Jugend geführt werden‘. Es war ein sehr erfolgreiches Konzept, das starke Persönlichkeiten hervorbrachte und in den Gruppen zu einer ungeheuren kreativen Entfaltung führte.“ Über den momentan aufgelösten und demnächst neu zu gründenden Jugendverband der AfD, die Junge Alternative (JA), schreibt Höcke: „Die JA könnte wie ein Phönix aus der Asche auferstehen: Professioneller, aber eben nicht ferngesteuert. Die neuen Regeln sollten sie nicht übermäßig einschränken. Wir müssen sie einfach mal machen lassen!“ Höcke verschweigt seinen Lesern, dass die Hitlerjugend die Parole von der Jugendbewegung übernahm und zu ihrem Leitsatz machte. Er schreibt lediglich: „Die Konrad-Adenauer-Stiftung (KAS) führt den katholischen ‚Bund Neudeutschland‘ als Schöpfer dieses Leitspruchs an. Das Prinzip galt allerdings in allen Bünden der Bündischen Jugend – bis heute.“ Im von Höcke verlinkten Text der CDU-nahen Stiftung ist von „Berührungspunkten“ zwischen Bündischer Jugend und HJ die Rede, etwa von der „Hoffnung auf einen charismatischen ‚Führer‘“. Die HJ habe an jugendkulturelle Errungenschaften der Jugendbewegung angeknüpft und den Grundsatz „Jugend muss durch Jugend geführt werden“ übernommen, so die Autoren der KAS. Neben Adolf Hitler persönlich gab auch der Reichsjugendführer Baldur von Schirach das Propaganda-Motto immer wieder vor. „Nach diesem Satz des Führers ist die Hitler-Jugend aufgebaut und groß geworden“, steht etwa in einem 1938 erschienenen Buch des Zentralverlags der NSDAP. Nach meiner Anfrage löschte Höcke das Posting, Fragen dazu ignorierte er.

      Beispiel Nummer fünf: Im August 2021 postete Höcke auf Instagram Fotos von sich in Wanderschuhen und kurzer Hose. „Heute bin ich mit meiner Familie auf ‚überwachsenen Pfaden‘ gewandert“, schrieb er dazu. Dazu postete er unter anderem die Hashtags #heimat, #widerstand und #ökologie. Auf dem dritten Slide des Postings ist Höcke in der Rhön direkt neben einem Denkmal zu sehen. „Die Wasserkuppe, der Berg der Flieger, ist natürlich ein Muß!“, weist er seine Anhänger darauf hin. Es handelt sich um ein 1923 errichtetes Fliegerdenkmal, das eine Adlerskulptur enthält und die deutschen Kampfpiloten erinnert, die im Ersten Weltkrieg gefallen sind. Die Inschrift lautet in Großbuchstaben: „Wir toten Flieger blieben Sieger durch uns allein – Volk flieg du wieder und du wirst Sieger durch dich allein.“

      Das Denkmal war 1923 mit einem großen Festakt eingeweiht worden. Den Ort für das Denkmal hatte der Luftfahrtpionier und sogenannte Rhönvater Carl Oskar Ursinus bestimmt. In Ursinus’ Zeitschrift Flugsport erschienen zwischen 1939 und 1944 zahlreiche Wehrmachtsberichte aus dem Führerhauptquartier sowie über die Luftwaffe. Die Wasserkuppe wurde zu dieser Zeit Kulisse nationalsozialistischer Instrumentalisierung flugbegeisterter Jugendlicher. Errichtet worden war das Denkmal vom Ring der Flieger. Der Vorsitzende des Vereins, Generalleutnant Walter von Eberhardt, sagte bei der Einweihungsrede: „Eigene deutsche Kraft wird es sein, die alle Fesseln, die Schmach und Schande, die Not und Elend uns angelegt haben, wieder sprengen wird. Nach Westen blickt der Adler. Er weist uns den Weg, den wir gehen müssen.“ Die Hessische Landeszentrale für politische Bildung interpretiert das Zitat im Jahr 2023 als „militärische Drohung gen Westen“ sowie als „Beleg für Militarismus und Revisionismus als identitätsstiftende Motive der Segelflugbewegung auf der Wasserkuppe“. Auf einer Website des Denkmals, die von der Gesellschaft zur Förderung des Segelfluges auf der Wasserkuppe betrieben wird, heißt es mittlerweile: „Skulptur wie Inschrift des Denkmals spiegeln den revisionistischen Zeitgeist der 1920er-Jahre. Die Inschrift glorifiziert den Kriegstod der Flieger und fordert das deutsche Volk zur Nichtakzeptanz der Niederlage des Ersten Weltkriegs auf.“ In einer Publikation der Hessischen Landeszentrale heißt es, das Denkmal sei heute ein Markenzeichen der gesamten Rhön. Die Inschrift des Denkmals – neben der Höcke sich präsentiert – sei auf ein nationalistisches Klima zurückzuführen, in dem sich „einige der durch den als ‚Schanddiktat‘ verstandenen Versailler Vertrag zum Segelflug ‚gezwungenen‘ ehemaligen Weltkriegspiloten als Kämpfer für die nationale Freiheit und für die Stellung Deutschlands in der Welt definierten“. 

      Beispiel Nummer sechs: Im Oktober 2024 postete Höcke auf seinem Telegram-Kanal einen Artikel des neurechten Publizisten Klaus Kunze. „Wer die Bundesrepublik Deutschland im Brustton der Überzeugung als Demokratie (Volksherrschaft) bezeichnet, lebt entweder von ihr oder ist nicht im Vollbesitz seiner geistigen Kräfte“, schreibt Höcke dazu. „Klaus Kunze stellt zu Recht die Frage, wer und in welchem Interesse Deutschland regiert wird.“ Gleich zu Beginn präsentiert der Artikel eine Karikatur eines nationalsozialistischen Cartoonisten, die 1944 in einer Zeitung der SS erschienen ist. Ein Hinweis auf die NS-Herkunft fehlt. Die Karikatur zeigt Amerika als monströse Gestalt: Zu sehen sind Flügel mit dem Abzeichen der US-Luftstreitkräfte, eine Ku-Klux-Klan-Kapuze und eine Freimaurerschürze mit einem Davidstern. Um die eine Hand trägt die Kreatur einen Strick, in der anderen Hand einen Geldsack, an den sich ein Mann mit Nadelstreifenhose und einer übergroßen und stark nach unten gebogenen Nase klammert. In der antisemitischen Bildsprache stellt eine solche Hakennase wohl das bekannteste Symbol des vermeintlich Jüdischen dar. Zudem zeigt die Karikatur stereotyp und entwürdigend gezeichnete Schwarze und einen Schriftzug, in dem der afroamerikanische Swingtanz Jitterbug ironisch als „Triumph der Zivilisation“ verunglimpft wird. Das Paar ist nackt und in einen Vogelkäfig gesperrt und soll Afroamerikaner damit als animalisch, degeneriert, hypersexuell, primitiv und im Widerspruch zur „arischen Herrenrasse“ präsentieren. Die riesige Kreatur besteht aus Körperteilen, die Facetten der amerikanischen Kultur darstellen sollen, die den Idealen des Nationalsozialismus zuwiderlaufen. Das Propaganda-Plakat kritisiert vermeintliche Übel Amerikas: als dekadent und unmoralisch behauptete Schönheitswettbewerbe, eine unterstellte sexuelle Laxheit von Frauen, Gangstertum, Waffengewalt, Kriegseifer, Kapitalismus und Materialismus – und, wie es in der zutiefst rassistischen Sprache der Nationalsozialisten hieß, „entartete Musik“ sowie eine „Verniggerung der abendländischen Kulturwerte“. Ein Bein des Monsters besteht aus einer Bombe. Unter der Bombe ist das Holstentor in Lübeck zu sehen. Der Vorwurf: Amerika zerstöre die europäische Kultur. Die Zeichnung bedient damit zahlreiche antiamerikanische und antisemitische Motive. Erschienen ist die Karikatur im Jahr 1944 in der niederländischen SS-Zeitung Storm SS. Die Zeitung erschien zwischen April 1941 und Mai 1945 und war das Wochenblatt der Germanischen SS in den Niederlanden. Dabei handelt es sich um eine ausländische Einheit der Schutzstaffel (SS), dem wichtigsten Instrument der nationalsozialistischen Terrorherrschaft. Gezeichnet hat die Karikatur der Cartoonist Harald Damsleth. Damsleth war Mitglied der nationalsozialistischen norwegischen Partei Nasjonal Samling, die während des Zweiten Weltkriegs mit den deutschen Besatzern Norwegens kollaborierte. Seine Zeichnungen sollten die SS-Verbände zum Weiterkämpfen motivieren und in der Zivilbevölkerung Angst vor amerikanischen und sowjetischen Soldaten befeuern. 

      Das Forschungsprojekt „Geschichte statt Mythen“ der Friedrich-Schiller-Universität Jena erkennt in dem von Höcke verbreiteten und als „lesenswert“ gelobten Artikel „antisemitische Codes, offenen Antiamerikanismus, geschichtsrevisionistische Verdrehungen und direkte Bezüge auf faschistische Denker“. Kunze schreibt in dem Text etwa von einem „global agierenden reinen Finanzkapitalismus“. Folge man der Spur des Geldes, finde man „die großen Mitspieler im Hintergrund: häufig in Übersee wohnende Finanzoligarchen, die durch ihre NGOs und vielerlei Stiftungen von außen in innerstaatliche Willensbildungsprozesse eingreifen“. Die reichsten Leute könnten „mit ihrer Geldmacht die internen Spielregeln einzelner Staaten unterwandern und diese nach ihren Bedürfnissen subtil lenken“, heißt es in dem Artikel weiter. „Wer in Deutschland wirklich regiert, wird sich finden. Es sind jedenfalls Angehörige der Funktionseliten, die ihr finanzielles Auskommen und damit wieder ihre Geldmacht darin finden, ‚ihre Demokratie‘ um jeden Preis aufrechtzuerhalten.“ Die „Plutokratie“ zerstöre „das nationale Selbstbewußtsein unseres Volkes“. Für eine damalige Berichterstattung in der Welt habe ich Höcke mehrfach angefragt, wie er die Karikatur bewertet und ob ihm der Hintergrund der Zeichnung bekannt war. Der AfD-Landeschef ließ die Anfragen unbeantwortet. Kurz nach der Veröffentlichung meines Artikels traf ich ihn auf dem Thüringer AfD-Parteitag in Arnstadt. Bei der Begrüßung sagte Höcke zu mir: „Sie haben doch neulich diesen schrecklichen Artikel über mich geschrieben.“ Dann erklärte er mir, er habe die Karikatur beim Lesen des Artikels auf seinem Tablet gar nicht gesehen. Seine Augen ließen nach und seine Lesebrille besitze nicht mehr die richtige Sehstärke. Alles nur ein Versehen? „Das ist typisch Höcke: provozieren, dann relativieren“, kommentiert der Journalist Martin Debes, der während des Gesprächs neben mir stand, anschließend im Stern.

      Beispiel Nummer sieben: Im Juli 2024 veröffentlichte die Thüringer AfD ihr Wahlprogramm für die anstehende Landtagswahl. Den politischen Forderungen vorangestellt waren 21 Zeilen, der Text des Volkslieds „Rauscht ihr noch, ihr alten Wälder“ des Lyrikers Franz Langheinrich aus dem Jahr 1912. Langheinrich wurde auf der ersten Seite des AfD-Programms namentlich erwähnt. Was jedoch unerwähnt blieb: Bei Langheinrich handelte es sich um einen glühenden Nationalsozialisten. So war der 1945 verstorbene Langheinrich Teil der völkischen und nationalistischen Deutschen Kunstgesellschaft, die 1920 mit dem Ziel gegründet worden war, für eine „rein deutsche“ sowie gegen eine „Verrottung der Kunst“ einzutreten. Die Organisation ordnete Kunst mit biologistischen Zuschreibungen als „rasserein“ oder „artfremd“ ein. Langheinrich hielt für die Deutsche Kunstgesellschaft unter anderem im Januar 1935 eine Rede zum Thema „Bolschewismus in der Politik und in der Kunst“. In der von der Kunstgesellschaft herausgegebenen Zeitschrift Das Bild hieß es im gleichen Monat: „Mit dieser Kampfansage schloß sich Franz Langheinrich aufs engste an die Kulturrede Alfred Rosenbergs vom 19. im Julmond (Dezember) 1934 im Sportpalast zu Berlin an, wo der vom Führer ernannte Wächter der gesamten geistigen und weltanschaulichen Erziehung der Bewegung zum Kampf gegen jede Verfälschung der nationalsozialistischen Kulturabsichten aufgerufen hatte.“ Mindestens zwischen 1934 und 1936 veröffentlichte Langheinrich Texte in der NSDAP-Parteizeitung Völkischer Beobachter. Ab Juli 1935 war er für den Münchner Teil der von offenem Antisemitismus geprägten Zeitschrift Das Bild zuständig. In der damals unter NS-Einfluss stehenden Zeitschrift Das Bayerland bezog sich Langheinrich im Jahr 1937 positiv auf „Mein Kampf“ und auf eine Rede von Adolf Hitler. In einem weiteren Text aus diesem Jahr lobte Langheinrich die nationalsozialistische Propagandaausstellung „Entartete Kunst“ und zitierte ebenfalls Hitler. Im erstgenannten Text ist die Rede von „fremdblütigem Kunsthändlertum“ und dem „unseligen Geist, der die verheerende Seuche des Kunstbolschewismus über Deutschlands Grenzen hereinschleppte“. Über Hitler schreibt Langheinrich: „Von München aus trat seine weltbewegende Idee des Nationalsozialismus ihren befreienden Siegeszug an.“ Hitler habe „die Seuchennester des Kunstbolschewismus ausgeräuchert und die gründliche Reinigung der deutschen Kunstsammlungen und Kunstschulen mit unerbittlich festem Zugriff begonnen“. Im zweiten Text schreibt der Autor von einem „verkommenen Untermenschentum unter semitischer Führung“ sowie von „fremdrassigen Schunderzeugnissen“. Als ich in der Welt darüber berichte, sagt mir Torben Braga, Sprecher der AfD Thüringen, es gehöre zu den Errungenschaften der modernen Gesellschaft, dass es nicht darauf ankomme, „wer etwas tut oder sagt, sondern was gesagt – hier: was gesungen – wird“. 

      Beispiel Nummer acht: Im Dezember 2024 postete Höcke eine Grafik auf seinem Telegram-Kanal. Zu sehen ist eine Hand, die mithilfe von Fäden eine Marionette steuert: eine Holzfigur, die auf den Knien sitzt, sich nach vorne verbeugt und die Hände vor den Kopf auf den Boden wirft. „Mitteldeutscher Rundfunk: Kramers willige Vollstrecker?“, steht auf der Grafik. Gemeint ist der Thüringer Verfassungsschutzchef Stephan Kramer. Der MDR müsse kritisch aufarbeiten, „wie eng der mit Zwangsbeiträgen finanzierte Sender mit dem Geheimdienst zusammenarbeitet“, schreibt Höcke dazu. Der Begriff der „willigen Vollstrecker“ wurde durch den amerikanischen Soziologen und Politikwissenschaftler Daniel Goldhagen und das Buch „Hitlers willige Vollstrecker“ geprägt und ist damit eng verbunden. Goldhagens Buch mit dem Untertitel „Gewöhnliche Deutsche und der Holocaust“ löste im Jahr 1996 eine kontroverse Debatte auf. Die These: Die Deutschen ermordeten die Juden nicht aus Zwang, sondern freiwillig und angetrieben von Antisemitismus. Höcke bezeichnet Kramer und ebenfalls den Präsidenten des Bundesamts für Verfassungsschutz, Thomas Haldenwang, auch in weiteren Postings im August 2023 und Dezember 2024 als „willige Vollstrecker“ – eine geschichtsrevisionistische Schuldumkehr. Bemerkenswert ist zudem die Darstellung von Kramer als Puppenspieler und Strippenzieher, die Höcke seinen Anhängern präsentiert. Kramer ist Jude. Die Vorstellung von Juden, die als heimliche Strippenzieher im Hintergrund die Welt lenken und in ihrem Interesse steuern sowie die Politik und Weltwirtschaft kontrollieren, ist ein gängiger antisemitischer Mythos. Diese Idee gewann besonders zu Beginn des 20. Jahrhunderts durch die Veröffentlichung der erfundenen „Protokolle der Weisen von Zion“ an Verbreitung, die eine geheime Elite beschreiben, die das Weltgeschehen lenken soll. Solche Erzählungen knüpfen an tief verwurzelte antisemitische Ressentiments an und wurden von den Nationalsozialisten gezielt für propagandistische Zwecke aufgegriffen.

      In diesem Zusammenhang fällt auch Höckes vielfache Verwendung des Begriffs „Zivilisationsbruch“ auf. Der deutsch-israelische Historiker Dan Diner prägte den Begriff für die Vernichtungspolitik der Nationalsozialisten. Höcke verwendet ihn gänzlich anders. Etwa im Juli 2016 sagte er im Thüringer Landtag, der „asylpolitische Amoklauf des verbrauchten Altparteienkartells“ müsse „gestoppt werden, um einen Zivilisations- und Kulturbruch historischen Ausmaßes zu verhindern“. Als ein abgelehnter afghanischer Asylbewerber im Januar 2025 in Aschaffenburg zwei Menschen mit einem Messer tötete, sprach Höcke ebenfalls von einem drohenden „historischen Zivilisationsbruch“, sollte die Zuwanderungspolitik nicht geändert werden. Nach der Freilassung des WikiLeaks-Gründers Julian Assange im Juli 2024, der Hinweise auf mutmaßliche Kriegsverbrechen des US-Militärs in Afghanistan und im Irak veröffentlichte, sagte Höcke: „Dieser Mann hat ein Staatsverbrechen öffentlich gemacht. Ein Staatsverbrechen, das wirklich einen Zivilisationsbruch darstellt.“ Im Juni 2023 sprach Höcke sogar von einem „singulären Zivilisationsbruch“. „Die amerikanische Führung hat 1945 einen singulären Zivilisationsbruch vollzogen, nämlich den Abwurf von Atombomben auf zwei große japanische Städte“, sagte er in einer Rede. Auch der Begriff der Singularität wurde stark durch den Holocaust geprägt. Bei Höcke werden nicht die Deutschen, sondern die Alliierten zu den Verantwortlichen eines einzigartigen Menschheitsverbrechens.

      Beispiel Nummer neun: Im Dezember 2020 postete Höcke auf Instagram ein Foto, das ihn mit einem Beil beim Holz schlagen im Wald zeigt. „Die Zeit der Wintersonnenwende ist traditionell die Zeit für den Holzeinschlag“, schreibt er dazu. „Ich habe die Gelegenheit wahrgenommen, mit einem Freund noch mal ein wenig Hand im Wald anzulegen.“ Ähnlich inszeniert er sich auch zwei Jahre später auf seinem TikTok-Kanal. Drei Tage nach der Festnahme einer mutmaßlich rechtsterroristischen Gruppe um Heinrich XIII. Prinz Reuß, der der Generalbundesanwalt einen bewaffneten Staatsstreich gegen die staatliche Ordnung der Bundesrepublik vorwirft, steht Höcke mit einer Kettensäge in seiner Heimat Bornhagen. „Nach den ganzen Rollator-Revolutionen und inszenierten Putsches in Deutschland will ich heute mal konkret werden“, sagt er. „Konkret bedeutet: Holz machen. Wir gehen auf die Wintersonnenwende zu. Das ist die klassische Zeit, um Fällarbeiten durchzuführen.“ Dazu setzt er mehrere Hashtags, darunter auch #wintersonnenwende. Im Dezember 2023 ließ Höcke schließlich seine Facebook-Follower an seinen „Gedanken zur Vorweihnachtszeit“ teilhaben. „Wir ersehnen – wenn auch nicht durch existentielle Not getrieben wie unsere Vorfahren – die Rückkehr des Lichts“, schrieb er. „Die Wintersonnenwende, die am 21.12. beginnt und drei Tage währt, wird vielerorts als Sieg des Lichts über die Dunkelheit gefeiert.“ Tatsächlich sind Sonnenwendfeiern in mehreren Kulturen als Feste des Übergangs bekannt. Im Zusammenhang mit Deutschland ist aber bemerkenswert, dass es die Jugendbewegung der 1920er-Jahre war, die die Sonnenwendfeier einführte – und die NSDAP den Brauch nach 1933 übernahm. Die Nationalsozialisten belebten die angeblich altgermanischen Sonnenwendfeiern wieder und versuchten, Weihnachten zum angeblich ursprünglichen Sonnenwendkult des Julfestes umzudeuten. Ziel war es, christlichen Festen ein angeblich germanisches Erbe unterzuschieben. Im Jahresfestkalender der Nationalsozialisten, der christliche Feiertage ersetzen sollte, fanden sich sowohl die Sommer- als auch die Wintersonnenwende. Die Informationsstelle gegen Extremismus der bayerischen Staatsregierung nennt die Sommer- und Wintersonnenwende in einem „Kalender symbolträchtiger rechtsextremistischer Daten“. „Sie wurden als offizielle Feiertage in die Symbolik von ‚Volk, Blut und Boden‘ integriert, insbesondere durch die SS“, heißt es von der Behörde. Heutige Rechtsextremisten knüpften „bei ihrer Deutung des christlichen Weihnachtsfestes als Julfest an die Ideologie und den Germanenkult der SS an“. Auch etwa die Junge Landsmannschaft Ostdeutschland (JLO), an deren Neonazi-Demonstration Björn Höcke im Februar 2010 teilgenommen hat, feierte immer wieder Sonnenwendfeiern. Die JLO ist die frühere Jugendorganisation der Landsmannschaft Ostpreußen, also des Vertriebenenverbands, dem Höckes Großeltern angehörten.

      Beispiel Nummer zehn: Immer wieder veröffentlicht Höcke am 30. Januar Beiträge zum Jahrestag der Versenkung der Wilhelm Gustloff wenige Monate vor Ende des Zweiten Weltkriegs. „Etwa 10.000 Flüchtlinge aus Ostpreußen – überwiegend Kinder, Frauen und Alte – ertranken in der eisigen Ostsee“, schrieb er im Jahr 2021 auf Facebook. Im Jahr 2025 schrieb er, die „von den heutigen Machthabern verdrängte Erinnerung an solche deutschen Katastrophen“ habe dazu beigetragen, „daß auch in der dritten Nachkriegsgeneration ein Kollektivtrauma – zumeist unbewußt und auch die gleichgültigen sowie anti-nationalen Landsleute einschließend – weiterschwelt, das nur überwunden werden kann, wenn wir uns der ganzen Geschichte in ihren schicksalhaften Verwicklungen und Tragödien stellen – wozu nicht nur die Mißgriffe, Vergehen und Verbrechen der Deutschen, sondern auch die Mißgriffe, Vergehen und Verbrechen an Deutschen gehören“. Die toten Kinder der Wilhelm Gustloff seien vor 80 Jahren „die unschuldigsten, sinnlosesten Opfer eines furchtbaren, enthemmten Krieges geworden“. Selbstverständlich ist der Tod unschuldiger Zivilisten eine Tragödie. Doch es ist bemerkenswert, was Höcke nicht dazusagt, wenn er über die Wilhelm Gustloff spricht: Die Versenkung entsprach geltendem Kriegsvölkerrecht, war also kein Kriegsverbrechen. Das Schiff stand unter dem Kommando der Kriegsmarine, war mit Flugabwehrgeschützen ausgerüstet und transportierte mehrere Hundert einsatzfähige Soldaten. Es galt rechtlich als Kriegsschiff, war nicht als Evakuierungsschiff angemeldet und fuhr abgeblendet unter Geleitschutz durch Kriegsgebiet. Es war ein legitimes Ziel militärischer Angriffe. „Die Bombardierung und Versenkung von zivilen Schiffen im Krieg ist eine Maßnahme, die auch von deutscher Seite von Anfang an vorgekommen ist“, sagte der Historiker Axel Schildt dem Norddeutschen Rundfunk. „Das ist kein Terroranschlag ‚out of the blue‘ gewesen, sondern die Folge eines Krieges. Der Krieg ist von Deutschland ausgegangen. Deutschland hat Europa mit Krieg, mit Mord überzogen und der Krieg ist zurückgekehrt. Dass bei der Rückkehr des Krieges Unschuldige zu beklagen sind, das ist völlig klar. Aber wer die Vorgeschichte ausklammert, in der dies passierte, der handelt zumindest ziemlich fahrlässig, weil er ein bestimmtes Szenario suggeriert, das mit der Geschichte nichts zu tun hat.“ 

      Die Versenkung der Wilhelm Gustloff wurde in den vergangenen Jahrzehnten immer wieder von organisierten Rechtsextremisten und Neonazis instrumentalisiert. Das liegt auch am Namensgeber des Schiffs, der ein überzeugter Nationalsozialist und NSDAP-Funktionär war. Nachdem ein jüdischer Medizinstudent ihn im Februar 1936 erschossen hatte, wurde er zum Märtyrer der Nationalsozialisten. Hitler kam zu seiner Beerdigung und benannte das Schiff nach Gustloff, um den ein Totenkult entstand. Der NPD-Jugendverband Junge Nationalisten veranstaltete etwa am 30. Januar 2020 ein Gedenken in Swinemünde. Im mecklenburg-vorpommerschen Verfassungsschutzbericht heißt es hierzu: „Dabei wurden, wie bei Rechtsextremisten üblich, das übrige Kriegsgeschehen des Zweiten Weltkrieges sowie die Verbrechen des NS-Regimes ausgeklammert, um der zugedachten Opferrolle Deutschlands im Rahmen des bestehenden geschichtsrevisionistischen Weltbildes Vorschub zu leisten.“ In Mecklenburg-Vorpommern brachte die NPD zudem im Jahr 2010 einen Antrag in den Landtag ein, in dem sie ein Denkmal für die Opfer der Schiffskatastrophe forderte. Fraktionschef Udo Pastörs sprach in der Plenardebatte von einem „Holocaust an den deutschen Vertriebenen“. Im Verfassungsschutzbericht für das Jahr 2010 heißt es über den Antrag: „Die NPD instrumentalisiert die Erinnerung an deutsche Opfer des Zweiten Weltkriegs, um die Gesamtgeschichte des Dritten Reichs umzudeuten, dessen Schuld zu relativieren oder infrage zu stellen und die bestehende politische Ordnung durch den Vorwurf der Lüge zu delegitimieren.“

      Beispiel Nummer elf: Im Juli 2024 postet Höcke eine Grafik auf Telegram, die ein Zitat von Arthur Moeller van den Bruck präsentiert: „Manchen Völkern genügt eine Katastrophe, um sie zur Besinnung zu bringen. Bei den Deutschen, so scheint es, bedarf es den Untergang.“ Höcke schreibt dazu, die „deutsche Gründlichkeit“ bringe „Unkraut hervor, wie Selbsthaß, Sündenstolz und Gratismut“. Das erinnert an das rechtsextreme Narrativ eines vermeintlichen „Schuldkults“, mit dem eine aufgeklärte Auseinandersetzung der Deutschen mit der Verbrechensgeschichte des Nationalsozialismus verächtlich gemacht wird. Der 1925 verstorbene Kulturtheoretiker Moeller van den Bruck war ein antidemokratischer, antiliberaler und völkisch-nationalistischer Publizist sowie wichtiger Vertreter der „Konservativen Revolution“. Der 1919 von ihm mitgegründete „Juni-Klub“ war bestrebt, „alle diejenigen Deutschen auszuschalten, die zersetzend wirken würden“. In seinem Hauptwerk „Das dritte Reich“ postulierte er, dass am Liberalismus „die Völker zugrunde“ gingen. In seiner Staatstheorie verknüpfte er Nationalismus und Sozialismus. „Die Rezeption seines Werkes ist heute fast ausschließlich auf theorieinteressierte Kreise der extremen Rechten beschränkt“, schreibt dazu der Historiker Volker Weiß.

      Vor Gericht

      Im Januar 2018 hält Björn Höcke im sachsen-anhaltischen Eisleben eine Rede zur „Lage der Nation“. „Wer die Begriffe prägt, der prägt die Sprache“, sagt er. „Wer die Sprache prägt, der prägt das Denken. Wer das Denken prägt, der prägt den politischen Diskurs, und wer den politischen Diskurs prägt, der beherrscht die Politik, egal ob er in der Opposition ist oder in der Regierung.“ Dreieinhalb Jahre später, im Jahr 2021, tritt Höcke erneut in Sachsen-Anhalt auf, diesmal in Merseburg. Man müsse den „volksfeindlichen Ungeist“ aus dem Bundesland verbannen, sagt er. Er spricht über die Themen Energiewende und Mittelstandspolitik. Über den Nationalsozialismus spricht Höcke nicht. Nicht direkt jedenfalls. Es geht um Strompreise, als Höcke behauptet, die etablierte Politik zerstöre Industrien und versuche „nichts anderes“, als einen „neuen Morgenthau-Plan“ umzusetzen. Der damalige amerikanische Finanzminister Henry Morgenthau hatte 1944 vorgeschlagen, das Deutsche Reich nach dem Zweiten Weltkrieg in einen völlig entwaffneten Agrarstaat umzuwandeln, um einen erneuten Angriffskrieg Deutschlands zu verhindern. Der Plan wurde wenige Wochen später verworfen, fand aber Einklang in die nationalsozialistische Propaganda und den rechtsextremen Geschichtsrevisionismus nach Ende des Kriegs. Höckes Rede ist fast zu Ende, als er kurz vor Schluss einen Satz sagt, für den er später wegen des Verwendens von Kennzeichen einer nationalsozialistischen Organisation angeklagt wird: „Im Brustton der Überzeugung sage ich: Alles für unsere Heimat. Alles für Sachsen-Anhalt. Alles für Deutschland.“ 

      Drei Jahre dauert es, bis Höcke für das Aussprechen der Parole Mitte 2024 in Halle an der Saale vor Gericht steht. „Alles für Deutschland“ war die Losung der Sturmabteilung (SA), einer militärisch organisierten Schlägerbande der NSDAP. Die Parole war Teil des völkischen Kollektivismus der Nationalsozialisten. Diese ordneten die Interessen und Rechte des Einzelnen bedingungslos den Interessen der rassistisch und antisemitisch definierten „Volksgemeinschaft“ unter. In der Zeit des Nationalsozialismus war die Parole in der Öffentlichkeit omnipräsent. „Sie war überall zu sehen, auf den Straßen, auf Veranstaltungen der SA, sie war auf den Dolchen der SA-Mitglieder eingraviert“, sagt der Historiker Jens-Christian Wagner, Direktor der Stiftung Gedenkstätten Buchenwald und Mittelbau-Dora, im Interview mit Annika Leister von t-online. „Sie gehört zum Standardrepertoire der NS-Propaganda.“ Tatsächlich stand der Spruch etwa als Schriftzug auf den Bühnen von Reichsparteitagen der NSDAP und in Lieder- und Schulbüchern der 1930er-Jahre. 

      Als der nationalsozialistische Politiker und Stabschef der SA, Viktor Lutze, im Mai 1943 bei einem Autounfall starb, veröffentlichte die NSDAP-Zeitschrift Der SA-Führer zwölf Tage später einen Nachruf. „Viktor Lutze hat das hohe und heilige Gesetz der SA, ‚Alles für Deutschland!‘ bis zum letzten Atemzuge erfüllt“, wird der NS-Propagandaminister Joseph Goebbels darin zitiert. Die Parole war auf dem Dolch der SA eingraviert, der zur Uniform der Massenorganisation gehörte. Es waren die letzten Worte des in den Nürnberger Prozessen zum Tode verurteilten Chefs des Oberkommandos der Wehrmacht, Wilhelm Keitel. Und es waren die Worte des NSDAP-Politikers und Teilnehmers der Wannsee-Konferenz, Alfred Meyer, nach dem gescheiterten Stauffenberg-Attentat. Zahlreiche Redner, die die Treue zu Hitler beschwörten, verwendeten den SA-Spruch in diesem Zusammenhang ebenfalls, darunter etwa Hitlers Stellvertreter Rudolf Heß. Nach 1945 wurde die Parole immer wieder von Neonazis verwendet, auch in den vergangenen Jahrzehnten. Andreas Kemper hat dafür zahlreiche bemerkenswerte Beispiele gefunden. Etwa der militante Neonazi Thorsten Heise, von dem sich Höcke im Jahr 2008 beim Umzug nach Thüringen helfen ließ, hatte 2004 seine Eintrittserklärung in die NPD mit den Worten „Nichts für uns – Alles für Deutschland“ beendet. Der NPD-Politiker Jürgen Gansel kündigte 2001 in einer Parteizeitung an, dass der „Nationaldemokratische Hochschulbund“ den „Kampf um die medial vernebelten Köpfe unserer Landsleute mit aller Entschiedenheit aufnehmen“ werde. „Dem nationalen Geist wird dann eines nicht allzu fernen Tages wie selbstverständlich die befreiende nationale Tat folgen. ALLES FÜR DEUTSCHLAND“. 

      Als Höcke den Satz in Merseburg ausspricht, ist es bei Weitem nicht das erste Mal, dass er sich Ausdrücken aus nationalsozialistischen Schriften bedient. Wie schon Adolf Hitler sprach Höcke von „Volksverderbern“; wie Hitler sprach Höcke vom „Lebensraum“, wie Hitler sprach er von „1000 Jahren Deutschland“ und wie Hitler verwendete er eine Metapher von den Deutschen, die „Hammer“ oder „Amboss“ sein könnten. Höcke sprach im Institut für Staatspolitik von der „Tat-Elite“, die „unsere Pseudoelite“ niemals gewesen sei. „Tat-Elite“ war eine Selbstbezeichnung der SS. Und Höcke sprach von „Umvolkung“, „Gleichschaltung“ und „entarteten Altparteien“. Auch diese Begriffe haben die Nationalsozialisten geprägt und popularisiert. Höckes Behauptung, von der NS-Herkunft der Parole „Alles für Deutschland“ nichts gewusst zu haben, ist daher unglaubhaft. Dagegen spricht außerdem, dass der Hintergrund und Verwendung dieser Worte bereits lange vor Höckes Verwendung innerhalb der AfD Thema war. Im Bundestagswahlkampf 2017 hatte der spätere Abgeordnete Ulrich Oehme den SA-Wahlspruch in Sachsen plakatiert. Die Chemnitzer Staatsanwaltschaft hatte damals ein Verfahren eingeleitet, aber wieder eingestellt, da es Oehme nicht nachzuweisen gewesen sei, dass er von der verbotenen NS-Losung gewusst habe. Und dann war da noch der sachsen-anhaltische Landesvize Kay-Uwe Ziegler, der im November 2020 die Parole aussprach und anschließend ebenfalls behauptete, nichts vom Hintergrund gewusst zu haben. Landeschef Martin Reichhardt ging auf Distanz. Allein so etwas spricht sich in der Partei herum. Die Magdeburger Staatsanwaltschaft leitete kein Verfahren ein, da Ziegler die Formel vor lediglich vier Personen genutzt und daher keine öffentliche Verwendung vorgelegen habe.

      Höcke muss die Parole nicht als Geschichtslehrer gekannt haben. Viele seiner Fachkollegen haben sie vor dem Prozess gegen den AfD-Mann noch nie gehört. Für Höcke kann die Behauptung des Unwissens aber aufgrund der vorherigen Diskussionen innerhalb der AfD sowie seiner zahlreichen vorherigen Verwendungen nationalsozialistischer Sprache aber nicht mehr gelten. Viel wahrscheinlicher ist, dass er den Begriff bewusst gesetzt hat, um sich später als Opfer einer angeblich politisch motivierten Justiz inszenieren zu können, die Oppositionspolitiker wegen eines harmlosen Spruchs verfolgen würde. 

      Das wird während des Prozesses vor dem Landgericht Halle sichtbar. Ich bin an allen Verhandlungstagen vor Ort. Gleich zu Beginn des ersten Verhandlungstags im April 2024 lässt Höcke durch seine drei Verteidiger infrage stellen, ob es sich um ein faires Verfahren handelt – und macht damit erneut die Institutionen des demokratischen Rechtsstaats verächtlich. Es gebe eine „gewisse Besorgnis des Angeklagten, dass er in einem politisch motivierten und durch massive mediale Beeinflussung determinierten Strafverfahren verurteilt wird“, sagt einer der Verteidiger, Philip Müller. Die Verteidigung bedaure es, dass sie die Richter nicht zu deren Parteizugehörigkeit, innerer Haltung zu Höcke und der Medienrezeption des Verfahrens befragen könne. Dies sei ein „rechtsstaatliches Defizit“. Nicht nur zwischen den Zeilen schwingt hier der Vorwurf mit, dass die Richter nicht unabhängig und unparteiisch, sondern voreingenommen und befangen seien. Auch klingt der Vorwurf an, Höcke sei aufgrund seiner politischen Überzeugungen angeklagt worden – und eben nicht, weil die Staatsanwaltschaft in Höckes Merseburger Rede von Mai 2021 ein vorsätzlich verwendetes Kennzeichen einer NS-Organisation sieht. 

      Am zweiten Tag lässt sich Höcke selbst ein. Er steht auf und sagt: „Ich bin völlig unschuldig, ich habe mir nichts vorzuwerfen.“ Er sieht sich als Opfer. „Ich habe das Gefühl, dass ich auf dem Kieker bin“, sagt er. Dann hält er nacheinander mehrere Geschichtsbücher hoch. Mit dem einen sei er als Schüler im Leistungskurs unterrichtet worden, andere habe er als Lehrer verwendet. „Nichts, aber auch gar nichts steht da vom Slogan der SA drin“, sagt er. Mit dem Nationalsozialismus habe er „nichts, aber auch gar nichts am Hut“. Er distanziere sich „von jeder Art der Diktatur“. Staatsanwalt Benedikt Bernzen will das nicht gelten lassen. „Mir ist aufgefallen, dass Sie in vielen Reden Vokabeln verwenden, die ich ad hoc mit der NS-Zeit in Verbindung bringe“, sagt er. Oberstaatsanwalt Ulf Lenzner sagt: „Sie bedienen sich in auffälliger Weise einer Sprache, die den Schluss zulässt, dass Sie recht detaillierte historische Kenntnisse über das Vokabular im Dritten Reich haben.“ Diese Sprache sei „genauso im 19. Jahrhundert zu finden“, rechtfertigt sich Höcke. Der Ankläger konfrontiert Höcke am Nachmittag schließlich noch mit einigen Sätzen aus dessen Gesprächsband. Die „Grenze des Sagbaren“ müsse „immer wieder mit kleinen Vorstößen erweitert werden“, sagt der AfD-Politiker darin. „Wir müssen selbstsicher unsere Positionen vertreten, auch in der Sprache, die wir für richtig erachten – ob das den Etablierten nun passt oder nicht.“ Wie das gemeint sei, will der Staatsanwalt zum Ende der Vernehmung wissen. Ein großer Teil der Deutschen erlebe eine „Herrschaft der politischen Korrektheit“ sowie eine Einschränkung der Meinungsfreiheit, antwortet Höcke. 

      Mai 2024, Verhandlungstag drei. „Der Angeklagte hat eine vergessene Parole wiederbelebt und salonfähig gemacht“, sagt Staatsanwalt Bernzen. Er verweist darauf, dass YouTube-Nutzer 146-mal „Alles für Deutschland“ unter ein Video eines AfD-nahen Streamers kommentierten, der im April vom ersten Verhandlungstag berichtet hatte. Und er will von Höcke wissen, wie seine Antwort auf den US-Unternehmer Elon Musk Anfang April gemeint gewesen sei. Höcke hatte im Austausch mit Musk auf dessen Plattform X behauptet, dass „jeder Patriot als Nazi diffamiert“ werde, „da Deutschland Straftatbestände hat, die es in keiner anderen Demokratie gibt“. Diese zielten darauf ab, „Deutschland daran zu hindern, sich wiederzufinden“. Es ist die einzige Frage, die Höcke im Prozess nicht beantworten will.

      Am vierten und letzten Verhandlungstag sagt Bernzen in seinem Plädoyer, es sei „weder glaubhaft noch nachvollziehbar, sondern vielmehr lebensfern und alles in allem eine bloße Schutzbehauptung“, dass Höcke nicht gewusst habe, dass es sich um eine Losung der SA handelt. Es handle sich um „gezielte, planvolle Grenzüberschreitungen, um vermeintliche Denk- und Sprechverbote anzugreifen“, sagt er. „Der augenscheinlich fundierte NS-Wortschatz des Angeklagten deutet auf sogenanntes Täterwissen hin.“ Höckes Verteidiger Ralf Hornemann sagt, es springe „jedem heimatliebenden Deutschen“ ins Auge, dass es absurd sei, die Formel unter Strafe zu stellen. Dann ergreift Höcke die Möglichkeit zum letzten Wort – und nutzt dies für einen Frontalangriff auf den Staatsanwalt und die anwesenden Journalisten. „Sie haben heute in der Diktion eines politischen Aktivisten gesprochen“, wirft er Bernzen vor. „Mein Eindruck ist, dass Sie die Binde der Justitia nicht auf Ihrem Auge hatten.“ In den Medien finde ein „einziges Höcke-Bashing“ statt, beklagt der Rechtsextremist dann. „Habe ich keine Menschenwürde? Bin ich kein Mensch? Ich habe das Gefühl, ein politisch Verfolgter zu sein.“ 

      Am Abend verkündet schließlich der Vorsitzende Richter Jan Stengel das Urteil der Kammer: 100 Tagessätze Geldstrafe zu je 130 Euro. „Lehrer und Politiker haben ein gemeinsames Werkzeug“, sagt er. „Die Sprache. Damit muss man besonders verantwortungsvoll umgehen. Sie sind ein redegewandter und intelligenter Mann, der weiß, was er sagt.“ Im nicht öffentlich einsehbaren schriftlichen Urteil schreibt Stengel später, Höcke habe die Parole verwendet, um diese „trotz ihres Verbotes wieder in den alltäglichen Sprachgebrauch zu integrieren“ und damit „mindestens billigend“ in Kauf zu nehmen, „dass dadurch die deutsche Geschichte der Nazizeit verharmlost wird“. Die Kammer sei „zweifelsfrei davon überzeugt, dass er die Parole in Kenntnis ihres Verbotes absichtlich ausgesprochen hat, um diese so wiederzubeleben“. Der Angeklagte vertrete die Ansicht, „dass Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen wieder gefahr- und konsequenzlos gebraucht werden dürften“. Das Urteil ist bisher nicht rechtskräftig, da Höckes Verteidiger Revision eingelegt haben.

      Nur wenige Wochen später steht Höcke erneut vor Gericht. Er sitzt demselben Staatsanwalt gegenüber, derselbe Richter leitet den Prozess. Hinter dem Angeklagten sitzen zwei Personenschützer des Landeskriminalamts und beobachten den Saal. Dieses Mal geht es um eine im Dezember 2023 in Gera gehaltene Rede. Die Bundesregierung bezeichnet er damals als „Saubande“, die „zurück in ihre Löcher getrieben“ gehöre. Nach 40-minütiger Rede meldet sich ein Zuschauer. Selbst wenn man die „Asylantenflut stoppen“ würde, gäbe es weiterhin ein „demografisches Problem“. „Der Deutsche stirbt aus, während sozusagen die Gegenseite mehr Kinder kriegt“, sagt der Mann. Höcke spricht zunächst über „Remigration“ von „Migranten“, er nennt die Zahl von „einigen Millionen“, die betroffen seien – übrigens bevor das Schlagwort durch das Öffentlichwerden eines Treffens des Rechtsextremisten Martin Sellner mit AfD-Politikern in Potsdam bundesweite Aufmerksamkeit erfährt. Dann verweist er auf die „demografische Krise“ – und sagt: „Wir werden auch ohne Probleme mit 20, 30 Prozent weniger Menschen in Deutschland leben können.“ Darüber nachzudenken sei „ökologisch sinnvoll“. So ist es auf einem Mitschnitt der Veranstaltung zu sehen. Der AfD-Landeschef bestreitet, mit der Aussage gefordert zu haben, 20 oder 30 Prozent der in Deutschland lebenden Menschen auszuweisen. Seine Partei wolle den „Bevölkerungsrückgang nicht durch Massenzuwanderung lösen“, schreibt er auf X. Doch Höcke weiß genau, in welchen Zusammenhang er seine Aussage gestellt hat. Und dass in Deutschland 28,7 Prozent der Einwohner einen Migrationshintergrund haben. Strafbar ist das alles nicht. Bei dem Prozess in Halle geht es um eine andere Stelle in Höckes Geraer Rede: „Ich stehe ja in einigen Monaten vor der großen Strafkammer des Landes Sachsen-Anhalt, weil ich mal einen Wahlkampfabschluss gemacht habe in einem rhetorischen Dreiklang: Alles für unsere Heimat, alles für Sachsen-Anhalt, alles für …“, sagt Höcke. Dann macht er eine Armbewegung, die die Staatsanwaltschaft als animierend interpretiert. Einige Zuschauer vervollständigen den Spruch: „Deutschland!“ Höcke soll das Publikum „veranlasst haben, den Wahlspruch der SA zu vollenden“, sagt Bernzen in der Anklage. Die Staatsanwaltschaft sieht auch darin ein Verwenden von Kennzeichen einer verfassungswidrigen Organisation. Höcke sieht sich auch in diesem Verfahren als unschuldig. In Halle steht er erneut von der Anklagebank auf, streicht seine Krawatte nach unten. „Ganz bewusst“ habe er die Worte nicht zu Ende ausgesprochen, sagt Höcke. „Um deutlich zu machen, dass ich unschuldig bin und mitnichten einen Vorsatz hatte.“ Es handle sich um „Allerweltsworte“ und nicht um die zentrale Parole der SA, behauptet der 52-Jährige. „Mein Gott, wir reden jetzt über Handbewegungen. Nicht über den deutschen Gruß.“ Mit letzterem Begriff hatte das NS-Regime den Hitlergruß bezeichnet. Dann stellt Höcke die Demokratie infrage. „Ich weiß, dass ich verurteilt werden werde, aber das fühlt sich nicht gerecht an, und das ist für mich dann auch kein Rechtsstaat mehr“, sagt er. Durch das vorherige Urteil habe er sein Vertrauen in den Rechtsstaat „mittlerweile eigentlich gänzlich verloren“.

      Ich erfahre an diesem Verhandlungstag aus Gesprächen mit Prozessbeteiligten, dass Höcke für das Verfahren zwischenzeitlich zusätzlich den Detmolder Rechtsanwalt Hendrik Schnelle mandatiert hatte. Schnelle ist ein Szeneanwalt der extremen Rechten. Seine Mandantenliste aus dem Neonazi-Spektrum ist lang. 2002 wurde Schnelle selbst wegen Volksverhetzung zu einer Bewährungsstrafe von sechs Monaten verurteilt. Das Landgericht Detmold sah es damals als erwiesen an, dass Schnelle gegenüber einer Jungsozialistin erklärt habe, man müsse „alle Schwulen vergasen wie damals die Juden“. Zudem habe er in einer Gaststätte geäußert, dass die „weiße Rasse mehr wert als die Schwarzen“ sei, und in einem Fitnessstudio, dass man „alle Ausländer abknallen“ müsse. Schnelle sprach im Dezember 2022 auf meine Anfrage von einem „Fehlurteil“, als ich darüber berichte, dass er die älteste Synagoge Norddeutschlands abreißen lassen will und als einen „Schandfleck im Stadtbild“ bezeichnet. Auf seiner Homepage verbreitet Schnelle schwulenfeindliche und den Nationalsozialismus relativierende Karikaturen. Als ich den Anwalt in einer Verhandlungspause in Halle anrufe, sagt er, er wolle sich zu seiner Mandatierung durch Höcke nicht äußern. Schnelle hatte das Mandat vor Beginn der Hauptverhandlung niedergelegt. Auch Höckes Sprecher, der heutige Bundestagsabgeordnete Robert Teske, will dazu keine Fragen beantworten. 

      Nach dem Verhandlungstag lässt sich Höcke von dem rechtsextremen Aktivisten Simon Kaupert für ein Telegram-Video filmen. Darin schwört er seine Anhänger darauf ein, dass der Prozess in Halle nicht rechtsstaatlich sei. In dem „ach so freien Deutschland“ gebe es „Maulkorbparagrafen, die uns als Oppositionelle mehr oder weniger den Einsatz für dieses Land unmöglich machen“, sagt er. Welche „Maulkorbparagrafen“ er meint, macht er im Januar 2025 klar. Höcke reicht gemeinsam mit seinem Büroleiter Teske und weiteren Parteifreunden aus Thüringen einen Antrag für den anstehenden Bundesparteitag der AfD ein. Darin werben die Antragsteller dafür, im Wahlprogramm für die Bundestagswahl zu fordern, die Straftatbestände Volksverhetzung und das Verwenden von Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen abzuschaffen oder auf „wenige Fallgruppen“ zu beschränken. Durch den erstgenannten Paragrafen 130 im Strafgesetzbuch können etwa Äußerungen bestraft werden, die den öffentlichen Frieden stören, indem zu Hass und Gewalt gegen religiöse und ethnische Gruppen aufgestachelt wird; indem die Menschenwürde durch eine Verleumdung bestimmter Personengruppen angegriffen wird und in dem der Holocaust oder andere Völkermorde geleugnet oder gebilligt werden. Mit dem zweitgenannten Paragrafen – 86a im Strafgesetzbuch – kann die Verwendung und Verbreitung von Kennzeichen verbotener Vereinigungen bestraft werden. Darunter fallen etwa Fahnen, Grußformen und Parolen, beispielsweise der Hitlergruß, Parolen von nationalsozialistischen Organisationen wie „Alles für Deutschland“ oder Fahnen der Hamas. Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts handelt es sich bei beiden Paragrafen um zulässige Schranken der grundgesetzlich geschützten Meinungsfreiheit. 

      In Höckes Änderungsantrag heißt es: „Die massive Ausweitung der Anwendung politischer Straftatbestände bedroht mittlerweile nicht nur den für eine Demokratie essenziellen freien Diskurs, sondern auch die Kunst- und Wissenschaftsfreiheit.“ Als ich ihn nach einer genaueren Begründung frage, schreibt er mir, es ginge ihm darum, „die Aushebelung der grundgesetzlich garantierten Meinungsfreiheit durch das Strafrecht zu beenden“. Es sei in Ordnung, Gewaltaufrufe gegen einzelne, klar definierte Bevölkerungsgruppen zu unterbinden. Nun könne allerdings „jede pointierte Kritik an den Zuständen, für welche das Establishment verantwortlich ist, schnell vor Gericht enden“, behauptet er. Die Bundesrepublik Deutschland habe sich „in erschreckender Weise vom Freiheitsverständnis westlicher Demokratien entfernt“. Höcke schließt seine Mail mit dem Satz, den er bereits in der Zeitung der Martin-Buber-Schule im Jahr 2001 als Lebensmotto angegeben hatte: „In dubio pro libertate!“, also „Im Zweifel für die Freiheit“.

      Es ist nicht das erste Mal, dass Höcke mit der Forderung einer Streichung von Paragrafen auffällt. Bereits im Jahr 2015 taucht eine E-Mail auf, die Höcke im Jahr zuvor an einen Parteifreund geschickt haben soll. In Bezug auf die Straftatbestände Volksverhetzung und Verbreiten von Propagandamitteln verfassungswidriger und terroristischer Organisationen heißt es in der Mail: „Wir brauchen keine Begriffstabuisierung, keine Antidiskriminierungsgesetze und keine politische Strafjustiz. Hinfort damit – und zwar schnell.“ Höcke erklärt, die Speicherkapazität seines Rechners sei zu gering, um festzustellen, ob er die Mail geschrieben habe. Im Jahr 2016 solidarisiert sich Höcke dann mit der Holocaust-Leugnerin Ursula Haverbeck, einer 2024 verstorbenen Ikone der Neonaziszene. Weil sie einen „historischen Sachverhalt“ leugne, müsse sie für ein „Meinungsdelikt jahrelang hinter Gittern“, beschwert sich Höcke. Haverbeck war kurz zuvor zum achten Mal wegen Volksverhetzung verurteilt worden. 2021 schreibt Höcke schließlich auf Facebook, es handle sich bei Volksverhetzung um einen „Gummiparagrafen“, der „leicht auf jeden kritisch denkenden Bürger anwendbar“ sei. 

      Die Forderung nach einer Abschaffung des Volksverhetzungs-Paragrafen hat eine lange Tradition im Rechtsextremismus, kann aber auch aus einem liberalen Verständnis heraus formuliert werden. Etwa der rechtsextremistische Theoriezirkel Deutsches Kolleg bezeichnet den Paragrafen im Jahr 2003 als „Hauptunterdrückungsmittel der BRD gegen die deutsche Nationalbewegung“. In den 2000er-Jahren richten sich zahlreiche Neonazi-Demonstrationen gegen den Straftatbestand. Die NPD stellt 2007 in den Landtagen von Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen Anträge für die Abschaffung. Der Paragraf sei gesetzlich justiert worden, „um Sonderrechte für Minderheiten durchzusetzen“, behauptet der mecklenburg-vorpommerische NPD-Fraktionschef Udo Pastörs in der Debatte. Pastörs spricht ebenfalls von einem „Gummiparagrafen“ und wird später selbst wegen Volksverhetzung verurteilt. Im Tagesspiegel schreibt Frank Jansen damals: „Kaum eine Rechtsnorm der Bundesrepublik ist bei den Rechtsextremisten so verhasst wie der Paragraf 130 des Strafgesetzbuches.“ Die Forderung kommt allerdings nicht ausschließlich von Rechtsaußen. Im Jahr 2012 fordern die bayerischen Jungen Liberalen die Abschaffung des Paragrafen 130. Das Strafrecht dürfe „nicht einzelne Meinungen, so menschenverachtend diese auch sind“ unter Strafe stellen, heißt es in einem damaligen Beschluss des FDP-Jugendverbands. Ein „Gesinnungsstrafrecht“ könne „auch durch die geschichtliche Relevanz für Deutschland nicht gerechtfertigt werden“. 

      Auf dem AfD-Bundesparteitag spreche ich im Januar 2025 mit zahlreichen Delegierten über Höckes Vorschlag. Ein hochrangiger Funktionär reagiert auf die Frage nach dem Antrag im Gespräch mit mir und zwei weiteren Journalisten aufgebracht. Der Volksverhetzungs-Paragraf werde immer weiter ausgeweitet, sagt er. Auf Nachfrage, dass auch die Leugnung des Holocaust unter den Straftatbestand falle und ob es in Ordnung sei, zu behaupten, dass die Nationalsozialisten „nur“ drei Millionen Juden ermordet hätten, sagt der Funktionär: „Ich bin kein Holocaust-Leugner, aber ich habe ein Problem damit, wenn Meinungen verboten werden. Ich weiß aus eigener Anschauung nicht genau, was passiert ist. Sie wissen auch nicht, was passiert ist. Wenn ich es nicht genau weiß, warum soll ich dann nicht darüber diskutieren?“ Dann wird er wütend: „Das ist 80 Jahre her! Was soll der Scheiß überhaupt noch?“, ruft er. „Das interessiert nur Linke, die immer nur von ‚Schuld, Schuld, Schuld‘ reden wollen. Mich interessiert das einen Scheißdreck.“ Am Abend wird der Antrag schließlich debattiert – allerdings nicht beschlossen. Ein Geschäftsordnungsantrag auf Rücküberweisung an die Programmkommission findet eine Mehrheit. Die Abschaffung der Straftatbestände findet sich daher nicht im Wahlprogramm.

      Zurück zum zwischen zwei Verhandlungstagen in Halle aufgenommenen Telegram-Video von Björn Höcke. Ein Satz darin ist noch deutlich bemerkenswerter als die Rede von „Maulkorbparagrafen“. Höcke sagt: „Wenn die AfD an der Regierung ist, werden diese politischen Schauprozesse aufgearbeitet werden, dann wird es wieder eine neutrale Justiz geben.“ In einem Schauprozess zur Verfolgung politischer Gegner steht eine Verurteilung des Angeklagten bereits vorher fest. Er wird für Zwecke der Propaganda durchgeführt und dient zur Ausschaltung missliebiger Dissidenten. Die Angeklagten solcher Prozesse haben keine Möglichkeit zur Verteidigung und werden oft unter Folter zu Geständnissen gezwungen. Ein Schauprozess dient nicht der Herstellung von Gerechtigkeit, sondern der Sicherung von Herrschaft. Die historische Forschung nennt unter anderem Prozesse des nationalsozialistischen Volksgerichtshofs sowie Prozesse gegen die politischen Gegner Stalins in der Sowjetunion und deren Satellitenstaaten als Beispiele. Mit dem Gerichtsverfahren gegen Höcke hat dies nichts zu tun. Höcke hat mehrere Verteidiger, muss sich nicht selbst belasten, kann Einsicht in die Ermittlungsakten nehmen, Zeugen befragen, Beweisanträge stellen, sich zu jedem Zeitpunkt erklären und das Urteil durch ein höheres Gericht überprüfen lassen. 

      Am zweiten Verhandlungstag hält der Staatsanwalt Benedikt Bernzen Höcke das Video vor. „Statt Einsicht und Reue zu zeigen, kündigt der Angeklagte einen persönlichen Rachefeldzug gegen die an den Strafverfahren beteiligten Justizangehörigen an“, sagt er. Höcke habe eine „Säuberung der Rechtspflege“ angedroht sowie verdeutlicht, dass er das Prinzip der Gewaltenteilung ablehnt und damit ein Demokratieverständnis zum Ausdruck gebracht, „das sich mit der freiheitlich-demokratischen Grundordnung schlechterdings nicht vereinbaren lässt“. Dann beantragt Höckes Verteidiger Florian Gempe die Verlesung eines Gutachtens des Historikers Franz Seidler, mit dem bewiesen werden solle, dass die Losung „keine besondere Bedeutung“ für die SA gehabt hätte. „Franz Seidler tritt mit geschichtsrevisionistischen Thesen auf und publiziert in rechtsextremen Verlagen“, erwidert die Anklägerin Viola Knatz. Es sei „befremdlich“, dass die Verteidigung „einen offensichtlichen Geschichtsrevisionisten als Experten präsentiert“. Tatsächlich veröffentliche Seidler zahlreiche Werke in Verlagen des Rechtsextremisten Dietmar Munier sowie Artikel in mehreren rechtsextremen Zeitschriften. Namhafte Fachkollegen werfen Seidler vor, „bemerkenswert deutlich den Mustern der NS-Propaganda“ zu folgen sowie Verbrechen der Wehrmacht „in einem möglichst positiven Licht erscheinen zu lassen“.

      Am dritten Verhandlungstag beantragt Staatsanwalt Bernzen eine auf Bewährung ausgesetzte Freiheitsstrafe von acht Monaten, eine Geldauflage von 10 000 Euro an eine KZ-Gedenkstätte sowie den Ausschluss vom passiven Wahlrecht für zwei Jahre. Höcke zieht erstaunt die Augenbrauen hoch. Er würde im Herbst nicht erneut in den Landtag einziehen können, würde das Gericht dem folgen. „Warum stehe ich vor der großen Strafkammer?“, fragt er in seinem letzten Wort. „Weil ich Björn Höcke bin, deswegen.“ Der Vorsitzende Richter Jan Stengel folgt den Anträgen der Staatsanwaltschaft nicht. Er verurteilt Höcke erneut zu einer Geldstrafe: 130 Tagessätze à 130 Euro, also insgesamt 16 900 Euro. Später schreibt Stengel im ebenfalls nicht öffentlich einsehbaren Urteil, Höcke sei der Meinung, „dass trotz der Tatsache, dass es sich bei der Redewendung um eine verbotene Parole der SA handelt, was ihm bekannt war, diese wieder ‚sagbar‘ gemacht werden müsse und wieder politisch genutzt werden könne“. Höcke habe mit Absicht gehandelt, schreiben Stengel und seine Kollegen weiter. Er sei „grundsätzlich der Ansicht, dass die Nomenklatur des Nationalsozialismus wieder sagbar gemacht werden sollte“. 

      Die volle Dröhnung

      Wie kann es sein, dass ein Rechtsextremist wie Björn Höcke, der aus seinen völkischen, nationalistischen und geschichtsrevisionistischen Positionen keinen Hehl macht, so erfolgreich ist? Was ist es, das den Thüringer AfD-Landeschef auszeichnet und ihm im ganzen Land Anhänger verschafft? 

      Es gibt eine ganze Reihe von Faktoren, mit denen der Erfolg von Höcke erklärt werden kann. Einer ist, dass der 53-Jährige ein begabter Redner ist. Geschickt kombiniert er Pathos, Heilsversprechen und das Bedienen von Ängsten, setzt auf alarmierende Botschaften und das Erzeugen eines Wir-Gefühls. Viele Zuhörer fühlen sich als Teil einer Gemeinschaft von „Aufgewachten“ – und wähnen sich im Widerstand gegen das herrschende System. Höcke hilft auch eine ständige Inszenierung als Tabubrecher. Skandale kalkuliert er bewusst ein, um Aufmerksamkeit zu generieren. Erst kommt die Provokation, dann die Reaktion von Medien, Politik und Gesellschaft. Nach der erwarteten Kritik kann er sich als Opfer eines angeblichen Meinungsdiktats gerieren. Die eigene Basis mobilisiert er gegen die Empörung der politischen Gegner. Wenn Konkurrenten zum „Altparteien-Kartell“ werden, Medien zur „Lügenpresse“ sowie Gerichte und Nachrichtendienste zum „Regierungsschutz“, ist das Ziel klar: Die Inszenierung als Opfer und angeblich politisch Verfolgter. Die eigenen Anhänger schweißt das zusammen und immunisiert sie gegen Kritik. Mit jedem Tabubruch steigt einerseits seine Bekanntheit, andererseits seine Glaubwürdigkeit in der Inszenierung als Märtyrer der Meinungsfreiheit. Für alle, die sich durch „politische Korrektheit“ eingeschränkt fühlen, wird Höcke zur Projektionsfläche. Insbesondere gilt das natürlich für jene, die sich von den anderen Parteien nicht mehr vertreten fühlen und unzufrieden mit dem politischen System sind. Höcke profitiert dabei auch davon, dass die Sprache anderer Politiker häufig von Vorsicht geprägt ist und manche Probleme – etwa in den Bereichen Preissteigerungen, soziale Ungleichheit, innere Sicherheit, Islamismus oder dem Vertrauensverlust in die Politik – nur zurückhaltend benannt werden, obwohl sie für die meisten offensichtlich sind. Dem setzt Höcke allerdings keine realistische Lagebeschreibung entgegen, sondern eine ausgrenzende oder gar menschenverachtende Perspektive. 

      Björn Höcke ist zudem kein klassischer Krawallredner. Seine Sprache ist für rechtsextremen Populismus sehr ungewöhnlich. Er setzt im Gegensatz zu vielen Gesinnungsgenossen nicht auf eine einfache Sprache, sondern auf hochgestochene Reden. Seine Anhänger fasziniert das. Den gehobenen Wortschatz verstehen manche seiner Zuhörer zwar gar nicht. Höcke kann sich dadurch aber über andere Politiker stellen. Das zeichnet Höcke als jemanden aus, der am „großen Ganzen“ interessiert ist und sich nicht in Details verliert, die viele ohnehin nicht als relevant erachten. Der AfD-Mann kann sich dadurch von jenen Politikern abgrenzen, die er als „abgehobene Elite“ bezeichnet. Höcke erlaubt seinen Anhängern – die von vielen Konkurrenzparteien vernachlässigt oder als Protestwähler herabgestuft werden – damit, sich als Teil einer gebildeten Avantgarde zu fühlen. Jene, die sich vom sonstigen politischen Betrieb entfremdet fühlen, fühlen sich dadurch aufgewertet. Weil Höcke nicht wie ein Funktionär oder Technokrat spricht, wirkt er intellektuell überlegen. Dabei kann er sowohl den Tiefgang seiner Gedanken als auch seine Prinzipien herausstellen. Seine Prinzipientreue ist übrigens ein weiterer Erfolgsfaktor. So falsch und gefährlich seine Überzeugungen auch sein mögen: Er hat welche. Er kann sie begründen und vertritt sie konsequent. Auch damit hebt er sich von denjenigen in der Politik ab, die eher von Opportunismus und Machterhalt als von starken eigenen Auffassungen angetrieben werden. 

      Höcke macht sich außerdem bereits vorhandene autoritäre Einstellungen innerhalb der Bevölkerung zunutze. Etwa in der Autoritarismus-Studie der Universität Leipzig haben im Jahr 2024 immerhin achteinhalb Prozent der repräsentativ Befragten der Aussage zugestimmt, Deutschland solle einen „Führer“ haben, der das Land „zum Wohle aller mit starker Hand regiert“. Über 15 Prozent stimmten zumindest teilweise zu. Knapp 18 Prozent der Befragten sind der Ansicht, Deutschland brauche „eine einzige starke Partei, die die Volksgemeinschaft insgesamt verkörpert“, mehr als 21 Prozent stimmen hier zumindest teilweise zu. Für solche Sehnsüchte bietet Höcke eine ideale Projektionsfläche. Er inszeniert sich als „starker Mann“, der für Ordnung sorgen will, und steht damit gegen eine Politik der Kompromisse, die von vielen als ermüdend empfunden wird. Gerade während einer befürchteten Verschlechterung der eigenen Lebenssituation sowie in Zeiten von Krisen und schnellem gesellschaftlichem Wandel sehnen sich viele nach klarer Orientierung. Höcke kann diesen Menschen Halt geben, indem er auf eine klare Freund-Feind-Trennung und gegen die Überforderung durch multiple Krisen und abgehobene Debatten auf Eindeutigkeit setzt. Solche Feindbilder mobilisieren und emotionalisieren. Und sie helfen bei der Bildung und Stärkung einer Identität – gerade bei jenen, bei denen durch Herausforderungen im Umgang mit ungeordneter Migration, Globalisierung und kultureller Liberalisierung das Gefühl einer Überforderung sowie eines Identitätsverlusts entsteht. 

      In Ostdeutschland sind die Zustimmungswerte für die genannten Aussagen zudem noch höher. Höcke kommt zwar aus dem Westen, greift aber immer wieder ostdeutsche Narrative auf. Im Landtagswahlkampf im Sommer 2024 lädt er seine Anhänger etwa zu einer Mopedausfahrt mit Modellen der Ost-Kultmarke Simson nach Greiz ein. Im Juli 2025 spricht er von einem „neuen, starken Ostgefühl“. Das Gefühl, nach der Wiedervereinigung „verloren gegangen“ zu sein, greift Höcke in seinen Reden immer wieder auf. Vor allem in Thüringen ist er omnipräsent. Dort hat er Tausende Hände geschüttelt und Selfies gemacht. Dass er sich dabei selbst oft unwohl fühlt, ordnet er der Sache unter. Sein Landesverband ist nicht nur im Wahlkampf im ganzen Bundesland mit Veranstaltungen und Bürgerfesten präsent, sondern auch mitten in der Legislatur. Höcke lässt sich von jedem kleinen Kreisverband einladen und gilt vielen als volksnah. Hier zeigt sich auch das Versagen der anderen Parteien. Deren Strukturen sind in manchen dieser Regionen so schwach, dass kaum noch Vertrauen gehalten oder aufgebaut werden kann. Die AfD füllt dieses Vakuum, bietet Präsenz und Nähe.

      Um seine Botschaften zu verbreiten, ist Höcke außerdem längst nicht mehr auf klassische Medien angewiesen. Den Aufbau und das Bespielen einer eigenen Community beherrschen Höcke und sein Team perfekt. Auf seinem Telegram-Kanal, dem über 50.000 Menschen folgen, meldet er sich fast täglich mit eigenen Stellungnahmen zu Wort. Hier gibt es keine journalistische Einordnung und Kritik, hier gibt es die volle Dröhnung Höcke. Besonders gut kommen die Inhalte daher auch bei denjenigen an, die klassischen Medien nicht mehr vertrauen. Auch die Algorithmen der großen sozialen Medien stärken den Rechtsextremisten. Schließlich bevorzugen diese Inhalte, die stark polarisieren. Und das kann Höcke bekanntlich.






      Wem Höcke vertraut

      Wer rechtsextreme Netzwerke analysiert, muss sich häufig den Vorwurf anhören, er würde ein problematisches Konzept einer „Kontaktschuld“ vertreten. Diese Verteidigung ist ein Ablenkungsmanöver, das am eigentlichen Problem vorbeigeht. Bei der Kritik an Verbindungen innerhalb der extremen Rechten geht es um bewusste Nähe, um wiederholten Austausch, gemeinsame Auftritte, um das Dulden oder gar Teilen von Positionen. Wer solche Kontakte pflegt oder schweigend hinnimmt, macht sich mit einer menschenfeindlichen Ideologie gemein. Im Fall von Björn Höcke wurde bereits dargelegt, dass er selbst ein Rechtsextremist ist. Neben seinen eigenen Positionen kann dies aber auch mit seinem Umfeld belegt werden. Als Politiker trägt er auch Verantwortung dafür, welche Haltungen er von seinen Vertrauten unterstützt oder toleriert. 

      Neben seinen engen Vertrauten zeigt auch der Blick auf Mitarbeiter und weitere Bekannte, dass Höcke sogar solche Personen in seinem Umfeld duldet, die jahrelang in der Neonazi-Szene aktiv waren oder sind. Dieses Buch legt außerdem offen, dass Höcke zu einem weiteren Rechtsextremisten eine Freundschaft pflegt, die schon lange vor der Gründung der AfD bestand. Und es zeigt, wie auch zwei weitere führende Politiker der AfD die rechtsextremen Positionen von Höcke dulden: der Ehrenvorsitzende Alexander Gauland und die Parteichefin Alice Weidel.

      Der engste Kreis – loyal und radikal

      Götz Kubitschek – Der Vordenker

      Björn Höcke teilt mit seinem engsten politischen Vertrauten, dem rechtsextremen Verleger Götz Kubitschek, zahlreiche gemeinsame Standpunkte. Da ist etwa die Ablehnung des Liberalismus als zerstörerische Ideologie, die Sicht auf die Moderne als Verfall der „natürlichen Ordnung“, die Konstruktion des „Volks“ als ethnisch möglichst homogene und durch Abstammung verbundene Schicksalsgemeinschaft sowie der Geschichtsrevisionismus als Gegenerzählung zu einer aufgeklärten Auseinandersetzung mit der Verbrechensgeschichte des Nationalsozialismus. 

      Kubitscheks Wirken vor der Gründung der AfD ist einer breiteren Öffentlichkeit nicht bekannt. Nach einigen Artikeln in der Jungen Freiheit tritt Kubitschek erstmals Mitte der 1990er-Jahre in die Öffentlichkeit, um gegen die polarisierende Wehrmachtsausstellung zu protestieren. Die Wanderausstellung des Hamburger Instituts für Sozialforschung unter Leitung von Jan Philipp Reemtsma hatte einen entscheidenden Beitrag dazu geleistet, mit dem Mythos der „sauberen Wehrmacht“ aufzuräumen und die Kriegsverbrechen, den Antisemitismus und Rassismus innerhalb von Führung und Truppe sowie die Beteiligung am Vernichtungskrieg gegen die Sowjetunion, am Holocaust sowie dem Völkermord an den Sinti und Roma bekannt zu machen. Kubitschek startet mit Kommilitonen eine Gegenkampagne zur Schau. Die Ausstellung sei „schädigend für das Miteinander der Generationen“, behaupten sie in einem Appell, der in der Jungen Freiheit sowie im Ostpreußenblatt abgedruckt wird. Im Jahr 2000 gründet Kubitschek gemeinsam mit dem Historiker Karlheinz Weißmann das Institut für Staatspolitik (IfS). Sie verstehen es explizit als „Reemtsma-Institut von rechts“. Die Abkürzung war bislang dem Frankfurter Institut für Sozialforschung vorbehalten, das jahrzehntelang von Max Horkheimer und dann von Theodor W. Adorno geleitet worden war, den führenden Protagonisten der von Rechten verhassten Kritischen Theorie. Kubitscheks IfS wird sich später zur zentralen Denkfabrik der Neuen Rechten entwickeln – zu dem Ort, aus dem Björn Höcke „geistiges Manna“ bezieht, wie er im Jahr 2015 sagt. Mittlerweile ist das Institut offiziell aufgelöst, es existiert eine Nachfolgeorganisation. Im August 2001 wird Kubitschek, Oberleutnant der Reserve, aus einer laufenden Wehrübung entlassen. „Sie waren verantwortlicher Redakteur der Publikation Junge Freiheit. Sie haben sich somit an rechtsextremistischen Bestrebungen beteiligt“, schreibt ihm der Amtschef des Personalamts der Bundeswehr, Generalmajor von Scotti. „Ihr Verhalten hat sich als Gefahr für das innere Gefüge und die Sicherheit der Bundeswehr erwiesen.“ Die Entlassung trifft Kubitschek hart. In der Jungen Freiheit erscheint ein Protestappell, der unter anderem vom CDU-Bundestagsabgeordneten Martin Hohmann unterzeichnet wird. Die Bundeswehr macht die Entlassung im Jahr 2002 wieder rückgängig.

      In den folgenden Jahren bringt sich Götz Kubitschek aktivistisch ein und versucht sich mit mehreren Störaktionen zu profilieren. Als der nordrhein-westfälische Verfassungsschutz im Oktober 2003 eine Tagung zum Thema „Neue Rechte – Gefahr für die Demokratie“ veranstaltet, meldet sich Kubitschek immer wieder zu Wort und behauptet unter anderem, einige der Referenten seien linksextrem. Es kommt zu einem Eklat. Die Verfassungsschützer machen von ihrem Hausrecht Gebrauch und schließen Kubitschek aus. Es geht ihm schon damals um das Erreichen kultureller Hegemonie. Dafür einen Partner auf parlamentarischer Ebene zu finden, hält er noch nicht für möglich. Eines der bekanntesten Zitate von Kubitschek erscheint im Jahr 2006 in seinem Theorieblatt Sezession. „Unser Ziel ist nicht die Beteiligung am Diskurs, sondern sein Ende als Konsensform, nicht ein Mitreden, sondern eine andere Sprache, nicht der Stehplatz im Salon, sondern die Beendigung der Party“, schreibt er damals. 2007 schreibt er: „Wünschen wir uns die Krise! Sie bedrängt, sie bedroht unser krankes Vaterland zwar, aber gerade dies weckt vielleicht den Mut, ins Unvorhersehbare abzuspringen und das zu wagen, was den Namen ‚Politik‘ verdiente: Nur kein Rückfall ins Siechtum, ins Latente, ins Erdulden!“ 

      2008 gründet Kubitschek gemeinsam mit dem Chefredakteur der Blauen Narzisse, Felix Menzel, die „Konservativ-Subversive Aktion“, die sich linken Protestformen bedient. Als der Studentenverband der Linkspartei im Mai an der Berliner Humboldt-Universität einen Kongress zur 68er-Bewegung veranstaltet, stürmen Kubitschek und seine Mitstreiter das Audimax, werfen Flugblätter, besetzen das Podium und fordern den Abbruch der Veranstaltung. Drei Monate später rennen Kubitschek & Co. bei einer Lesung mit Günter Grass auf die Bühne des Hamburger Thalia-Theaters. Dem Schriftsteller werfen die Aktivisten vor, den Deutschen in Bezug auf den Nationalsozialismus einen „Schuldkomplex“ einzureden. „Was die Szene braucht, sind Offensivgeist und Unerschütterlichkeit“, schreibt Kubitschek danach in der Sezession. „Angriff heißt Deutungshoheit, wenn auch nur für die Dauer der Aktion.“ Die Behauptung eines angeblichen „Schuldkults“ zieht sich durch die publizistische Karriere Kubitscheks. Im September 2014 schreibt Kubitschek, er gehe davon aus, „daß wir in einem kranken Staatsgebilde und Volkskörper leben: amerikanisiert, also umerzogen bis zur Selbstverleugnung; in manchen Regionen und Städten überfremdet bis zur Unkenntlichkeit; seelisch verkrüppelt durch eine auf Schuld, Schande und verbrecherisches Erbe fixierte Geschichtserzählung und -politik.“ Bei der Eröffnung der IfS-Sommerakademie im September 2023 spricht er von einer „Vergiftung der Vergangenheit durch moralisierende Geschichtserzählung“, die zu den „Grundbausteinen unserer Republik“ gehöre. „In Deutschland tobt ein geistiger Bürgerkrieg. Also: Lasst uns Krieg führen.“

      Innerhalb der AfD ist Kubitscheks Einfluss in den vergangenen Jahren stark gewachsen. „Vieles, was an der AfD und an anderen Widerstandsprojekten grundsätzlich, kompromißlos, nicht verhandelbar und angriffslustig wirkt und ist, wurde in unserer Zeitschrift vorausgedacht, ausformuliert und in die Debatte erst eingespeist“, heißt es schon 2020 in der Sezession. Das ist nicht nur Eigenlob, die Verbindungen sind tatsächlich eng. Ein Beleg von vielen ist, was Maximilian Krah im August 2023 nach seiner Wahl auf Europa-Listenplatz eins zu Kubitschek und der neurechten Publizistin Ellen Kositza, Kubitscheks Frau, sagt: „Ich wäre nicht Spitzenkandidat ohne Ihrer beider Hilfe.“ Das Bündnis ist mittlerweile aus anderen Gründen zerbrochen. Im Juli 2024 sind dann mit Björn Höcke, Jörg Urban und Hans-Christoph Berndt gleich alle drei Spitzenkandidaten für die kurz darauf anstehenden Landtagswahlen in Thüringen, Sachsen und Brandenburg vor Ort. Als ich Berndt im September 2024 kurz vor der Wahl in einem Café in Potsdam treffe und auf Kubitschek anspreche, gerät der 68-Jährige ins Schwärmen. „Ich habe große Hochachtung vor dem, was die tun, das hat mir eine neue Welt aufgetan“, sagt er über das Institut für Staatspolitik. Die politische Macht sei wichtig. „Aber wenn wir als Deutschland eine Zukunft haben wollen, dann müssen wir umdenken.“ Zu diesem Umdenken trage Kubitschek entscheidend bei. Auch die Bundesvorsitzende Alice Weidel war bereits vor Ort, ihr Amtskollege Tino Chrupalla ließ sich 2023 von Kubitschek und Geschäftsführer Erik Lehnert für die Sezession interviewen. In den westdeutschen Landesverbänden gibt es allerdings auch einige hochrangige Funktionäre, die sehr kritisch auf Kubitscheks Treiben und die Verbindungen in die eigene Partei blicken. Und sogar im mittlerweile aufgelösten Flügel sieht so mancher Kubitscheks Rolle als Spiritus Rector kritisch. Kubitschek sehe sich als „Maßstab aller Dinge“, wird da etwa hinter vorgehaltener Hand gemunkelt. Besonders eng ist der Kontakt zweifellos zu Björn Höcke. Höcke ist nicht nur bei zahlreichen Veranstaltungen vor Ort, sondern reist auch privat immer wieder zu Kubitschek. Dann gehen sie zusammen wandern. Nicht gemütlich, sondern als Leistungsmarsch: 30 Kilometer in fünf Stunden, das kennen sie von der Bundeswehr. Beim Wandern diskutieren sie gemeinsam über die aktuelle Lage der AfD, Deutschlands, der Welt – und besprechen, wie sie ihre nächsten Ziele im Bündnis umsetzen können.

      Stefan Möller – Der Stratege im Hintergrund

      Auf Stefan Möller kann Björn Höcke sich ebenfalls verlassen. Möller ist loyal, bei Angriffen von außen und innen immer da. Er nimmt Höcke einen großen Teil der Parteiarbeit ab, ist für die innere Organisation und Führung verantwortlich. Während Höcke in Vorstandssitzungen auf manche Funktionäre oft wie ein Zuschauer wirkt, ohne Vorbereitung auf die jeweilige Tagesordnung, sind Möller und Parteivize Torben Braga diejenigen, die bestens Bescheid wissen über alles, was besprochen werden muss, und die Sitzungen leiten. Höcke ist dafür der Frontmann und das Gesicht nach außen. Er hat eine hohe Anziehungs- und Abstoßungskraft und bindet dadurch ein hohes Maß an Aufmerksamkeit auf den Landesverband. Weit mehr, als ein kleiner Verband wie Thüringen üblicherweise erwarten könnte. Davon profitiert auch Möller. Bislang stört es ihn nicht, im Schatten von Höcke zu stehen. Er hat keinen Grund, sich von ihm zu emanzipieren. Mit der Rolle als Stratege im Hintergrund ist er zufrieden. Die beiden prägt eine jahrelange und enge Vertrauensbeziehung. Bereits seit 2014 führen sie den Verband gemeinsam, länger als alle anderen Landesvorsitzenden. Möller ist auch da, wenn es im Landesverband zu Streitigkeiten kommt. Sein Amtskollege Höcke ist in solchen Situationen häufig wenig entscheidungsfreudig, wirkt auf seine Parteifreunde immer wieder unentschlossen. „Zwei Seelen wohnen, ach! In meiner Brust“, zitiert Höcke in solchen Situationen aus Goethes Faust. Dann gibt Möller die Marschroute vor. Höcke folgt dem meist. Nur wenn Höcke ein anderes Gedicht zitiert, von Ludwig Hölty, wissen seine Parteifreunde, auf welche Seite er sich schlägt. „Üb’ immer Treu und Redlichkeit, bis an dein kühles Grab“, sagt Höcke – und zwar dann, wenn er jemandem moralisch verurteilenswertes Verhalten vorwerfen will.

      Im Jahr 2026 will Möller allerdings tatsächlich aus dem Schatten von Björn Höcke treten, in Absprache mit ihm. Dann wird der Bundesvorstand der AfD neu gewählt. Bereits 2024 hatte er intensiv eine Kandidatur sondiert. Von den Strippenziehern der anderen Landesverbände sowie der Bundesebene war ihm damals aber klargemacht worden, dass im Bundesvorstand neben Parteivize Stephan Brandner kein Platz für einen zweiten Thüringer sei. Beim nächsten Mal soll Brandner, seit 2019 Vize-Parteichef, aus dem Bundesvorstand weichen und Platz für Möller machen. Höcke kann sich auf Möller deutlich besser verlassen als auf Brandner, der als Showman gilt und sehr viel stärker auf Eigeninteressen zielt. Wenn der Plan aufgeht, wird Höckes engster Vertrauter innerhalb der AfD Weidels Stellvertreter. Höcke selbst hat bislang nie für die Parteispitze kandidiert – auch wenn er immer wieder damit kokettiert hat. Sogar sein langjähriger Vertrauter Andreas Kalbitz kritisiert das offen. „Die Ankündigungspolitik in Bezug auf mögliche Kandidaturen für den Bundesvorstand und Bundestag war ein Problem“, sagt er mir. „Das hat viele im Flügel enttäuscht, sie haben auf seine Kandidatur gewartet und gehofft.“ Höcke war hingegen stets bewusst, dass diese Kandidatur mit Risiken verbunden sein würde. Vertreter der einflussreichen Westverbände, die befürchteten, eine Wahl des Thüringers wäre der Außenwirkung der Partei abträglich, hätten ihn durchfallen lassen können. In diesem Fall wäre Höckes Nimbus der Unbesiegbarkeit unwiederbringlich zerstört worden. Bislang nämlich war jede Kandidatur Höckes innerhalb der AfD erfolgreich.

      Fragt man die aus der AfD ausgetretenen früheren Landtagsabgeordneten Karlheinz Frosch und Tosca Kniese oder den früheren Bundestagsabgeordneten Klaus Stöber nach Stefan Möller, hört man äußerst negative Zuschreibungen. „Möller ist der größte Intrigant“, sagt Frosch. „Er ist für die Disziplinierungen zuständig. Höcke tut dann überrascht und will immer gut dastehen.“ Die frühere Vize-Landeschefin Kniese sagt, Möller leiste innerhalb des Landesverbands die „Drecksarbeit“. „Er ist der Strippenzieher und spinnt unermüdlich die sogenannten Intrigen. Und er hat ganz offensichtlich ein Problem mit Frauen, insbesondere mit selbständigen Frauen aus der alten Bundesrepublik“, behauptet sie. „Immer wieder macht er Witzchen, die deutlich unter die Gürtellinie zielen. Es folgte immer ein verbaler Tiefschlag nach dem anderen.“ Thomas Rudy, der für die Thüringer AfD zwischen 2014 und 2024 im Landtag saß, will sich an „richtig ausländerfeindliche Sprüche“ von Stefan Möller erinnern. „Er hat mehrmals von ‚Kanaken‘ gesprochen“, behauptet er. Möller teilt hierzu mit, Knieses Kandidatur auf einem der aussichtsreichsten Listenplätze für den Landtag sei das Ergebnis einer „gezielten Förderung“ durch Björn Höcke und ihn. „Im Übrigen klagen Freund und Feind über meine Neigung zum Sarkasmus.“ Den Begriff des „Kanaken“ habe er mehrfach öffentlich verwendet – „als Beispiel für die Erläuterung von Kraftausdrücken als Ventilfunktion im höchstpersönlichem Umfeld, meistens verbunden mit der Kritik an der Verfolgung solcher nichtöffentlichen Gefühlsausbrüche“. Möller gibt zu, den Begriff auch intern verwendet zu haben. „Natürlich nutze auch ich Sprache als Ventilfunktion im vertrauten Umfeld, wenn ich anlassbezogen starke Empörung oder Wut kanalisieren möchte“, sagt er. Klaus Stöber saß für die Thüringer AfD zwischen 2021 und 2025 im Bundestag sowie zwischen 2016 und 2018 im Landesvorstand. „Stefan Möller hat Dreck am Stecken“, sagt er mir im Dezember 2024 bei einem Treffen in Berlin. „Er diskreditiert Mitglieder, streut falsche Gerüchte, übt Druck auf diejenigen aus, die nicht linientreu sind. Er ist der Mann fürs Grobe.“ Der Steuerberater erhebt einen schweren Vorwurf gegen Möller. Im Jahr 2018 habe Möller in einer Landesvorstandssitzung, in der über mögliche Direktkandidaten für die nächste Landtagswahl diskutiert wurde, ein Telefonat zwischen zwei anderen AfD-Mitgliedern abgespielt, das einer der beiden Gesprächspartner heimlich aufgenommen haben soll. Darin soll sich ein potenzieller Kandidat negativ über Höcke geäußert haben. Stöber spricht von „Stasi-Methoden“. Mehrere weitere Anwesende erinnern sich ebenfalls daran. Möller bestreitet den Vorgang.

      Dem Thüringer Verfassungsschutz fällt Möller immer wieder mit Kommentaren auf, die infrage stellen, dass Deutschland ein demokratischer Rechtsstaat ist. Der Inlandsgeheimdienst wertet das in einer internen Belegsammlung als „Delegitimierung des demokratischen Rechtsstaates“. Im Mai 2021 schreibt Möller, im Bundesverfassungsgericht würden Richter entscheiden, „die von der herrschenden politischen Mehrheit sorgfältig ausgewählt und eingesetzt wurden“. Im Verfassungsschutzbericht heißt es hierzu: „Der AfD-Landessprecher spricht den unabhängigen Gerichten ihre Kontrollfunktion und somit der Bundesrepublik ein System demokratischer Gewaltenteilung ab.“ Damit bediene er „ein scharfes Schwert im Kampf gegen demokratische Institutionen“. Im August 2024 treffe ich Möller im Verwaltungsgericht Weimar. Fünf Tage vor der Landtagswahl entscheidet das Gericht über die Klage „Alternative für Deutschland gegen Freistaat Thüringen“. Während die AfD in anderen Landesverbänden gegen die gesamte Einstufung vorgeht, klagen die Thüringer lediglich gegen einzelne Sätze im Verfassungsschutzbericht. Unter anderem die Einstufung von Möllers Aussagen über das Bundesverfassungsgericht will sich die Landespartei nicht gefallen lassen. Möller wirkt entspannt, das Thema ist für ihn nicht neu. Der Verfassungsschutz sei ein „Fremdkörper in der Demokratie“, sagt er mir. Dann betritt er den Verhandlungssaal, wo der Vizepräsident des Thüringer Verfassungsschutzes, Roger Derichs, bereits wartet. Sie wechseln kein Wort miteinander, im Verhandlungssaal herrscht völlige Stille. Als die Uhr an der Wand des Saals auf 14 Uhr schlägt, kommt der Vorsitzende Richter Thomas Lenhart herein, der Präsident des Gerichts. Er weist die Klage ab – und begründet dies mit der rechtmäßigen Wahl der Verfassungsgerichtsmitglieder, die hälftig vom Bundestag und Bundesrat sowie mit einer Zwei-Drittel-Mehrheit erfolgt. „Dieses Wahlverfahren soll gerade eine einseitige Auswahl durch bestehende politische Mehrheiten verhindern“, sagt Lenhart. Die Bewertung des Nachrichtendiensts sei daher vertretbar. 

      Bei mir hinterlässt der Termin in Weimar zunächst ein Störgefühl. Warum findet die Urteilsverkündung ausgerechnet fünf Tage vor der Wahl statt? Dann erfahre ich, dass es die AfD war, die die vorherige mündliche Verhandlung von Anfang Juli auf Anfang August hatte verschieben lassen. Das Störgefühl entsteht zunächst aber nicht nur aufgrund der Terminierung. Neben dem Posting über das Bundesverfassungsgericht geht es an diesem Tag auch um ein Posting von Björn Höcke über einen Messerstecher, der 2021 in Würzburg drei Frauen ermordete. Dass der Inlandsgeheimdienst ausgerechnet in einem solchen Posting eine „extremistische Islamfeindschaft“ erkennen will, wirkt auf den ersten Blick unglücklich. Zwar ist die Interpretation der Behörde, Höcke habe in seinem Text nicht auf das Verhalten des Täters, sondern lediglich auf dessen ethnische Zugehörigkeit abgezielt, durchaus plausibel. Für zweifellos rassistische Aussagen hätte man aber auch zahlreiche andere Beispiele finden können, ohne sich derart angreifbar zu machen. Letztlich spricht das Auslösen meines Störgefühls für die kluge Strategie der Thüringer AfD, nicht die gesamte Einstufung anzugreifen, sondern sich lediglich wenige Passagen herauszugreifen, die besonders angreifbar sind. Daher geht es vor Gericht gar nicht um die Einschätzung, die Thüringer AfD bejahe „neben einem zutiefst rassistischen Menschenbild implizit Gewalt als Mittel“. Und dass die Thüringer AfD die „Überwindung des gesamten ‚Systems‘ als alternativlos“ ansehe, spielt in Weimar ebenfalls keine Rolle. Äußerst bemerkenswert ist übrigens, wie Stefan Möller diese Strategie beschreibt: „Sie können einen Enthauptungsschlag durchführen, wenn Sie den Gegner bekämpfen wollen, oder Sie filetieren ihn, Stück für Stück.“ Man habe sich für zweitere Variante entschieden. 

      Benedikt Kaiser – Der Theoretiker

      März 2006 in Grafenwöhr. Die Autonomen Nationalisten Schwabach haben zu einer Demonstration aufgerufen. 60 Neonazis marschieren in der Nähe des dortigen US-Truppenübungsplatzes unter dem Motto „Solidarität mit dem Iran – Gegen die One-World-Diktatur der USA“ durch die nordbayerische Gemeinde. In einem Aufruf zur Demonstration heißt es: „Wir bekennen uns zur Freiheit der islamischen Völker und solidarisieren uns mit diesen im Kampf gegen den US-Imperialismus!“. „Nie wieder Israel“, schallt es durch die Reihen. „Zionisten – Mörder und Faschisten“. Ein Grußwort vom Holocaust-Leugner Horst Mahler wird übermittelt. So notiert es später der Journalist Anton Maegerle. Mir liegen Fotos von der Demonstration vor. Auch der 1987 geborene Benedikt Kaiser ist auf den Fotos zu sehen, ein heutiger Vertrauter von Björn Höcke. Noch heute positioniert sich Kaiser proiranisch. 2020 bezeichnet Kaiser den Iran in der Sezession als „von den USA als ‚Schurken‘ diffamierte Nation“. 2022 beklagt er auf Twitter, auch in Teilen der AfD werde „das recht offensichtliche Agenda-Setting gegen den Iran mitgespielt“. Und 2019 wendet er sich in der Sezession gegen eine „neokonservative Islamfeindlichkeit“.

      Die Demonstration in Grafenwöhr ist nur eine von vielen neonazistischen Versammlungen, an der Kaiser in den 2000er- und 2010er-Jahren teilnimmt. Etwa als die führenden Szene-Kader Christian Worch und Steffen Hupka für den 1. Mai 2006 zu einem „Sternmarsch“ in Leipzig aufrufen, ist Kaiser dabei. Beide Anmelder waren zuvor Funktionäre in zahlreichen später verbotenen Neonazi-Organisationen. Im September 2008 beteiligt sich Kaiser an einer NPD-Demonstration in Berlin. Auf einem Foto ist er in einem sogenannten Schwarzen Block von Autonomen Nationalisten zu sehen. Auf einem Transparent neben Kaiser steht „Nationale und sozialistische Aktion“. In den Jahren 2008 und 2009 ist Benedikt Kaiser Teil des Neonazi-Netzwerks „Freies Netz“, das sich als Elite der Szene versteht sowie weltanschaulich gefestigt und theoretisch geschult ist. Kaiser gehört damals zum harten Kern des Netzwerks und bewegt sich im engen Umfeld der Kameradschaft „Nationale Sozialisten Chemnitz“, die später als „Freies Netz Chemnitz“ auftritt. Laut einer Publikation des Deutschen Gewerkschaftsbunds in Südwestsachsen nimmt Kaiser sogar eine „zentrale Rolle“ in der Neonazi-Gruppierung ein. Auf einem mittlerweile nicht mehr abrufbaren Internetportal präsentiert sich die Kameradschaft während Kaisers dortigen Aktivitäten als „Kern einer neuen nationalen Jugendbewegung“ und veröffentlicht zahlreiche Texte. „Unsere Vision der Volksgemeinschaft steht im direkten Gegensatz zur demokratisch-kapitalistischen Gesellschaft“, heißt es darin etwa. Es brauche eine Synthese von Nationalismus und Sozialismus, Ziel sei „die Schaffung einer sozialistischen Volksgemeinschaft in einem völkisch ausgerichtetem Staat“. Voraussetzung dafür sei auch, dass „die Zinsknechtschaft gebrochen“ werde. „Brechung der Zinsknechtschaft“ ist der Titel einer 1919 erschienenen und antisemitisch geprägten Streitschrift des nationalsozialistischen Wirtschaftstheoretikers Gottfried Feder und war Teil des 25-Punkte-Programms der NSDAP. „Von einem Neger kann sicherlich jeder den Deutschen unterscheiden“, heißt es auf dem Internetportal der Chemnitzer Neonazis im Jahr 2010 weiter. „Die Völker sind nicht nur an Gestalt, sondern auch an Wesen verschieden. Rasse und Seele sind dabei eine Einheit.“ Vorgeschlagen wird zudem, dass sich der „nationale Widerstand“ in die „antiglobalkapitalistische Front einreihen“ solle. „Eine punktuelle Kooperation sollte auch mit dem islamisch geprägten Widerstand gegen die westliche ‚Werte‘gemeinschaft angestrebt werden. Die durch ihren religiösen Glauben geistig hoch motivierten Kämpfer im Irak oder in Afghanistan stellen auch nach der ungerechtfertigten Besetzung der ‚Schurkenstaaten‘ ein erhebliches Bedrohungspotenzial für die US-Imperialisten dar.“ Die Terrororganisation al-Qaida – hier als „islamisches Netzwerk“ verharmlost – verweigere sich „hartnäckig dem ‚American way of life‘“. Die religiösen Vorstellungen von Muslimen ließen sich „eben nicht mit dem westlichen Materialismus vereinbaren, finden aber einige Parallelen zu einer nationalistischen Weltanschauung“. Die Texte beziehen sich zudem etwa auf die „Konservativen Revolutionäre“ Armin Mohler und Arthur Moeller van den Bruck sowie auf den Soziologen Ferdinand Tönnies. Alle drei Publizisten werden später auch von Benedikt Kaiser vielfach zitiert. Meine Frage, ob er die genannten Texte der Neonazi-Plattform verfasst habe, hält er dennoch für „albern“. „Ich habe keine Zeit für derlei raunende Spekulationen, die mit jeder weiteren Mail an Absurdität zuzunehmen scheinen“, schreibt er mir im August 2025. „Ich arbeite derweil lieber real- und metapolitisch an Lösungswegen für jene Probleme, die durch die anhaltende Konvergenz der Krisen aufgeworfen werden.“

      Mit den Aktivisten der „Nationalen Sozialisten Chemnitz“ nimmt Kaiser neben den genannten Aufmärschen an zahlreichen weiteren Neonazi-Versammlungen teil. Das wichtigste Event der Szene ist damals die jährliche Demonstration im Februar zum Jahrestag der Bombardierung von Dresden von 1945. Im Jahr 2009 ist Kaiser dabei. Bei der Vorabend-Demo läuft Kaiser hinter einem Transparent der mittlerweile aufgelösten spanischen Neonazi-Partei Nationale Allianz. Am nächsten Tag ist erneut Teil eines Schwarzen Blocks. Kurz darauf ist Kaiser schon wieder auf der Straße. Am 1. Mai 2009 beteiligt er sich im sächsischen Freiberg gemeinsam mit 330 weiteren Personen an einer Demonstration unter dem Motto „Zukunft statt Kapitalismus – Freiheit statt BRD“, angemeldet vom Neonazi Maik Müller. Beobachter notieren Sprechchöre wie „Palästina hilf uns doch – Israel gibt’s immer noch!“ und „Juden raus – aus Palästina“. Zu sehen sind außerdem Schilder mit der Aufschrift „Die Demokraten bringen uns den Volkstod“. Fotos des Journalisten Johannes Grunert zeigen Kaiser zudem auf einem Aufmarsch am 1. Mai 2010 in Zwickau, der von der NPD und den „Nationalen Sozialisten Zwickau“ organisiert wird. Motto der Versammlung: „Arbeit für Deutsche – Fremdarbeiter-Invasion stoppen“. Kaiser steht auf den Fotos hinter einem Transparent der Freien Nationalisten Halle/Saale mit der Aufschrift „Demokratie hat keine Zukunft“. Im März 2011 marschiert Kaiser schließlich durch die Chemnitzer Innenstadt, gemeinsam mit etwa 500 weiteren Neonazis. Anlass ist der Jahrestag der Bombardierung am Ende des Zweiten Weltkriegs, das Motto der Demo lautet „Die Opfer waren unsere Familien“. Anmelder ist der NPD-Kreisvorsitzende Sven W., der zudem den „Nationalen Sozialisten Chemnitz“ angehört. Im März 2014 verbietet das sächsische Innenministerium die Gruppierung. Die Ziele der Vereinigung seien ausgerichtet auf die „(Wieder)errichtung eines Staates, der im Wesen dem historischen Nationalsozialismus entspricht“, heißt es in dem nicht öffentlichen Verbotsbescheid. Die Gruppierung bekenne sich zur NSDAP und strebe in „kämpferisch-aggressiver Form“ die Überwindung der verfassungsmäßigen Ordnung an. Subjekt dieses Staates sei „nicht der Mensch und sein Willen, sondern ‚die Volksgemeinschaft‘“. Innerhalb der rechtsextremistischen Szene von Chemnitz sei die Kameradschaft außerdem „eine Adresse, an die man sich wendet, wenn es um Gewalt gegen Ausländer oder um eine Auseinandersetzung mit anderen politischen Gegnern geht“. Kaiser ist da schon nicht mehr dabei. Weitere Fotos zeigen ihn in früheren Jahren im Umfeld der Hooligangruppe „Chemnitzer New Society 2004“. Eines der Fotos ist beim fünften Geburtstag der Gruppe im Jahr 2009 entstanden. Auf dem Foto zeigen drei hinter Kaiser stehende Männer den Hitlergruß. Logo der Gruppe, die sich auch „NS-Boys“ nennt, ist das Konterfei eines Hitlerjungen. Meine Recherche zeigt zudem, dass Kaiser im August 2010 im Landkreis Görlitz bei einem Fest des NPD-Presseorgans Deutsche Stimme als Ordner tätig ist, gemeinsam mit Führungskadern der „Nationalen Sozialisten Chemnitz“ und Mitgliedern des NPD-Jugendverbands JN. So wird es den zuständigen Polizeibehörden mitgeteilt. Bei der Veranstaltung treten zahlreiche Szene-Bands auf, die NPD-Spitzen halten Reden. Etwa 1500 Gäste füllen die Kasse der Partei. Das Ordnerteam beschwert sich anschließend in einer Stellungnahme bei den Organisatoren der NPD-Bundespartei über die Teilnehmer. „Ungezügelter Alkoholausschank und Musikgruppen, die in der subkulturellen Szene hohes Ansehen genießen, machten das Pressefest wieder einmal zu einem Wallfahrtsort für den letzten unpolitischen ‚Szenenationalisten‘, der den nationalen Sozialismus im schlimmsten Fall nur als ein Etikett für seine plumpen Profilierungsbedürfnisse versteht, inhaltlich damit jedoch nichts anzufangen weiß“, schreiben die Aktivisten in einer Stellungnahme. Die Aktivisten beklagen sich weiter über den „subkulturellen und erlebnisorientierten Bodensatz der Szene“, der schon seit Jahren „eine Plage für jede konstruktiv arbeitende politische Gruppierung unserer Weltanschauung“ sei. „Die Vertreter des Freien Netzes und der JN-Sachsen werden sich in Zukunft nicht mehr als Ordnerdienst für solche Szeneveranstaltungen zur Verfügung stellen, sollten die NPD und der Deutsche Stimme-Verlag nicht dazu bereit sein, eine Weiterentwicklung einzuleiten und sich von Kommerz und subkultureller Entartung zu distanzieren.“

      Im Jahr 2009 lernt Kaiser Götz Kubitschek kennen. Kaiser studiert damals Politikwissenschaften an der Technischen Universität Chemnitz. Später wird er viele Jahre lang als Lektor in Kubitscheks Verlag tätig sein. Im Jahr 2013 erscheint im rechtsextremen Regin-Verlag das Buch „Phänomen Inselfaschismus: Die britischen Blackshirts und die irischen Blueshirts“ von Benedikt Kaiser und Eric Fröhlich. Aus dem Verbotsbescheid des sächsischen Innenministeriums geht hervor, dass Fröhlich zur Führungsriege der „Nationalen Sozialisten Chemnitz“ zählte. Laut einem Zeit Online-Text von Johannes Grunert stand Fröhlich mit führenden Neonazi-Kadern aus der Region in Kontakt, darunter mit zwei Unterstützern der Terrorgruppe Nationalsozialistischer Untergrund, Ralf Wohlleben und André Eminger. Als ich im Mai 2023 öffentlich mache, dass der Höcke-Vertraute Jürgen Pohl Kaiser in seinem Bundestagsbüro angestellt hat, und Kaiser frage, wie er seine früheren Aktivitäten in der neonazistischen Kameradschaftsszene bewertet, reagiert er nicht. Eine Gesprächsanfrage für dieses Buch sagt er im Juni 2025 mit Bezug auf die damalige Berichterstattung ab. Den Journalisten Christian Fuchs und Paul Middelhoff hatte er im Jahr 2019 erzählt, dass Kubitschek ihn in vielen Gesprächen auf die „Widersprüche in der Ideologie der Alten Rechten“ aufmerksam gemacht und ihm stattdessen die Autoren der „Konservativen Revolution“ zu lesen gegeben habe. „Irgendwann sei er nicht mehr zu Neonazi-Aufmärschen gegangen, sondern habe begonnen, selbst Aufsätze zu schreiben“, heißt es in dem Buch „Das Netzwerk der Neuen Rechten“ von Fuchs und Middelhoff. Als die Zeit-Journalistin Mariam Lau Kaiser im Jahr 2024 für ein Porträt trifft, will er über die Jahre als Neonazi zwischen 2005 und 2011 „am liebsten gar nicht groß reden“, notiert Lau in ihrem Text. Was ihn in die Kameradschaftsszene getrieben habe, „kann oder will er nur vage sagen“. Irgendwann seien Glatzen und Springerstiefel nichts mehr für Kaiser gewesen, der viel gelesen habe und habe studieren wollen, schreibt Lau. „Weder er noch seine Freunde seien je gewalttätig geworden, behauptet er. ‚Die Militanz war bloße Geste‘, erklärt Kaiser. Er will nichts entschuldigen, sich aber auch nicht distanzieren und trotzdem irgendwie klarmachen, dass zwischen dem Benedikt Kaiser von damals und dem Autor von heute Welten liegen.“ Kaisers Behauptung der Gewaltlosigkeit seiner Kameraden darf allerdings bezweifelt werden. Etwa ein Kader der „Nationalen Sozialisten Chemnitz“ wurde im Jahr 2008 wegen gefährlicher Körperverletzung verurteilt. 

      Kaisers Schriften klingen Jahre später allerdings tatsächlich anders als die seiner früheren Kameraden. Im neurechten Ökologie-Magazin Die Kehre beklagt er etwa 2022 „unreif-provokante Klischee-‚Neonazis‘“, in der Compact wendet er sich 2023 gegen „militante Akte der Verzweiflung“. Dort benennt er bereits 2018 den „Rassenwahn“ der Nationalsozialisten. In seinem 2020 erschienenen Buch „Solidarischer Patriotismus“ kritisiert Kaiser einen „deterministischen und hierarchisierenden Vulgärbiologismus eines anvisierten Herrenmenschentums“ und zitiert den Politikwissenschaftler Christoph H. Werth, der feststellte, wie „jener Wahnkomplex aus Rassedenken und Sozialdarwinismus jeden Gedanken an Sozialismus überlagert“ hatte. Aus der Neonazi-Szene wird Kaiser dafür wiederum kritisiert. Der führende Aktivist Sascha Krolzig schreibt 2022 in seiner Zeitschrift Nationaler Sozialismus Heute, Kaiser verfalle in seinem Buch „zunehmend in eine politisch korrekte Diktion“. „Etwas mehr Sachlichkeit und Unaufgeregtheit hätte dem Autor, der immerhin im Nationalen Widerstand politisch sozialisiert wurde, an dieser Stelle gutgetan.“ Mittlerweile ist Benedikt Kaiser einer der wichtigsten Theoretiker der Neuen Rechten und hat auch auf Teile der AfD Einfluss. Innerhalb des Höcke-Lagers sagen ihm manche sogar nach, Kubitschek in dessen Status als wichtigster Denker des Partei-Vorfelds abzulösen. Kaiser ist einer der besten Kenner der europäischen Rechten sowie linker und rechter Theoriedebatten. Wie bereits Neue Rechte vor ihm bezieht er sich etwa intensiv auf den marxistischen Philosophen Antonio Gramsci. 

      April 2025 in Berlin-Lichterfelde in der Kneipe Staatsreparatur, die vom früheren aus der AfD ausgeschlossenen Landtagsabgeordneten Andreas Wild betrieben wird. Wild hat zu einem Vortrag von Benedikt Kaiser eingeladen. Gekommen sind rund 50 Zuhörer und drei Journalisten. Wild stellt den 38-Jährigen als „einen der wichtigsten Vordenker des rechten vorpolitischen Raums“ vor. Kaiser spricht an diesem Tag über „das Elend verkürzter CDU-Kritik“. Er trägt Hemd und Krawatte, steht vor einem roten Theatervorhang und spricht in ein Mikrofon. „Beim Stichwort Fehler sind wir bei der AfD“, sagt er. Die Rechtsaußen-Partei ist ihm nicht radikal genug. Er würde sagen, nicht „grundsätzlich“ genug. Es geht um die Brandmauer der CDU zur AfD. Am Tag zuvor hatte der sachsen-anhaltische CDU-Kreisverband Harz den Unvereinbarkeitsbeschluss zur AfD infrage gestellt. Der Kreisvorsitzende und Landtagsabgeordnete Ulrich Thomas war bereits im Jahr 2019 – im Zusammenhang mit einer Forderung nach einer CDU-AfD-Koalition – mit der Aussage aufgefallen, es müsse wieder gelingen, „das Soziale mit dem Nationalen zu versöhnen.“ „Dieses Begriffspaar mache ich mir selbstverständlich nicht zu eigen“, sagt Kaiser. Lachen im Saal. Dann geißelt Kaiser eine „romantische und verklärte Sicht auf die CDU“ in den Reihen der AfD. Diese liege daran, dass man den Charakter der AfD als „patriotische Sammlungsbewegung“ verkenne. Auch in der aktuellen Legislaturperiode arbeitet Kaiser wieder im Bundestag. Robert Teske hat ihn als wissenschaftlichen Mitarbeiter angestellt, wie Teske mir nach der konstituierenden Sitzung der Bundestagsfraktion im Februar 2025 bestätigt. 

      Robert Teske – Der Organisator 

      Als Björn Höckes langjähriger Büroleiter Robert Teske im Februar 2025 in den Bundestag gewählt wird, mit über 42 Prozent der Erststimmen in seinem Südthüringer Wahlkreis, schreibt Höcke ihm auf seinem Telegram-Kanal einen öffentlichen Abschiedsbrief. „Mit viel Idealismus und auch in brenzligen Situationen immer mit Ruhe und Gelassenheit bei der Sache, war er stets an meiner Seite“, schreibt er über Teske. „Gemeinsam haben wir alle Turbulenzen gemeistert und großartige Erfolge gefeiert.“

      Teske wurde in der AfD-Jugendorganisation Junge Alternative (JA) Bremen politisch sozialisiert – und im dortigen Ableger der rechtsextremen Identitären Bewegung (IB). Zentrales Ideologieelement beider Organisationen ist der Ethnopluralismus, Ziel sind ethnisch möglichst homogene Gemeinschaften. Die Verbindung zur IB ist im heutigen Jugendverband keine Seltenheit. Zu Teskes Zeiten war das jedoch anders. Im Sommer 2016 fasst der Bundesverband der JA einen Beschluss. „Die Identitäre Bewegung hat aufgrund ihres großen aktivistischen Potentials Ressourcen und Kapazitäten, um andere Organisationen zu unterwandern und gezielt zu beeinflussen“, heißt es darin. „Dem stellen wir uns entschlossen entgegen.“ Mehrere Monate ist es da schon her, dass Teske auf der Facebook-Seite eines Versandhandels aus dem Spektrum der IB „identitäre Grüße von der Waterkant“ hinterließ. Dazu angeheftet hatte er ein Foto, das ihn mit einem T-Shirt des Unternehmens zeigt. „PATRIOT“, heißt es auf dem Shirt – mit angedeuteten Lambda-Symbol der Identitären im O.

      Im Oktober 2016 ist Teske 26 Jahre alt und Bremen das einzige Bundesland ohne Landesverband der Jungen Alternative. Teske ändert dies, gemeinsam mit einem Dutzend Mitstreitern. Der Bremer AfD-Landeschef Frank Magnitz ist zu Gast und hält vor seinen jungen Parteifreunden eine Rede. „Die richtigen Mütter müssen Kinder bekommen, nicht irgendwelche Zugewanderten“, sagt er laut einem Bericht des Weser-Kuriers. Dann spricht er von einer „Invasion“ von Migranten und mahnt zur Eile. „Wir müssen den Widerstand mit aller Kraft aufbauen.“ Teske wird an dem Tag zum Landesvorsitzenden des neuen Jugendverbands gewählt. Ab dem ersten Tag gibt es in Bremen personelle Überschneidungen zur Identitären Bewegung, die im kleinsten Bundesland laut Bremer Senat im Jahr 2012 „überwiegend von Personen aus dem rechtsextremistischen Spektrum“ gegründet worden war, etwa von vorherigen Aktivisten der NPD oder deren Jugendorganisation JN. Einzelpersonen der IB Bremen seien „in der Vergangenheit strafrechtlich in Erscheinung getreten, u. a. mit politisch motivierter Kriminalität und Gewaltdelikten“, teilt der Senat im Juli 2017 auf eine Kleine Anfrage der Linksfraktion mit. Bei der JA-Gründung im Oktober 2016 sind neben Teske auch Lars Steinke und Jonas Schick dabei. Im Juni 2016 nahm Steinke an einer Großdemonstration der Identitären in Wien teil. „Erneut müssen wir das Abendland verteidigen“, postete er damals. „Heimat, Freiheit, Tradition, Multikulti Endstation!“, schallte es durch die österreichische Hauptstadt. „Europa für Europäer, Antifa nach Nordkorea!“ In der AfD bekommt Steinke später wegen seiner Verbindungen zur extremen Rechten Ärger. Darauf von der Hannoverschen Allgemeinen angesprochen, sagt er im März 2018, es gebe in der AfD zu viele Politiker, die nur an sich dächten. Er nennt sie „Parasiten“. Die AfD schließt Steinke im Jahr 2019 aus, da er den Hitler-Attentäter Claus Schenk von Stauffenberg einen „Feigling“ und „Verräter“ genannt hatte. Jonas Schick verlässt die Bremer JA im Sommer 2017 wieder und tritt nun auch öffentlich als Kader der IB in Erscheinung. Mittlerweile ist er Chefredakteur des Magazins Die Kehre, das das Thema Ökologie von rechtsaußen besetzen will. Und er arbeitet im Bundestagsbüro des Brandenburger AfD-Chefs René Springer, wie der taz-Journalist Gareth Joswig im Jahr 2023 öffentlich macht.

      Mai 2017, das als Gastronomiebetrieb genutzte Segelschiff Alexander von Humboldt liegt still an der Weser, an der Bremer Schlachte. Aktivisten der IB gelingt es, das Schiff zu besetzen. Robert Teske gehört nicht zu den Besetzern. Laut Beobachtern nimmt er aber eine koordinierende Rolle ein. Während der Aktion sitzt er demnach in einem Café mit bestem Blick auf das Schiff und führt ein Telefonat nach dem anderen. Er wirkt daran mit, dass die Aktion positiv über die Bühne geht. Teskes Mitstreiter gelangen auf das Schiff. Sie hissen die Flagge der Identitären Bewegung. Und sie hissen ein Banner mit der Aufschrift „Festung Europa! Grenzen schützen – Leben retten. Hilfe vor Ort statt Asylwahn“. In Bremen wird die IB durch die Schiffsbesetzung erstmals im Mainstream wahrgenommen. Zahlreiche Medien berichten. „Rechtsradikale kapern Segelschiff“, heißt es im Weser-Kurier. In der taz ist von „militanten Seglern“ die Rede. Dass mit Teske auch ein Aktivist der Jungen Alternative an der Aktion beteiligt war, wird der Öffentlichkeit damals nicht bekannt. Vielmehr hatte Teske noch im März 2017 im Weser-Kurier behauptet, keine Kontakte zur Identitären Bewegung zu haben. „Wir haben eine Unvereinbarkeitserklärung unterzeichnet – und die wird von uns auch umgesetzt“, sagte er damals. Auf meine Anfrage zur Schiffsbesetzung antwortet Teske im Juli 2025: „Jahrelang war ich die rechte Hand von Björn Höcke und Sie fragen ernsthaft nach einer angeblichen Teilnahme an einer unbedeutenden IB-Aktion vor über acht Jahren? Enttäuschend!“

      Im Juni 2017 nimmt Teske dann gemeinsam mit dem Bremer JA-Vizechef Marvin Mergard an einer Demonstration der IB in Berlin teil. Fotos von der Teilnahme werden in mehreren Medien abgedruckt. Teske geht in die Vorwärtsverteidigung. „Die Identitären machen gute Aktionen“, sagt er dem Weser-Kurier. Die damalige Bundesspitze der JA ist wenig begeistert. „Wir werden die Angelegenheit untersuchen und, sollte sich der Sachverhalt als zutreffend herausstellen, konsequent durchgreifen“, sagt der Vize-Bundeschef Krzysztof Walczak. In einem Gutachten des Bundesamts für Verfassungsschutz heißt es hierzu: „Im Nachgang wurden jedoch keine Konsequenzen seitens des JA-Bundesvorstands bekannt.“ Bemerkenswert ist auch, wie sich die JA Bremen unter dem Landeschef Teske geschichtspolitisch positioniert. Im November 2017 wird in Bremen über die Erweiterung eines Gedenkorts zu einem Bauwerk diskutiert, das während des Zweiten Weltkriegs von Zwangsarbeitern errichtet worden war. In einer Pressemitteilung beklagt der AfD-Jugendverband damals, es werde „rigoros der Schuldkult zum täglichen Zelebrieren ausgebaut“. Die Rede ist von „pathologischem Selbsthass“. Als der Platz vor dem Bahnhof Blumenthal, im Volksmund als „Ständer-Kreuzung“ bekannt, in „Jenny-Ries-Platz“ umbenannt wird, teilt die JA Bremen im Dezember 2017 mit, man stelle sich „gegen den Ausbau eines schuldhaften Umgangs mit unserer Historie“. Der Gastwirt Heinrich Ständer, NSDAP-Gemeinderatsmitglied, hatte dort einen Treffpunkt von SA-Anhängern eingerichtet. Jenny Ries war eine jüdische Kauffrau, die von den Nationalsozialisten ins Vernichtungslager Treblinka deportiert und dort 1942 ermordet wurde. Im September 2018 gibt der Bremer Innensenator Ulrich Mäurer (SPD) bekannt, den Landesverband der JA unter Vorsitz von Robert Teske künftig zu beobachten. „Diese Leute haben mehrfach in der jüngsten Vergangenheit ihre Masken fallen lassen“, sagt er in einer Pressekonferenz. „Die Botschaften dieser Gruppe sind teilweise Rassismus pur.“ Die Bremer JA ist damit die erste AfD-Gliederung, die vom Verfassungsschutz überwacht wird. Ein gemeinsames Statement des Innensenators und des Verfassungsschutz-Chefs verweist etwa auf einen Beitrag der JA Bremen vom Mai 2018. Dort seien Flüchtlinge pauschal diffamiert worden, in dem sie als „nutzlos“ und „kriminell“ sowie als „gesellschaftlicher Bodensatz“ bezeichnet wurden. Teske gibt dem später als gesichert rechtsextremistisch eingestuften Kampagnennetzwerk „Ein Prozent“ infolge der Verfassungsschutz-Beobachtung ein Interview. „Für die JA und die AfD muss das bedeuten, die Reihen nun umso fester zu schließen und unbeirrt für unsere Sache zu kämpfen“, sagt er. In der JA sehen das allerdings nicht alle so. Der Bundesvorsitzende Damian Lohr schlägt vor, den Bremer Verband aufzulösen. Der Bundeskongress folgt dem Vorschlag im November 2018 allerdings nicht. Eine große Mehrheit votiert für das Fortbestehen des Landesverbands. Teske behält sein Amt als Landeschef. 

      Auf Instagram postet Teske zu der Zeit zahlreiche Publikationen aus Schnellroda, unter anderem von seinem heutigen Mitarbeiter Benedikt Kaiser. Im September 2018 postet er ein Foto einer Flasche Club Mate – und schreibt dazu: „Getränk der Revolution #HipsterNipster“. Als Nipster – einem Kofferwort von Nazi und Hipster – hatten zuvor zahlreiche Medien Rechtsextremisten getauft, die sich stilistisch der sogenannten Hipster-Kultur anpassten. Im Juni 2018 posiert er mit zwei Mitstreitern vor einem Graffiti-Tag: „Nazis auf’s Maul“, heißt es an der Wand, die Männer grinsen und strecken den Daumen nach oben. Als schließlich Ende Mai 2020 ein weißer Polizist den Afroamerikaner George Floyd tötet, kommt es auch in Deutschland zu Massenprotesten der Bewegung Black Lives Matter (Schwarze Leben zählen). Aus Solidarität posten auch in Deutschland Zehntausende Instagram-Nutzer ein schwarzes Quadrat. Teske postet hingegen Anfang Juni ein weißes Quadrat. „Aus Gründen“, schreibt er dazu. Im Juli 2025 hält Teske seine erste Rede im Deutschen Bundestag. „Nichts läge mir ferner, als eine finanzkapitalistische Schattenmacht wie Blackrock zu loben“, sagt er. Bei seinem früheren Chef hat er offensichtlich gut zugehört.

      Torben Braga – Der Partei-Intellektuelle

      Um zu verstehen, in welchem Umfeld der Thüringer AfD-Vizechef, Bundestagsabgeordnete und Höcke-Vertraute Torben Braga politisch sozialisiert wurde, lohnt sich ein Blick zurück ins Jahr 1971. Bei der Jahresversammlung des Dachverbands Deutsche Burschenschaft, in dem sich schlagende akademische Männerbünde mit Lebensbundprinzip zusammenfinden, erzielen die völkisch-nationalistischen Bünde einen Durchbruch. Nach jahrelangen Diskussionen gelingt es ihnen, einen „volkstumsbezogenen Vaterlandsbegriff“ in der Satzung des Verbands zu verankern. Im Jahr 1981 wird schließlich in einem vom Verband beauftragten Rechtsgutachten konkretisiert, dass für die Aufnahme die deutsche Staatsangehörigkeit nicht das ausschlaggebende Kriterium sein könne. Dieses sei „allein für sich genommen nicht geeignet, den geforderten Nachweis jederzeitigen Eintretens für Volk und Vaterland zu bringen“. Bei Bewerbern, dessen Eltern beide keine deutschen Staatsangehörigen sind, müsse zwingend eine Einzelfallprüfung durch den Rechtsausschuss des Verbands erfolgen. Die neuen Aufnahmekriterien haben für den Dachverband gravierende Folgen, und zwar „eine kontinuierliche Verschiebung der politischen Kräfteverhältnisse zugunsten der extremen Rechten bis hin zur Selbstausschaltung zuerst des liberal-konservativen und später auch des konservativen Flügels“, wie die Politikwissenschaftlerin und Burschenschafts-Expertin Alexandra Kurth in einer Expertise für das Deutsche Jugendinstitut schreibt. Die meisten Bünde, die sich selbst als liberal-konservativ verstanden, treten bis Mitte der 1990er-Jahre aus. Nach dem Rechtsruck, im Jahr 2005, heißt es im bis heute gültigen „Handbuch der Deutschen Burschenschaft“: „Unter Deutschland verstehen wir den von Deutschen bewohnten Raum in Mitteleuropa einschließlich der Gebiete, aus denen Deutsche widerrechtlich vertrieben worden sind.“ Deutschland bestehe „unabhängig von staatlichen Grenzen“. Im Jahr 2011 kocht die Diskussion um die Mitgliederaufnahme erneut hoch. Im internen Nachrichtenblatt der Deutschen Burschenschaft wird ein neues Rechtsgutachten veröffentlicht, das die Satzung interpretiert. Die Abstammung wird nun bezüglich der Aufnahme noch stärker betont. Die deutsche oder österreichische Staatsangehörigkeit gilt nun nur noch als „ein Indiz“. Personen mit „mehrheitlich außereuropäischen Vorfahren“ seien „keine Angehörigen des deutschen Volkes“. Der Verband entfernt sich damit noch weiter vom geltenden Staatsangehörigkeitsrecht. Kurz darauf stellt ein Mitgliedsverband, die Alte Breslauer Burschenschaft der Raczeks zu Bonn, einen Antrag für den Burschentag. Der Bund fordert, die Mannheimer Burschenschaft Hansea aus dem Dachverband auszuschließen, da dieser einen Deutschen mit chinesischen Eltern aufgenommen hatte. Dies stelle einen „Makel“ dar – trotz Wehrdienst in der Bundeswehr und Bekenntnis zum „deutschen Vaterland“. Der Betroffene wird in dem Antrag als „Nichtdeutscher“ bezeichnet. In der Antragsbegründung heißt es, eine „nichteuropäische Gesichts- und Körpermorphologie“ weise „auf die Zugehörigkeit zu einer außereuropäischen populationsgenetischen Gruppierung und damit auf eine nichtdeutsche Abstammung“ hin. Aus formalen Gründen wird der Antrag beim Burschentag nicht abgestimmt, da er nicht fristgerecht eingegangen war. Doch er wird öffentlich, es gibt ein großes mediales Echo. Die Rede ist von „Rassevorschriften“ und „Ariernachweisen“. Zahlreiche weitere Bünde treten aus. Die Radikalen verbleiben im Dachverband. Dieser sei nun die „zentrale Institution für die akademische extreme Rechte“, schreibt die Expertin Alexandra Kurth. 

      Torben Braga wird nach dieser Radikalisierung Sprecher der Deutschen Burschenschaft, im Jahr 2015. Braga tritt damals aus der FDP aus und in die AfD ein. Er gehört während seines Studiums der Politikwissenschaft und noch heute der Marburger Burschenschaft Germania an, deren aktive Mitglieder das hessische Innenministerium mittlerweile als rechtsextrem einstuft. Als Burschenschaftler verteidigte Braga das völkische Weltbild seiner Bundesbrüder bereits im Jahr 2013. „Wenn jemand sich zu Deutschland bekennt und deutscher Abstammung ist, kann er bei uns aufgenommen werden“, sagte er damals der Hochschulzeitung Akrützel. Ob derjenige dann aus Polen, Estland oder Russland komme, sei irrelevant. Braga ist selbst in Brasilien geboren, ging dort auf eine deutsche Auslandsschule und direkt nach dem Abitur zum Studium nach Deutschland. Sein Stellvertreter im Burschenschafts-Vorstand ist der heutige Jungeuropa-Verlagsleiter Philip Stein, bereits damals ein gut vernetzter Aktivist der Neuen Rechten mit engen Kontakten zum Institut für Staatspolitik rund um Götz Kubitschek. Über Kubitschek vermittelt Stein Torben Braga an Höcke und die Thüringer AfD. Dort wird er zunächst Praktikant in der Landtagsfraktion – und sorgt gleich für den ersten Skandal. Die AfD schickt ihn in den Innenausschuss des Landtags. In ein Gremium also, das sich unter anderem mit der Entwicklung des Rechtsextremismus in Thüringen beschäftigt. Aufgrund der gleichzeitigen Tätigkeit als Vorsitzender des Burschenschafts-Dachverbands schließen die Koalitionsfraktionen Die Linke, SPD und Bündis 90/Die Grünen Braga von der Sitzung aus. Braga persönlich befördert der Ausschluss: Schnell stellt die AfD-Fraktion ihn als festen Mitarbeiter ein, für einen erneuten Ausschluss gelten nun deutlich höhere Hürden. Braga steigt in kurzer Zeit zur rechten Hand Höckes auf. 2019 wird er erstmals in den Landtag gewählt – und beeindruckt als parlamentarischer Geschäftsführer und im Ältestenrat sogar politische Gegner mit seiner sachlichen und pragmatischen Arbeit und herausragenden Kenntnissen der Parlamentsrechte. Er ist immer gut vorbereitet, agiert stets professionell. Als strategischer Kopf hat Braga den aus AfD-Sicht genialen Einfall, bei der Ministerpräsidentenwahl nicht den eigenen Kandidaten, sondern den FDP-Mann Thomas Kemmerich zu wählen. Ohne Braga hätte das ganze Spektakel im Februar 2020 wohl nicht stattgefunden. In seinem Landtagsbüro hängt eine Europa-Karte, die Deutschland einschließlich mehrerer Gebiete zeigt, die infolge der Weltkriege an andere Staaten gefallen sind. Braga will sich dazu auf Anfrage nicht äußern.

      „Das Netzwerken, die Parteiarbeit und unangenehme Gespräche überlässt Höcke anderen“, sagt mir die aus der AfD ausgetretene frühere Vize-Landeschefin Tosca Kniese. Der politische Kopf dafür sei Torben Braga. „Braga ist intelligent, bleibt sachlich, nüchtern und ist fachlich sehr stark. Ohne ihn wäre die AfD in Thüringen nicht da, wo sie heute steht. Und er behält fast immer einen kühlen Kopf“, sagt Kniese. Fast immer? „Ich erinnere mich, dass Torben Braga während zweier Fraktionssitzungen jeweils die Aussage ‚No Homo‘ tätigte“, sagt Kniese. Niemand habe darauf reagiert. „Ich war in diesen Momenten einfach nur irritiert über die Selbstverständlichkeit und Inbrunst, mit der er sprach.“ Auch hierzu will Braga keine Stellung nehmen. Bragas Verhältnis zu Björn Höcke ist eng. So eng, dass Braga ihn auch mal kritisieren kann. Höcke schätzt Braga als intellektuellen Kopf und legt Wert auf dessen Meinung – unabhängig davon, ob es eine andere als die eigene ist. Beide wissen, dass das Gegenüber kein Speichellecker ist. Braga stimmt sich mit Höcke ab, trifft aber auch eigene Entscheidungen. In den Bundestag versucht er es schon im Jahr 2021. Im Wahlkreis landet er nur knapp hinter dem SPD-Kandidaten – gerade einmal 0,7 Prozentpunkte fehlen.

      Bei Höcke ist es das Jahr 2024, in dem er so lange und intensiv wie nie zuvor abwägt, ob er endlich den Sprung nach Berlin wagen soll. Sein Interesse ist damals so groß wie nie zuvor, bestätigen Vertraute. Doch es spricht auch einiges dagegen. Für den Fraktionsvorstand wäre er im Bundestag nicht gesetzt, nicht einmal für die Stellvertreter-Plätze. Aufgrund der innerparteilichen Wahrnehmung würde er nicht dieselbe Unterstützung erfahren wie in seinem Landesverband, in dem die meisten ihm treu folgen. Und natürlich will er nicht vom Landesfürst zum Hinterbänkler absteigen. Und dann ist da noch die persönliche Sicherheit, die im Fokus seiner Überlegungen steht. Die Betreuung durch das Thüringer Landeskriminalamt ist sehr hochwertig, Höcke steht in der Öffentlichkeit unter ständigem Schutz. Im Bundestag gäbe es Vergleichbares nicht, wird ihm von den Behörden angedeutet. Jedenfalls nicht, solange Höcke weder Fraktionschef noch Minister ist. Als ich Höcke im Dezember 2024 beim Thüringer Landesparteitag in Arnstadt treffe, sagt er mir, die Entscheidung gegen eine eigene Kandidatur sei auch eine „Gefühlssache“ gewesen. Für den Gang in den Bundestag hätte gesprochen, „dass ich die AfD außenpolitisch in der Mitte und nicht einseitig in der Westbindung positionieren will“. Auch „persönliche Gründe“ seien in die Abwägung eingeflossen. „Ich bin ein Landmensch“, sagt er. „Und ich will beim Durchmarsch der AfD bei der nächsten Landtagswahl dabei sein. Dann ist die absolute Mehrheit das Ziel.“ Höcke entscheidet sich, stattdessen eine Kandidatur seiner engen Vertrauten Stefan Möller, Robert Teske und Torben Braga zu unterstützen. Allen drei gelingt das Erringen der Mandate. Nun stimmt sich das Trio in Berlin eng ab. Höcke verzichtet in Thüringen auf seine Mitstreiter, um über die drei neuen Abgeordneten seinen Einfluss in der Bundestagsfraktion weiter zu vergrößern. 

      Andreas Kalbitz – Der vermisste Strippenzieher

      Im Mai 2025 läuft in einem vietnamesischen Restaurant in Königs Wusterhausen „Bella Ciao“, in der Version italienischer Partisanen im Zweiten Weltkrieg. Während aus Musikboxen damit eine der wichtigsten Hymnen der antifaschistischen Bewegung ertönt, sitzt Andreas Kalbitz an seinem Stammplatz und schwärmt von Björn Höcke. „Höcke ist ein Intellektueller, unglaublich feinfühlig und sensibel“, sagt er. „Er geht in die Tiefe, arbeitet mit enormer Sorgfalt.“ Kalbitz hat für Höcke jahrelang Mehrheiten verwirklicht, Netzwerke zusammengebracht und zusammengehalten, Strippen gezogen. Er war der Organisator der Macht des Flügels, auf Parteitagen in Bund und Land immer in dirigierender Rolle. In der AfD hat er sich viele Feinde gemacht. Seit Jahren ist er draußen. Viele seiner engsten Mitstreiter hat er längst verloren. Mit Höcke steht er noch in Kontakt. Die Verbindung war aber schon mal deutlich stärker. Zwischen 2015 und 2020 war Kalbitz Höckes wichtigster Mann, mit großem Abstand. „Im Flügel hat jeder getan, was er konnte“, sagt er im Restaurant bei Pho und Weißwein. „Höcke war die Leitfigur, ich habe Netzwerkarbeit geleistet.“ 

      Kalbitz machte also das, was Höcke nicht kann: verhandeln, Interessen durchsetzen, hart bleiben. Beide handeln nicht opportunistisch, sondern als Überzeugungstäter. Für seine mitunter ruppige Art war Kalbitz in allen Strömungen berüchtigt. „Bei der Listenaufstellung für die Europawahl im November 2018 gingen vor Ort die Einpeitscher aus dem Flügel durch die Halle und versuchten, den Delegierten zu erklären, wen sie zu wählen haben“, sagt mir etwa ein ehemaliges Mitglied des AfD-Bundesvorstands. „Ich ging dazwischen, es kam zu einem massiven Streit. Nachts wurde ich dann angerufen und gebeten, auf eine bestimmte Etage des Hotels zu kommen. Gescheitelte Jüngelchen redeten massiv auf mich ein, dass ich meine Kandidatur zurückziehen solle. Es war unglaublich, wie diese Leute miteinander umgehen.“ Manche Parteifreunde hatten geradezu Angst vor Kalbitz. Und irgendwann waren sich genügend wichtige Funktionäre einig, dass zu viele Grenzen überschritten worden seien, dass Kalbitz raus müsse. Im Mai 2020 trifft der Bundesvorstand der AfD eine für die Geschichte der Partei historische Entscheidung. Sie ist denkbar knapp: Sieben Mitglieder des Gremiums stimmen dafür, Kalbitz’ Mitgliedschaft für nichtig zu erklären, fünf Vorstände dagegen. Kalbitz, seit März 2013 als 573. Mitglied dabei, will sich den Rauswurf nicht gefallen lassen, kämpft fast zwei Jahre lang vor zivilen Gerichten, bevor das Berliner Landgericht seine Klage im April 2022 endgültig abweist. Vor der Entscheidung des Bundesvorstands war eine Mitgliedsliste der Neonazi-Organisation Heimattreue Deutsche Jugend aufgetaucht, auf der eine „Familie Andreas Kalbitz“ genannt wurde. Kalbitz hat eine solche Mitgliedschaft bei seinem Eintritt in die AfD nicht angegeben, er bestreitet sie. Für den Rauswurf genügt die vorherige Mitgliedschaft bei den Republikanern, die Kalbitz ebenso verschwiegen hatte. Der Ausschluss versetzt Kalbitz einen schweren Schlag. Er hatte Politik als Hochleistungssport betrieben, mit häufig über 80 Wochenstunden, ohne Wochenende, mit nur wenig Schlaf. In Bezug auf den Kalbitz-Beschluss erhebt ein ehemaliges Mitglied des Parteivorstands nun schwere Vorwürfe. „Bevor wir im Bundesvorstand abgestimmt haben, riefen mich mehrmals abends fremde Leute an“, sagt mir die frühere Führungsperson unter dem Vorbehalt der Anonymität in einem Telefonat. „Ein anderes Mal wurde mir gesagt, dass meine politische Karriere sofort beendet sei, wenn ich den Ausschluss weiter vorantreibe. Ich solle mir das nochmal überlegen, sonst würde ich politisch auf Null gesetzt. Ich habe das als Bedrohung empfunden.“ Und: „Ich habe geantwortet: ‚Ich will gar nichts von Ihnen hören und lasse mich nicht einschüchtern. Sie können Höcke einen schönen Gruß ausrichten. Ich erzähle mir meine Gute-Nacht-Geschichten selber.‘“ Wie Höcke diesen Vorwurf bewertet, wollte er mir nicht beantworten.

      In der Brandenburger AfD-Landtagsfraktion darf Kalbitz Mitglied bleiben, auch nach Vorstandsbeschluss und Gerichtsurteil. Im Juni 2024 ist dann aber endgültig Schluss. Der Traum einer weiter andauernden Politkarriere platzt, als auch sein zweiter Versuch, in einem Brandenburger Landtagswahlkreis als Direktkandidat aufgestellt zu werden, scheitert. „Das schädigende Potenzial von Kalbitz hat sich im gesamten Landesverband und auch in der Jungen Alternative herumgesprochen“, höre ich damals aus dem Umfeld des Landesvorstands. Die Rede ist von „gegenseitigem Aufhetzen“. „Mit seiner Art, innerparteilich Politik zu machen, hat er sich temporär Macht gesichert, aber langfristig schwere Flurschäden hinterlassen“, sagt mir ein Vorstandsmitglied. Dass die langjährige Führungsfigur abgewählt wurde, liegt nicht an dessen eindeutigem Rechtsextremismus. Vielmehr wird ihm vorgehalten, Mitglieder gegeneinander ausgespielt und mit Angst gearbeitet zu haben. „Kalbitz kann Leute psychisch unter Druck setzen, drohen, einschüchtern, beschimpfen“, schrieb Markus Wehner bereits 2019 in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung. Kalbitz diffamierte führende Funktionäre des Landesverbands etwa immer wieder als „Halbe“ und „Feinde“, erinnern sich frühere Wegbegleiter. Der erstgenannte Begriff war von Adolf Hitler zur Abgrenzung von Opportunisten geprägt worden. „Das Himmelreich und die Seligkeit gehören niemals Halben, sondern Ganzen“, sagte er etwa in einer Rede im Jahr 1932. Seit den 1980er-Jahren wurde der Begriff in mehreren Rechtsrock-Songs verwendet. „Die Halben fliehen schon. Und übrig bleibt der harte Kern, der nationale Widerstand“, heißt es in einem Text der Neonazi-Band „Die Lunikoff Verschwörung“ aus dem Jahr 2008.

      Viele AfD-Mitglieder bescheinigen Kalbitz außerdem Probleme mit Gewalt und Alkohol. Nicht vergessen ist in der Partei, dass Kalbitz 2020 dem Fraktionskollegen Dennis Hohloch zur Begrüßung einen derartigen Faustschlag verpasste, dass dieser mit einem Milzriss ins Krankenhaus gebracht werden musste. Hinter vorgehaltener Hand wird Kalbitz auch nachgesagt, sich mehrfach bei Feiern unangemessen gegenüber Mitarbeitern sowie Mitgliedern der Jungen Alternative verhalten zu haben. Manche sprechen von „besoffenen Geschichten“, andere von „übergriffigem Verhalten“. „Kalbitz zeigt immer wieder hochproblematische Verhaltensweisen und ist charakterlich ungeeignet für ein politisches Mandat“, heißt es aus dem Umfeld des Brandenburger Parteivorstands. Spricht man Kalbitz darauf an, sagt er: „Offen gesprochen empfinde ich es auch als eine Art Befreiung, vorerst eine Pause vom Intrigantentum und der Dreckwerferei im parteipolitischen Sumpf zu haben.“ Die Betonung liegt auf „vorerst“. Kalbitz ist längst schon wieder dabei, frische Netzwerke zu knüpfen. Auch in die neue Bundestagsfraktion hat er mehrere Kontakte, manche neuen Abgeordneten berät er. In vielen Sitzungswochen ist Kalbitz noch immer in Berlin. Nur in die Deutsche Parlamentarische Gesellschaft (DPG), eine exklusive Vereinigung von aktuellen und ehemaligen Abgeordneten, kommt Kalbitz nicht mehr rein. Der Club, in dem sich Parlamentarier über Parteigrenzen hinweg in prachtvollen Räumen zum Essen, Trinken, Rauchen und Verhandeln treffen, hat den Rechtsextremisten ausgeschlossen – eine absolute Seltenheit in der Geschichte des 1951 gegründeten Vereins. Mehrfach hatten sich Gäste und Mitarbeiter über ihn beschwert, nachdem reichlich Alkohol geflossen war. Das Personal, das gegenüber den Gästen unabhängig von deren politischen Haltung sehr tolerant und zugewandt ist, sprachen mehrere AfD-Politiker auf den Parteifreund an. Kalbitz bestätigt den Rauswurf, bestreitet aber dass dieser in „irgendeinem Fehlverhalten“ begründet liegt. „Die DPG hat meinen Ausschluss nach einer Satzungsänderung mit der freiheitlich-demokratischen Grundordnung und meiner vermeintlichen Mitgliedschaft in der Heimattreuen Deutschen Jugend begründet“, sagt er mir. Zu Beginn der Legislatur im Februar 2025 entstehen Gerüchte, dass seine Vertraute Birgit Bessin ihn als Mitarbeiter anstellen will. In mehreren AfD-internen Chatgruppen ist die mögliche Personalie Thema. Bessin will sich nicht gleich zu Beginn zur Außenseiterin machen. In einer Fraktionssitzung erklärt die Brandenburgerin, sie werde Kalbitz nicht beschäftigen. 

      Der Weggang von Kalbitz hatte Björn Höcke im Jahr 2020 schwer getroffen. Auf so manchen Bundesparteitagen war er in der Folge plötzlich nur noch ein Landesvorsitzender von vielen. Dramatisch ist das aber nicht für ihn. Er kann auch deshalb weniger Energie für interne Machtkämpfe einsetzen, weil er solche Kämpfe gar nicht mehr braucht. Seine einst einflussreichsten Widersacher, die drei ehemaligen Vorsitzenden Bernd Lucke, Frauke Petry und Jörg Meuthen, hat Höcke gnadenlos attackiert und letztlich besiegt. Mittlerweile hat die AfD mit der Ideologie von Björn Höcke weitestgehend ihren Frieden gemacht. Seine radikalen Positionen sind längst von großen Teilen der Partei übernommen worden. Wer öffentlich Stellung gegen ihn bezieht, hat in der Partei oftmals nur noch wenig zu melden. Die wahren Machtzentren liegen inzwischen neben der Parteispitze in den großen Landesverbänden. „Warum sollen wir immer auf die wenigen Thüringer Rücksicht nehmen?“, fragen ähnlich mehrere Landesverbandsvertreter. Beim Bundesparteitag im Juli 2023 geht dann für Höcke einiges schief. In Magdeburg kommt die AfD zusammen, um das Programm und die Liste für die Europawahl zu wählen. Erst schaffen es mehrere von Höcke favorisierte Leute nicht auf aussichtsreiche Plätze. Dann setzt sich Weidel an einer entscheidenden Stelle des Programms gegen Höcke durch und verhindert, dass die AfD mit der Forderung nach einer Abkehr Deutschlands von der Nato in den Wahlkampf zieht. Andreas Kalbitz verfolgt den Parteitag im Livestream und lässt sich von ehemaligen Verbündeten auf Stand halten. Die Schwäche seines früheren Netzwerks entsetzt ihn. Kalbitz ruft Höcke an, es kommt während des Parteitags zu einem Telefonat. Höcke versucht ihm zu erklären, dass er Kompromisse eingehen müsse. „Wenn man bei Kompromissen nur verliert, ist das kein Kompromiss, sondern Unterwerfung“, sagt Kalbitz.

      Alfred Zips – Ein besonderer Freund

      Bei den E-Mails, die Björn Höcke in den Jahren 2013 und 2014 verfasst hat und die mir im Rahmen meiner Recherche für dieses Buch zugespielt wurden, fällt mir ein Name im Verteiler auf, den Höcke als „Mitstreiter“ anspricht: Alfred Zips. Höcke schickt ihm zwischen November 2013 und Februar 2014 zahlreiche E-Mails. Mindestens einmal leitet er auch eine E-Mails von Zips an seinen Verteiler weiter, Inhalt sind harmlose Karikaturen zur Eurokrise. 

      Der Mann, den Höcke als „Mitstreiter“ sieht und mit dem er in den genannten Jahren im regelmäßigen Austausch steht, ist ein Publizist und Geschichtsrevisionist und gehört mehreren rechtsextremen Vereinigungen an. So ist Zips Teil der Gesellschaft für freie Publizistik (GfP) und war zwischen 2017 und 2023 sogar Mitglied im Vorstand des Vereins. Die GfP wurde 1960 von ehemaligen SS-Offizieren und NSDAP-Funktionären gegründet und wird in Verfassungsschutzberichten als „Sammelorganisation publizistisch aktiver Rechtsextremisten“ erwähnt. Im Mai 2025 rufe ich Zips an, stelle mich und mein Buchprojekt vor. „Ich kenne den Björn seit mehr als 20 Jahren“, sagt er. „Wir haben uns in einem Freundeskreis getroffen.“ Zu dem Kreis würden mehrere Bundeswehr-Kameraden des Oberstleutnants a. D. gehören. Wie Höcke dazu gestoßen sei, wisse er nicht mehr. „Es war ein Gedankenaustausch unter Gleichgesinnten.“ Mit Höcke tausche sich Zips auch über politische Themen aus, sagt er. „Wir sind befreundet, ich habe ihn und seine Familie mindestens dreimal in Bornhagen besucht.“ In den vergangenen fünf Jahren sei es nicht mehr zu einem persönlichen Treffen gekommen, lediglich zu Geburtstagsgrüßen und Weihnachtswünschen. Zu seiner Vorstandstätigkeit für die GfP sagt mir Zips: „Die Einstufung des Vereins amüsiert mich immer. Das ist politisch gewollt, diese Leute als rechtsextrem zu bezeichnen. Ich verstehe deren Meinung nicht als rechtsextrem.“ Vielmehr sei „alles historisch belegt“, was er und seine politischen Weggefährten in dem Verein sagen. „Sonst wären sie längst vor Gericht gestanden.“ Ich konfrontiere Zips mit einem Vortrag, den er im Jahr 2018 beim III. Weg in Brandenburg gehalten hat – einer Neonazi-Partei. Sind das denn Rechtsextremisten für ihn? „Ich weiß nicht, ich habe mich mit deren Politik nicht befasst“, sagt er mir. Er spricht von einem Kreis von jungen Leuten, die Fragen gehabt hätten. Er komme zu jedem, der ihm einen Vortrag in einem ordentlichen Rahmen anbietet. „Auch zu Linken.“ Zwischen 2006 und 2009 gehörte Alfred Zips dem Bundesvorstand des Witikobunds an, der sich selbst als „nationale sudetendeutsche Gesinnungsgemeinschaft“ definiert und revanchistisch ausgerichtet ist. Im November 2008 teilte die Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der Linksfraktion mit, dass beim Witikobund „eine Verdichtung von tatsächlichen Anhaltspunkten für rechtsextreme Bestrebungen festgestellt“ worden sei. Die Witikobriefe – die Zips damals als Leiter verantwortete – würden regelmäßig vom Verfassungsschutz gesichtet. Zips war zudem – gemeinsam mit Martin Hohmann und Herbert Gassen, die Höcke ebenfalls kennt – einer von acht Erstunterzeichnern des „Manifests der Deutschen 2008“. „Wir fordern eine gerechte Beurteilung unserer Väter- und Großvätergeneration“, heißt es darin. 

      Im August 2020 hält Zips eine Rede beim bereits erwähnten und von Höcke kurz zuvor besuchten Heimkehrer-Denkmal in Friedland. Die deutsche Schuld bezeichnet Zips in seinem Vortrag als „Totschlagargument“. Auch Thorsten Heise nahm an der Versammlung teil. Im Jahr 2011 erscheint von Zips im Klosterhaus-Verlag eine Zitatensammlung mit dem Titel „Kriegsursachen – Kriegsschuld – Kriegsverbrechen – Kriegsfolgen“. Inhaberin des Verlags war bereits damals die Rechtsextremistin Margret Nickel. Im Jahr 2010 hatte das Landgericht München Nickel wegen Beihilfe zur Volksverhetzung verurteilt, da sie eine den Holocaust leugnende Broschüre der Neonazi-Ikone Ursula Haverbeck verbreitet hatte. Die Staatsanwaltschaft Kassel wirft Nickel aktuell 21 Tathandlungen der Volksverhetzung vor und hat sie im März 2025 angeklagt. Sie soll in ihrem Verlag Bücher „mit verfassungswidrigem Inhalt“ vertrieben haben, sagt mir ein Sprecher der Anklagebehörde auf Anfrage. Darunter ist etwa das Buch „Die internationale Hochfinanz“ des NS-Ideologen Alfred Rosenberg, „Die Auschwitz-Lüge“ von Thies Christophersen sowie „Mutter, erzähl von Adolf Hitler“ von Johanna Haarer. Im Vorwort seiner Zitatensammlung stellt Höckes Freund Zips die Alleinschuld Deutschlands am Ausbruch des Zweiten Weltkriegs infrage. Seine Sammlung vermittle „ein anderes als das zum Dogma der Siegermächte und der ‚political correctness‘ erhobene Geschichtsbild, das wie eine Grabplatte auf unserem Land und unserem Volk liegt“. Die Formulierung wird von Rechten immer wieder verwendet. Schon 2001 hieß es im Ostpreußenblatt, die Political Correctness sei „wie Mehltau auf unser Land gelegt“ worden. Im Dezember 2013 hielt dann der neurechte Literaturwissenschaftler Günter Scholdt bei einer Klausurtagung der Thüringer AfD einen Vortrag, in dem es heißt: „Befreien Sie uns von diesem Korrektheits-Terror, der wie Mehltau auf Deutschland liegt!“ Seitdem benutzt auch Björn Höcke diese Metapher immer wieder. „Die sogenannte politische Korrektheit liegt wie der Mehltau auf unserem Land“, heißt es etwa an erster Stelle eines Thesenpapiers von Höcke vor der Landtagswahl im Jahr 2014. 

      Zurück zu Höckes Freund Alfred Zips. Über den 8. Mai 1945 schreibt er: „Für uns Heimatvertriebene ist dies vor allem ein Tag der Trauer und des Gedenkens an die Opfer des an uns begangenen Völkermordes.“ Zips verwendet in dem Buch etwa Zitate des geschichtsrevisionistischen Publizisten Udo Walendy, der die nationalsozialistische Kriegsschuld bestritt, die Schoa leugnete und mehrfach wegen Volksverhetzung verurteilt wurde. Zwischen November 2007 und bis zum Verbot war Walendy Vorsitzender des „Vereins zur Rehabilitierung der wegen Bestreitens des Holocaust Verfolgten“. Das erste Zitat in Zips’ Sammlung stammt aus einem Buch von Franz W. Seidler, der ebenfalls geschichtsrevisionistische Positionen vertritt und in rechtsextremen Verlagen publiziert. Zips bezieht sich zudem auf weitere namhafte Geschichtsrevisionisten wie Stefan Scheil, Gerd Schultze-Rhonhof, Heinz Nawratil und James Bacque. Ebenfalls in der Klosterhaus-Versandbuchhandlung, im Jahr 2020, erscheint Zips’ „nicht gehaltene Rede im Deutschen Bundestag“. In dem zuvor bereits 2008 im Selbstverlag erschienenen Text behauptet er fälschlicherweise, Deutschland sei „nach wie vor kein souveräner Staat“, obwohl Deutschland seit Jahrzehnten völkerrechtlich unabhängig, in inneren Angelegenheiten selbstbestimmt sowie fähig ist, selbstständig Verträge zu schließen und Gesetze zu erlassen. Das Narrativ sogenannter Reichsbürger dient häufig dazu, die Legitimität des demokratischen Rechtsstaats infrage zu stellen. Zips schreibt weiter, er wolle nicht die NS-Diktatur „und deren schrecklichen Verbrechen“ verteidigen, fragt aber: „Wann geben Sie endlich unseren tapferen deutschen Soldaten der beiden Weltkriege ihre Ehre zurück?“ Die Kriegsverbrechen der Wehrmacht wie den rassistischen Vernichtungskrieg gegen die Sowjetunion, Massaker und Vergeltungsaktionen an Zivilisten und die Unterstützung der Judenvernichtung erwähnt er nicht, schlussendlich ist er auf eine Reinwaschung aus. Den seit Jahrzehnten widerlegten Mythos der „sauberen Wehrmacht“ bedient Zips auch an anderen Stellen.

      In einer 2007 vom Witikobund herausgegebenen Broschüre mit dem Titel „Kriegsende 60 Jahre danach“ spricht Zips von einer „nahezu zum Dogma gewordenen deutschen Alleinschuld“. Auch die Alliierten hätten „Verbrechen gegen die Menschlichkeit“ begangen. Damit setzt er die alliierte Kriegsführung – in der es Verbrechen gegeben hat – mit dem NS-Regime und der beispiellosen systematischen Ermordung von Juden gleich. Zudem behauptet Zips in der Schrift, es habe Absichten der Alliierten gegeben, „die Deutschen oder Teile von ihnen auszurotten“. Die Aussage unterstellt fälschlicherweise, die Alliierten hätten ähnliche Absichten wie die Nationalsozialisten gehabt – Vernichtungspläne gegenüber einem ganzen Volk. Mit solchen Aussagen relativiert Zips die deutsche Schuld.

      Weiter heißt es in Zips’ Schrift in Bezug auf den kommunistischen Partisanenführer Tito, der ab 1941 gegen die deutschen Besatzer der Wehrmacht und SS sowie deren Kollaborateure kämpfte: „Titos Guerillakrieg gegen die deutsche Besatzung übertrifft den Russlandfeldzug noch an Grausamkeit und Brutalität. Das Ziel: Vernichtung des Gegners.“ Diese Aussage folgt dem Muster einer propagandistischen Täter-Opfer-Umkehr, das häufig in revisionistischen Narrativen auftaucht. Der Vernichtungskrieg gegen die Sowjetunion war historisch einmalig. Ziel war die Ausrottung und Versklavung weiter Teile der slawischen Bevölkerung, die Auslöschung jüdischen Lebens sowie die Zerstörung der sowjetischen Gesellschaft. Der Partisanenkampf in Jugoslawien war eine Reaktion auf Besatzung und NS-Terror – und im Sinne des Völkerrechts legitim. Ziele waren Vertreibung und Sturz der Besatzungsmächte. 2014 spricht Zips auf dem Jahreskongress der GfP. Der Kongress findet zum Thema „Mißbrauchte Geschichte – Deutschland ewig am Pranger“ statt, Zips referiert zu Kriegsgefangenen im Zweiten Weltkrieg. In seinem verschriftlichten Vortrag ist von einer „sattsam bekannten Manie zur Überhöhung der deutschen Schuld“ die Rede. Mit Bezug auf einen Autor, der sagte, dass „alle Geschichte Revisionismus“ sei und „immer wieder neu geschrieben werden“ müsse, „sogar die deutsche“, schreibt Zips: „In diesem Sinne bezeichne ich mich als bekennenden Revisionisten.“ Laut dem Thüringer Verfassungsschutzbericht für das Jahr 2015 treten bei den Jahreskongressen der GfP „bekannte Wortführer des rechtsextremistischen Spektrums als Referenten“ auf. Ziel ist laut niedersächsischem Verfassungsschutzbericht für das Jahr 2015 „die kulturelle Vorherrschaft, der langfristig ein Systemwechsel folgen soll“. Im Hamburger Verfassungsschutzbericht für das Jahr 2013 heißt es, der Verein sei „stark revisionistisch ausgerichtet“ und bestrebt, „die angeblich verzerrte Darstellung des nationalsozialistischen ‚Dritten Reiches‘ zu korrigieren“. 

      Ich spreche Zips in unserem Telefonat auf seine Schriften und darin enthaltene Thesen und Bezüge auf weitere Geschichtsrevisionisten an. „Die Alleinschuld am Ersten und Zweiten Weltkrieg wird von vielen international anerkannten Historikern infrage gestellt“, behauptet der Mann, den Höcke als Mitstreiter bezeichnet. Die Zahlen von 25 000 Toten, die die seriöse Geschichtswissenschaft in Bezug auf die Bombardierung von Dresden annimmt, sei „politisch“ und hätte „mit den Fakten nichts zu tun“. Björn Höcke habe ich mit meiner Recherche konfrontiert und ihn gefragt, warum er solche Positionen in seinem Umfeld duldet. Meine Frage hat er nicht beantwortet.

      Die Alte und die Neue Rechte

      „Die alte Rechte ist tot. Sie hat es wohl verdient.“ Das sind die ersten beiden Sätze in einem der wichtigsten Bücher der Neuen Rechten, „Kulturrevolution von rechts“ von Alain de Benoist. Die Strömung grenzt sich explizit vom Nationalsozialismus ab. Rassismus wird nicht mehr biologistisch, sondern kulturalistisch formuliert. Die Sprache ist nicht aggressiv, sondern intellektuell. Die Strategie ist nicht gewaltbereit und revolutionär, sondern metapolitisch. Es geht um einen Wandel durch eine Rechtsverschiebung des Diskurses. De Benoist argumentierte gegen eine blinde Verehrung des Nationalsozialismus, da es eine solche Verehrung unmöglich mache, eine auf die Gegenwart bezogene Denkweise zu entwickeln. Er bezieht sich nicht auf nationalsozialistische Denker, sondern intensiv auf nationalistische und antiliberale Vertreter der „Konservativen Revolution“ der Weimarer Republik, die allerdings in zentralen Punkten ideologische Wegbereiter des Nationalsozialismus waren. Der Alten Rechten werfen Angehörige der Neuen Rechten etwa Lagerdenken und geistige Trägheit vor. 

      Auch Höcke ist in der Neuen Rechten zu verorten, etwa aufgrund seiner Rhetorik, seiner ideologischen Bezüge und seiner politischen Ziele. Immer wieder zeigt er deutliche inhaltliche Anlehnungen an zentrale Denker der „Konservativen Revolution“ wie Oswald Spengler, Armin Mohler, Carl Schmitt und Arthur Moeller van den Bruck. Wie bereits gezeigt, ist er eng mit dem formal aufgelösten neurechten Institut für Staatspolitik von Götz Kubitschek verbunden. Die Grenzen zur Alten Rechten verschwimmen allerdings immer wieder, sowohl in Schnellroda als auch bei Höcke. Wie bereits im Kapitel zu seinem Netzwerk gezeigt, hat Höcke keine Berührungsängste zu langjährigen Neonazis wie Benedikt Kaiser. Auch der Geschichtsrevisionist Alfred Zips kann eher der Alten Rechten zugeordnet werden. Es gibt drei weitere Personen, mit denen Höcke in Verbindung steht, die zeigen, dass Björn Höcke keine Scheu hat, sich mit aktiven und ehemaligen Neonazis zu umgeben: Thorsten Heise, Jirka Buder und Martin S.

      Thorsten Heise – Der Militante

      Die Bekanntschaft zwischen Höcke und dem militanten Neonazi Heise machte der damalige Thüringer-Allgemeine-Journalist Martin Debes im Oktober 2014 öffentlich. Höcke bestätigte Debes die Bekanntschaft damals und behauptete, Heise zu kennen, da dessen Kinder in dieselbe Schule wie die eigenen gingen. Die Familie mache „einen guten Eindruck“. Heise beschrieb die Gespräche mit Höcke als „angenehm“, aber „kurz“ und „höchstens zehnminütig“. Vier Jahre später legte ein Text von Hannel Vogel in der Zeit eine deutlich längere und eine mehr als flüchtige Bekanntschaft nahe. Zwei Einwohner aus Höckes Wohnort versicherten eidesstattlich, Heise habe Höcke bereits im Sommer 2008 beim Umzug in das 230-Einwohner-Dorf Bornhagen geholfen und sei bei Höcke „eine ganze Zeit lang ein und aus gegangen“. Heise war bereits damals Mitglied im NPD-Bundesvorstand. In Vogels Text ist die Rede von „vertrauten Runden“ mit den Familien, ausgiebigen Unterhaltungen sowie einer jahrelangen Verbindung. In der 2024 veröffentlichten WDR-Doku „Höcke und seine Hintermänner“ von Katja Riedel und Hannes Vogel spricht eine der Zeugen, die 2008 ganz in der Nähe von Höcke gewohnt hatte, anonymisiert vor der Kamera. „Ich würde schon sagen, dass das ein enges Verhältnis zwischen den Familien Höcke und Heise war“, sagt sie. 

      Bislang war nicht bekannt, dass sich Thorsten Heise noch im Dezember 2017 vor dem Wohnhaus von Björn Höcke in Bornhagen aufhielt. Dies geht aus Aktenvermerken der Kriminalpolizeiinspektion Nordhausen sowie einer Verfügung der Staatsanwaltschaft Mühlhausen hervor, die mir vorliegen. Aktivisten der Künstlergruppe Zentrum für politische Schönheit unter Leitung des Aktionskünstlers Philipp Ruch hatten damals in Sichtweite von Höckes Grundstück eine verkleinerte Nachbildung des Berliner Holocaust-Mahnmals aufgebaut – als Reaktion auf Höckes Rede in Dresden, in der er vom „Denkmal der Schande“ gesprochen hatte. Die Aktion wurde kontrovers diskutiert. Der Vorsitzende der Jüdischen Landesgemeinde Thüringen, Reinhard Schramm, sagte etwa, er begrüße zwar Proteste gegen Björn Höcke, allerdings seien diese vor Höckes Privathaus fehl am Platz. 

      Aufgestellt worden war das Mahnmal am 22. November 2017. Für mehrere Wochen wurde Höckes Wohnhaus anschließend rund um die Uhr von der Polizei bewacht. Es hatte mehrere Demonstrationen von AfD-Anhängern und Gegnern gegeben. Am 2. Dezember wurde eine der Streifenbesatzungen gegen 10:35 Uhr von Thorsten Heise angesprochen, heißt es im polizeilichen Aktenvermerk. In Bornhagen würden sich „zwielichtige Personen mit zwei Fahrzeugen aufhalten“, sagte Heise demnach den Polizisten. „Sollten diese Personen vor seinem Wohnhaus in Fretterode auflaufen, so würde der Heise seine Leute anrufen und dann würde etwas passieren“, heißt es in dem Vermerk weiter. Der zweiten Streifenbesatzung wurde dann demnach gegen 10:47 Uhr eine „politisch motivierte Sachbeschädigung angezeigt“. Die Reifen von zwei Autos waren zerstochen worden. „Bei den Geschädigten handelt es sich um Sympathisanten der Künstlergruppe ‚Zentrum für politische Schönheit‘, welche am heutigen Nachmittag die Gedenkstätte unterhalb des Anwesens ‚Höcke‘ öffnen wollten“, notierten die Beamten weiter. Aus dem Vermerk geht zudem hervor, dass während der Anzeigenaufnahme eine Anwohnerin auf die Polizeibeamten zuging und angab, gegen 10:40 Uhr ein „Zischen und Knallen“ gehört zu haben. Auf der Straße habe sie dann einen Mann gesehen, der „im Laufschritt zu einem dunkelgrauen/schwarzen Transporter/Kleinbus VW eilte und auf der Beifahrerseite in diesen einstieg. Die besagte Person trug eine Gesichtsvermummung“. Die Anwohnerin teilte den Polizisten auch ein unvollständiges Kennzeichen des Transporters mit. „Unter Verwendung von Platzhaltern in der ZEVIS-Recherche zu oben genanntem Kennzeichen konnte ein direkter Treffer zu einem grauen VW Multivan getroffen werden. Halter: Heise, Thorsten“, vermerkten die Beamten weiter. In einem weiteren Ergebnis sei „zu identischem Halter ein VW Multivan in schwarz“ mit einem sehr ähnlichen Kennzeichen recherchiert worden. „Ein Tatzusammenhang zwischen Heise und den plattgestochenen Reifen kann nicht ausgeschlossen werden.“ Aus einem weiteren Aktenvermerk am 11. Dezember 2017 geht hervor, dass sich Thorsten Heise an diesem Tag telefonisch bei der Polizeiinspektion meldete. „Hintergrund dieses Anrufes war, dass Herr Heise und seine Frau am 02.12.2017 in Bornhagen waren. Hier meldete sich Herr Heise bei Polizeibeamten, welche vor dem Haus des AfD-Politikers Bernd Höcke [sic!] standen, und teilte diesen mit, dass sich mehrere Personen, welche augenscheinlich dem linken Spektrum zuzuordnen sind, im Dorf aufhalten.“ Weiter notierten die Polizisten: „Nach Rücksprache mit seinem Anwalt möchte er nun doch keine Angaben machen. Herr Heise denkt, dass man vermuten könnte, er habe etwas mit den zerschnittenen Reifen zu tun.“ Die Staatsanwaltschaft Mühlhausen stellte ein zuvor gegen Heise eingeleitetes Ermittlungsverfahren wegen des Vorwurfs der Sachbeschädigung im März 2018 ein. „Allein die Tatsache, dass der Beschuldigte Halter zweier dunkler VW-Multivan ist, die ähnliche amtliche Kennzeichen haben, wie von der Zeugin M. angegeben, begründet keinen hinreichenden Tatverdacht“, heißt es in der Verfügung. „Schließlich hatte die Zeugin M. auch angegeben, dass die hinteren Scheiben des von ihr beobachteten Busses verdunkelt gewesen seien, während die Scheiben der Fahrzeuge des Beschuldigten Heise derartige Verdunkelungen nicht aufweisen.“ Heise und Höcke reagierten auf meine Anfragen hierzu beide nicht.

      Bereits in den Jahren 2011 und 2012 waren in Heises Zeitschriften Volk in Bewegung & Der Reichsbote und Eichsfeld-Stimme drei Artikel eines Autors erschienen, der unter dem Pseudonym „Landolf Ladig“ schrieb. „Eben nicht die Aggressivität der Deutschen“ sei ursächlich für zwei Weltkriege gewesen, heißt es im ersten Artikel von Mai 2011. Es habe sich um „zwei ökonomische Präventivkriege gegen das Deutsche Reich“ gehandelt. Andreas Kemper fallen im Jahr 2014 wie bereits beschrieben zahlreiche Überschneidungen zwischen „Ladigs“ und Höckes Texten auf. Sogar Höckes Wohnhaus in Bornhagen beschreibt „Ladig“ in einem der Texte. „Mit dem Konzept der raumorientierten Volkswirtschaft hat die NPD die Strategie zur Überwindung des menschenverachtenden Globalkapitalismus und für die Renaissance der Regionen ausgearbeitet“, heißt es darin. „Die neue organische Marktwirtschaft dient den Menschen und zehrt ihn nicht aus.“ Außer „Ladig“ verwendet ausschließlich Höcke den Kunstbegriff der „organischen Marktwirtschaft“. Das ist nur ein Beispiel von Dutzenden, bei denen sich die Texte von „Ladig“ und Höcke gleichen. Teilweise geht es um mehrere ganze Sätze hintereinander. „Ladig“ und Höcke schreiben beziehungsweise sprechen etwa beide von dem „opus magnum ​​‚Genius der Deutschen‘“ von Peter Watson, obwohl das Buch tatsächlich „Der deutsche Genius“ heißt. Es gibt niemand anderen, der das Werk in dieser Weise falsch benennt. Sowohl „Ladig“ als auch Höcke sagen, es sei statistisch notwendig, dass pro Paar 2,1 Kinder geboren werden, „um die Einwohnerzahlen auf natürliche Weise stabil zu halten“ („Ladig“) beziehungsweise „um die Bevölkerungsgröße konstant zu halten“ (Höcke). Mir fällt im Rahmen meiner Recherche noch eine weitere Gemeinsamkeit auf: Beide stellen die Behauptung auf, das Geldsystem sei 500 Jahre alt – und beide verbinden dieses System mit dem NS-belasteten Begriff der „Entartung“. „Vor 500 Jahren begann jedoch in Europa eine bis in die Gegenwart andauernde Innovationsexplosion, die in erster Linie auf das Ende des Zinsnahmeverbots und die parallele Entwicklung einer internationalen Geldwirtschaft zurückzuführen ist. In dieser Zeit liefen die ersten großen Kapitalakkumulationsprozesse ab, die auf dem Zinseszinseffekt beruhten“, schreibt „Ladig“ im Jahr 2012. Höcke sagt im Jahr 2019 während einer Rede in Brandenburg: „500 Jahre ist unser modernes Geldsystem jetzt alt. 500 Jahre gab es Guthabenzinsen auf Bankeinlagen und jetzt muss man dafür bezahlen, dass man das Geld zur Bank bringt. Unser Geldsystem, liebe Freunde, ist todkrank und der Finanzkapitalismus, der uns in seinen Klauen hält, ist völlig entartet.“ Das Bundesamt für Verfassungsschutz hält den Vorwurf, Verfasser der „Ladig“-Texte sei Björn Höcke, für „nach objektiven Maßstäben nicht zu widerlegen“. Höcke bestreitet den Vorwurf. Einer Aufforderung der AfD-Parteispitze um Bernd Lucke aus dem Jahr 2015, eine entsprechende eidesstattliche Versicherung abzugeben, kam er jedoch, wie ebenfalls bereits beschrieben, nicht nach. 

      Thorsten Heise ist seit Jahrzehnten ein führender Kader der Neonazi-Szene. Laut einer Recherche des Journalisten Kai Budler für die Mobile Beratung in Thüringen bewegt sich der 1969 geborene Heise seit 1984 in der rechtsextremen Szene. Demnach wurde er 1986 erstmals wegen Volksverhetzung und gefährlicher Körperverletzung angeklagt. 1988 trat er der Neonazi-Gruppierung Freiheitliche Deutsche Arbeiterpartei bei und wurde später deren „Gauleiter“ in Niedersachsen. 1989 raste er mit einem Auto auf einen libanesischen Asylbewerber zu, der sich durch einen Sprung ins Gebüsch retten konnte. Vor Prozessbeginn im Jahr 1990 tauchte Heise unter. Sein Verteidiger verlas eine Erklärung von Heise, in der es heißt: „Ich werde den politischen und gewaltfreien Kampf aus dem Untergrund heraus weiter in das Volk tragen. Sobald Deutschland in den Grenzen von 1937 wiedervereinigt ist und Deutsche wieder über Deutsche urteilen, ohne Besatzer und Judenknechte im Hintergrund, werde ich mich stellen.“ 1991 wurde er verhaftet. Die Richter bewerteten den Vorfall lediglich als gefährlichen Eingriff in den Straßenverkehr. Aufgrund dessen und eines Neonazi-Angriffs auf ein Jugendzentrum sowie aufgrund eines Angriffs und einer Bedrohung eines ehemaligen Gesinnungsgenossen wurde Heise zu einer zweijährigen Bewährungsstrafe verurteilt. Seit den 1990er-Jahren organisiert er Neonazi-Konzerte und verkauft Tonträger rechtsextremer Musiker. Im Jahr 1994 beschoss er Schüler mit einer Gaspistole und wurde zu einer achtmonatigen Gefängnisstrafe verurteilt. 1997 gründete er die neonazistische Kameradschaft Northeim. Zwischen April 2000 und September 2001 saß Heise erneut in Haft, wegen Körperverletzung, Landfriedensbruch und einer Reihe weiterer Verurteilungen. Ab dem Jahr 2004 machte er Karriere in der NPD (heute: Die Heimat), deren Vize-Bundeschef er mittlerweile ist. Im Jahr 2006 errichtete er auf seinem Grundstück in Fretterode ein Denkmal für die Gefallenen des I. Panzer-Korps der Waffen-SS. Heise wurde seitdem wegen zahlreicher weiterer Straftaten verurteilt, unter anderem wegen Landfriedensbruch, Nötigung und vielfach wegen Volksverhetzung. 

      Jirka Buder – Der Grafiker

      Auch Jirka Buder, den die Thüringer AfD-Landtagsfraktion unter Vorsitz von Höcke im Jahr 2017 als Grafiker anstellte, kann auf eine jahrelange Karriere im organisierten Neonazismus zurückblicken. Schon als Jugendlicher war er in Neuwied als Rechtsextremist bekannt, hielt radikale Reden im Freundeskreis. Um das Jahr 1988 erschien in Neuwied eine Jugendzeitung mit dem Titel NeoWeda, in der der im Oktober 1971 geborene Buder als stellvertretender Chefredakteur genannt wird. Das Titelbild der Ausgabe Nr. 1 ist schwarz-weiß-rot gehalten und erinnert an die Reichskriegsflagge. Buder war unter anderem für den Titel und die Grafiken im Heft verantwortlich. Der Name „Gliwice“ sei der „falsche Name für Gleiwitz“, heißt es in der Zeitung etwa von Buder in revisionistischer Manier über die Stadt, die zum Ende des Zweiten Weltkriegs an Polen angeschlossen wurde. Skinheads würden lediglich in den Medien als brutal und gewalttätig dargestellt werden, heißt es in einem weiteren Text über Subkulturen. „Im Gegensatz zu Punkern ist das Verhältnis zur Arbeit äußerst positiv. Ideologischer Standpunkt: Rechts. Der Grund, warum sie die Medien gegen sich haben.“ Einer der Redakteure sagt mir am Telefon: „Jirka Buder eilte bereits damals ein rechter Ruf voraus. Wir standen nicht auf der linken Seite des politischen Spektrums und wollten einen Gegenpol zum Mainstream setzen, hätten aber deutlicher hinschauen müssen.“ Buder ist ein halbes Jahr älter als Björn Höcke und ging ebenfalls in Neuwied aufs Gymnasium, allerdings nicht auf das von Höcke. Ob Höcke Buder bereits damals kannte, wollte er mir im Juli 2024 nicht beantworten.

      Im Juni 1991 war Buder bei einem Trauermarsch für den Neonazi Rainer Sonntag in Dresden dabei. Fotos zeigen ihn an der Spitze der Demonstration in einem Block der später verbotenen Freiheitlichen Deutschen Arbeiterpartei. Laut baden-württembergischem Verfassungsschutzbericht zogen die „zumeist jugendlichen Neonationalsozialisten durch die Stadt und skandierten Rufe wie ‚Sieg Heil‘ und ‚Ausländer raus‘“. Fünf Monate später nahm Buder schließlich in einer Uniform der Wiking-Jugend als Fackelträger an einem Aufmarsch der ebenfalls später verbotenen Organisation im brandenburgischen Halbe teil. Die neonazistische Kaderorganisation hatte sich an der Hitlerjugend und dem Bund Deutscher Mädel orientiert. Das Bundesinnenministerium geht davon aus, es sei Ziel der Gruppierung gewesen, notfalls mit Gewalt einen nationalsozialistischen Staat zu errichten. Laut dem Recherchekollektiv Thüringen rechtsaußen tauchte Buder zu dieser Zeit auch auf einer internen Organisationsliste aus dem Archiv der Partei Nationalistische Front auf. Die völkisch-rassistische und antisemitische Organisation trat für einen „nationalen Sozialismus“ ein und wurde 1992 aufgrund ihrer „Wesensverwandtschaft mit dem Nationalsozialismus“ und ihrer „aggressiv-kämpferischen“ Agitation verboten. 

      Ebenfalls in den 1990er-Jahren und auch noch in den 2000er-Jahren trat Jirka Buder als Grafiker für rechtsextreme Musiker und Autoren in Erscheinung. Für den Neonazi Frank Rennicke, damals Jugendführer bei der Wiking-Jugend und später NPD-Funktionär, designte er die Cover der Alben „Sehnsucht nach Deutschland“ (1990) und „Ich bin nicht modern, ich fühle deutsch“ (1993). Das erstgenannte Layout zeigt Deutschland in den Grenzen des Deutschen Reichs. „Mit Rudolf Heß ist uns ein Held geboren, er ist uns Lehrer, Vorbild und Garant“, heißt es in einem der Songs über Hitlers Stellvertreter. Beide Alben wurden indiziert. „Die Texte der Lieder verbreiten revisionistisches Gedankengut und lassen keinen Zweifel daran aufkommen, daß erklärtes Ziel die Wiederherstellung des Reiches in den ursprünglichen Reichsgrenzen ist“, heißt es in einer Entscheidung der Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Medien zum erstgenannten Album von Mai 1994. „Hierbei sei Gewaltanwendung ein legitimes Mittel.“ Die Behörde verweist auch auf das Cover der Musikkassette von Jirka Buder, das die „revisionistische Botschaft“ ergänze. Eine denkbare Wirkung bei Jugendlichen sei „eine mögliche Identifikation mit dem Ziel, Deutschland in den Grenzen von 1937 wiederherzustellen“. 25 Jahre später, als die Identifizierung abläuft, veranlasst die Prüfstelle eine Folgeindizierung, da das Album „die Idee des Nationalsozialismus verteidigt“. Das zweitgenannte Album indizierte die Bundesprüfstelle im März 1997. Es enthalte Lieder, die geeignet seien, „Fremdenfeindlichkeit zu schüren und feindselige Vorurteile gegen Nachbarvölker zu festigen“, heißt es in der Entscheidung. Neonazismus werde „gesellschaftsfähig gemacht“. In dem Beschluss zur Folgeindizierung von Januar 2022 heißt es, Textinhalte seien dazu geeignet, „einen geistigen Nährboden für die Bereitschaft zu Exzessen gegenüber Menschen anderer Kulturen zu schaffen“. Später gestaltete Buder zahlreiche Cover von Büchern, die in den geschichtsrevisionistischen Verlagen Arndt und Pour le Mérite des Rechtsextremisten Dietmar Munier erschienen. Darunter waren etwa die teilweise NS-verherrlichenden Bücher „Hitlers Traumschiffe“ von Heinz Schön (2000), „Mein Kriegstagebuch“ von Hans-Ulrich Rudel (2001) und „Reichsminister Rudolf Heß – Zeitgeschichte in Bildern“ (2002).

      In den Jahren 2003 und 2004 nahm Jirka Buder laut dem Journalisten Sebastian Lipp von Allgäu rechtsaußen in Nordthüringen an Treffen der neonazistischen Artgemeinschaft teil, die damals vom NS-Verherrlicher Jürgen Rieger geleitet wurde, einem der wichtigsten Funktionäre der Szene. Rieger verstand die Artgemeinschaft als „Kampfverband“ und arbeitete ein „Sittengesetz“ aus, in dem von den Mitgliedern eine „gleichgeartete Gattenwahl“ und „gleichgeartete Kinder“ verlangt wurden. Die Veranstaltungen, bei denen Buder dabei war, waren Feiern zur Sommersonnenwende. Im Thüringer Verfassungsschutzberichten für das Jahr 2003 heißt es, auf den Vorträgen seien „revisionistische, rassistische und antisemitische Ansichten“ vertreten worden. Die Organisation wurde im Jahr 2023 verboten.

      Seit dem Frühjahr 2017 wurde Jirka Buder auf der Website der Thüringer AfD-Landtagsfraktion unter Vorsitz von Björn Höcke als Mitarbeiter geführt, zunächst als Grafiker und Mediengestalter in der Abteilung für strategische Kommunikation. Im Jahr 2022 war er sogar als Leiter der Öffentlichkeitsarbeit gelistet. Mindestens bis November 2022 arbeitete Buder in der Fraktion, mittlerweile ist er nicht mehr dort angestellt. 

      Martin S. – Der Fotograf

      Zum Team Öffentlichkeitsarbeit der Thüringer AfD-Landtagsfraktion gehört seit dem Jahr 2020 und noch heute Martin S., der ebenfalls im organisierten Neonazismus aktiv war. S. begleitet Björn Höcke seit Jahren regelmäßig eng mit der Kamera. Mir liegen zahlreiche Fotos vor, die S. auf Neonazi-Aufmärschen zeigen. Demnach war S. mindestens ein halbes Jahrzehnt in der Szene aktiv. Bereits im Oktober 2010 nahm er in Leipzig an einer Demonstration unter dem Titel „Recht auf Zukunft“ teil, die von der NPD-Jugendorganisation JN sowie freien Kameradschaften organisiert worden war. Im August 2011 beteiligte sich S. dann mit 600 weiteren Neonazis an einem Aufmarsch im niedersächsischen Bad Nenndorf, der unter dem Motto „Gefangen – Gefoltert – Gemordet! Damals wie heute – Besatzer raus“ angemeldet worden war. Auf Fotos ist S. hinter einem Transparent der „Nationalen Sozialisten Chemnitz“ zu sehen, auf dem es „Alliierte Kriegsverbrechen aufklären und thematisieren“ heißt. Im niedersächsischen Verfassungsschutzbericht für das Jahr 2011 heißt es zu der Demonstration, Neonazis versuchten dort „die deutsche Kriegsschuld und die Verbrechen des NS-Regimes durch Vergleiche mit alliiertem Unrecht zu relativieren“. Der Redner Sven Skoda, ein führender Neonazi-Kader, sagte demnach auf der Versammlung: „Unsere Uniform ist die Farbe unserer Haut. Und unsere Uniform wird auch eines Tages dafür sorgen, dass diese Republik ein ganz anderes Gesicht bekommt. Und dass diese Republik dorthin kommt, wohin sie gehört: auf den Abfallhaufen der Geschichte!“ 

      Im November 2012 und im November 2013 nahm S. an einem neonazistischen „Heldengedenken“ in Friedrichroda im Landkreis Gotha teil. 2012 hatte der Gothaer NPD-Kreisvorsitzende Sebastian Reiche den Aufmarsch angemeldet. Die Nationalsozialisten hatten den Volkstrauertag in „Heldengedenktag“ umbenannt und die kämpfenden Soldaten heroisiert. In Friedrichroda hatten die Nationalsozialisten unter anderem mit dem Einsatz von Zwangsarbeitern Flugzeuge des Typs Horten IX produziert. Im Februar 1945 beschädigten amerikanische Bombardements die Produktionsstätten stark. Noch bis zum 7. April 1945 gab es dort Gefechte. „Die Verbindung von Glorifizierung der technischen Möglichkeiten der NS-Rüstungsindustrie und der Heroisierung des Kampfes bis zum Schluss machte Friedrichroda zu einem attraktiven Ort für offene NS-Verherrlichung“, heißt es in einem Text des Projekts „Geschichte statt Mythen“ über die jährlichen Aufmärsche. Auch als die NPD-Jugendorganisation im Oktober 2013 unter dem Motto „Der Drang nach Freiheit – Gegen Repression und Polizeiwillkür“ ins sächsische Döbeln mobilisierte, war S. einer von 350 teilnehmenden Neonazis. Döbeln sei „das Sinnbild für die Repression gegen Deutsche, die sich für ihre Heimat einsetzen, für Verbote, Urteile, Hausdurchsuchungen, Personenkontrollen und Willkür, ausgehend von den Gesetzen der Herrschenden“, hieß es damals auf der Website der JN. Der sächsische Innenminister Markus Ulbig (CDU) hatte im Februar 2013 die Kameradschaft „Nationale Sozialisten Döbeln“ verboten und dies mit einer „Wesensverwandtschaft mit dem Nationalsozialismus“ sowie einem von der Organisation geschaffenen „Klima der Angst“ begründet.

      Das linke Rechercheportal Jena-SHK, das über Rechtsextremismus in Thüringen berichtet, hat zahlreiche weitere Informationen über die Aktivitäten von S. in neonazistischen Strukturen zusammengetragen. Sie sind ebenfalls jeweils durch Fotos belegt. Im August 2013 nahm S. demnach an einer Demonstration gegen das ein Jahr zuvor erfolgte Verbot der militanten Neonazi-Kameradschaft „Nationaler Widerstand Dortmunds“ teil. In der Verbotsverfügung des nordrhein-westfälischen Innenministeriums heißt es, Grundlage der Vereinigung sei das 25-Punkte-Programm der NSDAP, Zielsetzung sei die „Verbreitung nationalsozialistischer Grundideen“. Die Kameradschaft veranstaltete etwa Vorträge zu „arischer Rassenkunde“ und dem „Wirken von Adolf Hitler“. Das öffentliche Auftreten zeige, „dass die sich in der Tradition der SA stehend sehenden Mitglieder der Vereinigung auch die gewaltsame Auseinandersetzung mit dem politischen Gegner als probates und gebotenes Mittel der Zielerreichung ansehen“.

      Anlässlich des 69. Jahrestags der alliierten Bombardierung von Magdeburg nahm S. im Januar 2014 an einer dortigen Neonazi-Demonstration teil. Einer der Veranstalter war der Bundesvorsitzende der NPD-Jugend JN, Andy Knape. Im März 2014 nahm der heutige AfD-Mitarbeiter S. am Europakongress der NPD-Jugend teil, der ebenfalls von Knape angemeldet worden war. Unter den 160 Teilnehmern waren Rechtsextremisten aus mehreren europäischen Ländern. Ein Jahr später, im April 2015, war S. bei einer Neonazi-Demonstration in Gotha dabei, die unter dem Titel „Überfremdung und Asylmißbrauch stoppen“ angemeldet war. S. ist auf einem Foto zu sehen, wie er neben sogenannten Autonomen Nationalisten aus Erfurt hinter einem Transparent läuft, auf dem es heißt: „Raus aus EU, NATO und UNO! Nationaler Sozialismus statt EU-Diktatur!“ Auf einem anderen Foto läuft S. neben einem Transparent mit der Aufschrift „Asylflut stoppen“ sowie einem Banner mit der Aufschrift „Blut und Öl – Ein Gesicht – USrael“. Zwei Wochen später war S. schon wieder mit Neonazis auf der Straße. Das „nationale und soziale Aktionsbündnis 1. Mai“ hatte einen Aufmarsch in Saalfeld angemeldet. Unter den Teilnehmern waren etwa Mitglieder der neonazistischen Parteien Der III. Weg, Die Rechte und NPD. „Überfremdung stoppen! Kapitalismus zerschlagen! Volkstod abwenden!“, hieß es auf dem Fronttransparent. S. lief am Rand mit einer Kamera mit. Ein Video zeigt Maik Eminger, eine Führungsfigur der Neonazi-Szene, der in ein Mikrofon ruft: „Wir stellen uns dem Kapitalismus entgegen, der alle Grenzen zerschlug, um der Überfremdung unseres Volkes Tür und Tor zu öffnen!“ In Sprechchören von Demonstranten hieß es etwa „Nationaler Sozialismus, jetzt, jetzt, jetzt!“. 

      S. ist außerdem Mitglied der Burschenschaft Normannia Jena, die das Thüringer Innenministerium als rechtsextremistisch einstuft. Im Januar 2019 war S. dabei, als die Burschenschaft zu einer Lesung mit Josef Kneifel einlud, der im Jahr 1980 anlässlich des Einmarschs sowjetischer Truppen in Afghanistan einen Bombenanschlag auf ein Denkmal eines sowjetischen Panzers in Karl-Marx-Stadt durchführte. Kneifel hatte zuvor unter anderem bei der NPD und anderen Rechtsextremisten referiert und war Mitglied der rechtsextremen Hilfsorganisation für nationale politische Gefangene und deren Angehörige (HNG). Bundesinnenminister Hans-Peter Friedrich (CSU) verbot die Organisation im Jahr 2011 mit der Begründung, sie habe zur „Radikalisierung der Neonaziszene beigetragen“ und „aus Ablehnung des demokratischen Rechtsstaats sowie der Verherrlichung des Nationalsozialismus versucht, rechtsextreme Straftäter in der Szene zu halten“. Über Kneifel postete Höckes Fotograf Martin S. nach der Lesung auf Instagram, er habe „selten so einen interessanten Charakter kennenlernen dürfen“. S. ignorierte meine Anfragen dazu, wie er heute auf seine jahrelangen Aktivitäten in neonazistischen Zusammenhängen blickt. „Mein Mandant möchte in Ruhe gelassen werden, er hat weder Straftaten begangen noch sind ihm sonstige Verfehlungen vorzuwerfen“, ließ S. über einen Rechtsanwalt mitteilen. Warum die Thüringer AfD-Fraktion Mitarbeiter mit jahrelangen Neonazi-Karrieren einstellt, wollte mir Fraktionschef Höcke nicht beantworten.

      Alexander Gauland – Der Beschützer

      Alexander Gauland gilt in der AfD als intellektueller Übervater. Er ist die einzige Führungsfigur, die im Jahr 2013 an der Gründung der Partei beteiligt war und sie bis heute nicht verlassen hat. Der heute 84-Jährige hat entscheidenden Anteil daran, dass Höcke innerhalb der Partei einen derart hohen Status genießt, und diejenigen, die Höcke herausdrängen wollten, sich nicht durchsetzten. Immer dann, wenn aus den eigenen Reihen Kritik laut wurde, sprang Gauland Höcke zur Seite. Die Dynamik ist seit vielen Jahren ähnlich: Erst provoziert Höcke, dann wird er kritisiert und schließlich von Gauland verteidigt. Das fängt bereits im Jahr 2015 an. Im Mai sagt Höcke der Thüringer Allgemeinen, er gehe nicht davon aus, „dass man jedes einzelne NPD-Mitglied als extremistisch einstufen kann“. Parteichef Bernd Lucke will den Thüringer Landeschef daraufhin kaltstellen. Er fordert ihn zum Parteiaustritt auf und regt im Bundesvorstand ein Amtsenthebungsverfahren an. Gauland stimmt gegen die Entmachtung. Die Äußerung von Höcke sei zwar „politisch nicht zielführend“, aber „sachlich richtig“, sagt der Vize-Bundeschef. Höcke wählt den klassischen Weg, rudert zurück. Seine Aussage beruhe lediglich auf der Einschätzung, dass eine „politische Resozialisierung“ von NPD-Mitgliedern möglich sei. Ob die NPD legitime Ziele verfolge, will Höcke im Deutschlandfunk-Interview allerdings nicht beantworten. „Ich habe mich mit dieser Partei noch nie irgendwie eingehend beschäftigt“, behauptet er. Seine Bekanntschaft zum NPD-Funktionär Thorsten Heise ist damals bereits bekannt. „Die NPD ist die einzige politische Kraft, die sich gegen alle Widerstände für das Lebensrecht unseres Volkes eingesetzt hat“, heißt es in einem der Artikel von „Landolf Ladig“. Das Amtsenthebungsverfahren wird mehrheitlich beschlossen, nach dem Abgang von Lucke aber vom neuen Bundesvorstand wieder zurückgenommen.

      Im Oktober 2015 wird Höcke mit einem Auftritt in der ARD-Talkshow „Günther Jauch“ bundesweit bekannt. Jauch spielt eine Rede von Höcke in der Thüringer Landeshauptstadt ein. „Schön deutsch soll Erfurt bleiben“, sagt Höcke da. Er spricht von einer „1000-jährigen deutschen Geschichte“ – und erinnert damit manche Beobachter an völkische Nationalisten in der Weimarer Republik oder Nationalsozialisten, die von Deutschland als „Tausendjährigem Reich“ sprachen. Fünfeinhalb Millionen schauen zu, zahlreiche große Medien berichten anschließend. „Wirrer AfD-Politiker hisst Deutschlandfahne bei Jauch“, titelt die Welt. Im Spiegel ist von „unfreiwilliger Satire“ zu lesen. Und selbst die Junge Freiheit spricht von einem „Desaster für die AfD“. Chefredakteur Dieter Stein spricht von einem „Unsicherheit mit hohlem nationalen Pathos kompensierenden Redner“. Wenn die AfD-Spitze um Frauke Petry und Jörg Meuthen die Sache treiben ließe, werde „Höcke den Kurs der Partei bestimmen“, sagt er voraus. Petry und Meuthen schreiben daraufhin eine Mail an alle Mitglieder. Betreff: „Die AfD in der Öffentlichkeit“. Die große Mehrheit der AfD-Mitglieder würde sich vom „derzeitigen Stil des thüringischen Landesvorsitzenden nicht vertreten“ fühlen, heißt es darin. „Wir möchten uns nicht nur inhaltlich, sondern auch sprachlich deutlich von denjenigen unterscheiden, die zu Recht im politischen Diskurs Deutschlands als Extremisten gebrandmarkt und damit ausgeschlossen sind.“ Vize-Parteichef Gauland ist erbost. Höcke habe in der Jauch-Sendung „nichts gesagt, was jenseits des Programms oder der Vorstellungen der AfD liegen würde“, sagt er im Deutschlandfunk-Interview. „Das hat überhaupt nichts mit der braunen Vergangenheit zu tun und von daher kann ich nicht finden, dass wir ihm da irgendwelche Vorwürfe machen müssten.“ Im November 2015 lädt schließlich Götz Kubitscheks Institut für Staatspolitik zu einer Tagung mit dem Titel „Ansturm nach Europa“ ein. „Die Asylantenflut ergießt sich nach Deutschland“, heißt es in der Einladung. Stargast ist Björn Höcke. Mit seiner dortigen Rede sorgt er erneut für bundesweite Aufmerksamkeit. Höcke spricht in Schnellroda vom „lebensbejahenden afrikanischen Ausbreitungstyp“, der auf den „selbstverneinenden europäischen Platzhaltertyp“ treffe. Solange Deutschland bereit sei, den „Bevölkerungsüberschuss Afrikas aufzunehmen“, werde sich „am Reproduktionsverhalten der Afrikaner nichts ändern“. Die Rede hält Höcke gerade einmal vor 150 Kongressteilnehmern. Doch ein Mitschnitt wird auf YouTube veröffentlicht, in zahlreichen Fernsehsendungen eingespielt und überall zitiert. Thüringens Landtagspräsident Christian Carius (CDU) sieht Höcke „als Rechtsextremist entlarvt“. Höcke lehne die „völlig absurde Rassentheorie des Nationalsozialismus“ entschieden ab, sagt hingegen eine Sprecherin der Thüringer AfD-Landtagsfraktion. Doch auch innerhalb seiner Partei sorgt Höcke für Ärger. In der Bundesgeschäftsstelle gehen Dutzende Parteiaustritte ein. Der Bundesvorstand diskutiert tagelang. Co-Parteichefin Frauke Petry drängt intern darauf, Höcke zu sanktionieren. Gauland wirft ihr in einer Telefonkonferenz mit Anspielung auf den früheren Parteichef „Lucke-Methoden“ vor. Der Bundesvorstand beschließt dann lediglich, Höcke für die „politische Torheit“ eine Rüge zu erteilen. Petry fordert Höcke zum Parteiaustritt auf. Und Gauland? Kritisiert nicht Höcke, sondern Petry für diese Aufforderung. „Der Bundesvorstand hat ausdrücklich keine Maßnahmen gegen Björn Höcke beschlossen und ihn nicht verurteilt“, sagt er der Bild. „Ich finde es falsch und zutiefst unfair, dass sie das jetzt umdeutet.“ Erstmals muss sich auch Gauland Kritik für sein Bündnis mit dem Rechtsextremisten gefallen lassen. Er müsse sich „von Höcke distanzieren, um Schaden von der Partei abzuwenden“, fordert der Hamburger AfD-Fraktionschef Jörn Kruse. Gauland beeindruckt das nicht. Ein Jahr später schlägt er Höcke sogar als Teil eines Spitzenteams für die anstehende Bundestagswahl vor. „Er vertritt einen großen Teil der Partei“, sagt er damals. Gauland geht damit auf offene Konfrontation mit der Parteichefin Petry, der nachgesagt wird, gerne als alleinige Spitzenkandidatin antreten zu wollen. 

      Im Januar 2017 ist Höcke bei der Jungen Alternative in Dresden eingeladen. Die Ansprache, die er dort hält und die live ins Internet übertragen wird, wird als „Dresdner Rede“ in die Geschichte der AfD eingehen. Höcke bezeichnet das Holocaust-Mahnmal in Berlin als „Denkmal der Schande“, spricht von einer „dämlichen Bewältigungspolitik“ und fordert eine „erinnerungspolitische Wende um 180 Grad“. Die Alliierten hätten den Deutschen mit den Bombardierungen im Zweiten Weltkrieg „nichts anderes als uns unsere kollektive Identität rauben“ wollen, behauptet er. „Und zusammen mit der dann nach 1945 begonnenen systematischen Umerziehung hat man das auch fast geschafft.“ Zu den Dresdner Jung-AfDlern sagt Höcke: „Ich möchte, dass ihr euch im Dienst verzehrt. Ich weise euch einen langen und entbehrungsreichen Weg. Aber es ist der einzige Weg, der zu einem vollständigen Sieg führt, und dieses Land braucht einen vollständigen Sieg der AfD.“ Es ist die maximale Provokation. Der Generalsekretär der sächsischen CDU, Michael Kretschmer, bezeichnet die Rede als „Nazi-Sprech“. Die AfD zeige mit diesen „antisemitischen und in höchstem Maße menschenfeindlichen Worten ihr wahres Gesicht“, teilt der Zentralrat der Juden in Deutschland mit. Der israelische Botschafter fordert eine Entschuldigung. Sogar innerhalb des Thüringer AfD-Fraktionsvorstands muss Höcke sich Kritik anhören. Bei einer Sitzung im Landtag wird er zur Rede gestellt. Ausgerechnet Rechtsaußen Stephan Brandner meldet sich kritisch zu Wort. Höcke verlässt in Begleitung seines Büroleiters empört den Saal. Ein Teilnehmer der Sitzung erinnert sich an einen „divenhaften Auftritt“. Und auch aus der Parteispitze wird Höcke erneut kritisiert. „Björn Höcke ist zu einer Belastung für die Partei geworden“, sagt die Bundesvorsitzende Petry in der Jungen Freiheit. Petry schreibt erneut einen Rundbrief an alle Mitglieder. In der Rede sei „nicht nur Sprengpotential für die Einheit der Partei, sondern insbesondere auch für das Demokratieverständnis der AfD enthalten“, heißt es darin. Auch Petry spricht in der Mail von einem angeblichen „Missbrauch von problematischen Teilen unserer Nationalgeschichte für die Zwecke gegenwärtiger Politik“. Dabei handle es sich um eine „pseudomoralische und pseudopädagogische Instrumentalisierung der Geschichte zur Verhinderung einer vitalen und interessenwahrenden gegenwärtigen deutschen Politik“, die die „Bildung eines unverkrampften Nationalbewusstseins unmöglich machen“ solle. Es brauche jedoch „keine ‚180-Grad-Wende‘ der heutigen Selektion der deutschen Geschichte mit umgekehrter Verengung des Blickwinkels“. 

      Auf Gründervater Gauland kann sich Höcke auch dieses Mal wieder verlassen. Petrys Mail sei nur ihre „persönliche Meinung“, beschwichtigt er. Höckes Rede tauge nicht zum Skandal. Sein Parteifreund habe „in keiner Weise Kritik an der Erinnerung an den Holocaust geübt“ – und „nichts gesagt, wofür er sich schämen müsste“. Höcke selbst gibt sich unschuldig. Er habe „den von Deutschen verübten Völkermord an den Juden als Schande für unser Volk bezeichnet“, behauptet er in einer Erklärung, die am Tag nach der Rede veröffentlicht wird. Unabhängig davon, wie er den doppeldeutigen Begriff tatsächlich gemeint hat, ist zweifellos klar, dass er ein Mahnmal, das an die Opfer des Nationalsozialismus erinnert, ablehnt, jedenfalls in dieser Größe und im Herzen der Hauptstadt. Dem Bundesvorstand reicht Höckes Erklärung mehrheitlich nicht. Petry strengt im Februar 2017 ein Parteiausschlussverfahren gegen Höcke an und begründet dies mit der Dresdner Rede. Alexander Gauland stimmt dagegen. Einen Tag nach dem Vorstandsbeschluss schlägt er Höcke erneut für den Bundestag vor. Höcke interessiere sich für die „großen nationalen Probleme“ – und die könne man nicht im Thüringer Landtag lösen. Auch Jörg Meuthen stimmt damals gegen das Ausschlussverfahren. Heute bezeichnet er das als Fehler. „Im Nachhinein sehe ich es so, dass Frauke Petry damals durchaus mit vielem Recht hatte“, sagt er mir in einem Telefonat im März 2025. „Sie hat, wohl auch weil sie im Osten unseres Landes lebt und ich ein Kind des Westens bin und auch dort lebe, die von Kubitschek, Höcke, Kalbitz und Co. ausgehende Gefahr früher und klarer erkannt als ich. Wenn wir damals wirklich kooperiert hätten, wäre es sicher ganz anders gelaufen.“ Die Aussage ist aufgrund der jahrelangen Fehde zwischen Petry und Meuthen in der gemeinsamen Zeit innerhalb der AfD durchaus bemerkenswert. Meuthen spricht im Gespräch mit mir über einen „unnötigen, von ihr ausgehenden Machtkampf“, den beide besser vermieden hätten. Und er gibt eine „taktischen Allianz“ zu, die er mit Gauland und temporär auch mit Höcke eingegangen sei, als Petry ihn bekämpft habe. „Ich hielt Höckes völkische und antifreiheitliche Positionen damals einfach für zu randständig, um die Partei prägen zu können. Darin habe ich, das ist aus heutiger Sicht ganz offenkundig, leider geirrt.“ Gauland verteidigt Höcke weiter, selbst als dieser im März 2017 dem Wall Street Journal sagt, es sei „das große Problem“, „dass man Hitler als das absolut Böse darstellt“ und es in der Geschichte viele Grautöne gebe. Höcke habe damit eigentlich gemeint, „wenn man Hitler als absolut böse ansieht, nimmt man ihn aus der Geschichte raus“, sagt er. Das Parteiausschlussverfahren scheitert schließlich im Mai 2018. Das Thüringer Landesschiedsgericht urteilt, dass durch die von der Bundesspitze monierten Äußerungen „keine Wesensverwandtschaft Höckes mit dem Nationalsozialismus“ festzustellen sei. Im folgenden Jahr wird der Thüringer Landtag neu gewählt – und erneut wird bundesweit über Höcke diskutiert. Nun wird Gauland am deutlichsten. Am Wahlabend sagt er: „Herr Höcke rückt die Partei nicht nach rechts. Herr Höcke ist die Mitte der Partei.“

      Seitdem sind viele Jahre vergangen, in denen Höcke immer offener völkischen Nationalismus und Geschichtsrevisionismus verbreitet hat. Doch Gauland will davon immer noch nichts wissen. Im September 2024 treffe ich ihn in seinem Bundestagsbüro im Jakob-Kaiser-Haus. An der Wand hängen zwei Gemälde mit Karikaturen, die die Lobby im britischen Unterhaus und die Terrasse des Westminster-Palasts zeigen und Ende des 19. Jahrhunderts im englischen Magazin Vanity Fair erschienen sind. Gaulands Händedruck ist schwach, die Brille sitzt weit vorn auf der Nase. Hunde lassen sich zwar nicht auf seiner Krawatte finden, aber dafür auf seinen Socken. Gauland ist mittlerweile Ehrenvorsitzender der AfD und der AfD-Bundestagsfraktion. „Björn Höcke ist eine der herausragenden Figuren der AfD“, sagt er, als ich ihn auf den Thüringer Landeschef anspreche. Gauland gerät regelrecht ins Schwärmen. Höcke habe viel bewegt und sich an politischen Diskussionen beteiligt, die für die AfD wichtig gewesen seien, sagt er. „Die Verteufelung von Björn Höcke, die wir überall erlebt haben, halte ich für völligen Unsinn. Ich habe ihn früher mal einen Nationalromantiker genannt und würde hinzufügen: Er liebt das deutsche Volk mehr, als es das vielleicht manchmal verdient.“ Lediglich als ich ihn mit einer kürzlichen Aussage von Höcke konfrontiere, dass die CDU „keine deutsche, sondern eine transatlantische Vasallenpartei“ sei, kritisiert Gauland dies und spricht von „Unsinn“. „Das ist eine polemische Aussage, aber nicht zielführend“, sagt der Mann, der der CDU 40 Jahre lang angehörte. Er habe Höcke aber immer als „interessanten Gesprächspartner und klugen Mann“ erlebt, der sich „keineswegs immer in den Mittelpunkt gestellt und eine Menge Arbeit geleistet“ habe. Für den großen Einfluss, den er in der AfD habe, habe er sehr viel getan. Dann gibt Gauland Höcke mal wieder seinen Segen für eine bundespolitische Karriere. „Ich hätte damit kein Problem“, sagt er. Gauland gibt Höcke geradezu einen Freifahrtschein. „Was immer er nun macht, werde ich mit Zustimmung zur Kenntnis nehmen“, sagt er.

      Wie ist das Eintreten von Gauland, der sich wohl noch immer als Konservativer versteht, fälschlicherweise wohlgemerkt, für Höcke zu erklären? Zum einen gibt es gerade in der Sicht auf die deutsche Geschichte viele inhaltliche Überschneidungen. Auch Gauland will vom Nationalsozialismus nichts mehr wissen, fordert einen Schlussstrich. „Man muss uns diese zwölf Jahre nicht mehr vorhalten“, sagte er etwa im September 2017. Die Deutschen hätten das Recht, „stolz zu sein auf Leistungen deutscher Soldaten in zwei Weltkriegen“. Im Juni 2018 sagte er, dass „Hitler und die Nazis nur ein Vogelschiss in unserer über 1000-jährigen Geschichte“ gewesen seien. Später erklärte er, dass damit eine „verachtungsvolle Charakterisierung“ gemeint gewesen sei. Auch an der Hinwendung der AfD zu Russland war Gauland maßgeblich beteiligt. Bereits nach Russlands Beschluss, die ukrainische Halbinsel Krim zu annektieren, warb Gauland im März 2014 für Verständnis für das Vorgehen. Jeder Rechtsbruch habe eine Vorgeschichte, Legitimität könne anders beurteilt werden als Legalität, sagte er damals. Über die Nationalelf sagte Gauland im Juni 2016, diese sei „schon lange nicht mehr deutsch im klassischen Sinne“. Dabei muss er sich auf den Migrationshintergrund einiger Spieler bezogen haben. Auch eine Aussage über die 1967 in Hamburg geborene SPD-Politikerin Aydan Özoğuz, die seit 1989 deutsche Staatsbürgerin ist, passt hierzu. Bezüglich einer Äußerung von Özoğuz über eine „nicht identifizierbare spezifisch deutsche Kultur“ sagte Gauland im August 2017 in Anwesenheit von Björn Höcke bei einer Wahlkampfveranstaltung im Eichsfeld, man werde Özoğuz „Gott sei Dank in Anatolien entsorgen“ können. Das Deutsche Institut für Menschenrechte erkennt darin die Forderung nach einer „grund- und menschenrechtswidrigen Deportation einer deutschen Staatsbürgerin“. Viel wichtiger als inhaltliche Überschneidungen ist aber, dass Gauland die Klugheit Höckes schätzt. Durch sein Wirken in der AfD hat er mehrere Intellektuelle als Freunde verloren. Und mit vielen anderen Funktionären der AfD kann er keine tiefen Gespräche über grundsätzliche Fragen führen. „Seit er sich aus der offenen Gesellschaft verabschiedet hat, wird Gauland von neurechten Protagonisten umarmt und hofiert“, schreibt Olaf Sundermeyer in seinem Buch über Gauland. Demnach hat Höcke Gauland seinen Freund Götz Kubitschek vorgestellt. Seitdem telefonieren Gauland und Kubitschek regelmäßig. Höckes Beschützer nennt den Rechtsextremisten, Höckes engsten Vertrauten, einen „klugen Intellektuellen“. 

      Gaulands schützende Hand ist außerdem strategischer Natur. Er sieht Höcke als strategisch wichtigen Akteur, um die Partei als Sammelbecken des Spektrums von rechtskonservativ bis völkisch-nationalistisch und rechtsextremistisch zusammenzuhalten. Gerade deshalb stört ihn die Kritik an Höcke, die früher aus der eigenen Partei kam, besonders. Seine Strategie folgt einem machtpolitischen Kalkül: Gauland weiß, welch starke Basis Höcke und dessen Gesinnungsgenossen gerade in Ostdeutschland haben und will auf diese innerhalb seiner Partei nicht verzichten. Und er weiß – und wirkt daran mit –, dass sich in der Geschichte der AfD bislang immer die Radikalen durchgesetzt haben. Einen Bruch mit Höcke würden sie nicht akzeptieren. Gauland sieht es für den Erfolg der AfD als elementar an, die Partei nicht zu spalten. Dafür nimmt er es gerne in Kauf, skandalöse Aussagen zu relativieren und zu verteidigen.

      Alice Weidel – Die Opportunistin 

      Im Januar 2025 steht die AfD-Bundesvorsitzende Alice Weidel auf der Bühne einer großen Mehrzweckhalle im sächsischen Riesa. Gerade hat der Bundesparteitag sie einstimmig zur Spitzenkandidatin gewählt, sicherheitshalber lediglich per Akklamation. Der Saal unterbricht Weidels Rede, die an diesem Tag besonders scharf ist, immer wieder mit lauten Jubelrufen und stehenden Ovationen. Weidel spricht von den „Windmühlen der Schande“, schmäht die CDU als „Betrügerpartei“ und kündigt an, Gender-Studies-Professoren „rauszuschmeißen“. An vielen Stellen ihrer Rede fällt nicht nur die Tonalität, sondern auch ihre Gestik und Mimik ins Aggressive. Besonders stark brandet der Jubel auf, als Weidel ankündigt, die AfD werde Sozialleistungen für Asylsuchende streichen und „Rückführungen im großen Stil“ durchführen. Dann sagt Weidel einen bemerkenswerten Satz. „Wenn es dann ‚Remigration‘ heißt, dann heißt es eben ‚Remigration‘“, ruft sie in den Saal. Der Begriff stand zwar bereits 2019 im Europawahlprogramm der AfD und wurde vor allem im Jahr 2023 von zahlreichen Funktionären und Mandatsträgern intensiv verwendet. Nach dem Bekanntwerden eines Treffens von AfD-Politikern mit dem Rechtsextremisten Martin Sellner vor einem Jahr hatte die Parteispitze allerdings intern beschlossen, auf Abstand zu dieser Begrifflichkeit zu gehen. Sie galt als verbrannt – Sellner hatte wie zuvor ausgeführt bereits vor dem Treffen in Rechtsaußen-Medien verkündet, dass für ihn fünf bis sechs Millionen deutsche Staatsbürger „möglicherweise für eine Remigrationspolitik infrage kommen“ würden. Die Bundesprogrammkommission, bestehend aus Vertretern des Bundesvorstands, aller Landesverbände und Fachausschüsse, hatte in ihrem 85-seitigen Entwurf für das Wahlprogramm daher auf den Begriff verzichtet. Zahlreiche radikale Vertreter – darunter Björn Höcke, der Europa-Fraktionschef René Aust sowie der stellvertretende Fraktionsvorsitzende der AfD-Fraktion im Bundestag, Sebastian Münzenmaier – waren damit jedoch nicht einverstanden. Per Änderungsantrag wollten sie den Schlüsselbegriff wieder ins Programm bringen. Aus dem weniger radikalen Lager kündigte sich Widerstand an. Dort warnte man vor einem Begriff, über den man durch die starke Popularisierung durch Sellner keine Kontrolle habe. In Verhandlungen gelang es den Antragstellern um Aust trotzdem, die Programmkommission davon zu überzeugen, den Begriff ins Programm zu nehmen. Das bekam natürlich auch die Parteichefin mit. Und bevor Weidel diesbezüglich eine Niederlage einräumen musste, machte sie sich den Begriff, von dem sie zuvor Abstand genommen hatte, in ihrer Rede einfach zu eigen. Nach Weidels Rede auf dem Parteitag 2025 sagt Höcke in einer Runde mit Journalisten: „Sie war empathisch, emotional und hat präzisiert, was wir wollen.“

      Als Weidel den Begriff in Riesa endgültig für die gesamte Breite der Partei nutzbar macht, spreche ich in Riesa im Hintergrund mit mehreren Vertretern von Höckes Netzwerk. Sie können ihr Glück kaum fassen – und wissen, dass sie sich in ihren Landesverbänden jetzt nicht mehr für die Nutzung rechtfertigen müssen, nachdem die Parteichefin den Begriff prominent verwendet hat. „Dann muss unser Landesvorstand jetzt auch endlich nachziehen“, sagt einer. Weidel hat sich mal wieder von den besonders Radikalen innerhalb ihrer Partei treiben lassen. Auch Götz Kubitschek ist in Riesa vor Ort. Im Gästebereich spricht er eine Dreiviertelstunde mit Weidels Büroleiter Daniel Tapp. Mit mir will Kubitschek nicht sprechen. Als ich ihn nach einem Hintergrundgespräch frage und sich gleich mehrere Kollegen anschließen, wird er nervös. „Ich rede ungern mit Journalisten“, sagt er. Bereits am Vortag des Parteitags war es zu einem Gespräch zwischen Björn Höcke und Alice Weidel gekommen. Weidel hatte die AfD in einem Talk mit dem US-Unternehmer Elon Musk als „libertär und konservativ“ bezeichnet. Libertäre sehen in der individuellen Freiheit den höchsten politischen Wert und streben eine Gesellschaft an, in der der Staat minimalen Einfluss auf diese Freiheit hat. Höcke kann damit nichts anfangen. Im Jahr 2014 stellte er etwa infrage, „ob ein Mehr an Freiheit, ein Mehr an Liberalismus noch eine drängende Frage der Zeit ist“. „Wir leben bereits in einer sehr liberalen Gesellschaft, die im Namen des ‚Ich‘ in Jahrzehnten dem ‚Wir‘ fast alles abgerungen hat“, sagte er damals. Dass die AfD-Chefin seine Partei nun derart charakterisiert, irritiert ihn. Er sucht das Gespräch. Weidel erklärt ihm, es handle sich um einen Übersetzungsfehler ins Englische, sie habe eigentlich liberal gemeint. Höcke akzeptiert dies – und besteht darauf, dass es neben einem „liberal-konservativen Flügel“ (was gewiss begrifflich eine Verharmlosung darstellt) auch einen „sozial-patriotischen Flügel“ (was ebenfalls verharmlosend ist) geben muss. Weidel stimmt ihm zu. 

      Im Gegensatz zum Verhältnis zwischen Alexander Gauland und Höcke, das von Anfang an eng und vertrauensvoll war und über die Jahre stabil geblieben ist, hat sich das Verhältnis zwischen Weidel und Höcke seit Gründung der AfD stark verändert. Früher hat sie ihn noch öffentlich kritisiert. Doch diese Zeiten sind vorbei. Weidel hat jede Häutung und Radikalisierung der Partei mitgemacht und irgendwann aufgehört, sich nach Rechtsaußen abzugrenzen. Eine große Rolle spielt dabei ihr Wille zum Machterhalt. Dafür verhält sie sich immer wieder opportunistisch. Das funktioniert. Mittlerweile ist Alice Weidel die mächtigste Person innerhalb der AfD. Ihr wird zwar selbst von Unterstützern nachgesagt, sich nicht besonders für Fragen der Parteiorganisation zu interessieren. Sogar bei wichtigen Sitzungen fehle sie gelegentlich, berichten Teilnehmer. „Ein Arbeitstier ist sie nicht“, ist noch eine der freundlichen Äußerungen, wenn man sich über sie unter AfD-Politikern umhört. Doch an der Basis gibt es niemanden, der beliebter ist als Weidel. Egal in welchem Landesverband sie auftritt, ist die Halle voll und die Chefin umjubelt. Mit populistischen Reden gelingt es ihr immer wieder auch im Bundestag, auf YouTube ein Millionenpublikum anzusprechen. Weidel ist das wichtigste Gesicht der Partei, bestätigen selbst ihre Kritiker.

      Um die Wandlung zu verstehen, lohnt sich ein Blick in den Juli 2019, als sich in der AfD eine Front gegen Björn Höcke formiert. Mit einem Appell wenden sich 100 Funktionäre, darunter zahlreiche Bundes- und Landtagsabgeordnete, zwei Landesvorsitzende und mehrere Kreisvorsitzende, an die Öffentlichkeit. „Wir sagen sehr klar: die AfD ist und wird keine Björn-Höcke-Partei! Die Mitgliedschaft lehnt den exzessiv zur Schau gestellten Personenkult um Björn Höcke ab“, heißt es darin. Höcke sei als Thüringer Landesvorsitzender nicht demokratisch legitimiert, für die AfD als Gesamtpartei zu sprechen. Auch Alice Weidel wird kurz vor der Veröffentlichung gefragt, ob sie den Appell unterzeichnen möchte. In einer SMS schreibt Weidel an eine der Initiatoren: „Das ist ein sehr gutes Schreiben! Super Aktion – Danke dafür! Wird einschlagen“. Dahinter setzt Weidel ein Blumen-Emoji. Sie selbst könne allerdings nicht unterschreiben. „Will den Fokus der Flügel-internen Kritik nicht auf unsere Seite in diesem Stadium ziehen. Auch stellt Ihr Euch mit dem Schreiben hinter den BuVo (Bundesvorstand, FS.). Ich selbst bin aber BuVo … darum sieht es möglicherweise komisch aus, dass sich ein BuVo hinter den BuVo stellt.“ Drei stellvertretende Bundesvorsitzende und der Bundesschatzmeister unterschreiben die Resolution hingegen. Am nächsten Tag wird sie an zahlreiche Medien geschickt. Alice Weidel, die sich bei den Initiatoren gerade noch bedankt hat, verschickt ebenfalls eine Pressemitteilung. Gemeinsam mit dem Bundesvorsitzenden der Jungen Alternative, Damian Lohr, erklärt sie, es sei der „falsche Weg“, „Gräben aufzureißen“. Konflikte seien „nur intern über die gewählten Gremien und ohne öffentliche Schlammschlacht zu lösen“, teilen Weidel und Lohr mit. Öffentlich und damit auch für Höckes Netzwerk erklärt sie also etwas gänzlich anderes als intern gegenüber Höckes Kritikern. Es ist nicht das einzige Mal, dass Weidel in Bezug auf ihr Verhältnis zu Höcke mit einer solchen Doppelgesichtigkeit auffällt. Ein weiterer Blick zurück: An der bereits erwähnten Dresdner Rede im Januar 2017 stört sich Weidel noch – und kritisiert ein revisionistisches Geschichtsverständnis. „Die AfD steht für die Korrektur der Fehlentwicklungen der Gegenwart und nicht für die Revision der Vergangenheit“, sagt sie. Weidel wird an diesem Tag deutlich. Für die von Höcke angestoßene Debatte fallen ihr gleich vier negative Adjektive ein: „unsäglich“, „rückwärtsgewandt“, „überflüssig“ und „kontraproduktiv“. Den Medien teilt sie mit: „Herrn Höckes Alleingänge schaden der Akzeptanz der Partei bei den Bürgern.“

      Der Bundesvorstand tagt Anfang 2017 gleich mehrmals zu den Konsequenzen der Rede. Manche fühlen sich an den Bruch mit dem ersten Parteichef Bernd Lucke erinnert, so heftig sind die Debatten. Stundenlang wird gestritten. Schließlich ist es Alice Weidel, die den Sprung nach vorn wagt, so erinnern sich mehrere Teilnehmer. Weidel fordert die schärfste Sanktionsmaßnahme – einen Antrag auf den Ausschluss aus der Partei. Mit der Bundesvorsitzenden Frauke Petry hat sie sich abgesprochen. Als „geradezu aggressiv“ erinnert sich ein Teilnehmer an Weidels Vortrag. „Solche Leute müssen aus der Partei“, sagt Weidel sinngemäß. „Höcke geht gar nicht!“ Co-Parteichef Jörg Meuthen arbeitet damals mit Höcke zusammen. Mit dem Inhalt der Rede ist er zwar nicht einverstanden. Doch er wendet sich gegen Weidels Vorschlag. „Das reicht nicht für einen Parteiausschluss“, sagt er in der internen Sitzung – und erinnert daran, dass wegen Lucke schon Tausende Mitglieder die AfD verlassen haben. „Das zerfetzt den Laden.“ Meuthen kann sich nicht durchsetzen. Petry und Weidel erhalten die erforderliche Zwei-Drittel-Mehrheit. Von einer Rechtsanwaltskanzlei lässt Petry ein 20-seitiges Schreiben ausarbeiten. Die Parteispitze erhebt in dem auf den 30. März 2017 datierten Antrag schwere Vorwürfe gegen Höcke. Sie bescheinigt ihm eine „Wesensverwandtschaft mit dem Nationalsozialismus“. Die Partei müsse sich dies „zurechnen lassen, so dass ein Verbotsverfahren nicht unmöglich wäre“. Der Bundesvorstand moniert in dem Antrag zahlreiche Stellen aus der Dresdner Rede. „Ich will, dass wir diesen Halben einen Strich durch die Rechnung machen“, wird etwa aus Höckes Rede zitiert. Durch die Verwendung des Begriffs werde „ein Menschenbild sichtbar, welches der Würde des Menschen widerspricht“. Zudem handle es sich um eine „Begrifflichkeit von Adolf Hitler“. Tatsächlich sagte Hitler etwa in einer Rede im Jahr 1932: „Es möge sich jeder vor Augen halten: Dem Halben und dem Schwachen, dem Lauen und dem Unentschiedenen ist noch niemals das Himmelreich zuteilgeworden.“ In dem Rauswurf-Antrag wird Höcke weiter vorgehalten, demokratische Parteien und Parlamentarismus abzulehnen. „Im Folgenden verfällt der Antragsgegner in egomanische Ausfälle, in eine ‚Ich-Orgie‘, die den Schluss zulässt, dass er die demokratische Verfassung der AfD nicht akzeptiert, sondern stattdessen den Thüringer Weg als Führer vorgeben will und sich damit zum Führerprinzip bekennt.“ Wer sich die Rede mit der gebotenen Lautstärke anhöre und die Augen schließe, fühle sich „in eine Zeit des Dritten Reichs versetzt“. Bemerkenswert ist außerdem, dass die Antragsteller von der Personenidentität von Björn Höcke und „Landolf Ladig“ ausgehen. „Der Antragsgegner hat unter dem Namen ,Landolf Ladig‘ Artikel verfasst, in denen die NPD für ihre politischen Ideen und das politische Konzept gelobt worden ist“, heißt es in dem Antrag. Höcke habe einen Teil der „Ladig“-Texte beim Gründungsparteitag der Thüringer AfD im April 2013 wörtlich wiederholt. Explizit wird auf die Recherchen von Andreas Kemper verwiesen. Vernünftige Zweifel an der Personenidentität seien „nicht mehr möglich“, heißt es im Antrag weiter. Am Abend der Bundestagswahl im Februar 2025 frage ich Höcke nach dem von Weidel unterstützten Parteiausschlussverfahren. „Das sind alte Kamellen“, sagt er mir. „Wir haben uns kennengelernt und uns schätzen gelernt. Alice Weidel war die richtige Spitzenkandidatin und hat einen Top-Job gemacht.“

      Weidel äußert sich damals in dem Zusammenhang noch ein paarmal kritisch über Höcke. Im Februar 2017 erklärt sie, dass die AfD sich im Wahljahr nicht als Partei der Provokateure präsentieren solle – auch in Bezug auf die Dresdner Rede. „Alternative zu Höcke“, betitelt die NZZ ein Weidel-Porträt. Kurz darauf erleidet Weidel ihre erste persönliche Niederlage gegen den Flügel. Bei der Wahl der Landesspitze in Baden-Württemberg setzt sich der Höcke-Mann Ralf Özkara knapp gegen Weidel durch, mit Unterstützung des Co-Parteichefs Meuthen. „Du hast mich abgeschossen“, sagt Weidel nach der Wahlniederlage zu Meuthen. Die Macht von Höckes Netzwerk bekommt sie damals direkt zu spüren. Wenige Tage später erreicht den Bundesvorstand ein Brief von Höcke. „Das Ausschlussverfahren ist ein Signal gegen die Einheit, es gefährdet den inneren Zusammenhalt und damit auch den Wahlerfolg“, schreibt der 44-Jährige. „Darum bitte ich Sie, den Beschluss zurückzunehmen.“ Seine Rede sei „ein Fehler“ und „unglücklich“ gewesen. Der Bundesparteitag steht vor der Tür. Weidel will sich gemeinsam mit Alexander Gauland zum Spitzenteam für die Bundestagswahl aufstellen lassen. Gauland hatte sich intern bei Höckes Leuten für Weidel eingesetzt. Auf Höckes Brief reagiert Weidel umgehend – und zwar mit viel Verständnis. Im Spiegel spricht sie plötzlich von einem „positiven Signal“. Es sei anerkennenswert, dass Höcke die Größe besessen habe, den Fehler zu erkennen und sich zu entschuldigen. „Es gilt, die Streitigkeiten zu beenden.“ Im April 2017 kommt die Bundes-AfD im Kölner Maritim-Hotel zum Parteitag zusammen. Höcke hat dort wegen der Dresdner Rede Hausverbot und kann nicht teilnehmen. Dafür bringt Weidel den Saal zum Jubeln. Die politische Korrektheit gehöre „auf den Müllhaufen der Geschichte“, ruft die 38-Jährige. Jeder Erdoğan-Befürworter solle „in die Türkei zurückkehren“. „Hier steht die Zukunft der AfD, die neue Petry“, schreibt Alan Posener in der Welt. „Charismatisch, gut aussehend, intelligent, rhetorisch begabt und anscheinend bereit, für die Macht Prinzipien zu opfern.“ Journalisten fragen Weidel nach der Rede, ob sie nun mit Höcke Wahlkampf machen werde. „Ja, natürlich“, sagt sie. „Wir sind zwei Teile einer Partei.“ Weidel führt die AfD dann gemeinsam mit Alexander Gauland in den Bundestag. Direkt am Tag nach der Wahl nimmt sich Weidel Zeit für ein gemeinsames Essen mit Gauland und Björn Höcke. Das von Gauland vermittelte Treffen soll „die Chemie zwischen Höcke und Weidel verbessern“, steht kurz darauf im Spiegel. Mittlerweile dürfe Weidel klar sein, „dass Höcke zu stark ist, um aus der AfD gedrängt zu werden“, schreibt Melanie Amann. Seitdem reagiert sie genervt, wenn man sie auf Höcke anspricht. „Nicht schon wieder dieses Thema!“, sagt sie Bild einen Monat nach der Wahl auf die Frage nach dem laufenden Ausschlussverfahren. Es müsse nun das Urteil der Schiedsgerichte abgewartet werden. Höcke reicht das nicht. Im Dezember wird der Bundesvorstand neu gewählt. Höckes Lager gelingt es, die Wahl des innerparteilich Gemäßigten Georg Pazderski zum Parteichef zu verhindern. Dann kandidiert Alice Weidel als Beisitzerin. Nach der Bewerbungsrede tritt Höcke ans Saalmikrofon. „Die AfD ist kritisch, was Machtakkumulation betrifft. Man hat schon das Wort Sonnenkönig oder Sonnenkönigin gehört“, sagt er, der Landes- und Fraktionsvorsitzende in Thüringen. Es stelle sich die Frage, ob sie neben ihrem Bundestagsmandat auch noch ein Parteiamt übernehmen solle. Viele Delegierte quittieren den Angriff mit Buh-Rufen. 70 Prozent wählen Weidel in den Vorstand, gegen den Wunsch von Höcke. Doch der Angriff auf offener Bühne entsetzt Weidel. Vertraute berichten, dass Weidel damals fürchtet, von Höcke gestürzt zu werden.

      Im Mai 2018 weist das Thüringer Landesschiedsgericht den Antrag des Bundesvorstands für einen Parteiausschluss zurück. Eine „Wesensverwandtschaft zum Nationalsozialismus“ sei nicht zu erkennen gewesen, Höcke habe der AfD nicht geschadet. Einen Monat später beschließt die Parteispitze, keine Rechtsmittel gegen das Urteil einzulegen. Auch Alice Weidel stimmt dafür, den Freispruch zu akzeptieren. Später vermittelt Götz Kubitschek eine Art „Nichtangriffspakt“ zwischen Weidel und Höcke, wie Melanie Amann und Ann-Katrin Müller vom Spiegel herausfinden. „Es gab mehrere Begegnungen in einer sehr positiven, offenen Stimmung“, lässt Kubitschek sich zitieren. „Alle Beteiligten sind sich einig darin, dass die Befriedung der Partei eine der wichtigsten Aufgaben überhaupt ist.“ Über Weidel sagt er: „Sie weiß längst, dass die Partei Björn Höcke und sein Netzwerk nicht abschütteln kann, ohne Schaden zu nehmen.“ Mehrere Treffen finden demnach lange vor dem „Appell der 100“ statt, den Weidel intern lobt und öffentlich kritisiert. Weidel selbst weist damals zurück, dass ein Pakt geschlossen worden sei. Als Fraktionschefin halte sie ein gewisses Neutralitätsgebot ein, erklärt sie. Dass man im Dialog bleibe, bedeute nicht, die Meinung des anderen zu übernehmen. Kurz darauf kommt es dann zum Schulterschluss auf offener Bühne. Weidel nimmt eine Einladung von Kubitschek nach Schnellroda an. Dort tritt die Fraktionschefin bei der Sommerakademie des Instituts für Staatspolitik auf und referiert im September 2019 zum Thema „Politik in Berlin“. „Ich fand es unwahrscheinlich wichtig und schön, hier zu sein“, sagt sie in einem Video des Instituts zum Geschäftsführer Erik Lehnert, den sie duzt. „Ich finde das wirklich ganz toll. Die Leute sind aktiv, die sind wissbegierig. Man hat so eine gewisse Dynamik, das gefällt mir recht gut. Das ist mein Ausgleich zum Bundestag.“

      Öffentlich hat sich Weidel seitdem nicht mehr kritisch über Höcke geäußert. Gleiches gilt für den Co-Bundesvorsitzenden Tino Chrupalla. In internen Sitzungen äußert sich die Parteispitze durchaus differenzierter. Um die starke Polarisierung Höckes ist auch der Bundesvorstand besorgt. Manche werfen ihm auch vor, sich nicht einreihen zu können oder sich auf Bundesebene einzumischen, obwohl Höcke eigentlich nur der Vorsitzende eines vergleichsweise kleinen Landesverbands ist. Weidel nimmt zum Beispiel Höcke übel, dass er sich im Jahr 2023 für Maximilian Krah als Spitzenkandidaten für die Europawahl starkgemacht hat. Höcke hatte dies intern damit begründet, in langen Gesprächen herausgefunden zu haben, wie intelligent Krah sei. Krah sorgte dann mitten im Europawahlkampf für mehrere Skandale: Erst wurde ein langjähriger enger Mitarbeiter festgenommen, dem die Bundesanwaltschaft Spionage für einen chinesischen Geheimdienst vorwirft. Dann bestritt Krah in einem Interview, dass es sich bei SS-Offizieren grundsätzlich um Verbrecher handelt. Mehrere europäische Partnerparteien, darunter das französische Rassemblement National um Marine Le Pen und die italienische Lega um Matteo Salvini, gingen auf Distanz und schmissen die AfD aus der gemeinsamen Rechtsaußen-Fraktion im EU-Parlament. Mehrmals spricht Weidel darüber mit Höcke. Tatsächlich hatte aber auch Weidel im Jahr 2023 keinen Gegenkandidaten aufgebaut oder Krah anderweitig für den Listenplatz eins verhindert. Im Wahlkampf gesteht sie dies intern als Fehler ein. Das passiert aber alles hinter verschlossenen Türen, was auch für eine Professionalisierung der Partei spricht. Die führenden Funktionäre wissen mittlerweile, dass kaum etwas beim Wähler schlechter ankommt als parteiinterner Streit auf offener Bühne. Öffentlich spricht Weidel im Mai 2024 in Bezug auf Höcke von einem „sehr guten Verhältnis“. Höcke teilt anschließend mit, dass er nicht für die Parteispitze kandidieren wolle, da Alice Weidel und Tino Chrupalla das „sehr gut“ machten. Beide werden im Juni 2024 wiedergewählt.

      Nach dem Parteitag treffen mein Welt-Kollege Robin Alexander und ich Alice Weidel zum Interview. Dafür fliegen wir nach Zürich, weil die AfD-Chefin abends am Sommerfest der Wochenzeitung Weltwoche teilnimmt. Weidel lebt teilweise in der Schweiz. In dem Restaurant, in dem wir das Gespräch führen, ist Weidel ein gern gesehener Gast. Hier braucht sie keinen Personenschutz. In Berlin ist die Sicherheitslage anders. Dort setzt sich Weidel nach Treffen mit Journalisten eine Sonnenbrille auf und zieht eine Mütze tief ins Gesicht. Bevor das Interview beginnt, lässt sie durchblicken, dass sie nicht einverstanden mit einem Artikel von mir ist, der kurz zuvor über sie erschienen ist. Darin berichte ich über ein Gespräch von Weidel mit einer österreichischen deutschnationalen Zeitschrift, in der sich regelmäßig revisionistische Inhalte finden. Die AfD-Chefin sagt dem Blatt, sie habe sich „immer geweigert, nachzuschauen, wie der polnische Name der Stadt lautet“, aus dem ihr Vater vertrieben worden sei. Der Historiker Jens-Christian Wagner wirft ihr deshalb vor, die nach 1945 gezogenen Grenzen infrage zu stellen und sich damit gegen die Aussöhnung mit Polen zu wenden. Das Aufwachsen in einer Vertriebenenfamilie teilt Weidel mit Höcke. Und natürlich sprechen wir in Zürich mit ihr auch über Höcke, der gerade als Spitzenkandidat bei der Thüringer Landtagswahl antritt. Zu dessen Aussage im Wahlkampf, dass die CDU „niemals eine deutsche Partei“ gewesen, sondern eine „transatlantische Vasallenpartei“ sei, will Weidel sich nicht äußern. Dass das Thüringer AfD-Wahlprogramm mit dem Volkslied eines glühenden Nationalsozialisten eröffnet wird, der von Hitler schwärmte und gegen „semitische Untermenschen“ hetzte, verteidigt sie. „Das Lied ist lange vor dem Nationalsozialismus entstanden, besingt die Natur und ist völlig harmlos“, sagt sie uns. „Im Jahr 2017 wollten Sie Höcke noch aus der AfD ausschließen. Jetzt trauen Sie sich nicht mehr, den kürzlich zweimal verurteilten Höcke zu kritisieren“, werfe ich ihr vor. „Wenn es etwas zu kritisieren gibt, machen wir das intern“, antwortet Weidel. Außerdem habe Höcke sich auch geändert. „Das sehr provokante Element hat sich bei ihm abgeschwächt“, behauptet sie. „Er macht einen hervorragenden Job in Thüringen. Die Strafprozesse finde ich lächerlich und fragwürdig.“ Das Bundesamt für Verfassungsschutz erwähnt das Interview in seinem Gutachten, mit dem die AfD im Mai 2025 zur „gesichert rechtsextremistischen Bestrebung“ hochgestuft wird. Mit den erwähnten Aussagen bringe Weidel zum Ausdruck, „dass eine kritische Auseinandersetzung mit den Äußerungen Höckes von Seiten der Gesamtpartei nicht erfolgt“, heißt es darin. Indem sie die Prozesse aufgrund der Verwendung der SA-Parole „Alles für Deutschland“ als „albern“ und „lächerlich“ bezeichne, „unterlässt sie nicht nur jegliche Distanzierung, sondern belustigt sich über die Verwendung nationalsozialistischen Sprachgebrauchs“. 

      Weidel und Höcke brauchen sich gegenseitig und haben deshalb Frieden geschlossen. Weidel braucht Höcke, um als Bundesvorsitzende die gesamte Partei repräsentieren zu können. Und sie kann es sich nicht leisten, von einer prägenden Strömung angegriffen zu werden. Höcke braucht Weidel, damit seine Interessen von der Bundesspitze vertreten werden und sein Netzwerk ohne Widerspruch schalten und walten kann. Als die Ampel zerbricht und Gerüchte aufkommen, dass Höcke dieses Mal tatsächlich für den Bundestag kandidieren könnte, herrscht in der Parteispitze allerdings Alarmstimmung. Dort fürchtet man einen Schaden für die AfD, sollte Höcke tatsächlich dauerhaft die bundespolitische Bühne betreten. Weidel ist erleichtert, als sich Höcke einmal mehr gegen eine Bundestagskandidatur entscheidet. Bei einem Treffen im November 2024 in Berlin bestärkt sie Höcke in dessen Entscheidung. In der Öffentlichkeit bekommt man davon nichts mit, im Gegenteil. Kurz vor der Bundestagswahl im Februar 2025 distanziert sich Weidel sogar von ihrer früheren Kritik an Björn Höcke. Das Parteiausschlussverfahren sei „völlig überzogen“ und ein Fehler gewesen, erklärt sie im Bild-Interview. Sogar für ein Ministeramt auf Bundesebene sei er geeignet. Als Bild darauf verweist, man dürfe Höcke „gerichtsfest Faschist nennen“, sagt Weidel: „Also Entschuldigung, das, was Gerichte irgendwie von sich geben, dem kann ich überhaupt gar nichts mehr beimessen. Man darf mich ja auch beschimpfen.“






      Der Umgang mit der AfD – zwischen Abgrenzung und Normalisierung

      Die AfD pflegt im Umgang mit den anderen Parteien einen ausgeprägten Opfermythos. Landauf, landab klagen führende Vertreter der Partei, sie würden benachteiligt, gegängelt, ausgegrenzt, entrechtet. Die „Brandmauer“, tönen sie, sei eine Gefahr für die Demokratie. Undemokratisch seien also nicht sie selbst, undemokratisch sei das Verhalten aller anderen. Dazu zählen etwa der Vorwurf der Verweigerung von Koalitionsgesprächen oder das Verhindern eigener Ausschussvorsitzender.

      Dieser Opfererzählung der AfD sollte man nicht verfallen. Die Partei hat sich seit ihrer Gründung immer weiter nach rechts entwickelt und radikalisiert. Sie ist längst nicht mehr „konservativ“ und „liberal“, wie sie in ihrem auch an anderen Stellen von der innerparteilichen Realität längst überholten Grundsatzprogramm von 2016 behauptet. Sie ist in relevanten Teilen rechtsextrem. Führende Funktionäre stellen die Würde des Menschen infrage, setzen Deutsche mit Migrationshintergrund herab, machen Minderheiten verächtlich, relativieren die Verbrechen der Deutschen im Nationalsozialismus und stellen Personen aus dem organisierten Rechtsextremismus und Neonazismus als Mitarbeiter ein, teilweise sogar verurteilte Gewalttäter. Gegen den innerhalb der Partei verbreiteten Rechtsextremismus gibt es kaum noch Gegenwehr. Die Bundesspitze arbeitet längst mit ausgewiesenen Rechtsextremisten zusammen. Es ist daher völlig nachvollziehbar, wenn Abgeordnete anderer Parteien keine Vertreter der AfD in hohe Ämter wählen wollen. Die Möglichkeit zur Nichtwahl ist ein zwingendes Element einer demokratischen Wahl. Es kann keine Pflicht geben, bestimmte Personen in bestimmte Ämter zu wählen. „Mit einer freien Wahl wäre es unvereinbar, wenn eine Fraktion das Recht auf ein bestimmtes Wahlergebnis hätte“, hat auch das Bundesverfassungsgericht im Jahr 2024 festgestellt.

      In zahlreichen Medien wurde im Laufe dieser Diskussion behauptet, man würde die AfD stärken, wenn man sie nicht wie alle anderen Parteien behandle. Damit fordert man die Normalisierung einer Partei, die aber eben nicht normal ist. Ich bin außerdem überzeugt, dass es die AfD viel mehr stärkt, wenn sie normalisiert wird. Ihre Wirkmacht – wir erinnern uns: das ist laut Andreas Kalbitz das Ziel von Björn Höcke – verstärkt man dadurch massiv. Und: Selbst wenn es so sein sollte, dass die AfD gestärkt würde, weil die anderen Parteien ihr die Wahl in bestimmte Ämter verwehren, wäre es dennoch legitim, wenn Abgeordnete hier nicht lediglich nach strategischen Gesichtspunkten entscheiden, sondern diese Frage zu einer Gewissensentscheidung machen. Gelegentlich heißt es auch, die AfD müsse sich einfach von Leuten wie Björn Höcke trennen, dann wäre es eine Partei, die zweifellos im demokratischen Spektrum stünde und mit der man dann zusammenarbeiten könne. Diese Sichtweise ist naiv. Höcke ist in der AfD alles andere als ein Einzelfall. Nicht umsonst hält er sich am längsten von allen Landesvorsitzenden auf seinem Posten. Er hat in der gesamten AfD Anhänger, die ihn geradezu vergöttern. Er hat seine Vertrauten in der Bundestagsfraktion und im Bundesvorstand, in allen Landesverbänden und im Europaparlament. Er hat die Partei inhaltlich stark geprägt. Und er hat diejenigen, die ihn bekämpft haben, aus der Partei gedrängt, auf Linie oder zum Schweigen gebracht. Die AfD wäre ohne Höcke keine ganz andere Partei. Die AfD müsste sehr viele Höckes ausschließen, um eine ganz andere Partei zu werden. 

      Vielsagend ist etwa der Blick ins Europaparlament. 2013 sagte der Parteichef Bernd Lucke, die AfD werde „auf keinen Fall“ mit dem Front National (heute Rassemblement National) von Marine Le Pen zusammenarbeiten. Im Jahr 2017 traf sich dann die Lucke-Nachfolgerin Frauke Petry mit Le Pen, in der Folge arbeiteten beide Parteien zusammen. Im Jahr 2024 schließlich beendete Le Pen diese Zusammenarbeit. Ihr war die AfD zu radikal geworden. Nach der Europawahl 2024 blieb der AfD dann nur noch die Zusammenarbeit mit eindeutig extremistischen Kleinparteien am äußersten rechten Rand. Obwohl die AfD-Chefin Alice Weidel es intern zur Bedingung einer Fraktionsgründung gemacht hatte, „keine Antisemiten“ aufzunehmen und im Juni 2024 in der Welt sagte, die AfD werde „bei einer Resterampe mit Obskurantenparteien nicht dabei sein“, ist genau dies passiert. Die ESN-Fraktion unter Vorsitz des Höcke-Vertrauten René Aust ist die rechteste von drei rechten Fraktionen im EU-Parlament. Ihr gehören etwa zwei slowakische Abgeordnete an, die bis 2021 Mitglied in einer Neonazi-Partei waren und von denen einer den Holocaust geleugnet und der andere den Holocaust infrage gestellt hat. Wer solche Leute in den eigenen Reihen duldet, darf sich nicht darüber beschweren, wenn andere Parteien nicht zusammenarbeiten wollen. Die AfD grenzt sich dadurch selbst aus – und baut die Brandmauer so hoch, dass sie nur schwer wieder einzureißen ist. 

      Mehr Selbstkritik wagen

      Sinnvoll wäre es aber, nicht jede Frage davon abhängig zu machen, ob ein bestimmtes Vorgehen der AfD nutzen oder schaden würde. So schlicht sich das anhören mag: Wenn die anderen Parteien Wähler von der AfD zurückholen wollen, müssen sie gute Politik machen. Und sie sollten sich nicht in symbolpolitischen Kämpfen verlieren, die kaum jemand nachvollziehen kann – wie etwa die Weigerung der SPD, nach ihrer Wahlniederlage den Wahlgewinnern der AfD ihren großen Fraktionssaal im Bundestag zu überlassen.

      Abgrenzung allein reicht also nicht. Denn dass die AfD bundesweit zur zweitstärksten Kraft avanciert ist, signalisiert zwar auch eine gefährliche Normalisierung autoritärer und menschenfeindlicher Denkweisen. Ein relevanter Teil der Wähler vertritt selbst rassistische und nationalistische Ansichten – und auch der Rest nimmt diese innerhalb der AfD verbreiteten Sichtweisen in Kauf. Der Aufstieg der AfD lässt sich aber nicht allein dadurch erklären. Er ist auch eine Reaktion auf das wahrgenommene und tatsächliche Versagen der etablierten Parteien. Über Jahre hinweg wurden politische Konflikte entpolitisiert. Immer mehr Entscheidungen werden nicht aus echter Auseinandersetzung oder Überzeugung heraus getroffen, sondern in einem technokratischen Prozess des kleinsten gemeinsamen Nenners. Vielerorts wird nicht gestaltet, sondern nur verwaltet. Statt klare und mutige Entscheidungen zu treffen, findet man halbherzige Lösungen, die die Probleme kaum lösen. Bei zu vielen Politikern sind kaum Werte sichtbar, aus denen sie ihre Inhalte ableiten. Bei anderen werden die Werte zu abstrakten Lehrformeln. Eine Orientierung am großen Ganzen, dem Schaffen einer lebenswerten Zukunft, fehlt. Andere geben ihre Positionen viel zu schnell auf, wenn es Widerstände gibt, statt alles zu geben, um ihren Politikentwurf durchzusetzen. CDU/CSU und SPD haben außerdem Profil aufgegeben und sich dadurch inhaltlich angenähert. Wenn politische Unterschiede verwässern, klare Abgrenzungen fehlen und Konflikte hinter verschlossenen Türen ausgetragen werden, entsteht bei vielen der Eindruck, Politik werde im Hinterzimmer gemacht – losgelöst vom öffentlichen Diskurs. Offene und kontroverse Debatten, in denen die Übereinkunft gilt, dass grundsätzlich auch andere Meinungen legitim sind, fehlen. Der politische Betrieb wirkt auf viele Bürger dadurch noch schwerfälliger, selbstbezogener und unfähiger zu echten Reformen. In dieses Gefühl der politischen Alternativlosigkeit stößt die AfD – bewusst kompromisslos, lautstark und konfrontativ – und besetzt das Vakuum, das andere Parteien hinterlassen haben. Dass viele Menschen demokratische Prozesse als intransparent und abgehoben erleben, liegt auch an politischer Kommunikation, die häufig kaum anschlussfähig an die Lebensrealität vieler Bürger ist. Gerade in Krisen wie der Corona-Pandemie oder der Energieknappheit infolge des russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine wurden einschneidende Entscheidungen teilweise schlecht vermittelt oder nicht nachvollziehbar begründet. Viele Corona-Maßnahmen waren zudem schlicht unverhältnismäßig. Über unterschiedlichste Milieus hinweg entstand der Eindruck, dass der Staat viel zu stark und autoritär in das Leben und die Freiheitsrechte der Einzelnen eingreift. Wenn der Staat nur noch als regulierender, aber nicht mehr als gestaltender Akteur wahrgenommen wird, schwindet das Vertrauen in seine Legitimität. Die AfD hat es dann sehr leicht, sich als angeblich „einzige Opposition“ zu inszenieren – mit einfachen Antworten auf komplexe Fragen und einer aggressiven Rhetorik gegen das sogenannte Establishment.

      Der rasante gesellschaftliche und wirtschaftliche Wandel, sei es durch die Veränderung der Arbeitswelt, Zuwanderung in großem Umfang oder geopolitische Krisen, verunsichert viele Menschen. Das frühere Versprechen von Sicherheit und Wohlstand scheint für viele nicht mehr zu gelten. Auch die weltpolitische Lage empfinden viele – durchaus berechtigt – als bedrohlich. Allein in den Jahren 2024 und 2025 gab es in Deutschland jeweils mehrere islamistische Anschläge. In dieser Atmosphäre des Umbruchs gewinnt die AfD mit einfachen Antworten, Analysen und Erklärungsmustern sowie klaren Feindbildern an Zuspruch. Gerade in Krisenzeiten wirkt so ein Angebot besonders verlockend. Hinzu kommt: Die AfD inszeniert sich als Stimme der „normalen Bürger“ – jener Menschen, die sich von der etablierten Politik, den Medien oder akademischen Milieus nicht mehr vertreten fühlen. Diese Entfremdung ist nicht aus der Luft gegriffen. Der gesellschaftliche Diskurs ist stark polarisiert: Auf der einen Seite steht ein urbanes, progressives und liberales Denken, auf der anderen eine eher traditionelle, oft ländlich geprägte Alltagskultur. Letztere ist geprägt von mittleren und unteren Einkommensschichten, wirtschaftlicher Unsicherheit und realen Zukunftssorgen. Dass viele das Gefühl haben, auf der Stelle zu treten oder gar zurückzufallen, ist nicht nur subjektiv – es entspricht oft der Realität. Deshalb braucht es politische Veränderungen, die tatsächlich spürbare Verbesserungen im Alltag bringen. Solche Verbesserungen bleiben bislang oft aus. Wer das Vertrauen der Menschen zurückgewinnen will, muss ihre Ängste ernst nehmen und konkrete Lösungen liefern. Bestehende Probleme müssen ehrlich benannt und gezielt angegangen werden, um für eine bessere Zukunft zu sorgen. Das bedeutet auch, bestimmte Themen nicht zu ignorieren, um sie nicht der AfD zu überlassen. Ein Beispiel: Islamismus. In einer repräsentativen Studie antworteten im Jahr 2021 ganze 43 Prozent der Befragten auf die Frage, welche Partei sich in Deutschland besonders für den „Kampf gegen den radikalen Islam“ engagiere, mit der AfD. Linke, Grüne, FDP und SPD erhielten jeweils weniger als zehn Prozent. Dieses Studienergebnis ist ein Armutszeugnis für die anderen Parteien. Zwar gibt es in den Parteien jeweils engagierte Kritiker des Islamismus. Andererseits gibt es aber auch prominente Stimmen, die die Gefahr durch den politischen Islam relativieren oder Kritikern gar eine irrationale „Islamophobie“ vorwerfen. Teilweise sind Spitzenfunktionäre sogar bestens mit Organisationen vernetzt, die dem politischen Islam zugerechnet werden können. Der Eindruck, dass viele Vertreter der anderen Parteien das Thema vermeiden, ist also nicht unberechtigt. Wenn die Mehrheit der Bürger bei einem derart wichtigen Thema lediglich eine in relevanten Teilen rechtsextreme Partei als Fürsprecher identifiziert, sollte das die anderen Parteien zutiefst beunruhigen. Gerade beim Thema Islamismus und damit verbunden etwa der Verbreitung von Antisemitismus, Frauen- und Schwulenfeindlichkeit im konservativ-orthodoxen Alltagsislam, könnten Liberale, Grüne und Linke eine Vorreiterrolle bei der Bekämpfung einnehmen, wenn sie ihre eigenen Ansprüche ernst nehmen würden. Stattdessen überlassen sie das Feld der AfD. 

      Die AfD ist weder ein kurz- noch ein mittelfristiges Problem. Sie ist etabliert und man wird sie nicht mit dem Drehen an drei Stellschrauben wieder los. Die Rede von „Protestwählern“ ist verharmlosend. Die Rechtsaußen-Partei verfügt längst über ein konsolidiertes Milieu an Stammwählern, die von der Programmatik der Partei überzeugt sind. Mein Plädoyer dafür, die Wähler der AfD ernst zu nehmen, obwohl diese sich von den anderen Parteien distanziert, entfremdet, belehrt und benachteiligt fühlen, bedeutet nicht, dass ich eine Übernahme von AfD-Positionen befürworte. Wenn etwa völkische, nationalistische, rassistische und geschichtsrevisionistische Ideologien vertreten werden, braucht es deutlichen Widerspruch. Wenn diese Politik umgesetzt werden soll, braucht es kein Entgegenkommen, sondern Gegenhalten. Und dennoch bleibt wichtig: Der Erfolg der AfD verweist auch auf Versäumnisse der etablierten Parteien. Wer ihr wirklich etwas entgegensetzen will, muss auch Selbstkritik üben. Vertrauen entsteht nicht durch Moralisieren, sondern durch klare Haltung, echtes Zuhören und ein überzeugendes politisches Angebot.
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      Mein Dank gebührt den vielen Gesprächspartnern, die mir während der Arbeit an diesem Buch Informationen über Björn Höcke anvertraut haben. Viele meiner Informanten wollen nicht namentlich genannt werden. Für das entgegengebrachte Vertrauen danke ich ihnen. Gleiches gilt für diejenigen, die mir im Laufe meiner Recherche interne Dokumente, Briefe, E-Mails, Chatnachrichten und SMS von und an Höcke zur Verfügung gestellt haben. Unter den Auskunftgebern waren etwa aktuelle und ehemalige Mitglieder der AfD aus allen Ebenen und Strömungen der Partei, darunter bekannte Politiker und einfache Mitglieder. Gespräche habe ich zudem mit zahlreichen Personen geführt, die Höcke bereits vor der Gründung der AfD kannten, etwa mit Mitschülern und Lehrern aus seiner Jugend, Kollegen und Schülern aus seiner Zeit als Lehrer sowie politischen Weggefährten aus jüngeren Jahren. 

      Dass mein Welt-Kollege Robin Alexander die Anfrage nach einem Vorwort sofort zugesagt hat, hat mich sehr gefreut. Das Kapitel über das Leben von Björn Höckes Großeltern im damaligen Ostpreußen wäre ohne die Unterstützung meines langjährigen Kollegen Uwe Müller nicht möglich gewesen. Antje Hildebrandt vom Focus danke ich herzlich für wichtige Hinweise zu Wolfgang Höcke. Meiner Welt-Ressortleiterin Claudia Kade danke ich für die unkomplizierte Ermöglichung einer Auszeit. Auf die Idee des Buchs gebracht hat mich der Literaturagent Tommy Schmoll. Unabhängig von diesem Buch gilt mein Dank für den kollegialen Austausch auch jenen Journalisten, die in anderen Medien über die AfD berichten. 

       

      Meine Leser erreichen mich unter 

      hoeckebuch@gmail.com. 






      Über den Autor
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      Der Journalist Frederik Schindler, Jahrgang 1993, berichtet seit 2018 über die AfD. Seit der Bundestagswahl 2021 ist er als Redakteur im Ressort Innenpolitik der WELT und WELT AM SONNTAG für die Berichterstattung über die Rechtsaußen-Partei verantwortlich. Seitdem hat er in zahlreichen Exklusiv-Geschichten das Innenleben und interne Machtkämpfe der Partei sowie Verbindungen zu rechtsextremen Organisationen aufgedeckt.

      In seiner zweiwöchentlich erscheinenden Kolumne »Gegenrede« schreibt Schindler vor allem über jede Form von Antisemitismus und Islamismus. Zudem berichtet er über Gewalt gegen Frauen und arbeitet auch als Gerichtsreporter. Er hat an der Ludwig-Maximilians-Universität München und der Goethe-Universität Frankfurt am Main Politikwissenschaft und Soziologie studiert.







      Über das Buch

      Die AfD und ihr gefährlichster Vordenker Björn Höcke ist eine zentrale Figur der AfD, der größten Oppositionspartei und mittlerweile bundesweit zweitstärksten Kraft. Er hat die Partei, die von Millionen Menschen gewählt wird, inhaltlich maßgeblich geprägt und in seinem Sinne verändert. Und er hat noch viel vor. Der Rechtsextremist und Geschichtsrevisionist sieht sich als »Deutschlandretter«. 

      Wer ist der Mann, der im ganzen Land Anhänger hat? Was ist Höckes Ziel und wie will er es erreichen? Der Journalist und langjährige AfD-Beobachter Frederik Schindler blickt in diesem Buch hinter die Kulissen der Rechtsaußen-Partei. In seiner investigativen Recherche beleuchtet er Höckes Umfeld, seine Zeit vor dem Gang in die Politik und sein Wirken innerhalb der AfD. Aus vielen Gesprächen mit Höckes Weggefährten, seinen Vertrauten, Kritikern und ihm selbst zeichnet Schindler den Umbau der AfD nach, analysiert Höckes Strategien und gibt bislang unbekannte Einblicke in dessen Werdegang und Netzwerk. So entsteht ein umfassendes Bild über einen Politiker, der mit seiner radikalen Ideologie die Demokratie gefährdet.

       

      Langfristig gesehen ist Björn Höcke die prägendste Figur der AfD-Ideologie. Sein Einfluss sowohl auf parteiinterne als auch auf gesellschaftliche Debatten sollte daher nicht unterschätzt werden. Die AfD, die mit Höcke längst kein Problem mehr hat, ist auf Bundesebene zweitstärkste Kraft. Dieser Aufstieg ist mehr als eine bloße Verschiebung parteipolitischer Kräfteverhältnisse. Er ist ein Symptom einer tieferliegenden demokratischen Krise – und zugleich deren potenzieller Beschleuniger.

      Dabei geht es immer um mehr als nur um eine Einzelperson – es geht um ein System und ein Netzwerk, das arbeitsteilig agiert und ein klares Ziel vor Augen hat. Ich zeige, wer seine engsten Vertrauten sind und was diese auszeichnet. Und ich analysiere das Verhältnis zwischen Höcke und dem mächtigsten AfD-Mitglied, der Bundesvorsitzenden Alice Weidel. Sie werden in diesem Buch viele Dinge erfahren, die Sie bislang noch nicht über Höcke und die AfD wussten.
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